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Ertter Vortrag. 


Die politifchen Elemente und die Urſachen 
der Revolution. 


Wer es unternehmen wollte, die Geſchichte ſeines deutſchen 
Vaterlandes in der jüngſten Vergangenheit, die Geſchichte 
einer ſo tief innerlichen und allgemeinen Bewegung, wie 
die gegenwärtige, vollkommen unparteiiſch darzuſtellen, der 
würde entweder ſich ſelbſt täuſchen, oder er müßte zugeſtehen, 
daß er es vermocht hat, gleichgiltig und theilnahmlos den 
gewaltigen Erſchütterungen gegenüberzuſtehen, von denen ſein 
Vaterland und ſeine Zeit ergriffen und durchwühlt worden 
iſt; und er müßte zugleich die Thatſache leugnen, daß ſelbſt 
die lauterſten Quellen, aus denen er zu ſchöpfen vermochte, 
überall mehr oder weniger getrübt und verdunkelt waren 
von dem gewaltigen Sturm, der über fie daherbrauſte. 
Für die Vorträge, die ich heut die Ehre habe vor Ihnen 
zu eröffnen, habe ich daher eine ſolche Forderung nicht an 
mich zu ſtellen vermocht. — Ich kann und mag es nicht 
verſuchen, partei- und farblos die Geſchichte des Volkes 
darzuſtellen, dem ich angehöre, für das ich fühle und ſtrebe, 
und wo es ſein kann wirke; die Geſchichte einer Zeit, von 
deren hochgehenden Wellen ich mich ſelbſt unwiderſtehlich 
gehoben und getragen fühle. — Die politiſche Ueberzeugung, 
die ſich in mir gebildet, nicht als eine geſtaltloſe Theorie, 
ſondern als ein Produkt der Anſchauungen, die mir aus der 
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vergangenen Geſchichte meines Vaterlandes und meines Vol⸗ 
kes geworden ſind, ſie muß mir auch den Anhaltpunkt für 
die Beurtheilung der Ereigniſſe bieten, welche ſeine gegen⸗ 
wärtige Geſchichte bilden. 

Aber eben ſo wenig wie ich auf das Recht verzichte, 
den Gang, den die Ereigniſſe genommen, die Entwickelung, 
die ſich in ihnen bekundet, und das geſchichtliche Ziel, zu dem 
ſie führen müſſen, nach meiner perſönlichen Ueberzeugung 
aufzufaſſen und darzuſtellen, eben ſo wenig werde ich mich 
der Pflicht entziehen, die Thatſachen ſelbſt mit dem Ernſt 
und der Gewiſſenhaftigkeit zu prüfen, die mich vor Entſtel⸗ 
lung der Wahrheit im Sinn und im Intereſſe einer Partei⸗ 
überzeugung zu ſchützen vermag, und die handelnden Pers 
ſonen und ihre politiſche Wirkſamkeit offen und frei, aber 
ohne abſichtliche Schonung auf der einen, ohne Vorurtheil 
und Geringſchätzung auf der anderen Seite zu beurtheilen. 

In dieſem Sinne, aber in keinem andern darf und will 
ich Ihnen Unparteilichkeit der Darſtellung verſprechen, ſo 
weit meine Kraft ausreicht, die Thatſachen und die Perſonen 

mit objektivem Urtheil zu erfaſſen. 1 
e Die Erhebung des deutſchen Volkes im Jahre 1848 
iſt nicht die unerwartete Folge eines von Außen gegebenen 
Anſtoßes, einer allgemeinen Bewegung, in welche es unbe⸗ 
wußt mit hineingeriſſen wurde, ſondern das Produkt eines 
wohlberechtigten, eines lange und tief gefühlten Bedürfniſſes 
nach politiſcher Freiheit und nationaler Einheit. Einmal 
mit Entſchiedenheit an den Tag getreten, kann dieſe Forde⸗ 
rung der Nationen wohl einen Augenblick zurückgedrängt 
werden; aber fie geht ihrer Erfüllung unabweislich entgegen. 
Nur der erſte Verſuch zur Verwirklichung derſelben iſt ge⸗ 
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ſcheitert und zwar nicht durch den Mangel an Kraft und 
Recht des Volkes, ſondern durch den Widerſtreit der politi⸗ 
ſchen Elemente, aus denen es das Gebäude ſeiner Einheit 
und Freiheit aufrichten ſollte. 

Wir wollen, um Beides zu bewahrheiten, ſowohl dieſe 
ſtaatlichen Elemente Deutſchlands in ihrer Bedeutung für 
die Gegenwart in's Auge faſſen, als auch die Geſchichte der 
Jahre überſchauen, welche der Erhebung unmittelbar voran— 
gegangen ſind und in denen ſich dieſelbe ſichtbar vorbereitete. 

Deutſchlands politiſche Zerriſſenheit hat nicht nur eine 
große Zahl von Staaten geſchaffen, die in ihrer Selbſtſtän⸗ 
digkeit ein natürliches Hemmniß für die Erneuung der na- 
tionalen Einheit ſein mußten, ſondern wir unterſcheiden in 
dieſen Staaten auch vier verſchiedene Bildungen, deren jede 
zu der gemeinſamen Forderung der Nation in einem andern 
Verhältniß ſteht: die kleineren Staaten, die vier Königreiche, 
die beiden Großmächte, die wider in ſich die widerſtrebend⸗ 
ſten Standpunkte zur deutſchen Einheitsfrage einnehmen. 

Die kleineren Staaten haben in Wahrheit nur den 
Schein der Selbſtſtändigkeit. So weit aber dieſe reicht, 
vermag ſich der Volkswille raſcher und entſchiedener zur Gel⸗ 
tung zu bringen, als in jedem anderen. Um demſelben Wider⸗ 
ſtand leiſten zu können, noch mehr aber um irgend eine Ge— 
währ für ihre Exiſtenz nach Außen zu finden, bedürfen ſie 
des entſchiedenen Anſchluſſes an eine größere Macht, und 
wenn ſie nicht in volle Abhängigkeit von ihren mächtigeren 
Nachbarn gerathen wollen, fo müſſen fie nach der nationa⸗ 
len Einheit des Ganzen ſtreben, dem ſie angehören und in 
dem ſie als ſelbſtſtändige Glieder wieder zu einer gewiſſen Be⸗ 
deutung und zu einem Antheil an ſeiner politiſchen Macht gelan⸗ 
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gen können. — Einer allgemeinen Bewegung vermögen dieſe 
Staaten nur den geringſten Widerſtand entgegenzuſtellen. 
Sie haben ſich daher für die Berufung eines deutſchen Par: 
laments erklärt, ſie habe alle die Verfaſſung vom 28. März 
anerkannt und ſich dann eben ſo alle dem Bündniß vom 
26. Mai angeſchloſſen. 

Die mittleren Staaten Deutſchlands, insbeſondere 
die vier Königreiche, find nicht groß genug, um volle Selbſt— 
ſtändigkeit gewinnen zu können und zu groß, um dieſelbe 
freiwillig und vollſtändig aufzugeben, und darum um ſo 
eiferſüchtiger bemüht, dieſelbe zu wahren. Sie ſind zu klein, 
um den beiden Großmächten gegenüber Geltung zu finden, 
aber groß genug, um die eine derſelben gegen die andere 
zu ſtützen, um das Gleichgewicht bald hierhin, bald dorthin 
in Schwanken zu bringen oder wieder herzuſtellen. Sie ſind 
zu klein, um einem äußeren Feinde Widerſtand zu leiſten, 
aber groß genug, um ihn gegen ihre eigenen Stammsge— 
noſſen zu ſtärken. Die Bildung einer ſtarken und feſten 
Einheit der deutſchen Nation widerſtrebt ihren Souveräne— 
tätsgelüſten. Sie wollen lieber abgeriſſene Stücke des zer⸗ 
riſſenen, als zuſammenhängende Glieder des einheitlichen 
Deutſchland ſein. Zu ſchwach, um dem mächtigen Sturm 
des Jahres 1848 zu widerſtehen, haben ſie ſich doch der 
Vollendung und Abſchließung des Einheitswerkes überall 
entgegengeſtellt. Sie wollten ſtatt des einheitlichen Ober⸗ 
hauptes ein vielköpfiges Direktorium, ſie haben alle die Ver⸗ 
faſſung der Nationalverſammlung abgelehnt; ſie haben ſich 
dem preußiſchen Bundesſtaat zum Theil gar nicht, zum Theil 
nur zum Schein angeſchloſſen, ſie werden auch mit Oeſter⸗ 
reich ſich zu keinem Bündniß vereinigen. 
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Von den beiden deutſchen Großſtaaten iſt Oeſterreich 
vermöge ſeiner ganzen politiſchen Geſtaltung das nothwen⸗ 
dige und beſtändige Hemmniß deutſcher Einheit und Frei⸗ 
heit. So lange der öſterreichiſche Staat als ſolcher im 
Stande iſt, gewaltige Theile verſchiedener Nationen zu einem 
einzigen politiſchen Ganzen zuſammenzuhalten, fo lange kön⸗ 
nen dieſe Nationen in ſich unmöglich zu einer vollen Ein⸗ 
heit gelangen. So ringt Italien vergeblich nach nationa⸗ 
ler Einigung politifcher Selbſtſtändigkeit, weil Oeſtreich hem⸗ 
mend in der Entwickelung ſeines ſtaatlichen Lebens eingreift. 
So kann die ſlaviſche Nation nicht zu einer Einigung ge- 
langen, weil die verſchiedenen Glieder derſelben an den 
öſtreichiſchen Staat gefeſſelt ſind und ſo vermag ſelbſt das 
ungetheilte ungariſche Volk trotz ungeheurer Anſtrengungen 
keine lebendige Nationalität zu gewinnen, weil es in den 
unnatürlichen Verband des öſtreichiſchen Länderkomplexes 
eingezwängt iſt, und am allerſchwerſten hat der Druck der 
öſtreichiſchen Oberhoheit auf der deutſchen Nation gelaſtet, 
die ihren innern Schwerpunkt immer mehr verlor, jemehr 
ſich der öſtreichiſche Staat nach Oſten und Süden ausdehnte. 

Oeſtreich, das als Staat keine naturale, ſondern nur 
eine politiſche Einheit kennt, kann ſeine politiſche Exiſtenz 
nur ſo lange wehren, als es ihm gelingt, nicht nur alle 
Nationalitäten, die ihm angehören, von der Cinheit ihrer 
Stammgenoſſen fern zu halten, ſondern auch die nationale 
Einigung aller der Völker zu hindern, von denen einzelne 
Glieder ſeinem unnatürlichen Staatsverband angehören. 
Oeſtreich kann die Wiederherſtellung der deutſchen Einheit 
nicht zugeben, auch wenn die deutſch⸗öſtreichiſchen Länder⸗ 
gebiete von verfelben ausgeſchloſſen bleiben; nicht darum 
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allein, weil es dadurch feinen bisherigen Einfluß auf die 
deutſchen Angelegenheiten verlieren müßte, ſondern vor Allem 
weil ſeine deuſchen Provinzen von dem natürlichen Verbande 
der deutſchen Nation ſtärker angezogen würden, als von 
dem naturwidrigen des öſtreichiſchen Staats, weil die Bande, 
mit welchen ſie an dieſen gefeſſelt ſind, mit der Herſtellung 
einer kräftigen Nationalität Deutſchlands ſich nothwendig 
lockern und endlich löſen müßten. 

Oeſtreich, das in ſich kein nationales Lebensprineip hat, 
das ſein kunſtreiches Staatsgebäude auf die Zerriſſenheit 
der Nationen begründet, wird und muß der ewige und un⸗ 
verſöhnliche Feind aller nationalen Erhebung und Einigung 
bleiben, um ſeine eigne Exiſtenz zu wahren. Es muß vor 
Allem heimlich oder offen der Wiederherſtellung deutſcher 
Einheit entgegenwirken, weil es, aus deutſchem Boden her⸗ 
vorgewachſen, in dieſem immer noch die kräftigſte Wurzel 
ehre eignen Lebens findet. 

Wie aber Oeſtreich ohne eigne nationale Einheit iſt, 
und darum jedem Streben nach derſelben feindlich gegen⸗ 
überſteht, ſo kann es auch in feiner gegenwärtigen Ge⸗ 
ſtaltung unmöglich zur politiſchen Freiheit gelangen. Nur 
dasjenige Volk kann frei ſein und ſeinen Willen für die 
Leitung und Geſtaltung des Staatslebens zur Geltung 
bringen, das im Bewußtſein eines gemeinſamen Zieles einen 
ſtarken und einigen Willen aus ſich zu ſchaffen vermag. 
Wo aber in ein und demſelben Staat verſchiedene und wi⸗ 
derſtrebende Nationalitäten nach entgegengeſetzten Richtungen 
auseinanderſtreben, da kann auch von einem einheitlichen 
und ſtarken Willen und darum auch von wahrer Freiheit 
und Selbſtbeſtimmung des Volkes nicht die Rede ſein, ſon⸗ 
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dern nur von einzelnen Freiheiten, die den Staatsangehö⸗ 
rigen gewährt werden. Aber die eigentliche Macht des 
Staats kann nur in demjenigen Mittelpunkt ruhen, in dem 
ſich die Einheit deſſelben darſtellt, d. h. in der Regierung 
oder vielmehr in der Krone, die ſich als das einigende 
Band zwiſchen den verſchiedenen Nationalitäten anſieht. 

Oeſtreich kann in ſich nationale Einheit und politiſche 
Freiheit weder ſchaffen noch dulden, es muß dieſen großen 
Forderungen der Gegenwart überall feindlich entgegentreten, 
wo ſie in ſein Gebiet eintreten, oder auch nur ſeinen 
Grenzen nahen, und darum kann, das iſt meine feſte Ueber⸗ 
zeugung, dieſe gerechte und unabweisliche Forderung des 
deutſchen Volkes nicht unter Mitwirkung, ſondern nur durch 
die Vernichtung Oeſtreichs in ſeiner gegenwärtigen Geſtal⸗ 
tung verwirklicht werden. 

Preußen endlich — ich ſpreche nicht von dem Preu⸗ 
ßen, wie es ſich ſeit einem Menſchenalter, wie es ſich be⸗ 
ſonders in der Gegenwart durch die Irrwege darſtellt, auf 
denen ſich ſeine Regierung befindet, ſondern von dem preu⸗ 
ßiſchen Staat, wie er in der Geſchichte geworden und wozu 
er nach dem offenen Fingerzeig der Geſchichte berufen iſt — 
Preußen bildet in jeder Beziehung, insbeſondere aber, wo 
es die politiſche und nationale Geſtaltung Deutſchlands gilt, 
den entſchiedenſten und unverſöhnlichſten Gegenſatz gegen 
Oeſtreich. 

Preußen iſt berufen, die durch Oeſtreich zerriſſene und 
aufgelöſte Einheit der deutſchen Nation zu verjüngen und 
wiederherzuſtellen, ihr die politiſche Freiheit zu ſchaffen, die 
in dem Boden der Gegenwart wurzelt. 
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An der Stelle, von welcher ich zu Ihnen ſpreche Ber: 
lin) und noch weiter weſtwärts, ſo war die Grenze der deut⸗ 
ſchen Nation, bevor der preußiſche Staat ſeine Miſſion 
empfing, die Grenzen Deutſchlands nach Oſten zu erwei⸗ 
tern. Und die zahlreichen Stämme die bis zur Memel ge⸗ 
genwärtig zu Deutſchland gehören, ſie ſind nicht nur durch das 
deutſche Schwerdt Preußens dem Szepter des deutſchen Rei⸗ 
ches unterworfen, ſondern auch durch den deutſchen Geiſt Preu— 
ßens der deutſchen Nation gewonnen worden. Preußen, 
Schleſien, Pommern und die Marken ſind ſo treue und feſte Glie⸗ 
der der deutſchen Nation geworden, wie Schwaben, Fran⸗ 
ken, Sachſen, während unter Oeſtreichs Herrſchaft das ur⸗ 
deutſche Böhmen dem Slaventhum anheimgefallen iſt und ſelbſt 
in Tirol die romaniſche Nationalität Eingang gefunden hat. 

Preußen hat ſich aber in ſeiner raſchen Entwickelung eben 
ſo im Weſten wie im Oſten bis an die äußerſte Grenze 
Deutſchlands ausgedehnt und gerade dadurch, daß es ge— 
genwärtig in ſeinem Gebiet die verſchiedenſten deutſchen 
Stämme zu einem neuen Ganzen vereinigt, bekundet es 
ſeinen Beruf, innerhalb der deutſchen Nation die Verſchie⸗ 
denheit der Stämme auszugleichen und zu verſöhnen, durch 
deren Eiferſucht die Zerriſſenheit Deutſchlands hervorgerufen 
wurde, und eine neue Einheit Deutſchlands zu geſtalten, in 
der nicht abermals ein einzelner Stamm zur Herrſchaft ges 
langen, ſondern die ganze Nation zu einem untheilbaren in allen 
ſeinen Gliedern gleichberechtigten Ganzen ſich vereinigen ſoll. 

Preußen, das ſeit feinem Entſtehen offenbar den Beruf 
hatte und erfüllte, für die Größe der deutſchen Nation zu 
wirken, iſt gegenwärtig vor allen Staaten berufen und be⸗ 
fähigt, die deutſche Nation nach Außen hin zu ſchirmen und 
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zu ſchützen. Nach Oſten und nach Welten hin ſteht es den 
beiden mächtigen Nachbarvölkern gegenüber, von denen 
der Selbſtſtändigkeit Deutſchlands Gefahr droht, auch im 
Norden muß es der Habſucht der kleinen Staaten germa⸗ 
niſchen Urſprungs gegenübertreten, die von der Zerriſſenheit 
Deutſchlands für ihre eigene Vergrößerung Gewinn ziehen 
wollen, und wer weiß, wie bald Preußen auch Oeſterreich 
gegenüber die Südgrenze Deutſchlands wird ſchützen müſſen. 
Nur durch Preußens Macht kann Deutſchland nach Außen 
hin Achtung und Sicherheit finden. Aber dieſe Macht Preu— 
ßens iſt viel zu gering, um die weitläufigen und ſchwer be— 
drohten Grenzen ſeines eigenen Gebietes zu ſchützen, wenn 
es ſich nicht auf das geſammte Deutſchland, auf die Kraft 
der deutſchen Nation zu ſtützen vermag. Weil Preußen des 
geſammten Deutſchlands bedarf, um ſich ſelbſt zu ſchützen, 
darum iſt es auch der ſicherſte und zuverläſſigſte Schutz 
Deutſchlands. Denn nimmermehr kann Preußen die Wah⸗ 
rung deutſcher Intereſſen aufgeben, ohne ſich ſelbſt aufzu⸗ 
geben, weil es ſofort von ſeiner Höhe herabſinken müßte, 
ſobald es ſeine Einheit mit der geſammten deutſchen Nation 
nicht unerſchütterlich feſthalten wollte. 

Preußen bedarf der Einheit Deutſchlands, um die wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen ſeiner eigenen Angehörigen zu verſöh— 
nen, es bedarf derſelben, um ſeine eigenen Grenzen nach 
Außen zu ſchützen und vor Allem, um ſeine weltgeſchichtliche 
Aufgabe für die Wiedergeburt Deutſchlands zu erfüllen. 

Aber wie Preußen die Stütze und der Schutz deutſcher 
Einheit ſein muß, ſo iſt es ſeiner geſchichtlichen Entwickelung 
nach auch der natürlichſte Träger für die Wiedergeburt deut⸗ 
ſcher Freiheit. Preußen iſt ein jugendlicher Staat, ein Sohn 
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der Gegenwart, das ſchon in feinem Entſtehen es als feine 
Aufgabe erkannte, das Produkt des Mittelalters, die rohe 
Willkürherrſchaft des Adels, zu brechen, und das ſelbſt gegen 
den Willen einzelner Regierungen fort und fort auf dieſem 
Wege vorſchreiten muß, wenn es ſich nicht ſelbſt untreu wer⸗ 
den ſoll. Preußen hat ſich zum feſteſten Schirm des Pro- 
teſtantismus, dieſes mächtigſten Trägers der Neuzeit, ge⸗ 
macht, und mit ihm die Fahne der geiſtigen Freiheit entfal⸗ 
tet, die es nicht wieder aus Händen legen kann, wie 
unwürdig ſie auch in der Hand einzelner Regierungen ge⸗ 
führt werden mochte. Preußen hat durch den Mund ſeines 
größten Regenten und unter der Herrſchaft des unbeſchränk⸗ 
teſten Abſolutismus den Grundſatz proklamirt, daß der Kö⸗ 
nig nur der erſte Diener des Staates ſei, während der 
glänzendſte Regent von Frankreich ſich ſelbſt als den Inbe⸗ 
griff des Staates bezeichnete; und wie dieſer König zuerſt 
mit verwegener, aber gewaltiger Hand den morſchen Bau 
des alten deutſchen Reiches zertrümmerte, um in ſeinem eige⸗ 
nen Reich den Grund zu einem verjüngten Deutſchland zu 
legen, ſo hat er auch mit gleichem Muth der Freiheit des 
Geiſtes die Bahn gebrochen, die von ſeinen Nachfolgern 
nicht wieder verſchloſſen werden konnte. Preußen hat end⸗ 
lich in der Zeit der tiefſten Demüthigung Deutſchlands den 
Geiſt wahrhaft politiſcher Freiheit in ſeinen beengten Gren⸗ 
zen wieder wach gerufen und die Schöpfungen eines Stein, 
Hardenberg, Humboldt in den Jahren 1808 — 12, durch 
welche der leibeigene Bauer zum freien Mann und zum 
ſelbſtſtändigen Beſitzer feines Grund und Bodens wurde, durch 
welche der Bürger in den Städten berufen und zur Selbſt⸗ 
verwaltung ſeiner eigenen Angelegenheiten, durch welche die 
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Jugend zu hoher geiſtiger Bildung erhoben und Jedermann 
zur Vertheidigung des Vaterlandes berufen wurde, ſie ha⸗ 
ben den Geiſt der deutſchen Nation wieder wach gerufen, 
mit dem fie in den Jahren 181315, Preußen voran, das 
langgetragene und ſelbſtverſchuldete Joch der Fremdherrſchaft 
abſchüttelten, um wieder einen würdigen Platz unter den Völ⸗ 
kern Europa's einzunehmen. 

Deutſchland und Preußen haben ſeit einem Menſchen⸗ 
alter den Geiſt verleugnet, von dem damals beide zu einem 
ſo glänzenden Siege getragen wurden. Die ſchwere Hand 
Oeſterreichs laſtete während dieſer unglücklichen Zeit auf 
beiden und ſo lange das unglückliche Bündniß nicht zerriſſen 
iſt, wird weder Preußen noch Deutſchland ſeine Aufgabe zu 
erfüllen vermögen. | 

Dies find die widerſtrebenden und zum Theil unver: 
ſöhnlichen politiſchen Elemente, welche die deutſche Nation 
bei ihrer Erhebung im Jahre 1848 vorfand, um aus ihnen 
den Bau der deutſchen Einheit und Freiheit aufzurichten. 
Wir wollen nun noch zuſehen, inwieweit das deutſche Volk 
durch die vorangegangenen Ereigniſſe vorbereitet war, um 
dieſes große Werk zu vollbringen. 

Deutſchland, das im erſten Jahrzehnt des gegenwärti⸗ 
gen Jahrhunderts ſo tief geſunken war, daß alle Bande der 
Einheit ſich auflöſten, daß der Rheinbund deutſcher Fürſten, 
Baiern und Würtemberg voran, unter dem Protektorat des 
franzöſiſchen Kaiſers ſich bildete und dieſem bei der Unter⸗ 
drückung der deutſchen Nation Hülfe leiſtete, daß endlich der 
deutſche Kaiſer die Krone dieſes zerfallenen Reiches nieder⸗ 
legte; Deutſchland hatte ſich im Kampf von 1813 — 15 zu 
neuer Kraft erhoben, ſeine Freiheit wiedererrungen und auch 
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ſeine abtrünnigen Söhne wieder zu ſich zurückgeführt. Der 
Aufruf, mit dem ſich die Fürſten von Kaliſch und Breslau 
aus an das deutſche Volk gewendet, um es zur Rettung des 
Vaterlandes um ſich zu ſchaaren, hatten ihm ſchon damals 
für den Fall des Sieges die Wiederherſtellung einer ſtarken 
nationalen Einheit, die Gewährung feſter politiſcher Frei⸗ 
heiten verheißen. 

Der Sieg war errungen, das fremde Joch abgeſchüt⸗ 
telt, die Throne wieder hergeſtellt und neu befeſtigt und die 
Völker und Stämme Deutſchlands, erſchöpft von den un⸗ 
geheuren Anſtrengungen dieſes Kampfes, überließen es ver⸗ 
trauensvoll den Fürſten, den Neubau aufzurichten, durch 
welchen deutſche Einheit und Freiheit begründet und geſichert 
werden ſollte. Auf dem Wiener Kongreß wurde im Jahre 
1815 unter Mitwirkung fremder Diplomaten dieſes große 
Werk vollendet, deſſen Reſultat der deutſche Bund iſt. 

Es iſt Thatſache, daß ſchon damals von Preußen und 
Hannover Entwürfe vorgelegt, von Oeſterreich und ſogar 
von Rußland angenommen wurden, nach denen Deutſchland 
eine feſtere bundesſtaatliche Einheit gewinnen ſollte, in wel⸗ 
cher die Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten nur inſoweit er⸗ 
halten bliebe, als ſie mit der kräftigen Einheit des Ganzen 
verträglich iſt, daß in dieſen Entwürfen auch dem geſammten 
deutſchen Volke, wie den Angehörigen der Einzelſtaaten ein 
beſtimmtes und nicht allzueng begrenztes Maaß politiſcher 
Freiheiten und Rechte zugeſichert wurde. Aber an dem hart⸗ 
näckigen Widerſtand von Baiern und Würtemberg, deren 
Regenten den ihnen von Napoleon verliehenen Zuwachs an 
Macht nicht wieder aufgeben wollten, ſcheiterte die Durch⸗ 
führung dieſer Entwürfe; die Selbſtſtändigkeiten der Einzel⸗ 
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ſtaaten mußten zur Grundlage der neuen Geſtaltung Deutſch⸗ 
lands gemacht werden und die Einheit wurde nur inſofern 
zugelaſſen, als dieſe Selbſtſtändigkeit dadurch nicht gefährdet 
ſchien. Es mußte an die Stelle des beabſichtigten Bundes⸗ 
ſtaates der Staatenbund treten und auch das Maaß der dem 
Volke zu ſichernden Rechte durfte nur ſo eng geſteckt werden, 
daß dadurch der freien Bewegung der Einzelſtaaten oder 
vielmehr den einzelnen Regierungen kein Hinderniß in den 
Weg gelegt wurde. Ja auf ausdrückliches Verlangen 
Baierns wurden dieſe Verheißungen nicht ausdrücklich in 
die Bundesakte, ſondern nur in einen beſonderen Anhang 
zu derſelben aufgenommen. 

So entſtand, als die Errungenſchaft jener heißen Kämpfe 
von 1813 — 15, der deutſche Staatenbund, deſſen Verfaſſung 
in den erſten Paragraphen der Bundesakte die Beſtimmung 
deſſelben mit den Worten feſtſtellt: 

„Die ſouveränen Fürſten und freien Städte 
„Deutſchlands vereinigen ſich zu einem beſtändigen 
„Bunde, welcher der deutſche Bund heißen ſoll. 
„Der Zweck dieſes Bundes iſt die Erhaltung der 
„äußeren und inneren Sicherheit Deutſchlands 
„und der Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit der 
„einzelnen deutſchen Staaten.“ 

Aber auch in dieſer Verfaſſungsurkunde der deutſchen 
Nation, oder vielmehr des deutſchen Fürſtenbundes, wurde 
dem deutſchen Volke die Freiheit der Preſſe, der Religions⸗ 
übung und allen Einzelſtaaten eine landſtändiſche Verfaſſung 
feierlich zugeſichert, (in Preußen insbeſondere wurde die Er⸗ 
füllung dieſer allgemeinen Verheißung am 22. Mai 1815 
durch Königliche Proklamation wiederholt) und allgemeine 
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Anordnungen für die öffentliche Wohlfahrt, insbeſondere für 
gleichmäßige Geſtaltung von Handel und Gewerbe in Aus⸗ 
ſicht geſtellt. 

Das Volk, erſchöpft von den Stürmen der jüngſten 
Jahrzehnte, ſelbſtgenügſam im Genuß des eben errungenen 
Ruhmes und unerſchöpflich im Vertrauen zu den Fürſten, 
deren Thron es mit ſeinem Blute wieder aufgerichtet hatte, 
nahm ohne Murren an, was ihm geboten ward, rechnete 
mit Zuverſicht auf das, was ihm verheißen wurde, und hoffte 
auf die Wirkſamkeit des Bundestages, der ohne alle Zu⸗ 
ziehung von Vertretern des Volkes, lediglich aus Bevoll⸗ 
mächtigten der einzelnen Regierungen beſtand, die nach den 
von dieſen ausgehenden Inſtruktionen zu handeln hatten. 

In der That ward auch in einigen kleineren Staaten 
eine konſtitutionelle Verfaſſung eingeführt und von einigen 
Bundestagsgeſandten Maßregeln für das Gemeinwohl vor⸗ 
geſchlagen. Aber Oeſterreich, mit Kaiſer Franz und Met⸗ 
ternich an der Spitze der Regierung, hatte bereits die Wie⸗ 
derherſtellung der Zuſtände vor der franzöſiſchen Revolution 
beſchloſſen und wußte auch in Preußen die Erfüllung der 
Verheißungen von 1815 zu hintertreiben. 

Als aber die deutſche Jugend, beſonders auf den Uni⸗ 
verſitäten, unbefriedigt von dem verkümmerten Ergebniß des 
großen Nationalkampfes, ihre Beſtrebungen für die Begrün⸗ 
dung einer wahrhaften Einheit begann und die burſchen⸗ 
ſchaftlichen Verbrüderungen zu dieſem Zweck über die mei⸗ 
ſten Univerſitäten Deutſchlands ſich verbreiteten, als die Er⸗ 
mordung Kotzebue's durch Sand die öffentliche Aufmerkſam⸗ 
keit auf dieſe Verbindungen lenkte, da hatte die Partei der 
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allgemeinen Reaktion einen Haltpunkt für ihre Pläne ger 
funden. 

Eine Miniſterkonferenz wurde 1819 nach Karlsbad be⸗ 
rufen, um die ernſteſten Maßregeln gegen die „demagogiſchen 
Umtriebe,“ welche auf den Umſturz aller Regierungen ge⸗ 
richtet ſein ſollten, zu berathen; und das Reſultat dieſer 
Berathung waren die berüchtigten „Karlsbader Beſchlüſſe,“ 
durch welche in Mainz eine Centralunterſuchungskommiſſion 
für alle revolutionären Umtriebe eingeſetzt, die Univerſitäten 
und die Lehrfreiheit auf denſelben den härteſten Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen und die ſtrengſte Cenſur für alle deutſche 
Staaten eingeführt wurde. 

Um aber das Netz der Reaktion und der Polizeiherr⸗ 
ſchaft über ganz Deutſchland und beſonders über die klei⸗ 
nen konſtitutionellen Staaten auszubreiten, wurden 1820 zu 
den Beſtimmungen der Bundesakte noch 61 Artikel als 
„Wiener Schlußakte“ hinzugefügt, durch welche für alle 
deutſche Staaten ausdrücklich der Grundſatz feſtgeſtellt wurde, 
„daß die geſammte Staatsgewalt in dem Ober- 
haupte des Staates vereinigt bleiben müſſe, wäh⸗ 
rend zu gleicher Zeit der Bundestag berechtigt wurde, zum 
Schutz der Fürſten gegen Ungehorſam ihrer Unterthanen 
und gegen Eingriffe in ihre Rechte einzuſchreiten und end⸗ 
lich dem Bundestag allein das Recht zuerkannt ward, über 
ſeine Competenz und über die Auslegung der Bundes⸗ und 
Schlußakte zu entſcheiden. 

Durch dieſe Beſtimmungen von Karlsbad und Wien 
ward nicht nur die Freiheit vernichtet und das bereits ver⸗ 
liehene Recht verkümmert, ſondern auch in die Selbſtſtändig⸗ 
keit der einzelnen Staaten und in die Durchführung ihrer 
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Verfaſſungen eingegriffen und der Bundestag zu einem all⸗ 
gemeinen Polizeiorgan für die geſammten deutſchen Lande 
umgewandelt. 

Vom Jahre 1820 ab ſank der Bundestag daher auch im⸗ 
mer tiefer in ſeiner Wirkſamkeit und in der öffentlichen Mei⸗ 
nung. Die freiſinnigeren Geſandten wurden ſämmtlich aus 
demſelben entfernt, die Veröffentlichung der Verhandlungen 
hörte mit dem Jahre 1824 auf, keine Angelegenheit, die 
das Gemeinwohl des Volkes betraf, kam ferner zur Bera⸗ 
thung und nur die militäriſche und polizeiliche Sicherheit 
war der Gegenſtand ſeiner Wirkſamkeit. In den Staaten 
mit landſtändiſcher Verfaſſung kämpften die Vertreter des 
Volkes meiſt vergeblich gegen die Willkür der Regierungen, 
und in den meiſten Staaten, wie auch in Preußen, das ſich 
von nun an gänzlich der Metternich'ſchen Politik hingab, 
blieb der Artikel 13 der Bundesakte trotz der feierlichen Ver⸗ 
heißungen von 1813 und 1815 ganz unerfüllt. 

Die franzöſiſche Revolulion von 1830 ſetzte ihre Er⸗ 
ſchütterungen auch nach Deutſchland fort. Die lange ge⸗ 
waltſam unterdrückte Unzufriedenheit des Volkes gab ſich 
in zahlreichen Aufſtänden kund. In Sachſen, Kurheſſen, 
Braunſchweig und Hannover fand in Folge deſſen die Begrün⸗ 
dung freierer Verfaſſungen ftatt, in den ſüddeutſchen Staa⸗ 
ten gewannen die Volksvertretungen wieder an Bedeutung 
und in Baden wurde ſogar, trotz der Karlsbader Beſchlüſſe, 
die Preßfreiheit eingeführt und von Welcker 1831 der An⸗ 
trag auf die Bildung eines deutſchen Volkshauſes geſtellt. 
Aber Preußen und Oeſterreich blieben damals noch von der 
allgemeinen Bewegung frei, und als die Geſtaltung der 
Verhältniſſe in Frankreich die Beſorgniß vor größeren Er⸗ 
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ſchütterungen beſeitigt hatte, konnte man wieder in Ruhe an 
die Ausführung von Maßregeln gehen, welche den wieder 
erwachten Geiſt der Freiheit kräftig niederzuhalten beſtimmt 
waren. 

Schon im Jahre 1830 wurden vom Bundestage aus⸗ 
gedehnte militäriſche Anordnungen zur allgemeinen inneren 
Sicherheit Deutſchlands getroffen, 1831 die Karlsbader 
Verordnungen gegen die Preſſe verſchärft, 1832 die Preß⸗ 
freiheit in Baden durch Bundesbeſchluß wieder aufgehoben, 
das freie Vereinsweſen in ganz Deutſchland unterdrückt, 
eine allgemeine deutſche Reiſepolizei und Fremdenkontrolle 
eingerichtet, die gegenſeitige Auslieferung aller politiſchen 
Flüchtlinge zugeſichert und endlich die Wirkſamkeit der land⸗ 
ſtändiſchen Verſammlungen den widerrechtlichſten Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen, ja ſogar die freie Meinungsäußerung 
innerhalb derſelben unter Cenſur geſtellt. 

Einige ſtürmiſche Demonſtrationen für die Neubegrün⸗ 
dung deutſcher Einheit und Freiheit, insbeſondere das große 
Hambacher Feſt, an dem ſich unter Führung von Wirth 
und Stebenpfeiffer wohl 30,000 Menſchen betheiligt, hatte 
die erwünſchte Rechtfertigung für dieſe Beſchlüſſe gegeben, 
und als im Jahre 1833 das unbeſonnene Unternehmen ge⸗ 
gen den Bundestag in Frankfurt gänzlich mißglückt war, 
glaubte Metternich und ſeine Geſinnungsgenoſſen die Zeit 
gekommen, um den letzten Schein deutſcher Freiheit und deut⸗ 
fchen, Volksrechts zu vernichten. 

Es wurde zunächſt eine zweite Centralunterſuchungs⸗ 
kommiſſion für alle politiſchen Umtriebe in ganz Deutſchland 
eingeſetzt, die ihr inquiſitoriſches Netz über alle deutſchen 
Staaten ausbreitete und 1867 Beſchuldigte zur geheimen 
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Unterſuchung und langjähriger Haft brachte. Der ſchwerſte 
Schlag gegen die beſtehenden Rechtsverhältniſſe wurde jedoch 
durch die geheimen Beſchlüſſe der Wiener Miniſterial⸗ 
konferenz im Jahre 1834 geführt, von deren 60 Artikeln 
wir nur einige hier aufführen wollen, um den Geiſt der⸗ 
ſelben zu charakteriſiren. 
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Das in der Wiener Schlußakte anerkannte Grund⸗ 
prinzip des deutſchen Bundes, gemäß welchem die ge⸗ 
ſammte Staatsgewalt in dem Oberhaupt des Staates 
vereinigt bleiben muß, iſt in ſeinem vollen Umfange 
unverletzt zu erhalten. Jede demſelben widerſtrebende, 
auf eine Theilung der Staatsgewalt abzielende Be⸗ 
hauptung iſt unvereinbar mit dem Staatsrechte der 
im deutſchen Bunde vereinigten Staaten, und kann 
bei keiner deutſchen Verfaſſung in Anwendung kommen. 


$. 16. Verordnungen, welche von der Regierung vermöge 


der Regierungsgewalt in verfaſſungsmäßiger Form 
erlaſſen worden ſind, haben für die Unterthanen ver⸗ 


bindliche Kraft und werden von erſterer mit Nachdruck 


gehandhabt werden. Den etwa gegen ſolche Verord⸗ 
nungen gerichteten Kompetenzübergriffen der Gerichte 
werden die betreffenden Regierungen auf jede mit den 
Geſetzen vereinbare Weiſe ſtandhaft begegnen. Ein 
Nichtanerkennen ſolcher Verordnungen durch die Stände 
kann die Regierung in Handhabung derſelben nicht 
hemmen. Ueberhaupt kann der Gang der Regierung 
durch ſtändiſche Einſprache, in welcher Form dieſe auch 
immer vorkommen möge, nicht gehemmt werden. 


§. 20. Das Recht der Steuerbewilligung iſt nicht gleich⸗ 


bedeutend mit dem Recht, das Ausgabe⸗Budget zu 
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regeln. Aus dieſem Unterſchiede folgt, daß Ständen 
das Recht, einzelne, innerhalb des Betrages der all⸗ 
gemeinen Etatſumme vorkommende Poſten feſtzuſetzen 
oder zu ſtreichen, nicht zuſteht. 

$. 24. Die Regierungen werden einer Beeidigung des Mi- 
litärs auf die Verfaſſung nirgends und zu keiner Zeit 
ſtattgeben. 

Außerdem enthielten dieſe Beſchlüſſe die umfaſſendſten und 
ſtrengſten Verordnungen über Cenſur, die ſich ſogar auf die 
Reden und Protokolle der Landtage erſtreckten, und die Zeit— 
ſchriften in jeder freien Meinungsäußerung hemmten, ſowie 
die ſtrengſten Polizeimaßregeln gegen Univerſitäten und ſo— 
gar gegen Privatſchulen, und endlich hieß es in 
§. 59. Die vertragsmäßige Verpflichtung zur Erfüllung 

der durch vorſtehende Artikel eingegangenen Verbind⸗ 

lichkeiten kann durch Hinderniſſe, welche dem alsbal- 
digen Vollzuge der gemeinſamen Verabredungen in 
einzelnen Fällen durch beſtehende Verfaſſungen oder 
bereits geltende Vorſchriften im Wege ſtehen, nicht be⸗ 
einträchtigt werden. Es wird vielmehr auf Beſeiti⸗ 
gung dieſer Hinderniſſe von der betreffenden Regie⸗ 
rung hingewirkt werden. 

Dieſe geheimen Beſchlüſſe, an welche von nun an alle 
deutſchen Regierungen gebunden waren, und durch welche ſie 
in ihren freiheitsfeindlichen Beſtrebungen ſich geſchützt und 
geſichert fühlten, bedürfen wahrlich keines Commentars: 
Unter dem Druck dieſer Beſtimmungen mußte das Recht vor 
aller Welt ſich verkümmert und gehöhnt, die Verfaſſungen 
ſich zum leeren Schein herabgewürdigt ſehen, und der Kampf 
der Volksvertretungen ein verzweifelter und vergeblicher ſein. 
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Die Reaktion übte ihre Gewaltherrſchaft unumſchränkt aus, 
das deutſche Volk, von unſichtbaren Banden umſtrickt, hatte 
keine Waffe, um dieſelben zu zerreißen und ſchien in ſtumpfe 
Lethargie zu verſinken, während nach Außen der deutſche 
Name der tiefſten Geringſchätzung preisgegeben war. Es 
war einer der traurigſten und ſchmählichſten Zeitabſchnitte 
in der Geſchichte des deutſchen Volkes eingetreten. 

Während in dieſer Zeit die Rechte und Freiheiten des 
deutſchen Volkes auf's Schonungsloſeſte niedergetreten waren, 
und die Idee der nationalen Einheit mehr und mehr zu 
verkümmern ſchien, trat auf einem ſcheinbar untergeord⸗ 
neten Gebiet die Nothwendigkeit einer feſteren Einigung her⸗ 
vor. Preußen machte einmal wieder ſeinen Beruf geltend, 
die Scheidewand zwiſchen den einzelnen Stämmen niederzu⸗ 
reißen, indem es den Zollverein begründete, oder doch zu 
einer Bedeutung erhob, vermöge deren die einmal auf dem 
materiellen Gebiet hergeſtellte Einheit auch das Verlangen 
nach einer innigeren politiſchen Gemeinſamkeit erwecken und 
wach erhalten mußte. 

In dieſer Zeit der politiſchen Erſchlaffung, in welcher 
alle Thatkraft des Volkes ausſchließlich auf das materielle 
Intereſſe gerichtet war, ſchien plötzlich ein neues Leben zu 
erwachen, als am 7. Juni 1840 Friedrich Wilhelm III. ſtarb 
und Friedrich Wilhelm IV. den preußiſchen Thron beſtieg. 
Das preußiſche Volk ſchien an der allgemeinen politiſchen Be⸗ 
wegung Deutſchlands wenig oder gar keinen Antheil genommen 
zu haben, ſo lange der König lebte, mit dem es ſo ſchwere 
Leiden getheilt hatte. Man hatte ſich ſtillſchweigend verſtän⸗ 
digt, mit dem Fürſten nicht zu rechten, der nicht berufen zu 
ſein ſchien, die neue Zeit für Preußen und für Deutſchland 
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herbeizuführen, der ſich vor den vernehmlichen Forderungen 
dieſer Zeit in die Stille eines patriarchaliſchen Familien⸗ 
lebens zurückgezogen hatte, und es der Hand öſtreichiſcher 
Diplomatie überließ, die Schickſale Deutſchlands zu lenken, 
während der Abſolutismus im eigenen Lande mit einer ge⸗ 
wiſſen Milde gehandhabt wurde. Man wollte den frommen 
und wohlgeſinnten Fürſten nicht allzuſtürmiſch mahnen an 
die Verheißungen, deren Erfüllung er immer noch ſeinem 
Volke ſchuldete. 

Mit der Thronbeſteigung Friedrich Wilhelms IV. aber 
mußten die Erwartungen und Forderungen des Volkes eine 
andere Richtung nehmen. Ein Fürſt, der vermöge ſeiner 
ganzen Bildung auf der Höhe der Zeit ſtand, der es ſtets 
geliebt hatte, mit den edelſten und freieſten Geiſtern zu ver⸗ 
kehren, der, in einem vorgeſchrittenen Alter zum Thron ger 
langt, darauf hingewieſen war, die, wie es hieß, lange ge⸗ 
hegten Pläne raſch und entſchieden durchzuführen, und der 
ſeinen Anſpruch auf Anerkennung und Liebe nicht aus der 
Vergangenheit ſchöpfen, ſondern nur durch Begründung einer 
beſſeren Zukunft gewinnen konnte, — ein ſolcher Fürſt, in 
einer ſolchen Zeit zum Herrſcher eines völlig gereiften Vol⸗ 
kes berufen, mußte mit Recht die lange unterdrückten Er⸗ 
wartungen des Volkes hoch ſpannen. 

Und in der That gab er ſelbſt die gegründetſte Veran⸗ 
laſſung, auf die Erfüllung dieſer Hoffnungen zu bauen. 
Seine erſten Regierungshandlungen bezeugten, daß er ent— 
ſchloſſen ſei, aus der engen und geheimnißvollen Abgeſchloſſen⸗ 
heit des Kabinets in den offenen Verkehr mit dem Volle zu 
treten; die Berufung und Wiedereinſetzung von Männern, 
wie Boyen, Schön, Jahn, Grimm u. A., welche an die 
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ſchönſten Zeiten preußiſcher und deutſcher Vergangenheit 
mahnten, zeigten die Richtung, in welche er mit ſeiner Re⸗ 
gierung eintreten wollte. Und als er bei der Huldigungs⸗ 
feier zu Königsberg, und ſpäter zu Berlin, mit begeiſterter 
und begeiſternder Rede in die Mitte des Volkes trat, da 
durften ſich nicht nur die Gemüther ihm erſchließen, ſondern 
es mußte auch der Geiſt dieſes Volkes zu einem freieren Fluge 
ſich erheben, um mit dieſem Fürſten ſeiner höheren Beſtim⸗ 
mung entgegenzuſchreiten. 

Der Athem dleſer freigewordenen Entwickelung war es 
zunächſt, von dem ſich die zur Huldigung berufenen Stände 
Preußens durchdrungen fühlten. Sie mußten es den offenen 
Erklärungen des Königs gegenüber vor Allem als ihre Pflicht 
erkennen, die Wünſche und Forderungen des Volkes wahr 
und treu vor das Ohr deſſelben zu bringen, und als den 
erſten und allgemeinſten dieſer Wünſche bezeichneten ſie die 
Ausführung des Geſetzes vom 22. Mai 1815 über die Be⸗ 
gründung einer landſtändiſchen Verfaſſung. 

Mit dem Moment, in welchem dieſe erſte entſchieden ge⸗ 
ſtellte Forderung des Volkes an den Thron gelangte, trat 
ſchon die Wendung in den Prinzipien der Regierung an's 
Licht. Die Forderung wurde, zunächſt in milder, faſt zwei⸗ 
felhafter Form, dann aber in ſehr entſchiedener Weiſe zu⸗ 
rückgewieſen. Und als nun die Preſſe, insbeſondere die 
vier Fragen von Jacoby, das Recht des Volkes auf die 
Erfüllung dieſer Forderung geltend zu machen ſuchte, wurde 
auch gegen dieſe bald wieder die äußerſte Strenge der Cen⸗ 
ſur in Bewegung geſetzt. 

Im Jahre 1841 wurden die verſchiedenen Provinzial⸗ 
ſtände berufen, und das Intereſſe des Volkes an den Ver⸗ 
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handlungen derſelben weſentlich erhöht, indem der Verdf- 
fentlichung der Protokolle ein etwas weiterer, wenn auch 
immer noch ſehr beſchränkter Spielraum gegeben wurde. Die 
Anträge aber, welche von dieſen Landtagen beſonders auf 
ſtärkere Vertretung des Bürger- und Bauernſtandes, die 
dem Ritterſtande gegenüber überall die Minderheit bildeten, 
auf Befreiung der Preſſe u. ſ. w. vor den Thron gelangten, 
wurden entſchieden abgelehnt, und beſonders zog ſich die 
Stadt Breslau die Ungnade des Königs zu, weil ſie bei 
dem ſchleſiſchen Provinziallandtage um Einführung von Reichs⸗ 
ſtänden petitionirt hatte. 

Noch ſchroffer trat die Regierung auf dem kirchlichen 
Gebiet der freieren Zeitrichtung gegenüber, indem Männer 
wie Eichhorn, Thiele, Stahl, Göſchel und Götze in hohe und 
einflußreiche Staatsämter eintraten, und entſchieden die Ab⸗ 
ſicht darthaten, die ſtrenge und ſtarre Orthodoxie einer eng⸗ 
liſchen Hochkirche an die Stelle des Proteſtantismus und 
ſeiner freien Entwickelung einzuführen. 

Dagegen erſchien noch Ende 1841 unerwartet eine et⸗ 
was mildere „Cenſurinſtruetion,“ nach welcher wohlmeinender 
Tadel der Regierung zuläſſig ſein ſollte, und 1842 wurde die 
provinzialſtändiſche Verfaſſung durch Begründung der „ftän- 
diſchen Ausſchüſſe“ erweitert, in denen der erſte Anfang 
zur Bildung eines einheitlichen Organs für die Vertretung des 
Volkes ſich darſtellen ſollte. — Doch waren die Befugniſſe, 
welche dieſen Ausſchüſſen ertheilt wurden, fo gering, die 
Vorlagen, die an dieſelben gelangten, ſo unbedeutend, und 
die Rede, mit welcher ſie eröffnet wurden, ſo wenig verhei⸗ 
ßend, daß ſich auch an dieſe neue Inſtitution keine Hoff⸗ 
nungen des Volkes knüpfen konnten, während andererſeits 
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die Regierung durch dieſelbe bekundete, daß fie die einfache 
Durchführung des Geſetzes von 1815 durch Begründung 
einer wahrhaften Voksvertretung in keiner Weiſe beabſichtige. 

1843 ward auf dem Gebiet der Preſſe faſt gleichzeitig 
ein Rückſchritt und ein Fortſchritt bemerkbar, indem einer⸗ 
ſeits die Bilder- und Karrikaturenfreiheit, von welcher der 
Volksgeiſt einen kräftigen Gebrauch zu machen gelernt hatte, 
aufgehoben, andererſeits durch Begründung des Dbercen- 
ſurgerichts der abſoluten Willkühr der Cenſoren ein Ziel 
geſetzt wurde. 

Die Provinziallandtage wiederholten auch in dieſem 
Jahre ihre Anträge auf Preßfreiheit, Schwurgerichte und 
Reichsſtände vergebens; beſonders aber zogen ſich die Land⸗ 
tage von Poſen und der Rheinprovinz die ſtrengſte Un⸗ 
gnade zu, weil jener mit Entſchiedenheit an die Nationali⸗ 
tätsrechte der Provinz mahnte, und dieſer das ſeit undenk⸗ 
licher Zeit vorbereitete Strafgeſetzbuch faſt einſtimmig ver⸗ 
warf. Die Landtagsabſchiede für dieſe beiden Provinzen ſind 
in jenem ſtrafenden und verwarnenden Ton gehalten, mit 
welchem man ſich damals berechtigt glaubte, den Organen 
der Volksvertretung ihre vermeintlichen Uebergriffe verweiſen 
zu dürfen. 

Im Jahre 1844 trat die längſt ſich vorbereitende Be⸗ 
wegung auf dem religiöſen Gebiet durch Begründung der 
deutſchkatholiſchen Kirche, zunächſt von Czerski und ſpäter von 
Ronge vertreten, ſo wie auch durch freie Bewegungen in⸗ 
nerhalb der proteſtantiſchen Kirche mit Entſchiedenheit her⸗ 
vor. Es iſt wohl ſchwerlich gerechtfertigt, wenn dieſe reli⸗ 
giöſe Bewegung, welche gleichzeitig auch im Judenthum ſich 
kund gab, nur als eine verhüllte politiſche bezeichnet wird, 
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die eben nur unter dieſer Form ſich verbergen und ausbrei⸗ 
ten konnte. Die Reform, ja die Revolution auf dem reli⸗ 
giöſen Gebiet, iſt vielmehr eine eben ſo nothwendige und 
unvermeidliche, wie auf dem politiſchen, wenn der mündig 
gewordene Geiſt des Volkes ſich von den Feſſeln alter 
und veralteter Autoritäten hier wie dort freimachen, und 
an Stelle derſelben die Selbſtherrſchaft des freien Geiſtes 
begründen will. 

Mögen Männer wie Dowiat bei ihren Beſtrebungen 
auf dem religiöſen Gebiet politiſche Zwecke im Auge gehabt 
haben, fo iſt darum doch die religiöſe Bewegung auch an 
ſich eine nicht minder berechtigte, und wenn ſie während der 
allgemeinen politiſchen Revolution etwas mehr in den Hin⸗ 
tergrund trat, ſo ſcheint die Zeit nicht mehr fern zu ſein, 
wo ſie mit dem vollen Gewicht ihrer Bedeutung wieder in die 
Wagſchale der Entſcheidung fallen wird. 

Die preußiſche Regierung, welche anfangs im Deutſch⸗ 
katholizismus eine Annäherung der katholiſchen Kirche an 
die proteſtantiſche zu erkennen glaubte, und daher die Aus⸗ 
breitung derſelben nicht ungern ſah, mußte bald erkennen, daß 
dieſe Bewegung tiefer und weiter greife, und ſtellte ſich ihr 
daher alsbald aufs Entſchiedenſte entgegen, indem ſie über⸗ 
haupt auf allen Gebieten der freien geiſtigen Entwickelung 
ihre Schranken aufſtellte, die Lehrfreiheit auf den Univerſi⸗ 
täten verkümmerte, die Schulen unter die ſtrengſte Kontrolle 
ſtellte, freiſinnige Lehrbücher und Lehrer durch frommgläu⸗ 
bige verdrängte, und auf dieſe Weiſe den ſich mächtig er⸗ 
hebenden Geiſt in die von der Regierung ihm angewieſenen 
Schranken zurückdrängen zu können glaubte. Die Maßregeln 
gegen den Guſtav⸗Adolph⸗Verein, das Auftreten des Kul⸗ 
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tusminiſters Eichhorn bei der Jubelfeier der Univerſität 
Königsberg, der Entwurf zum Eheſcheidungsgeſetz und auf 
anderem Gebiet das Disziplinargeſetz gegen die Richter 
vom 29. Juli 1844 ſind Zeugniſſe des Geiſtes, von wel⸗ 
chem damals die preußiſche Regierung geleitet wurde, wäh⸗ 
rend andererſeits durch die Zulaſſung größerer Oeffentlichkeit 
in Communalangelegenheiten und durch Begründung eines 
Handelsraths und Handelsamts den Forderungen des Vol— 
kes eine, wenn auch noch ſo ſchwache Berückſichtigung wurde. 

Von den Provinziallandtagen des Jahres 1845 erfolgte 
nun ein wahrer Sturm von Petitionen, die, meiſt von den 
großen Städten des Landes angeregt, auf Preßfreiheit, Oef— 
fentlichkeit auf allen Gebieten des politiſchen Lebens, Schwur⸗ 
gerichte, Religonsfreiheit und vor Allem auf Verleihung 
einer Verfaſſung gerichtet waren. Die Rügen der Regie⸗ 
rung über frühere Anträge und Beſchlüſſe wurden mit Ernſt 
und Würde zurückgewieſen, und ſehr dringend die weitere 
Verbreitung der Landtagsprotokolle gefordert, während die 
Regierung erklärte, „daß die Verhandlungen der 
Stände nur für das Ohr des Königs, nicht aber 
für Zeitungsleſer beſtimmt ſeien.“ 

Die Oppoſition der Landſtände hatte eine Bedeutung 
und einen Charakter gewonnen, der die Regierung über⸗ 
zeugen mußte, daß man derſelben in irgend einer Weiſe 
Rechnung tragen müſſe, wenn nicht die Bande der Einheit 
zwiſchen Regierung und Volk durch dieſes achtfach wieder⸗ 
holte und überall gleich ſtarke Widerſtreben ſich allmählig 
löͤſen ſollten. Daher verbreitete fi trotz der ſtreng abwei> 
ſenden Landtagsabſchiede alsbald das Gerücht, daß der Kö⸗ 
nig die Verleihung einer Verfaſſung beabſichtige. 
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Inzwiſchen brachte das Jahr 1846 bedeutſame Ereig⸗ 
niſſe. Zunächſt den Aufſtand in Poſen und die unglückliche 
Einverleibung Krakaus mit Oeſtreich, durch welche die preu⸗ 
ßiſche Diplomatie der öſtreichiſch-ruſſiſchen gegenüber ihre 
Schwäche vor aller Welt blos legte, die Provinz Schle⸗ 
ſien der bitterſten Verarmung preis gegeben ward, und 
endlich die Verträge von 1815 einen unheilbaren Riß er⸗ 
hielten. Eben ſo bedeutſam waren die Konflikte zwiſchen 
Bürgern und Militair in Köln und Königsberg, welche 
das kaum noch zu unterdrückende Widerſtreben des Volkes 
gegen den militairiſchen Abſolutismus an den Tag legten, 
und bei denen die Regierung entſchieden für das Militair 
Partei zu nehmen ſchien. Und während ſelbſt der Magiſtrat 
von Berlin ſich an einer entſchiedenen Adreſſe für Aufrecht⸗ 
haltung und Wiederherſtellung der Gewiſſensfreiheit erhob, 
und dafür eine derbe Zurechtweiſung erfahren mußte, ent⸗ 
wickelte die Regierung durch Berufung einer auf frühere 
Kreis⸗ und Provinzialſynoden geſtützte Generalſynode ihre 
ganze Kraft, um eine feſtere Geſtaltung der evangeliſchen 
Landeskirche herbeizuführen. 

So hatten ſich die Verhältniſſe in Preußen, dem Kern⸗ 
punkte deutſcher Entwickelungen in jener Zeit, geſtaltet, als 
ſich endlich die lange verbreiteten Gerüchte von der Verleihung 
einer Verfaſſung, freilich in ſehr unerwarteter Weiſe, durch 
die Patente vom 3. Februar 1847 bewahrheiteten. 

Die Patente vom 3. Februar und die Ereigniſſe, die 
ſich unmittelbar an den Erlaß und die Ausführung derſel⸗ 
ben knüpfen, ſind ſo bedeutſamer Natur und ſo erfolgreich 
für die politiſche Entwickelung, nicht nur Preußens, ſondern 
Deutſchlands geweſen, daß wir ſie mit vollem Recht als den 
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Ausgangspunkt oder vielmehr als die Anfänge der Revo⸗ 
lution von 1848 anſehen, und daher auch hier etwas mehr 
auf dieſelben eingehen dürfen. 

Nach den Patenten vom 3. Februar 1847 ſollten die Pro⸗ 
vinziallandtage und die ſtändiſchen Ausſchüſſe in bisheriger 
Weiſe fortbeſtehen, erſteren aber das Petitionsrecht nur für 
Provinzialangelegenheiten verbleiben, letztere mindeſtens alle 
vier Jahr berufen werden. Neben dieſen ſollte, wenn es 
die Regierung für gut fände, beſonders zur Bewilli⸗ 
gung von Anleihen und Steuererhöhungen, der vereinigte 
Landtag, aus den Mitgliedern ſämmtlicher Provinzial⸗ 
landtage beſtehend, aber in zwei Kurien (die erbliche Her⸗ 
renkurie und die Drei-Ständekurie) getheilt, berufen werden. 
Und dieſe Verſammlung ſollte, natürlich nur wenn ſie be: 
rufen ward, alle bisher den Provinziallandtagen übertrage⸗ 
nen Rechte Calfo den Beirath bei einem großen Theil der 
Geſetzgebung und das Petitionsrecht) überkommen. End⸗ 
lich ſollte noch eine Ständiſche Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen aus acht Mitgliedern erwählt wer⸗ 
den, die für den Fall eines Krieges ſtatt des vereinigten 
Landtages die Zuſtimmung zu Anleihen zu geben befugt 
wäre. 

Dies die Grundbeſtimmungen der Patente, durch welche 
die Geſetze von 1815 und 1820 mehr als erfüllt ſein, und 
der Regierung ein leicht handbares Mittel zur Erhebung 
von Anleihen und neuen Steuern gewährt werden ſollte, 
ohne dem Volk die Rechte zu verleihen, welche mit der Be⸗ 
Mfung wahrhafter Reichsſtände verknüpft fein mußten. 

Die öffentliche Stimme ſprach einmüthig ihr Urtheil 
pühin aus, daß durch dieſe Patente die Rechte des Volkes 
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und feiner Vertreter nicht erhöht, ſondern beſchränkt wür⸗ 
den, daß mit denſelben auch noch die letzten Garantieen 
gefallen ſeien, welche bisher durch die Geſetzgebung von 
1820 gewährt worden waren, und daher war die Volks⸗ 
ſtimmung überall eine mehr düſtere, als freudige, wie 
ſie in den berühmten Schriften von Heinrich Simon (An⸗ 
nahmen oder Ablehnen), Gervinus (die preußiſche Verfaſ⸗ 
ſung) u. A. ihren Ausdruck fand. 

Auf den 11. April war der vereinigte Landtag berufen, 
und Alles harrte dem entſcheidenden Tage mit Spannung ent⸗ 
gegen. Wenige Tage vorher erſchienen noch das wichtige und 
ziemlich freiſinnige Geſetz über Bildung neuer Religionsge— 
ſellſchaften, ein zweites über die Begründung von Handels⸗ 
gerichten, ſowie eine äußerſt beſchränkende Geſchäftsordnung 
für den Landtag ſelbſt, während andererſeits durch die Ge⸗ 
währung der vollſten Oeffentlichkeit der Protokolle dieſer 
denkwürdigen Verſammluug die Bedeutung und die Macht 
verllehen wurde, die ſie zu einer der wichtigſten in der Ge⸗ 
ſchichte Preußens und Deutſchlands machte. 

Die Bedeutung des vereinigten Landtages von 1847 
iſt durch die welterſchütternden Ereigniſſe von 1848 in den 
Hintergrund gedrängt, aber nicht verwiſcht worden. Der 
Muth, die Ausdauer und die Beſonnenheit der Männer, 
welche auf einem ſo unſicheren und ſchmalen Rechtsboden, 
wie ihnen das Patent vom 3. Febr. gewährte, den ſchwie— 
rigen und gefährlichen Kampf gegen den Absolutismus auf⸗ 
nahmen und durchführten, verdient unfere volle Bewunde⸗ 
rung und Anerkennung, auch wenn wir dieſelben Männer 
ſpäter unter veränderten Umſtänden nicht ſtark genug fanden, 
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die Konſequenzen des von ihnen begonnenen Werks zu ver⸗ 
treten. 

Der vereinigte Landtag hat vor Deutſchland und Eu⸗ 
ropa die Thatſache an den Tag gelegt, daß das preußiſche 
Volk diejenige politiſche Reife erlangt hat, die ihm ſeine 
Stellung unter den Staaten Europas ſichert, und es an die 
Spitze Deutſchlands ruft, um dieſe Stellung einzunehmen 
und zu behaupten. 

Die Eröffnung des vereinigten Landtags fand durch 
jene geſchichtlich denkwürdige Rede des Königs ſtatt, in 
welcher, wie nie zuvor und nie nachher, die tiefinnerſten 
Ideen und Abſichten deſſelben ſich darſtellten, in welcher der 
ſelbſtbewußte Abſolutismus dem zur Souveränität anſtreben⸗ 
den Volkswillen ſich gegenüberſtellt, und denſelben gewiſſer⸗ 
maßen zum Kampf herausfordert, wie er im Jahre 1848 
begonnen wurde, und im Jahre 1850 noch nicht vollen⸗ 
det iſt. 

Wir führen aus dem Inhalt dieſer immer noch nicht 
hinreichend gewürdigten Rede nur einige der bedeutendſten 
Stellen an: 

„Der edle Bau ſtändiſcher Freiheiten — iſt durch 

Ihre Vereinigung vollendet. — Als Erbe einer unge⸗ 

ſchwächten Krone, die ich meinen Nachfolgern unge⸗ 

ſchwächt bewahren muß und will, weiß ich mich (zwar) 
vollkommen frei von jeder Vepflichtung gegen Nicht⸗ 
ausgeführtes, vor Allem gegen das, vor deſſen Aus⸗ 
führung meinen erhabenen Vorgänger ſein eigenes, 
wahrhaft landesväterliches Gewiſſen bewahrt hat.“ — 

Ferner: 
„Es drängt mich zu der feierlichen Erklärung, daß 
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es keiner Macht der Erde je gelingen ſoll, mich zu 
bewegen, das natürliche, grade bei uns durch feine 
innere Wahrheit ſo mächtig machende Verhältniß zwi⸗ 
ſchen Fürſt und Volk in ein konventionelles, konſtitutio⸗ 
nelles zu wandeln, und daß ich es nun und nimmer⸗ 
mehr zugeben werde, daß ſich zwiſchen unſern Herr- 
Gott im Himmel und dieſes Land ein beſchriebenes 
Blatt Papier, gleichſam als eine zweite Vorſehung, 
eindränge, um uns mit ſeinen Paragraphen zu regieren, 
und durch ſie die alte heilige Treue zu erſetzen.“ — 
Ferner: 

„Mein Volk kennt mein Herz, meine Treue und 
Liebe zu ihm, und hängt in Liebe und Treue an mir. 
Mein Volk will nicht das Mitregieren von 
Repräſentanten, die Schwächung der Hoheit, die 
Theilung der Souveränität, das Brechen der Vollge⸗ 
walt ſeiner Könige, die ihm ſeine Geſchichte, ſeine Frei⸗ 
heit, ſeinen Wohlſtand begründet, und ſeine theuerſten 
Errungenſchaften allein ſchützen können, und ſie ſchützen 
werden, ſo Gott gnädig iſt, wie bisher.“ — 

Und ferner: 

„Sie, meine Herren, ſind deutſche Stände im alt⸗ 
hergebrachten Wortſinn, d. h. vor Allem und weſentlich 
Vertreter und Wahrer der eigenen Rechte, der Rechte de⸗ 
rer, deren Vertrauen den bei weitem größten Theil dieſer 
Verſammlung entſendet. Nächſtdem aber haben ſie die 
Rechte zu üben, welche Ihnen die Krone zuerkannt hat. 
Sie haben ferner der Krone den Rath gewiſſenhaft zu 
ertheilen, den dieſelbe von Ihnen fordert. Endlich ſteht 
es Ihnen frei, Bitten und Beſchwerden, Ihrem Wir⸗ 
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kungskreiſe, Ihrem Geſichtskreiſe entnommen, aber nach 
reiflicher Prüfung, an den Thron zu bringen. Das 
ſind die Rechte, das die Pflichten germaniſcher Stände, 
das ihr herrlicher Beruf. Das aber iſt Ihr Beruf 
nicht, Meinungen zu repräſentiren, Zeit- und Schul⸗ 
meinungen zur Geltung bringen zu ſollen. Das iſt 
vollkommen undeutſch und obenein vollkommen unprak⸗ 
tiſch für das Wohl des Ganzen; denn es führt noth⸗ 
wendig zu unlösbaren Verwickelungen mit der Krone, 
welche nach dem Geſetze Gottes und des Lan- 
des und nach eigener freier Beſtimmung herr- 
ſchen ſoll, aber nicht nach dem Willen von 

Majoritäten regieren kann und darf, wenn 

Preußen nicht bald ein leerer Klang in Europa ſein 

fo. Meine Stellung und Ihren Beruf klar erkennend, 

und feſt entſchloſſen unter allen Umſtänden dieſer Er⸗ 
kenntniß treu zu handeln, bin ich in Ihre Mitte ge⸗ 
treten, und habe mit königlichem Freimuth zu Ihnen 
geredet. Mit derſelben Offenheit und als höchſten 

Beweis meines innigſten Vertrauens zu Ihnen, edle 

Herren und getreuen Stände, gebe ich Ihnen hier mein 

königliches Wort, daß ich Sie nicht hierher gerufen 

haben würde, wenn ich den geringſten Zweifel hegte, 
daß Sie Ihren Beruf anders deuten wollten und ein 
Gelüſt hätten nach der Rolle ſogenannter 

Volksrepräſentanten.“ 

Dieſen Worten dieſen unzweideutigen Erklärungen ge⸗ 
genüber war es wahrlich eine ſchwere Aufgabe für die zum 
erſten Male vereinigte Verſammlung, die Stellung einzuneh⸗ 
men, in welcher ſie in gleicher Weiſe die Rechte des Volkes 


und die Ehrfurcht vor dem Throne zu wahren vermochte. 
Sie hat mit bewundernswerthem Takt und maßvoller Be⸗ 
ſonnenheit jene nicht preis gegeben, ohne dieſe zu verletzen. 
Sie hat für den Augenblick wenig oder nichts Thatſächli⸗ 
ches erreicht, was ſie als ihre Errungenſchaft bezeichnen 
könnte. Aber ſie hat mehr gethan als das. Sie hat im 
Volke, das ihren Verhandlungen mit der geſpannteſten Theil⸗ 
nahme folgte, das Bewußtſein wachgerufen, daß es ein 
Recht habe, das ihm heilig und unveräußerlich ſein müſſe; 
ſie hat das Volk ermuthigt zum Kampfe für die Wahrung 
und Wiedergewinnung dieſes Rechtes, und hat ihm durch 
Wort und That das Beiſpiel eines Kampfes gegeben, der, 
wenn ihm das Recht zur Seite ſteht, immer zum Siege 
führen muß. 

Wir können hier den trefflichen Verhandlungen nicht 
folgen, die über die von Schwerin beantragte, von Bede- 
rath vrrfaßte, von Arnim und Auerswald amendirte Adreſſe 
gepflogen wurden. Wir können die vielbeſprochene Erklä⸗ 
rung der Rechte nur erwähnen, die Vincke mit 134 anderen 
abgab. Wir dürfen nur daran erinnern, wie die preußiſchen 
Deputirten mit Saucken an der Spitze, das Anlehn für die 
preußiſche Oſtbahn (dieſe Lebensfrage der Provinz die ſie 
entſendet) ablehnten, um vor Allem das Rechtsprinzip zu 
wahren. Wir können nicht verweilen bei den Verhandlun⸗ 
gen über die Gleichberechtigung aller Konfeſſtonen, von denen 
das künſtlich aufgerichtete Gebäude des chriſtlich germani⸗ 
ſchen Staates erſchüttert ward. Wir können endlich auch 
nur das Reſultat der großartigen Verhandlungen über die 
nothwendigen Abänderungen in der ſtändiſchen Geſetzgebung 
anführen, nach welchen zweijährige Periodizität des vereinigten 
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Landtages, Wegfallen der vereinigten Ausſchüſſe und die 
Zuſtimmung des vereinigten Landtages zu allen Anleihen 
und Steuererhöhungen als unbedingte und unabweisliche 
Forderungen des Volkes hingeſtellt ward. 

Aber wir müſſen erwähnen, daß von allen dieſen ſo 
maßvoll gehaltenen Forderungen keine gewährt, daß ſie mit 
Entſchiedenheit, ja mit Härte zurückgewieſen wurden, daß 
man die Mehrzahl moraliſch nöthigte, gegen ihre innerſte 
Ueberzeugung ſich an der Wahl zu den ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſen zu betheiligen, und daß man Männer wie Vincke, 
Hanſemann u. A. leider mit harten Drohungen heimſendete, 
weil ſie ſich dieſem Gewiſſenszwange nicht fügen wollten. — 

Die preußiſche Regierung hatte ſich nicht entſchließen 
können, auf den Boden zu treten, der ſich ſo ſichtbar vor 
ihr ausbreitete, um den Neubau Preußens und Deutſchlands 
auf friedlichem Wege in ſtarker Gemeinſchaft mit dem Volke 
zu beginnen und zu vollenden. Die Geſchichte hatte für 
die Neugeſtaltung Deuſchlands und Europas den Weg der 
gewaltſamen Umwälzung beſtimmt. 

Wir führen hier nur noch die Worte an, die ein Mann 
wie Camphauſen am 18. Januar 1848 ſprach, um zu zei⸗ 
gen, daß man in Preußen dieſe Erſchütterungen bereits als 
unvermeidlich anſah, ehe man das Nahen des Sturmes 
ahnte, der von Frankreich her über Deutſchland hereinbrach: 

„Die Regierung wird wiſſen, daß, nicht wie ihr 

Organ dem Lande einzureden bemüht geweſen iſt, der 

Zwieſpalt geſchlichtet iſt, der zwiſchen den thatſächlichen 

Zuſtänden und der früheren Regierung beſteht. Um 

ſo mehr halte ich es für meine Pflicht, die Regierung 

hierüber nicht in Zweifel zu laſſen, als der Gang, 
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den fie am Schluſſe des vereinigten Landtages und 
nach ihm eingeſchlagen hat, mich mit tiefer Betrübniß 
und mit Sorge für die Zukunft erfüllt. 
„In Preußen, wo die Stände bis auf die äußerſte 
Grenze vorrückten, und weit hinübergebogen die Hand 
zur Ausgleichung boten, iſt dieſe Hand im Zorn zu— 
rückgeſtoßen worden. In Preußen haben die Stände 
von Seiten der Regierung Tadel und Nichtbeachtung 
gefunden, und Aeußerungen des Mißfallens und Un⸗ 
willens, welche in geringem Einklange mit einem mo⸗ 
narchiſchen Staate ſtehen, der von den Ständen nur 
Rath verlangen, ſie nur Rath zu ertheilen berechtigen 
will. Ein Wort hätte hingereicht, den Verfaſſungs⸗ 
ſtreit auf immer zu beendigen. Es iſt nicht geſprochen 
worden. Die Folgen müſſen getragen werden. Die 
Geſchichte wird richten zwiſchen uns und der Regierung.“ 
So ſprach am 18. Januar 1848 voll edlen Unwillens 
derſelbe Mann, an den ſich zwei Monate ſpäter der er⸗ 
ſchütterte Thron als an ſeine letzte Stütze anlehnte, der 
Mann, der ſich in den Zeiten der Gefahr freiwillig auf⸗ 
opferte, um die Krone Preußen vom drohenden Untergang 
zu retten. 


Zweiter Vortrag. 


Die Revolution in Wien und in Berlin. 


Die Erhebung des deutſchen Volkes im Frühjahr 1848 iſt 
durch die franzöſiſche Revolution nicht veranlaßt, ſondern 
nur gezeitigt worden. Im vollen Bewußtſein ſeiner politi⸗ 
ſchen Mündigkeit hatte das Volk die Forderungen bereits 
klar und beſtimmt hingeſtellt, deren Erfüllung es auf dem 
Gebiete der politiſchen Freiheit und der nationalen Einheit 
verlangte, und in dem ſicheren Gefühle ſeines Rechtes 
und feiner Kraft, war es entſchloſſen, ſich dieſelben zu wah⸗ 
ren und zu erkämpfen. 

Die Februgrereigniſſe in Paris haben das deutſche 
Volk nicht unbewußt mit ſich fortgeriſſen, nicht neue Ideen 
und Wünſche plötzlich in demſelben erweckt, neue und uns 
bekannte Bahnen vor ihm eröffnet, ſondern nur das Ziel 
näher gerückt, das ihm längſt klar und ſicher vor Augen 
ſtand. 

Die franzöſiſche Revolution war nur ein lauter und 
verſtändlicher Zuruf an die Fürſten und Völker Deutfch- 
lands, „daß es Zeit ſei.“ — Für jene, freiwillig und ſchnell 
zu gewähren, was ohne Gefahr nicht länger verweigert 
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werden konnte; für dieſe, ernſt und entſchieden zu fordern, 
worauf man ohne Schmach nicht länger verzichten durfte. 

Der Zuruf ward verſtanden und beachtet hier wie dort. 
Was das Volk dem Abſolutismus und dem Schein⸗Kon⸗ 
ſtitutionalismus gegenüber verlangte, es war klar und ent⸗ 
ſchieden ausgeſprochen in den Verhandlungen der einzelnen 
Ständekammern und beſonders des vereinigten Landtages in 
Preußen; und Camphauſens Worte vom 18. Januar waren 
die warnende Stimme, mit welcher das mündig gewordene 
Volk erklärte, daß es von dieſen Forderungen nicht laſſen werde 
und könne. Wonach es auf dem Gebiete der einheitlichen na⸗ 
tionalen Entwickelung Verlangen trug, das fand ſeinen Aus⸗ 
druck in dem Antrage auf die Vertretung des deutſchen 
Volkes beim deutſchen Bunde, welchen Baſſermann am 
5. Februar in der zweiten Badenſchen Kammer ſtellte, der 
am 12. Februar faſt einſtimmig in derſelben angenommen 
wurde, und von hier aus bereits zum gemeinſamen Wahl⸗ 
ſpruch des geſammten deutſchen Volkes geworden war, be⸗ 
vor noch die Nachricht von dem Ausbruche der franzöſiſchen 
Revolution zu demſelben gelangte. 

Als aber die welterſchütternden Ereigniſſe von Paris 
in Deutſchland bekannt wurden, als das franzöſiſche Volk 
aufs Neue das Beiſpiel gegeben hatte, daß die gerechten 
und ernſten Forderungen eines Volkes nicht ungeſtraft zu⸗ 
rückgewieſen werden dürften, da genügten wenige Tage, um 
die mächtige und entſcheidende Bewegung für die Erfüllung 
längſt geſtellter Forderungen von Südweſten Deutſchlands 
zunächſt über die kleineren und mittleren Staaten Deutſch⸗ 
lands zu verbreiten, um dann durch den Angriff auf den 
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Abſolutismus der beiden Großmächte den Sieg des Volkes 
zu entſcheiden. 

Schon am 27. Februar ſtellte eine Volksverſammlung 
zu München die Volksbewaffnung, die Preßfreiheit und ein 
deutſches Parlament als unabweisliche Forderungen auf; an 
demſelben Tage wiederholte Heinrich von Gagern in der 
Heſſiſchen Ständekammer den Baſſermannſchen Antrag in 
erweiteter Form und am 5. März ward der Antragſteller 
zum Miniſterpräſidenten berufen, um für die Durchführung 
dieſes Antrages zu wirken. Am 28. Februar ſtellte eine 
Bürgerverſammlung in Stuttgart ähnliche Forderungen wie 
Tages vorher in Mannheim und am 1. März wurde in 
Würtemberg und Baden trotz der früheren Bundesbeſchlüſſe 
die Preßfreiheit gewährt. Am 2. März brach die Bewe⸗ 
gung für dieſelben Forderungen in München und Wies⸗ 
baden, am 3. in Braunſchweig und Hamburg aus, und 
bald war in all den kleineren Staaten ohne blutigen Kampf 
theils gewährt, theils verheißen, was das Volk in wunder⸗ 
barer Uebereinſtimmung gefordert. 

Selbſt der Bundestag fühlte ſich gedrängt, aus ſeiner 
geheimnißvollen Stille einmal wieder an die Oeffentlichkeit 
zu treten, und ſich zu erinnern, daß es neben den deutſchen 
Regierungen auch ein deutſches Volk gebe. In einer Pro⸗ 
klamation vom 1. März fleht er um Eintracht und Frie⸗ 
den zwiſchen Fürſt und Volk, verheißt endlich für die För⸗ 
derung der nationalen Intereſſen und des nationalen Le⸗ 
bens im Innern zu ſorgen und ſchließt ſogar mit den ſeiner 
bisherigen Wirkſamkeit ſo wenig entſprechenden Worten: 

„Deutſchland wird und muß auf die Stufe gehoben 
werden, die ihm unter den Nationen Europas gebührt. 
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Die Bundesverſammlung vertraut auf die weiſe Einficht 

des deutſchen Volkes.“ 

Zu ſpät um zu wirken! um das Vertrauen zu einer 
Verſammlung wieder herzuſtellen, von der die Rechte des 
Volkes aufs Schmählichſte mißachtet und verkümmert wor⸗ 
den waren, und die nur in Zeiten der Noth und des Schrek⸗ 
kens ſich an dieſes Volk zu wenden für gut fand. 

Am 3. März ſtellte der Bundestag den Einzelſtaaten 
frei, unter den nothwendigen Garantien in ihrem Gebiete 
die Preßfreiheit zu gewähren; am 9. vergaß er ſich ſogar 
ſo weit, für das Wappen des deutſchen Bundes den deut⸗ 
ſchen Reichsadler und die ſchwarzrothgoldenen Farben an— 
zunehmen, die er ſelbſt Jahrzehnde hindurch als Zeichen des 
Hochverraths angeſehen und mit unerbittlicher Strenge ver⸗ 
folgt hatte. Endlich am 10. März gab er ſich vor aller 
Welt das Zeugniß der Unfähigkeit für die Löſung der Auf⸗ 
gabe, welche die Gegenwart an ihn ſtellte, und machte den 
vergeblichen Verſuch, das Vertrauen des deutſchen Volkes 
wieder zu gewinnen, indem er die Regierungen aufforderte, 
neben den eigentlichen Bundestagsgeſandten Männer des öf⸗ 
fentlichen Vertrauens zu ſeiner Unterſtützung und insbeſon⸗ 
dere zur Reviſion der Bundesverfaſſung auf wahrhaft natio⸗ 
naler und zeitgemäßer Grundlage, nach Frankfurt zu ſenden. 
Die ſiebenzehn Männer“) kamen und der der Nationalver⸗ 
ſammlung vorgelegte Entwurf einer deutſchen Reichsverfaſ⸗ 
fung iſt das Hauptprodukt ihrer Thätigkelt. 


*) Schmerling, Dahlmann, Kirchgeßner, Todt, Wangenheim, 
Upland, Baſſermann, Jordan (von Kurheſſen, der fo lange Verfolgte), 
Langen, Drohſen, Wilmar, von der Gabelentz, Gagern, Petri, Gerpinus. 
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Sie haben zwar auch in anderer Beziehung der Thätig⸗ 
keit des Bundestags eine Richtung gegeben, welche mehr als 
bisher den Forderungen der Zeit und des Volkes entſprach. 
Aber auch ſie vermochten dem Inſtitute nicht wieder Leben 
einzuhauchen, das durch ſeine eigene Schuld dem Tode Preis 
gegeben war. f 

So hatte die Bewegung bereits über die verſchiedenſten 
Theile Deutſchlands ſich verbreitet und Wurzel gefaßt, ſo 
hatte ſie den ſcheinbaren Mittelpunkt des politiſchen Lebens 
bereits ergriffen und erſchüttert. Aber in dem Gebiete der 
beiden Großſtaaten, dieſer eigentlichen Träger der Geſchicke 
des deutſchen Volkes, ſchien äußerlich immer noch tiefe Ruhe 
zu herrſchen. 

In Preußen vor Allem, auf das jetzt mehr als 
je das Auge und die Hoffnung des deutſchen Volkes mit 
geſpannter Erwartung gerichtet war; in Preußen, dem es 
in den erſten Tagen des März nur ein offenes und ent⸗ 
ſchiedenes Wort gekoſtet haben würde, um an die Spitze 
Deutſchlands gehoben zu werden — in Preußen blieb Alles 
erwartungsvoll und ſtill, und Niemand wußte, was der 
nächſte Augenblick bringen würde. Das Volk hatte ſeine 
Forderungen geſtellt, es zögerte, ſie jetzt zu erneuern, wo 
der Regierung ſo dringende Aufforderung geworden war, 
ſie freiwillig und vollſtändig zu erfüllen. Die Regierung 
mußte erkennen, daß ſie dieſe Gewährung nicht lange ver⸗ 
ſagen könne; aber ſie zögerte, dieſelbe gerade jetzt auszu⸗ 
ſprechen, um nicht ſchwach zu erſcheinen und eine Wider⸗ 
ſtandskraft zur Schau zu tragen, die ſie in Wahrheit nicht 
mehr beſaß. In Preußen ſchien es der oberſte Grundſatz 
der Regierung zu ſein, daß alle dem Volke zu verleihenden 
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Rechte als freier Ausfluß von dem ungeſchwächten und un⸗ 
beſchränkten Willen der Krone erſcheinen mußten, daß aber 
jede Forderung des Volkes als ſolche zurückzuweiſen ſei, ſelbſt 
wenn ſie mit den Abſichten der Regierung übereinſtimmte; 
ja daß man dann am meiſten mit Gewährungen zögern und 
zurückhalten müſſe, wenn der Wille des Volkes ſich am ent⸗ 
ſchiedenſten für dieſelben ausſpräche. Ein gefährlicher Grund⸗ 
ſatz, der verderbliche Kriſen für Preußen herbeigeführt hat, 
durch den die glücklichſten Momente zur Löſung feines Be⸗ 
rufs mehr als einmal ungenutzt vorübergingen, und durch 
den das unglückliche „zu ſpät“ gerade dann für Preußen 
ſeine Geltung gewann, wenn die bedeutendſten Maßregeln 
endlich zur Ausführung kommen ſollten. 

So beriethen die unter ſchweren Kämpfen gewählten 
ſtändiſchen Ausſchüſſe vom 17. Januar bis zum 4. März 
das neue Strafgeſetzbuch; und während der gewaltige Sturm 
immer näher heranbrauſtte, während die allgemeine Bewegung 
es ſchon ahnen ließ, daß das hier berathene Geſetz nie zur 
Ausführung kommen würde, hüllte ſich die preußiſche Regie- 
rung noch immer ins tiefſte Stillſchweigen über die Maß⸗ 
regeln, die ſie damals ſo reiflich für Preußen und Deutſch⸗ 
land vorbereitete. Und als bei der Entlaſſung der verei⸗ 
nigten Ausſchüſſe endlich die dringendſte der Forderungen 
des vorigen Jahres die (wenn auch nur vierjährige) Perio⸗ 
dizität des vereinigten Landtages nicht länger vorenthalten 
werden konnte, da gaben die Worte, in denen dieſe Ge⸗ 
währung ausgeſprochen wurde, das lebendigſte Zeugniß, wie 
die Regierung einerſeits um jeden Preis den Schein zu ver⸗ 
meiden bemüht war, als ob dieſe Gewährung eine Konzeſ⸗ 
ſion gegen den immer lauter anſtürmenden Volkswillen wäre, 
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und wie fie andererſeits doch nicht umhin konnte, dieſem 
mächtig gewordenen Volkswillen Rechnung zu tragen. 
„Die Periodizität ſtändiſcher Centralverſammlungen 

(ſo lauteten die Worte der königlichen Entlaſſungsrede), 
hatte ich von Anfang an als nothwendig für mein 
ſtändiſches Gebäude anerkannt und ſie den vereinigten 
Ausſchüſſen gegeben. Nachdem aber beide Kurien des 
vereinigten Landtages die faſt einſtimmige Bitte an mich 
gerichtet hatten, die Periodizität auf den vereinigten 
Landtag ſelbſt zu übertragen, ſo war es längſt mein 
Entſchluß — Mehrere von Ihnen wiſſen es aus 
meinem Munde — dieſen Wunfch durch die That zu 
erfüllen. — Sie aber, meine Herren, mögen, indem 
Sie heimkehren, dieſen meinen Entſchluß, wodurch die 
von beiden Kurien des erſten vereinigten Landtages 
geſtellten Anträge in vollem Umfange gewährt ſind, 
allen denen verkünden, welche ſich danach geſehnt ha⸗ 
ben; und darunter ſind — ich weiß es — viele meiner 
edelſten und getreueſten Unterthanen.“ 

Aber die preußiſche Regierung täuſchte ſich ſchwer über 
die Wirkung dieſes Entſchluſſes. Was ſchon im vorigen 
Jahre als die erſte und unabweislichſte Forderung ſich dar⸗ 
geſtellt und durch feine Zurückweiſung allgemeinen Unwillen 
hervorgerufen hatte, das konnte jetzt nicht mehr befriedigen, 
nachdem unendlich größere Forderungen ſo mächtig und ein⸗ 
müthig hervorgetreten und in den meiſten deutſchen Staaten 
bereits erfüllt waren. Wenn man ſchweigen zu dürfen glaubte, 
ſo lange noch die Regierung gänzlich ſchwieg, weil man in ih⸗ 
rem erſten Worte einer vollen Befriedigung der gegenwärtigen 
Anſprüche entgegenſehen zu dürfen glaubte, ſo fühlte ſich jetzt, 
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nachdem dieſes erſte Wort auch hinter der beſcheidenſten Er⸗ 
wartung zurückgeblieben war, das Volk gedrängt zu reden, 
damit die Regierung nicht länger in Zweifel ſei, daß Preu- 
ßens Volk ſich berufen fühle voranzugehen unter den Völ⸗ 
kern Deutſchlands, und nicht, wie es den Anſchein hatte, 
weit hinter denſelben zurückzubleiben Berlin war frei von 
jeder drängenden und aufregenden Bewegung, ſo lange man 
glauben konnte, derſelben nicht zu bedürfen. Die königliche 
Erklärung vom 6. März hatte dieſe Hoffnung getäuſcht, und 
vm folgenden Tage begann mit den Verſammlungen in den 
Zelten die Bewegung, die am 18. März zu einem gewalt⸗ 
ſamen Ausbruch und zum Sturz der bisherigen Regierung 


führte. 
Am 7. März nämlich fand die erſte zahlreich beſuchte 


Volksverſammlung unter den Zelten ſtatt und am folgenden 
Tage wurde von einer etwa 6000 Köpfe zählenden Ver⸗ 
ſammlung eine Addreſſe angenommen, in welcher Preßfrei⸗ 
heit, Verſammlungsrecht und Gleichſtellung der Konfeſſionen, 
Volksbewaffnung und Geſchwornengerichte, die Begründung 
einer allgemeinen deutſchen Volksvertretung und vor allem 
die ſchleunige Einberufung des vereinigten Landtages, als 
die Forderungen des preußiſchen Volkes bezeichnet wurden. 

Am 8. März erſchien abermals eine jener Regierungs— 
verordnungen, welche als eine Gewährung gelten ſollte, die 
aber wiederum den Beweis lieferte, wie weit die Bewilligun⸗ 
gen der Regierung hinter den Forderungen des Volkes zurück⸗ 
blieben. Es wurde nicht Preßfreiheit gewährt, ſondern Cen⸗ 
ſurfreiheit verheißen und in Aus ſicht geſtellt, weil man 
zuvor eine übereinſtimmende Maßregel von Seiten des Bun⸗ 
des erwirken wolle. Die Bewegung war über die Thatſachen 
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längſt hinweggeſchritten, bei denen die preußiſche Regierung 
erſt jetzt ſchwankend und zögernd anlangte. 

Die Verſammlungen in den Zelten währten fort und 
wuchſen täglich an Zahl der Theilnehmer und an Lebendigkeit 
der Berathungen. Inzwiſchen traten auch aus andern Kreiſen 
des Bürgerthums Verſammlungen zuſammen, welche durch die 
Stadtverordneten ähnliche Anträge wie die Zelten-Addreſſe 
an die Regierung gebracht zu ſehen wünſchten. Am 9. März 
fühlte ſich dieſes ſonſt ſo ſchwer bewegliche Kollegium ver⸗ 
anlaßt, Beſchlüſſe über geeignete Fürſorge für das Wohl 
der Arbeiter fo wie über Begründung bürgerlicher Schutz⸗ 
wachen zu faffen und am 11. wurde eine von Dr. Veit ent⸗ 
worfene Addreſſe an den König angenommen, welche in we⸗ 
niger entſchiedenen Worten und mit den gewohnten ehr— 
furchtsvollen Umſchreibungen, die bereits zum Gemeingut 
gewordenen Forderungen an die Krone ſtellte, nämlich volle 
Preßfreiheit, beſchließende Stände, öffentliches Gerichtsver⸗ 
fahren mit Geſchwornen, Gleichheit der Konfeſſtonen, ſchleu— 
nige Berufung des vereinigten Landtages und Begründung 
einer ſtarken Einheit Deutſchlands. b 

Am 14. März überreichte eine Deputation des Magi⸗ 
ſtrats und der Stadtverordneten dieſe Addreſſe dem Könige 
perſönlich. Sie wurde wie der Bericht des Magiſtrats lau- 
tete, huldreichſt aufgenommen, und die Deputation empfing, 
nach Verleſung der Addreſſe eine Antwort, durch deren Mit⸗ 
iheifung der Magiſtrat überzeugt war, die allgemeine Be⸗ 
geiſterung der Bevölkerung von Berlin hervorzurufen. 

„Se. Majeſtät erkannte die Haltung der Stadt und be⸗ 
ſonders des beſſeren Theiles der Bevölkerung als eine wür⸗ 
dige an, denn wenn es ringsum koche, dürfe man nicht 
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erwarten, daß die Stimmung hier unter dem Gefrierpunkt 
ſei, wo es an reichlichen Elementen der Unruhe nicht fehle. 
Was den Inhalt der Addreſſe ſelbſt betreffe, ſo ſei der Haupt⸗ 
wunſch bereits gewährt und die Einberufungsordre für den 
vereinigten Landtag (wie man anderen Tages erfuhr auf 
den 27. April) bereits unterzeichnet. Die anderen Bitten 
könnten nur durch dieſen ihre Löſung finden, daher ſei ein 
näheres Eingehen auf dieſelben nicht nöthig. Doch könne der 
König nicht mit der Anſicht der Addreſſe übereinſtimmen, die 
gegen eine allmähliche Entwickelung der Verfaſſung gerichtet 
ſei. Die gute alte deutſche Ordnung dürfe nicht unbeachtet 
bleiben; auch die Gliederung der Stände ſei deutſch, wer 
dagegen anſtrebt, ſetzt ſich Gefahren aus. Eben ſo der Be⸗ 
ſitz als althergebrachte Grundlage der Standſchaft komme in 
Betracht. Was überhaupt Deutſchland betreffe, ſo liege deſſen 
Schickſal nicht in des Königs Hand, Alles aber, was ſeine 
Kraft vermöge, wolle er redlich und ernſt anwenden, damit 
auch dieſe Zeit der Kriſis zu ſeiner Einigkeit, Kraft und 
Größe ausſchlage.“ 

Die Begeiſterung, die der Magiſtrat durch Mittheilung 
dieſer Antwort hervorzurufen gedachte, zeigte ſich in der Be⸗ 
völkerung nicht, vielmehr nahm die Bewegung und Aufre⸗ 
gung in der Hauptſtadt Preußens, zum Theil freilich auch 
durch andere Umſtände hervorgerufen und genährt, gerade 
jetzt eine ernſtere Geſtalt an. 

Bevor wir jedoch die Ereigniſſe in Berlin bis zur Ent⸗ 
ſcheidung des 18. März verfolgen können, müſſen wir zu⸗ 
nächſt unſern Blick nach Wien wenden, wo inzwiſchen plötz⸗ 
lich und unerwartet Ereigniſſe eintraten, welche raſch und 

* 


= 2 50 


entſcheidend auf die Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe 
einwirken mußten. — 

Selten hat es ſich fo offenkundig dargethan, wie ge- 
fährlich die gewaltſame Unterdrückung und Verfälſchung der 
öffentlichen Meinung für den Staat und für die Regierung 
ſei, als in Oeſterreich durch die Ereigniſſe des Jahres 1848. 
In Oeſterreich hatte man mit eiſerner Konſegenz den Ideen 
des Fortſchritts und der Freiheit auf dem Gebiete der Po⸗ 
litik und der Religion nicht nur die Anerkennung und Gel⸗ 
tung, ſondern auch den mäßigſten Ausdruck verſagt, und 
mit einer chineſiſchen Mauer glaubte man das ſtreng bevor⸗ 
mundete Volk von jeder Berührung mit dieſen Ideen ab⸗ 
ſchließen zu können, welche ringsumher die Welt erfüllten 
und bewegten. In Oeſterreich hielt die Regierung eine 
vom Volke ausgehende Bewegung für abſolut unmöglich, 
und ſo ſehr glaubte ſie alle Fäden des politiſchen Lebens 
und darum die unbedingte Herrſchaft über daſſelbe in ihren 
Händen zu haben, daß ſie während der allgemeinen Bewe⸗ 
gung draußen, um ihr eigenes Schickſal unbeſorgt, nur auf 
Mittel bedacht war, dieſelbe dort niederzuhalten und zu un⸗ 
terdrücken und ſie zu neuen Maßregeln der Reaktion zu 
benutzen. 

Und doch, oder vielmehr gerade deshalb haben in 
Oeſterreich einige Tage genügt, um den ganzen Kunſtbau der 
bisherigen Staatsregierung umzuſtürzen, das Staatsgebäude 
ſelbſt an den Abgrund des Verderbens zu führen und alle 
Bande der vielgegliederten Einigung zu lockern und zu zer⸗ 
reißen. Nirgends, auch in Frankreich nicht, hat die Revo⸗ 
lution den ganzen Staatsorganismus ſo mächtig ergriffen 
und erſchüttert, nirgends war der Staat ſeiner vollſtändigen 
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Auflöfung fo nahe, und nirgends hat die abſolute Herr: 
ſchaft des Volkes ſich ſo entſchieden geltend gemacht, wie in 
Oeſterreich. Denn hier verlor die Regierung augenblicklich 
und vollſtändig die Zügel der Staatsgewalt aus den Händen, 
als ſie nicht mehr im Stande war, ſie in der alten Weiſe 
und mit den bisherigen Mitteln zu führen. Je mehr aber 
das Volk von der Theilnahme am politiſchen Leben zurück- 
gedrängt worden war, um ſo leidenſchaftlicher griff es nach 
der Alleinherrſchaft auf dieſem Gebiet, als es einmal das⸗ 
ſelbe betreten hatte; je weniger es für politiſche Selbſt⸗ 
regierung vorbereitet war, um jo mehr mußte es zu Aus⸗ 
ſchreitungen geneigt und der Leitung hervortretender Volks- 
führer preisgegeben ſein; je mehr endlich der Zuſammenhalt 
der verſchiedenen Glieder des Staates ein durchaus künſt⸗ 
licher und gewaltſamer geweſen, um ſo ſchneller mußte der⸗ 
ſelbe auseinander gehen, als dieſer Zwang plötzlich gelöſt 
ward, und jedes Glied ſeiner natürlichen Richtung folgen 
zu dürfen glaubte. 

Die Regierung hatte ſich getäuſcht, wenn ſie die voll⸗ 
ſtändige äußere Ruhe für ein Zeichen der inneren Zu: 
friedenheit, oder doch der rückhaltsloſen Unterwerfung unter 
die beſtehenden Verhältniſſe anſah. Gerade in den höheren 
Ständen, denen die Erzeugniſſe der auswärtigen politiſchen 
Literatur immer noch zugänglich geblieben waren, hatte ſich 
die Oppoſition gegen die Metternich'ſche Willkührherrſchaft 
immer weiter ausgebreitet, immer tiefer Wurzel gefaßt, je 
mehr ſich die Gewaltmaßregeln der Regierung auch gegen 
die immer noch zu Recht beſtehenden, wenn auch noch fo 
geringen Befugniſſe der Landſtände in den 5 Kron⸗ 
ländern geltend machten. 
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Der Geiſt der ſtändiſchen Oppoſition, der in Ungarn 
ſeit 1830 immer mehr an Kraft gewonnen und dem ſich 
ſeit 1847 auch die Magnatentafel angeſchloſſen hatte, mußte 
ſeine Wirkung auch auf die übrigen Stände ausüben, und 
hatte ſich auch in Böhmen, wo die panſlaviſtiſche Bewegung 
immer feſteren Boden gewann, bei einzelnen Verhandlungen 
offen kund gegeben. In den italieniſchen Beſitzungen war 
der offene Aufſtand bereits vor der franzöſiſchen Revolution 
ausgebrochen, und als die Nachrichten von den großen Er- 
eigniſſen in Paris und von der Ausbreitung der Bewegung 
in Deutſchland nach Wien gelangten, konnte die Wirkung 
auf die dortige Bevölkerung nicht ausbleiben, wie ſehr man 
ſich auch bemühte, dieſelbe zu verbergen und zu unterdrücken. 

Schon am 5ten März hatte eine Anzahl von Literaten 
eine Petition um Aufhebung des Cenſur⸗Zwanges eingereicht. 
Hieran ſchloß ſich der nieder- öſterreichiſche Gewerbeverein, 
der in einer Petition an den Kaiſer, mit Rückſicht auf die 
ungeheuren Ereigniſſe im Weſten und in Hinblick auf das 
Stocken der Gewerbe und des Kredits eine Veränderung 
des bisherigen Prinzips und ein feſtes, inniges Anſchließen 
an die Intereſſen des gemeinſamen deutſchen Vaterlandes 
forderte. 

Der eigentliche Beginn der Bewegung ging jedoch 
von den Studenten aus. Am Tien März hatte ſich eine 
geringe Zahl derſelben im Gaſthofe zum blauen Stern ver: 
ſammelt und die Entwerfung einer Petition beſchloſſen, in 
welcher die Beſeitigung der Grundübel der öſterreichiſchen 
Staatsregierung gefordert werden ſollte. Die Aufforderung 
zur Unterzeichnung dieſer Petition fand allgemeinen Anklang. 
Die Aufregung, die ſich unter der Bevölkerung bereits ver⸗ 
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breitet hatte, wurde noch weſentlich erhöht, als die Nach⸗ 
richt von dem Erfolge der Revolution in München, alſo an 
den Thoren Oeſterreichs, bekannt wurde. Die Addreſſen und 
Petitionen mehrten ſich und die Forderungen derſelben waren 
nun ſchon mit Entſchiedenheit auf eine reichsſtändiſche Ver⸗ 
faſſung, auf Preßfreiheit und Aehnliches gerichtet. Der ſonſt 
allmächtige und Alles unterdrückende Polizeiminiſter Sedlnitzli, 
das würdigſte und verhaßteſte Organ der Metternich'ſchen 
Politik, ſchien keinen Muth zu haben, dieſer Bewegung ent- 
gegenzutreten, und ſelbſt die Regierung fand ſich veranlaßt, 
die nieder- öſterreichiſchen Landſtände, die zur Vermittelung 
dieſer Forderungen auserſehen waren, ſtatt auf den 22ſten 
März zunächſt auf den 15ten und dann ſogar auf den 13ten 
zu berufen. 

Am 1tten und 12ten aber fand in dem großen Hör⸗ 
ſaal der Univerſität die Berathung und demnächſt die zahl⸗ 
reichen Unterzeichnung der großen Addreſſe ſtatt, in welcher 
offen und entſchieden Reichsſtände, Preßfreiheit, Gleichſtellung 
der Konfeſſionen, Volksbewaffnung und Anſchluß an Deutſch— 
land gefordert wurde. Vergeblich bemühte ſich Profeſſor Hye, 
die Abſendung dieſer Petition zu hintertreiben. Als er aber 
den feſten Willen der ſtudirenden Jugend erkannte und von 
ihrer Begeiſterung ſelbſt mit fortgeriſſen wurde, entſchloß er ſich 
ſelbſt in Gemeinſchaft mit Profeſſor Endlicher die Petition 
dem Kaiſer zu überreichen, der ſie auch nach langem Zögern 
empfing und die nichtsſagende Verſicherung gab, daß die 
Sache in reifliche Ueberlegung gezogen werden ſolle. 

Dieſe kaiſerliche Erklärung konnte natürlich Niemanden 
befriedigen, ſie konnte die allgemeine Aufregung nur ſteigern. 
Am anderen Tage ſollten die nieder- öͤſterreichiſche Stände 
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ſich verſammeln, und die Studenten beſchloſſen daher, ſich 
in feierlichem Zuge in das Verſammlungshaus zu begeben 
und von ihnen die Befürwortung und Ueberreichung ihrer 
Addreſſe an den Kaiſer zu fordern. 

Am 13ten März war vom frühen Morgen ab ganz 
Wien in Bewegung. Als ſich die Studenten, von zahlreichen 
Volksmaſſen begleitet, in feierlichem Zuge nach dem Land- 
hauſe begaben, fanden ſie auch dort beſonders im geräumi⸗ 
gen Hofe des Gebäudes bereits eine große Volksmaſſe ver⸗ 
ſammelt, und ſchon war das Volk durch Reden einiger Anz 
weſenden, unter denen ſich beſonders der ſpäter ſo berühmt 
gewordene Dr. Fiſchhof auszeichnete, in lebhafte Aufregung 
verſetzt worden. Es trat aber alsbald eine tiefe erwartungs⸗ 
volle Stille in der großen Verſammlung ein, als eine De- 
putation von 12 Studirenden nach Aufforderung der Stände 
gewählt worden war, um denſelben die Wünſche des Volks 
vorzutragen. Während des ſpannenden Zeitraums zwiſchen 
der Abſendung dieſer Deputation bis zur Nachricht über 
das Reſultat derſelben trug ein Student, Namens Goldner, 
der verſammelten Menge eine begeiſternde Rede vor, welche 
Koſſuth am Zten März zu Preßburg für die Freiheit aller 
öſterreichiſchen Länder gehalten hatte. Endlich nach langem 
Harren und nachdem ſchon einmal die Nachricht von der 
Ablehnung der Petition ſich verbreitet und große Aufregung 
hervorgebracht hatte, erſchien der Präſident der Landſtände, 
Fürſt Colloredo, welcher den Beitritt derſelben zu den 
Forderungen des Volkes erklärte, von denen nur die Volks⸗ 
vertretung beim deutſchen Bunde ausgelaſſen war, die aber 
ebenfalls alsbald aufgenommen wurde, als das Volk ſich 
auf's Stürmiſchſte für dieſelbe erklärte. 
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In dieſem Moment, in welchem das Volk das nächſte 
Ziel ſeiner Wünſche erreicht zu haben ſchien, änderte ſich plötz— 
lich die Scene und drohte, eine ernſte Wendung zu nehmen. 
Es erſchienen Truppen, unter Anführung des Erzherzog 
Maximilian, am Thore des Hofraums, in dem die Menge 
verſammelt war. Kanonen wurden gegen dieſelbe gerichtet 
und der Prinz kommandirte Feuer, als ein einfacher Feuer- 
werker — fein Name iſt Pollet und verdient, nicht ver⸗ 
geſſen zu werden — ſich vor die Mündung der Kanone ſtellte 
und ſo vielleicht ein fuchtbares Blutbad verhinderte. Der 
Moment entſchied. Die furchtbarſte Aufregung herrſchte 
einen Augenblick, und fie konnte nur beſänftigt werden, als 
die große Deputation der Stände erſchien, um ſich in feier⸗ 
lichem Zuge zur Ueberreichung der Petition an den Kaiſer 
in die Hofburg zu begeben. 

Inzwiſchen hatte ſich die Bewegung bereits durch alle 
Theile Wiens verbreitet und beſonders hatten ſich die Ar— 
beiter in großen Maſſen eingefunden, während andererſeits 
die Burg, das Metternich'ſche Palais und andere bedrohte 
Gebäude von Truppen dicht beſetzt wurden, welche auch 
das Ständehaus eng umſchloſſen hielten, in dem die Stu— 
denten die Rückkehr der Deputirten erwarteten. Die Auf⸗ 
regung ſtieg immer höher, und als die Nachricht bekannt 
wurde, daß der Bürgermeiſter Zeapka die Alarmirung 
der Bürgergarde verweigert habe, begann man das Innere 
des Gebäudes zu zerſtören und die zertrümmerten Möbel 
gegen das Militär zu ſchleudern. In dieſem Moment war 
es, wo der Erzherzog Albrecht gegen die Maſſen Feuer 
geben ließ, durch welches 5 Menſchen den Tod fanden und 
Andere verwundet wurden. 
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Jetzt wälzte ſich die unbewaffnete Maſſe, die noch zu⸗ 
zurückgebliebenen Ständemitglieder zu ihrem Schutz an ihre 
Spitze nehmend, gegen das Zeughaus, um welches eine be— 
deutende Truppenmaſſe unter Erzherzog Wilhelm aufgeſtellt 
war. Der Kampf entſpann ſich jetzt, jedoch meiſt ohne Ge— 
brauch der Schußwaffen, in verſchiedenen Theilen der Stadt 
und die Bürgergarde ſtellte ſich entſchieden auf die Seite des 
Volkes. Inzwiſchen hatten ſich auch die Studenten wieder 
in der Aula verſammelt und eine Deputation, den Rektor 
der Univerſität an der Spitze, in die Hofburg entſendet, 
während ſie ſelbſt bemüht waren, in den Straßen die Auf⸗ 
regung zu beſchwichtigen und dem immer mehr drohenden 
Kampfe vorzubeugen. 

In der Hofburg aber hatten die Verhältniſſe eine andere 
Wendung genommen durch die plötzliche Ankunft des ſeit 
lange vom Hofe entfernten und der Metternich'ſchen Politik 
widerſtrebenden Erzherzogs Johann, des ſpätern Reichs- 
verweſers. Dieſem war es gelungen, bis zum Kaiſer vor— 
zudringen und den ſchwachen, willenlos von Metternich ges 
lenkten Fürſten zur Entlaſſung dieſes ſeines gefürchteten Ty— 
rannen zu bewegen. Im Nebenzimmer befand ſich dieſer bis 
jetzt allmächtige Miniſter in der Umgebung der ihm gleich— 
geſinnten Erzherzöge und behandelte die Ereigniſſe des Tages 
mit ſcheinbarer Gleichgiltigkeit und mit der ihm eigenen Miß⸗ 
achtung gegen das Volk. Der Gedanke, demſelben eine 
Konceſſion zu machen, oder gar ſeine Stellung aufzugeben, 
ſchien ihm nicht in den Sinn zu kommen, und als auf Ver⸗ 
anlaſſung des Erzherzogs Johann auf die Nothwendigkeit 
eines ſolchen Schrittes hingedeutet wurde, wies er mit Ent- 
ſchiedenheit das Anſinnen zurück, ſeine Entlaſſung zu nehmen. 
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Da trat ihm endlich der Erzherzog Johann, der inzwiſchen 
mit dem Kaiſer in das Zimmer eingetreten war, mit den 
Worten gegenüber: „Sie ſind bereits entlaſſen!“ Der 
Kaiſer nickte niedergeſchlagenen Auges zum Zeichen der Zus 
ſtimmung mit dem Kopfe — und Metternich war entlaſſen. 

Mit dieſem Moment war das Schickſal nicht nur von 
Oeſterreich, ſondern auch von Deutſchland entſchieden. Mit 
dem Staatskanzler Metternich fiel nicht ein Mann, ein Mi⸗ 
niſterium, ſondern ein Syſtem, das mit ſeinem Unter⸗ 
drückungs- und Bevormundungs-Prinzip Oeſterreich be⸗ 
herrſcht, Deutſchland niedergehalten und die geſammte euro⸗ 
päiſche Entwickelung gehemmt und verkümmert hatte. — 
Metternich war der Träger dieſes Prinzips, dem der Bundes⸗ 
tag dienſtbar war, dem ſich die preußiſche Regierung unter- 
geordnet, die franzöſiſche angeſchloſſen hatte, und das in 
Rußland ſeine kräftigſte Stütze fand. Metternich war der 
Eckſtein des kunſtreich aufgerichteten Baues, in welchem die 
Reaktion ihre Pläne ſchmiedete und die Reſtauration ihren 
Wohnſitz finden ſollte. Er war es, der es verſtanden hatte, 
beſonders in Preußen die beſten Pläne zu vereiteln, die 
wohlwollendſten Abſichten zu durchkreuzen, und mit ſeinem 
Fall war der Weg frei geworden, auf dem das zum Selbſt⸗ 
bewußtſein gelangte Volk ſeinem Ziele ſicher entgegenſchreiten 
konnte. 

In Wien genügte die Nachricht von der Abdankung 
Metternichs, mit welcher zugleich die Erxlaubniß zur Ber 
waffnung der Studenten verbunden war, vollkommen, um 
die freudigſte Aufregung, die zweifelloſe Gewißheit hervor⸗ 
zurufen, daß von nun an Alles anders werden, daß der 
ſchwere Druck vollſtändig aufhören müſſe, der bis jetzt mit 
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ſo unerträglicher Wucht auf dem Volke gelaſtet hatte. Die 
ganze Stadt war zum Zeichen dieſer Freude im Nu er⸗ 
leuchtet und eine jubelnde Menge durchwogte die Straßen 
Wiens. Leider war aber inzwiſchen die geſteigerte Auf— 
regung, beſonders bei den Arbeitern der Vorſtädte, ſchon 
zu bedauernswerthen Exceſſen übergegangen. Plünderun⸗ 
gen, Zerſtörungen und Feuersbrünſte gaben davon Zeugniß. 
Doch gelang es beſonders den nun bewaffneten Studenten, 
durch Energie und Entſchloſſenheit dieſem Unweſen Einhalt 
zu Ihun, und die Ruhe ward im Laufe der Nacht faſt 
überall wieder hergeſtellt. 

Am 14ten Morgens fand nun die Bewaffnung der 
Bürger ſtatt, und es wurden an dieſem Tage etwa 40,000 
Gewehre aus dem Zeughauſe vertheilt. Die Unruhen und 
Exceſſe von Seiten der Arbeiter dauerten jedoch auch an 
dieſem Tage noch fort, und nur mit Mühe gelang es den 
Studenten im Verein mit der Bürgerwehr, derſelben Meiſter 
zu werden. Andererſeits wartete man bis jetzt noch ver— 
gebens auf die offizielle Beſtätigung der Verheißungen, die 
Tags zuvor gemacht worden waren. Die Beſorgniß, daß 
man nur dem Drange des Augenblicks nachgegeben und 
Zeit und Kraft gewinnen wolle, um alles Geſchehene wieder 
rückgängig zu machen, verbreitete ſich allgemein und brachte 
auf's Neue eine Aufregung hervor, die ſich zu einer be— 
drohlichen Höhe ſteigerte, als die Nachricht bekannt wurde, 
daß der allgemein gefürchtete Fürſt Windiſchgrätz zum 
Gouverneur von Wien ernannt ſei. 

Eine neue Deputation der Bürgergarde wurde zum 
Kaiſer geſendet, um die offizielle Beſtätigung der Preß⸗ 
freiheit und der Volksbewaffnung zu verlangen. Halbe und 
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zweideutige Zuſicherungen, die von Seiten der Regierung 
erfolgten, waren nicht geeignet, das Mißtrauen zu ver— 
ſcheuchen. Die Aufregung wuchs mit jeder Stunde, bewaff— 
nete Volksmaſſen durchzogen drohend die Straßen, und auch 
das Militär nahm wieder ſeine Stellungen ein. Doch kam 
es an dieſem Tage zu keinem Zuſammenſtoß. Aber am 15. 
ſchien die Lage der Stadt und die Stimmung des Volkes 
ſo bedenklich, daß ſelbſt die Stände ſich veranlaßt fanden, 
einen Sicherheitsausſchuß aus 12 Mitgliedern der Stände 
und 12 Bürgern einzuſetzen, und der Wiederausbruch eines 
ernſten Kampfes ſchien faſt unvermeidlich, als gegen Abend 
als Retter in der Noth der Erzherzog Palatin, Stephan, 
und mit ihm faſt gleichzeitig eine ungariſche Deputation, 
Koſſuth und Batthiany an der Spitze, in Wien an— 
kamen und die letzte Entſcheidung herbeiführten. 

Der Palatin wußte in Gemeinſchaft mit dem Erzher— 
zog Johann den Kaiſer noch an demſelben Tage zum Er— 
laß einer Proklamation zu bewegen, in welcher die Preß— 
freiheit und die Bürgerbewaffnung definitiv gewährt und 
die Berufung ſtändiſcher Abgeordneten zur Entwerfung einer 
allgemeinen Landes⸗Verfaſſung beſtimmt zugeſichert wurde. 

So endete in Wien der erſte Akt der Revolution, durch 
welche Oeſterreich und mit ihm Deutſchland von einem Re— 
gierungsſyſtem befreit wurde, das jede freie Regung des 
Volkes niedergehalten, jede nationale und politiſche Erhe— 
bung unmöglich gemacht hatte. Sie endete mit der Errin— 
gung derjenigen beiden Rechte, durch welche der Geiſt frei 
gemacht wird von der ſchulmäßigen Bevormundung der 
Regierung, und der Bürger zum Schutze des Geſetzes und 
der Ordnung berufen wird; ſie ſtellte zugleich die Re⸗ 
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generation des Staates in Ausficht, welche allen feinen 
Angehörigen die gebührende Betheiligung an der Leitung 
ſeiner Angelegenheiten und beſonders an der Geſetzgebung 
gewähren ſollte, der ſich der freie Mann zu unterwerfen hat. — 

Mit Oeſterreichs Befreiung war das ſtärkſte Hemm— 
niß beſeitigt, das dem Siege des deutſchen Volkes auf der 
Bahn der Erhebung, die es beſchritten hatte, noch entgegen 
ſtand, und die Ereigniſſe in Berlin, zu denen wir nun zu- 
rückkehren, gaben alsbald Zeugniß davon, von welchem Ein⸗ 
fluß dieſe Wendung der Dinge in Wien auf das Schickſal 
von ganz Deutſchland ſein mußte. 

In Berlin begann die bisher ſo friedlich ſi 0 entwir⸗ 
kelnde Bewegung eine ernſtere Geſtalt anzunehmen mit dem 
13. März; nicht weil neue und aufregendere Elemente ſich 
derſelben bemächtigten, ſondern weil die Regierung ſich ohne 
allen erſichtlichen Grund veranlaßt fand, gegen die friedli⸗ 
chen Verſammlungen des Volkes mit Militairgewalt einzu⸗ 
ſchreiten. Denn dadurch wurden nicht nur die Leidenſchaften des 
Volkes aufgeregt, ſondern zugleich der Gegenſatz vor aller Welt 
offen gelegt, der noch zwiſchen dem Volke und dem Heere obwal⸗ 
tete, und der endlich, in ſeiner vollen Schroffheit hervortretend, 
das Volk zu einem Kampfe nöthigte, den in jenen Tagen 
noch Niemand erwartet und gewiß nur Wenige gewünſcht 
hatten. 

Am 13ten fand wieder eine Volksverſammlung unter 
den Zelten ſtatt, die ſich in ähnlicher Weiſe bewegte, wie 
alle früheren, aber ohne irgend eine Veranlaſſung durch eine 
ſchon vorher auf dem dortigen Platze aufgeſtellie anſehnliche 
Truppenmacht auseinandergeſprengt, in die Straßen der 
Stadt gedrängt und auch dort verfolgt wurde. Konflikte, 
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Widerſetzlichkeiten, Verhaftungen und Verwundungen konn⸗ 
ten nicht ausbleiben, ſogar eine leichte Barrikade wurde an 
der Grünſtraßen⸗Ecke errichtet, und das Einzige, was die 
Regierung erreicht hatte, war eine geſteigerte Aufregung, 
in die ſich ſchon Erbitterung gegen das Militair miſchte, 
das ſich manche Brutalität erlaubt haben ſollte. 

Am 14ten zeigte ſich die anwachſende Aufregung bereits 
auf den Straßen. Eine zahlreiche Volksmenge wogte durch 
die Stadt, Zuſammenläufe entſtanden auf einzelnen Punk⸗ 
ten, das Militair war überall in Bewegung und die gegen— 
ſeitige Erbitterung mußte durch die zahlreichen Konflikte 
wachſen, die bei ſolchen Maßregeln der Regierung unver— 
meidlich waren. 

Der 15te brachte die Nachricht von der Antwort, welche 
der König auf die Addreſſe der Stadtverordueten ertheilt 
hatte; ſie vermochte die geſpannten Erwartungen nicht zu 
befriedigen, die geſteigerte Aufregung nicht zu beſchwichtigen. 
Die militairiſchen Maßregeln waren noch verſchärft, die 
Volksmaſſe hatte ſich noch gemehrt und die Erbitterung er— 
reichte eine gefährliche Höhe, als die Kavallerie auf dem 
Schloßplatze eine Volksmaſſe im Galopp und mit gezoge—⸗ 
nem Säbel auseinanderſprengte, in die Brüderſtraße und 
deren enge Nebengaſſen verfolgte, und endlich die hinzuge— 
kommene Infanterie ſich ſogar der Schußwaffe bediente, ſo 
daß nicht nur zahlreiche Verwundungen, ſondern ſogar auch 
mehrere Tödtungen meiſt ganz unbetheiligter Bürger vor⸗ 
fielen, wodurch nun auch unter dieſen die Erbitterung 
über die militairiſchen Maßregeln und deren Vollſtrecker 
allgemein wurde. — Man fühlte zu dieſer Erbitterung um 
ſo gerechteren Grund, als die Militairbehörden verſprochen 
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hatten, die Militairgewalt gegen die Volksmaſſen nicht an⸗ 
zuwenden und die Aufrechthaltung der Ordnung der unter— 
deſſen von den Stadtverordneten angeordneten Bürgerſchutz⸗ 
wehr zu überlaſſen, deren einzige Waffe freilich nur in 
einem weißen Stabe als Zeichen der Autorität beſtand, mit 
der ſie von den Vertretern der Stadt bekleidet waren. 

Die an demſelben Tage bekannt gemachte Berufung 
des vereinigten Landtags auf den 27. April und die damit 
verbundene Hindeutung auf die Abſicht der Regierung, in 
Gemeinſchaft mit Oeſterreich einen Kongreß zur Regulirung 
der deutſchen Angelegenheiten zu berufen, konnte nicht geeig— 
net fein, dieſe Aufregung zu beſchwichtigen. Vielmehr er- 
reichte die allgemeine Entrüſtung eine bedenkliche Höhe, als 
am 16. März auf eine in der Nähe der neuen Wache an— 
geſammelten Volksmenge, die ſich keinerlei Erceffe hatte zu 
Schulden kommen laſſen, und bei welcher ſich eben eine An- 
zahl von Bürgerſchutzmännern befand, um fie zum Ausein- 
andergehen zu bewegen, plötzlich eine Salve von der gegen— 
überſtehenden Infanterie gerichtet wurde, durch welche zwei 
Vorübergehende, ein Student und ein Kaufmann, ſofort 
ihren Tod fanden. 

Die Maſſen ſtoben erſchrocken, aber von dem Verlangen 
nach Rache erfüllt auseinander. Der Abend verging ohne 
weitere Exceſſe, und am 17ten trat plötzlich eine tiefe Ruhe 
ein, die aber verhängnißvoll und bedenklich erſchien, da ſie 
eine erzwungene war und vorausſehen ließ, daß die nächſten 
Tage nothwendig ernſtere Ereigniſſe bringen mußten. 

So trat endlich der 18. März ein, an welchem die 
letzte Entſcheidung für Preußen und für Deutſchland ſtatt⸗ 
finden ſollte. Eine eigenthümliche, von der bisherigen ver⸗ 
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ſchiedene Bewegung fand ſchon am Morgen dieſes Tages 
ſtatt. Verſammlungen von Bürgern vereinigten ſich in ver— 
ſchiedenen Lokalen der Stadt, und es wurde um die Mittags- 
ſtunde ein gemeinſamer Zug vor das Schloß verabredet, um 
in energiſcher und entſchiedener Weiſe die Wünſche und 
Forderungen der Bürgerſchaft zur Kenntniß des Königs zu 
bringen. Gleichzeitig erfuhr man von der Ankunft einer 
rheinländiſchen Deputation, welche die dringenden Wünſche 
jener Provinz dem Könige vortrugen, und, wie es hieß, 
eine ſchnelle und entſcheidende Antwort forderten, und alsbald 
durchliefen Gerüchte von umfaſſenden Bewilligungen die 
Stadt. Auch die Stadtverordneten und der Magiſtrat fanden 
ſich durch die drohende Stimmung der Bürgerſchaft ver- 
anlaßt, eine Deputation mit beſtimmten Forderungen in das 
Schloß zu entſenden, und brachten gegen ein Uhr die Mit⸗ 
theilung, daß der König die Erfüllung dieſer Wünſche theils 
ſofort verheißen, theils in nahe Ausſicht geſtellt habe. Und 
der Magiſtrat erließ alsbald eine Bekanntmachung von dieſem 
Erfolge, durch welche er die bereits wachſende Aufregung 
der Gemüther zu beſchwichtigen hoffte. 

Inzwiſchen hatte ſich bereits laut ſtattgehabter Ver⸗ 
abredung eine bedeutende Menſchenmenge, welche ihrer ganz 
zen Erſcheinung nach offenbar der Bürgerſchaft angehörte, 
auf dem großen freien Platze vor dem Schloſſe und be— 
ſonders vor demjenigen Portal verſammelt, welches zu den 
Zimmern des Königs führte. Die Meiſten waren mit dem, 
was bereits geſchehen und mitgetheilt war, nicht bekannt, 
und erſt hier verbreitete ſich unter der Menge die Nachricht, 
daß umfaſſende Bewilligungen theils verheißen, theils be— 
reits gewährt fein ſollten. Aber vergebens bemühte man ſich, 
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eine beſtimmte Kenntniß über dieſe Mittheilungen zu erhalten. 
Endlich erfolgte die beſtimmte Nachricht von dem Erlaß eines 
Patents, durch welches die weſentlichen Forderungen des 
Volkes erfüllt ſeien. Es war jenes berühmte Patent vom 
18. März, in welchem der König feine Pläne und Ab⸗ 
ſichten für die Begründung eines deutſchen Bundesſtaats zu 
erkennen gab, und unter Aufhebung der Cenſur, Preßfreiheit, 
freilich mit Kautionen und anderen Beſchränkungen bewilligte. 

Alle dieſe Nachrichten durchflogen die verſammelte Menge 
und brachten eine freudige Aufregung hervor; aber vergeblich 
bemühte man ſich, irgend eine Gewißheit zu erhalten. De⸗ 
putirte des Magiſtrats erſchienen unter der Menge und ver⸗ 
laſen das Patent; aber kaum die zunächſt Stehenden konnten 
es vernehmen, und die unruhige Bewegung der Menge ſtieg 
um ſo mehr, je mehr ſich die Spannung der Gemüther, 
das Verlangen nach endlicher Gewißheit ſteigerte. Der Kö— 
nig ſelbſt erſchien endlich auf dem Balkon und wurde mit 
unendlichem Jubel begrüßt. Er verſuchte zwei Mal zu dem 
Volke zu reden, aber es gelang ihm nicht, ſich verſtändlich 
zu machen, und ſo ſtand die Maſſe noch immer auf dem 
weiten Platze und wuchs zu einer immer größeren Menge 
an, ohne beſtimmte Abſicht, vielmehr immer noch in der ge— 
ſpannten Erwartung auf Gewißheit. 

Da ſprach ſich plötzlich in der Menge das Verlangen 
nach Entfernung des Militairs aus, welches bisher das 
Schloß und ſämmtliche Eingänge zu demſelben in dichten 
Reihen beſetzt gehalten. Kaum ausgeſprochen, bemächtigte 
ſich dieſes Verlangen aller Anweſenden. Denn wenn in 
Wahrheit die Forderungen des Volkes gewährt waren, wozu 
bedurfte es noch dieſes Schutzes, dieſer trennenden Scheide⸗ 


wand zwiſchen Volk und Fürft, für welche eine neue Zeit 
der Einheit und des gemeinſamen Wirkens anbrechen ſollte? 

Lauter und immer lauter machte ſich das Verlangen in 
der Maſſe geltend. Deputationen wurden entſendet, um 
die Gewähr dieſer Forderungen zu erzielen; und wieder 
flogen Gerüchte von der Erfüllung derſelben hin und her. 
Man erwartete in jedem Augenblicke den Abzug des Militärs; 
man machte mit unglaublicher Anſtrengung Gaſſe, um ihm 
freien Durchzug zu gewähren; man forderte Ruhe und 
würdige Haltung der Verſammelten für den ſehnlichſt er⸗ 
warteten Moment der Erfüllung und Gewißheit. — Aber 
nichts geſchah, und die Truppen ſtanden bewegungslos auf 
ihrem Platze. 

Da ertönte plötzlich die Nachricht durch die Maſſen, daß 
von der Schloßfreiheit aus Kavallerie und vom zweiten 
Schloßportal Infanterie gegen dieſelben ausrückten, und eine 
feindlich angreifende Bewegung zu machen ſchienen. Aber 
Niemand konnte, Niemand wollte das glauben! Man ver⸗ 
nahm Trommelwirbel und hielt es für das Zeichen des Ab— 
marſches, nicht des Angriffs. Niemand wich vom Platze. 
Jetzt fielen jene verhängnißvollen beiden Schüſſe, welche das 
Schickſal Preußens und Deutſchlands auf eine blutige Weiſe 
entſcheiden ſollten. Jeder Zweifel war gelöſt. Denn zu 
gleicher Zeit ſprengte die Kavallerie im Galopp gegen die 
Menge vor, und dieſe ſtob auseinander, mit dem furcht⸗ 
baren Geſchrei: „Verrath!“ „Rache!“ um dieſen Donnerruf 
bis nach den entfernteſten Theilen der Stadt hinzutragen. 
Die Revolution hatte begonnen und ein blutiger achtzehn⸗ 
ſtündiger Kampf ſollte zur Entſcheidung führen. 

Es kann hier nicht meine Aufgabe ſein, Ihnen eine 
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Schilderung des Kampfes vorzuführen, den Sie Alle felbft 
erlebt haben, deſſen Bild noch zu lebendig in ihrem Ge— 
dächtniß iſt, als daß es durch meine Darſtellung erreicht 
werden könnte; ein Bild jenes heldenmüthigen Kampfes, 
an dem Sie Alle, wenn auch nicht mit den Waffen in der 
Hand, doch mit der ganzen Kraft Ihres Gemüthes mit dem 
heißen und einmüthigen Wunſche für das Gelingen deſſelben 
Theil genommen haben. Denn in Wahrheit! die ganze Be⸗ 
völkerung von Berlin befand ſich in jener verhängnißvollen 
Nacht im Kampfe gegen die aufgerufene Militärgewalt. Die 
äußerſt geringe Zahl der Kämpfer würde nicht im Stande 
geweſen fein, der ungeheuren Uebermacht fo lange und fo 
heldenmüthig Widerſtand zu leiſten, wenn nicht das ganze 
Volk von Berlin ſo ſichtbar und ſo einmüthig auf Seiten 
dieſer Kämpfer geſtanden hätte. — Es kann nicht meine Auf⸗ 
gabe ſein, Ihnen zu ſchildern, wie ſich die ganze weitläufige 
Stadt binnen einer Stunde mit Barrikaden bedeckte und 
in ein Kampflager verwandelte; wie das ununterbrochene 
Feuer der Infanterie und das Krachen der Geſchütze die 
ganze Nacht hindurch grauſig durch die Straßen tönte, wie 
nur Schritt vor Schrüt die Kämpfer von den aufgehäuften 
Truppenmaſſen zurückgedrängt werden konnten, um immer 
auf's Neue den Kampf wieder aufzunehmen, und wie der 
anbrechende Morgen nach einem mehr als zwölfſtündigen 
Kampfe immer noch einen großen Theil der Stadt in der 
Gewalt des Volkes ſah. 

Wir müſſen auch darauf verzichten, die Perſonen zu 
bezeichnen, die man als Urheber dieſes unglücklichen Kampfes 
nennen könnte, von denen der Befehl zu dem verhängniß⸗ 
vollen Angriff auf das Volk ausgegangen iſt. Die Volks⸗ 
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ſtimme bezeichnete damals den Prinzen von Preußen als den 
Urheber dieſes Befehls; es iſt dem von anderer Seite ent— 
ſchieden widerſprochen worden. Die Zukunft muß die Wahr⸗ 
heit an den Tag bringen, denn nur ſo viel iſt gewiß, daß der 
damalige Gouverneur von Berlin, General Pfuel, unmittelbar 
vor dem Ausbruche des Kampfes ſeine Entlaſſung erhielt, als 
er ſich auf wenige Minuten aus dem Schloſſe entfernt hatte. 

Aber das müſſen wir uns hier fragen, was war in 
Wahrheit die Urſache, was der Zweck und was der Erfolg 
dieſes Kampfes? Man ſagt, ein Mißverſtändniß ſei die 
Veranlaſſung deſſelben geweſen. Wir meinen, daß hierin 
die Wahrheit zu finden ſei. Aber nicht das war das Miß⸗ 
verſtändniß, daß zufällig ſich einige Gewehre entladen haben, 
— auch nicht, daß die Worte des Königs dem vor ihm ver⸗ 
ſammelten Volke nicht verſtändlich waren, weil der Zuruf 
der Menge ſeine Worte übertönte, ſondern das folgenreiche 
Mißverſtändniß lag darin, daß Volk und Fürſt ſich überhaupt 
nicht mehr verſtehen konnten, weil Beide von entgegen- 
geſetzten Standpunkten aus die Entſcheidung der großen Frage 
des Augenblicks erwarteten und verſuchten. Denn der König 
glaubte immer noch aus der unbedingten Machlvollkommen⸗ 
heit ſeiner Souveränität heraus, dem Volke die Freiheiten 
gewähren zu können, für die er als Zeichen ſeiner Gnade 
die Dankbarkeit deſſelben erwartete. Aber das Volk war 
zum Bewußtſein des ihm von der Natur verliehenen Rechts 
erwacht, und forderte daſſelbe als fein ihm allzulange vor— 
enthaltenes Eigenthum. Und darum konnten Fürſt und 
Volk einander nicht mehr verſtehen, konnte die Gewährung 
hier die Forderung dort nicht befriedigen; denn nicht das, 
was hier gefordert und dort gewährt wurde, ſondern das 
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Wie des Forderns und des Gewährens war die Urſache des 
Kampfes. Das Volk bedurfte des Bewußtſeins, daß die 
neu gewonnene Freiheit ſein Eigenthum, ſeine Errungenſchaft 
ſei, und darum mußte es im Kampfe zu derſelben gelangen, 
um ſich dieſes Bewußtſein anzueignen und unauslöſchlich zu 
bewahren. 

Und welches war der Zweck dieſes Kampfes? Es iſt 
eine anerkannte Thatſache, daß er nicht gegen die Krone 
gerichtet war. Denn ſelbſt in den Momenten der höchſten 
Leidenſchaft und Erbitterung iſt das Verlangen nach dem 
Umſturz des Thrones nirgends laut geworden. Der Kampf 
war vielmehr vornehmlich gegen die Militärgewalt gerichtet, 
gegen die Gewalt, die ſo ſichtbar zwiſchen Fürſt und Volk 
ſtand und allein berufen ſchien, den Thron zu ſchützen und 
die Macht des preußiſchen Staates zu repräſentiren. Der 
Zweck des Kampfes war, Preußen aus einem Militärſtaat 
in einen Bürgerſtaat umzuwandeln, und ſo das geſammte 
zum Bewußtſein ſeiner politiſchen Mündigkeit gelangte Volk 
als alleinigen Träger der Staatsgewalt darzuſtellen. Daher 
war auch der nächſte Erfolg kein anderer, als die Kund⸗ 
gebung dieſer Thatſache, indem das Militär entfernt und 
dem Bürger mit den Waffen, die er empfing, der Schutz 
des Staates, des Geſetzes und des Thrones übertragen 
wurde. 

Der Kampf ſelbſt iſt nicht durch den Sieg der materiellen 
Gewalt auf der einen oder auf der andern Seite entſchieden 
worden — der Sieg des Volkes war vielmehr ausſchließ⸗ 
lich ein moraliſcher, trotz des ſcheinbaren Uebergewichts der 
Militärmacht errungener. Davon giebt ganz beſonders die 
Thon am frühen Morgen des 19ten erſchienene Proklamation 
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des Königs „An meine lieben Berliner!“ Zeugniß, in welcher 
ſich der ungeheure Eindruck kund giebt, den die ſittliche Be⸗ 
deutung dieſes Kampfes auf das Gemüth deſſelben hervor⸗ 
gebracht und deren Schlußworte folgendermaßen lauteten: 

„An Euch, Einwohner meiner geliebten Vaterſtadt, iſt 

es jetzt, größerem Uebel vorzubeugen. Erkennt, Euer 
König und treueſter Freund beſchwört Euch darum bei 
Allem, was Euch heilig iſt, den unſeligen Irrthum. 
Kehrt zum Frieden zurück. Räumt die Barrikaden, die 
noch ſtehen, hinweg und entſendet an mich Männer, voll 
des echten alten Berliner Geiſtes mit Worten, wie ſie 
ſich Eurem Könige gegenüber geziemen, und ich gebe Euch 
mein königliches Wort, daß alle Straßen und Plätze for 
gleich von den Truppen geräumt werden ſollen und die 
militäriſche Beſetzung nur auf die nothwendigen Gebäude 
des Schloſſes, des Zeughauſes und weniger anderer, und 
auch da nur auf kurze Zeit beſchränkt werden wird. — 
Hört die väterliche Stimme Eures Königs, Bewohner 
meines treuen und ſchönen Berlins, und vergeſſet das 
Geſchehene, wie ich es vergeſſen will und werde in meinem 
Herzen um der großen Zukunft willen, die unter 
dem Friedensſegen Gottes für Preußen und 
durch Preußen für Deutſchland anbrechen wird. 
Eure liebreiche Königin und wahrhaft treue Mutter 
und Freundin, die ſehr leidend darnieder liegt, vereint 
ihre thränenreichen Bitten mit den meinigen.“ 

Aber auch dieſe Proklamation brachte die gehoffte Wir⸗ 
kung nicht hervor. Man wollte Gewißheit, volle Gewißheit, 
und das Volk gab beſonders in der Königsſtadt, wo eine 
große Zahl der feſteſten Barrikaden errichtet war, den Kampf 
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nicht auf. Inzwiſchen gelangten zahlreiche Deputationen 
an den König und beſchworen ihn, in die Entfernung des 
Militärs und in die Bewaffnung der Bürger zu willigen. 
Noch währten dieſe Verhandlungen fort, als der Kampf am 
Alexander-Platz ſich erneute und der General Möllendorf 
vom Volke zum Gefangenen gemacht wurde, und endlich 
jetzt — es war gegen eilf Uhr Vormittags — wurden die 
Forderungen des Volkes bewilligt. 

Das geſammte Militär zog mit klingendem Spiele und 
unter ruhiger, faſt feierlicher Haltung des Volkes aus der 
Stadt, und ſofort wurde eine große Anzahl von Waffen ohne 
Wahl an alle Diejenigen vertheilt, welche ſich in den Beſitz 
derſelben ſetzen wollten. 

Alsbald erfolgte nun auch die Entlaſſung des bis⸗ 
herigen Miniſteriums und die Berufung eines neuen unter 
Vorſitz des Grafen Arnim, des bekannten Vermittlers auf 
dem vereinigten Landtage, und unter Zuziehung des Grafen 
v. Schwerin und des Herrn v. Auerswald, der Führer 
der gemäßigten Oppoſition auf demſelben. — Der Sieg der 
Revolution war entſchieden, die Mündigkeitserklärung des 
Volkes war erfolgt! Die Umwandlung des Milktärftagtes 
in einen Bürgerſtaat fehlen geſichert. 

Die Haltung der Berliner Bevölkerung unmittelbar nach 
dieſem ſo plötzlich errungenen Siege verdient Bewunderung 
und wird in der Geſchichte ihre volle Anerkennung finden! 
Kein Exceß, keine Gewalttkat, keine Verletzung der Perſon 
oder des Eigenthums befleckt den Ruhm dieſes Tages! Und 
als die Volksjuſtiz das Beſitzthum des Major Preuß und 
des Hoflieferanten Wernicke, welche die allgemeine Stimme 
des Verraths an einzelne Kämpfer beſchuldigte, den Flammen 
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preisgab, iſt auch nicht ein Stück dieſer koſtbaren Gegenſtände 
entwendet oder in den Beſitz Einzelner gebracht worden. 
Auch bei jener erſchütternden Scene, als die verſtümmelten 
Leichen der gefallenen Kämpfer unter großem Zudrange des 
Volkes und unter feierlicher Abſingung eines Chorals in 
den großen Schloßhof gebracht wurden — als der König 
ſelbſt veranlaßt ward, Zeuge dieſes traurigen Anblicks zu 
werden und an der Hand feiner zitternden Gemahlin ger 
brochenen Herzens auf die unglücklichen Opfer dieſes Kam⸗ 
pfes blickte — auch in dieſem Moment der höchſten Auf⸗ 
regung und tiefſten Erſchütterung hat das Volk ſeinen Sieg 
nicht mißbraucht und mit keinem Wort, mit keiner That die 
Perſon des Königs verletzt, durch deſſen Truppen jene Männer 
aus ſeiner Mitte gefallen waren. Davon geben die Worte 
des Königs ſelbſt Zeugniß, die er am 31. März ſprach: 
„Das Volk von Berlin hat ſich fo edel und hoch- 
herzig gegen mich benommen, wie es ſich vielleicht in 
keiner anderen großen Stadt der Welt benehmen würde.“ 
Am Abend des 19ten war die Stadt glänzend erleuchtet, 
und die Freudenſchüſſe, welche durch die Straßen ſchallten, 
mahnten grauſig an den Donner der Geſchütze der vergan— 
genen Nacht. Der 20. März brachte wenig neue Ereigniffe. 
Die Freilaſſung der polniſchen Gefangenen wurde vom Volke 
mit Jubel begrüßt; die Verbrüderung derſelben mit der 
deutſchen Bevölkerung Berlins ward freudig aufgenommen, 
aber es war ein fremdes Element in den Ereigniſſen jener 
Tage. Auch an dieſem Tage zeigte ſich wieder die beſonnene 
Mäßigung des Volkes, als die Abſicht verlautete, das Palais 
des Prinzen von Preußen, den man ganz allein als den 
Urheber des Angriffs gegen das Volk bezeichnete, und der 
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aus Berlin — man wußte nicht wohin — ſich entfernt hatte, 
zu demoliren. Das Volk ſammelte ſich zum Schutze des Pal- 
laſtes, eine Schutzwache von bewaffneten Studirenden wurde 
in denſelben gelegt, und die einfache Aufſchrift: „Natio- 
nal-Eigenthum“ genügte, um das Gebäude vor dem 
Angriff der aufgeregten Maſſen zu ſchützen. In der Nacht 
zum 21. wurde die Bevölkerung Berlins durch den Schreckens⸗ 
ruf in Bewegung geſetzt, daß der Prinz von Preußen mit 
Truppen in die Stadt dringen wollte. Alles eilte von Neuem 
zum Kampfe und mächtige Barrikaden waren bereits auf⸗ 
gerichtet, als ſich die völlige Grundloſigkeit dieſes Gerüchtes 
kundgab. 

Wichtige Ereigniſſe aber brachte der 21ſte. Am Mor⸗ 
gen dieſes Tages ward die Bevölkerung durch ein Plakat 
überraſcht, welches mit der Aufſchrift: „An die deutſche 
Nation“, aber ohne Namensunterzeichnung aus der Decker⸗ 
ſchen Ober⸗Hofbuchdruckerei hervorgegangen war und unter 
anderen folgende Worte enthielt: 

„Eine neue glorreiche Geſchichte hebt mit dem heutigen 
Tage für Euch an! Ihr ſeid fortan wieder eine einige 
große Nation, ſtark, frei und mächtig im Herzen von 
Europa. Preußens Friedrich Wilhelm IV. hat ſich im 
Vertrauen auf Euren heldenmüthigen Beiſtand und Eure 
geiſtige Wiedergeburt zur Rettung Deutſchlands an die 
Spitze des Geſammtvaterlandes geſtellt. Ihr werdet ihn 
mit den alten ehrwürdigen Farben deutſcher Nation noch 
heute zu Pferde in Eurer Mitte erblicken. Heil und Segen 
dem konſtitutionellen Fürſten, dem Führer des geſammten 
deutſchen Volkes, dem neuen Könige, der freien 
wiedergeborenen deutſchen Nation!“ 
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Man erwartete Außerordentliches, und um die Mit 
tagſtunde erſchien nun der König ſelbſt mit einem ſchwarz⸗ 
roth- goldenen Bande geſchmückt und unter Vortragung 
einer gleichen Fahne in Begleitung des Grafen Schwerin, 
der Aſſeſſoren Friedberg und Stieber, des Kaufmann 
Gleich und mehrerer Anderen zu Pferde unter dem Volke. 
Eine jubelnde Volksmenge umgab ihn, als der Zug ſich 
durch verſchiedene Straßen bewegte. Man vernahm hier 
und da den Ruf: „Es lebe der Deutſche Kaiſer!“ und der 
König, indem er dieſen Zuruf ablehnte, redete mehrmals 
zum Volke und ſagte unter Anderm: 

„Es iſt keine Uſurpation von mir, wenn ich mich zur 
Rettung der deutſchen Freiheit und Einheit berufen fühle. 
Ich ſchwöre zu Gott, daß ich keinen Fürſten vom Throne 
ſtoßen will. Aber Deutſchlands Freiheit und 
Einheit will ich ſchützen, ſie muß geſchirmt werden 
durch deutſche Treue auf den Grundlagen einer aufrich- 
tigen konſtitutionellen deutſchen Verfaſſung.“ 

Nachdem der König in's Schloß zurückgekehrt war, 
hatte ſich der Graf Schwerin in die Aula zu den dort ver— 
ſammelten Studenten begeben, und als er ſie in ähnlichem 
Sinne angeredet hatte, ſich als verantwortlichen Mini⸗ 
ſter des konſtitutionellen Konigs proclamirt. Am 
Abend endlich erſchien eine königliche Proclamation vom 
geſammten Miniſterium unterzeichnet, in welches inzwiſchen 
auch Bornemann, Kühne und von Arnim, Letzterer 
als Miniſter des Auswärtigen, eingetreten waren. Und 
dieſe Proclamation enthielt unter anderen folgende Worte: 

„Deutſchland iſt von innerer Gährung ergriffen und 
kann durch äußere Gefahren von mehr als einer Seite 
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bedroht werden. Rettung aus dieſer doppelten dringen⸗ 
den Gefahr kann nur aus der innigſten Vereinigung der 
deutſchen Fürſten und Völker unter einer Leitung her— 
vorgehen. — Ich übernehme heute dieſe Leitung 
für die Tage der Gefahr. Mein Volk, das die 
Gefahr nicht ſcheut, wird mich nicht verlaſſen und Deutfch- 
land wird ſich mir mit Vertrauen anſchließen. Ich habe 
heut die alten deutſchen Farben angenommen und mich 
und mein Volk unter das ehrwürdige Banner des deut: 
ſchen Reiches geſtellt. Preußen geht fortan in; 
Deutſchland auf.“ 

Der Umritt und die Ereigniſſe des 21. März haben 
eine ſehr verſchiedene Beurtheilung gefunden. In Süd⸗ 
deutſchland haben dieſelben die allgemeinſte Erbitterung her— 
vorgerufen, weil man darin eine Uſurpation des Fürſten 
gegen die geſammte deutſche Nation zu ſehen glaubte, der 
ſich wenige Tage vorher noch im blutigen Kampfe gegen 
ſein eigenes Volk befunden hatte. 

Von andern Seiten hat man verſucht, die Ereigniſſe 
jenes Tages lächerlich zu machen. Wir aber erkennen in 
denſelben eine doppelte und zwar durchaus entgegengeſetzte 
Bedeutung. Für den König ſelbſt war der 21. März ein 
Tag wahrhafter Erhebung; er hatte ſich bis jetzt mit Wis 
derſtreben unter die Gewalt der ſiegreichen Revolution ge— 
beugt, — er fühlte ſich nun von ihren hochgehenden Wellen 
ſelbſt emporgetragen, und indem er fi) an die Spitze ver- 
ſelben ſtellte, um ſich der neuen Bewegung hinzugeben, 
fühlte er ſich gehoben und gekräftigt von dem Bewußtſein, 
von jetzt an in Wahrheit der Führer eines Volkes zu ſein, 
das ſich ſo groß und ſo edelmüthig gezeigt hatte. Die Abſichten, 
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welche am 21ſten der König für die Regeneration der deut⸗ 
ſchen Nation ausſprach, waren nicht erſt ſeit dem 18. März 
in ihm entſtanden; er hatte Aehnliches längſt gewollt und 
nur an dem Widerſtreben Oeſterreichs waren feine Abſich— 
ten geſcheitert. Am 23. November 1847 hatte er Herrn 
von Radowitz mit ſehr beſtimmten Juſtruktionen nach 
Wien entſendet und am 19. März 1848 hatte dieſer in 
Wien einen dahin zielenden Vertrag mit Oeſterreich abge— 
ſchloſſen. Der König wollte längſt die Einheit der deut⸗ 
ſchen Nation, die Umwandlung des deutſchen Staatenbun— 
des in einen Bundesſtaat. Jetzt war es dieſer Gedanke, 
der ihn zur That drängte und mit dem er ſich auf die Höhe 
der Revolution erhob, um ſich an die Spitze derſelben zu 
ſtellen. 

Ganz andere Abſichten mochten es ſein, von denen 
ſeine geheimen Rathgeber geleitet wurden, die ſchon damals 
die Bahnen der Reaction ſich bereiteten, um die Revolution 
zu untergraben und zu vernichten. Sie veranlaßten den 
König zu dieſem Schritte gerade weil ſie bemerkten, daß er 
jetzt ſelbſt in die Revolution eintrat, um fein Auge und zus 
gleich das Auge des Volkes von dem abzulenken, was zu— 
nächſt geſchehen mußte, um den Sieg der Revolution feſt 
und dauernd zu ſichern: nämlich von der ſchnellen und ent— 
ſchiedenen inneren Reorganiſation des preußiſchen Staates 
im Sinne und im Geiſte der neugewordenen Zeit. — Sie 
wollten Zeit gewinnen, um ihre Pläne ſicher daun und 
ſie haben ihr Ziel erreicht. 

Die rieſigen ſchwarz-⸗roth⸗goldenen Fahnen, welche als⸗ 
bald von der Kuppel des königlichen Schloſſes und von an⸗ 
deren öffentlichen Gebäuden herniederwehten, und mit denen 
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anderen Tages jedes Haus geſchmückt wurde, — die ſchwarz⸗ 
roth-goldenen Kokarden, die das geſammte Kriegsheer auf 
Befehl des Königs neben die ſchwarz⸗ weiße befeſtigte — 
ſie mußten ſo lange zum Blendwerk des Volkes und zur 
täuſchenden Hülle für die geheimen Pläne der Reaktion dies 
nen, bis dieſe ſtark genug war, offen mit denſelben hervor⸗ 
zutreten. . 

Den Schluß des erſten Abſchnittes in der preußiſchen 
Revolution bildet der 22. März. An dieſem Tage erſchien 
eine Deputation von Breslau und anderen ſchleſiſchen 
Städten, welche verlangte, daß der vereinigte Landtag nicht 
berufen, ſondern ſofort ein Wahlgeſetz zur Bildung einer 
konſtituirenden National⸗Verſammlung erlaſſen und die wich⸗ 
tigſten Grundlagen der künftigen Verfaſſung proclamirt 
werden ſollten. 

Die Antwort, welche dieſer Deputation ertheilt und 
demnächſt unter Gegenzeichnung ſämmtlicher Miniſter als 
Geſetz proclamirt wurde, bildet darum in gewiſſem Sinne 
den Abſchluß der Revolution, weil fie zum erſten Male in 
beſtimmter Weiſe den Umfang der Rechte feſtſtellte, welche 
von nun an dem preußiſchen Volke geſichert ſein ſollten. 
Dieſes Aktenſtück lautet im Weſentlichen folgendermaßen: 

„Nachdem ich eine konſtitutionelle Verfaſſung auf brei⸗ 

teſter Grundlage verheißen habe, iſt es mein Wille, ein 
volksthümliches Wahlgeſetz zu erlaſſen, welches eine auf 
Urwahlen gegründete, alle Intereſſen des Volkes ohne 
Unterſchied der religibſen Glaubensbekenntniſſe umfaſſende 
Vertretung herbeizuführen geeignet iſt, und dieſes Geſetz 
vorher dem vereinigten Landtage zur Begutachtung vor⸗ 
zulegen, deſſen ſchleunige Berufung ich nach allen bisher 
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mir zugegangenen Anträgen für den allgemeinen Wunſch 

des Landes halten muß. Sie werden ſich ſelbſt überzeu⸗ 

gen, daß ich auf Ihren Antrag, das neue Wahlgeſetz 
ohne ſtändiſchen Beirath zu erlaſſen, für jetzt, und ſo 
lange nicht der allgemeine Wunſch des Landes ſich dem 

Ihrigen anſchließt, nicht eingehen kann. 

Der auf jene Weiſe zu bildenden neuen Vertretung 
meines Volkes werden dann auch, meinen bereits fund- 
gegebenen Entſchließungen entſprechend, Vorſchläge über 
folgende Punkte vorgelegt werden: 

1) über Sicherheit der perſönlichen Freiheit!); 

2) über freies Vereinigungs- und Verſammlungsrecht 2); 

3) über eine allgemeine Bürgerwehrverfaſſung mit freier 
Wahl der Führer 3); 

4) über Verantwortlichkeit der Miniſter ); 

5) über die Einführung von Schwurgerichten bei Straf⸗ 
ſachen, namentlich für alle politiſchen und Preß⸗ 
vergehen’); 

6) über die Unabhängigkeit des Richterſtandes ); | 

7) über Aufhebung des eximirten Gerichtsſtandes, der 
Patrimonial-Gerichtsbarkeit und der Dominial-Polizei- 
Gewalt“); 

Außerdem werde ich demnächſt das ſtehende 

Heer auf die Verfaſſung vereidigen laſſen.s)“ 


1) Geſetz vom 12. Februar 1850. — 2) Geſetz vom 11. März 1850. 
) Iſt vorläufig beſeitigt. — „) Iſt bis jetzt noch nicht erlaſſen. — 
) Geſetz vom 3. Januar 1849 und Botſchaft vom 7. Januar 1850. — 
) Disciplinargeſetz vom 10. Juli 1849. — ) Geſetz vom 3. Januar 
1849. — ) Sf nicht geſchehen. 
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Das zweite Ereigniß deſſelben Tages, mit welchem die 
Berliner Revolution in einer ihrer ſittlichen Größe ent- 
ſprechenden Weiſe abſchloß, war die Beſtattung der ge— 
fallenen Kämpfer. Wir müſſen auch hier darauf verzichten, 
das Bild jenes großartigſten Zuges, den dieſe Stabt jemals 
in ihren Mauern geſehen hat, in Ihrem Gedächtniß zu er⸗ 
neuern, das Bild eines Zuges, an dem wohl zweimalhundert 
Tauſend Menſchen als Theilnehmer und Zuſchauer ſich be⸗ 
theiligten, und der in ſeiner mehr als vierſtündigen Dauer 
in würdevollſter, feierlicher Ruhe ſich von dem Gendarmen⸗ 
Markt vor dem königlichen Schloß vorbei, wo der König 
entblößten Hauptes die 181 Särge der Gefallenen an ſich 
vorübertragen ſah, ſich durch die ganze Länge der Stadt nach 
dem Friedrichshain bewegte, wo die Gefallenen feierlich be— 
ſtattet wurden. Wir dürfen Sie nicht daran erinnern, daß 
es damals keines Mannes der jetzt ſo viel beſchäftigten Polizei 
bedurfte, um über jene würdevolle und imponirende Ruhe 
der Bevölkerung von Berlin zu wachen. Wir enthalten uns 
der ferneren Schilderung und laſſen als kompetenten Richter 
vielmehr den Magiſtrat von Berlin ſprechen, der da— 
mals Folgendes proklamirte: 

„Mitbürger! Die Beſtattung unſerer theuren Todten iſt 
vollzogen. Sie bot uns und der Welt das großartigſte 
Schauſpiel dar, das wir bis jetzt in unſren Mauern ge⸗ 
ſehen, — die ehrfurchtsvolle dankbare Huldigung, welche 
unſre ganze Bevölkerung den in dem ruhmvollen Kampfe 
Gefallenen und in ihnen allen den Helden darbrachte, die 
für die große Sache der politiſchen und ſoeialen Freiheit 
geſtritten und fie uns durch ihre todesmuthige Hingebung 
erkämpft haben. Vor dieſer erhabenen Danf- und Trauer⸗ 
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freier muß jeder noch ſo innige Dank verſtummen, den 
wir oder Einzelne unſren Helden durch das Wort aus— 
zudrücken vermöchten. Unſer Dank ſei es vielmehr, die 
großen Güter, die nun errungen find und errungen wer— 
den können, dem Vaterlande und unſerer Stadt dauernd 
ſicher zu ſtellen. Dafür zu wirken, daß aus der Freiheit 
ſich jetzt die Größe, das Glück und die Wohlfahrt unſres 
Volkes in feſteſter Ordnung auferbaue, das iſt und ſei 
jetzt unſer Aller Aufgabe. Um unſren tapfern Kämpfern 
auch noch im Einzelnen den Dank des Vaterlandes durch 
die That zu erweiſen, haben wir bereits, die nöthigen 
Einleitungen getroffen. 


„Wir erſuchen die ſämmtlichen Herren Geiſtlichen aller 
Confeſſionen, am nächſten Sonntage, den 26. d. M. Vor⸗ 
mittags, einen Trauergottesdienſt zum Andenken an die 
in den Tagen des großen Kampfes Gefallenen veranſtal⸗ 
zu wollen.“ 

Berlin, den 23. März 1848. 

Der Magiſtrat. 

Die Geſchichte wird dieſe Worte des berliner Ma— 

giſtrats als ein Zeugniß für das Volk von Berlin und für 
die Revolution des 18. März aufbewahren und nicht ver— 
geſſen, ſie mit andern Aktenſtücken zuſammen zu ſtellen, die 
noch nicht neun Monate ſpäter von demſelben Collegium, 
von denſelben Männern ausgegangen ſind. Die Geſchichte 
wird die letzte Richterin ſein über die Erhebung von Berlin 
in den Märztagen 1848. 


Dritter Vortrag. 


Die Entwickelung der Revolution und 
die Quellen der Reaction. 


Durch die Ereigniſſe in Wien und in Berlin war der 
Sieg der Revolution geſichert und Niemand glaubte damals 
an die Möglichkeit einer Reaction. Aber die Erhebung des 
deutſchen Volkes im Jahre 1848 iſt nicht nur, wie es in 
der Regel heißt, vor den Thronen ſtehen geblieben und hat 
nirgends die monarchiſche Verfaſſung angetaſtet, ſondern es 
ſind auch überall die beſtehenden Regierungen und das ganze 
Apparat derſelben erhalten worden. Es iſt nirgends in 
Folge der Revolution eine aus dem Volke ſelbſt gebildete 
Macht hervorgegangen, welche die Forderungen und Errun⸗ 
genſchaften derſelben zu verwirklichen und durchzuführen be⸗ 
rufen geweſen wäre. Die deutſche Revolution vom Jahre 1848 
hat ſich mit dem moraliſchen Siege, den ſie errungen hatte, 
begnügt, und im Vertrauen auf demſelben alle Gewalt in 
der Hand der beſtehenden Regierungen gelaſſen, um von 
dieſen die Durchführung der einmal offen von ihnen an⸗ 
erkannten Forderungen zu erwarten. 
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In Preußen und insbeſondere in Berlin hatte die Re⸗ 

volution ſo wenig die Monarchie und den königlichen Thron 
erſchüttert, daß die Perſon des Königs vielmehr mächtiger 
und größer aus derſelben hervorging mit dem Moment, in 
welchem er ſie anerkannte, ſich ihr anſchloß und ſich an die 
Spitze derſelben ſtellte. 
Denn, nachdem die doppelte Mauer der Büreaukratie 
und der Militärgewalt, welche trennend zwiſchen Volk und 
König ſtand, plötzlich geſtürzt war, trat für den Augenblick 
jenes patriarchaliſche Verhältniß zwiſchen Fürſt und Volk 
ein, welches den Zeiten der älteſten politiſchen Entwickelung 
angehört, und nur in Momenten außerordentlicher Bewe⸗ 
gung wiederzukehren vermag. 

Am 21. März hatte ſich der König zu dem Gedanken 
erhoben, der unmittelbare Träger und Vollſtrecker des Volks⸗ 
willens zu ſein, der ſich ihm unerwartet in ſeiner vollen 
Kraft und Berechtigung kundgegeben hatte. Und das Volk 
ſtand nicht an, ihm dieſe hohe und erhabene Stellung ein⸗ 
zuräumen, die er von nun an einnehmen zu wollen ſchien. 
Die Forderungen der Revolution und des Volkes waren 
ausgeſprochen — der König hatte ihre Erfüllung verheißen — 
und das Volk ſuchte nach keinem Andern, dem es die Lö— 
ſung dieſer hohen Aufgabe anvertrauen ſollte. Freilich 
konnte es nicht mehr der abſolute König ſein, deſſen Wille 
als fein eigener zum Geſetz des Volkes werden mußte, fon: 
dern der König, der, von dem Vertrauen des Volkes ge— 
tragen, ſich berufen fühlte, den Willen des Volkes ſelbſt 
als Geſetz anzuerkenen und zu vollſtrecken. 

In dieſem Sinne und in dieſem Geiſte trat jener un— 
mittelbare und vertrauensvolle Verkehr zwiſchen König und 
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Volk ein, welcher das eigenthümliche politiſche Leben der 
erſten Tage nach der Revolution bezeichnete. Deputa⸗ 
tionen wurden aus den verſchiedenſten Kreiſen des Volkes 
mit Wünſchen, Vorſchlägen und Forderungen an den Kö⸗ 
nig entſendet, von dieſem ohne Weiteres angenommen und 
meiſt auch ſofort beſchieden. Andererſeits begab ſich der König 
inmitten des Volkes, von dem er ſich nun umgeben und ge— 
ſchützt ſah, verkehrte mit denſelben, lernte ihre Anſichten und 
ihre Denkweiſe aus unmittelbarer Anſchauung kennen und 
achten, und welchen Eindruck dieſer ihm bis jetzt nicht zu⸗ 
gängliche Verkehr auf Geiſt und Gemüth des Königs her- 
vorbrachte, davon giebt die Aeußerung Kunde, zu der er 
ſich am 25. März in Potsdam den dortigen Garden ge⸗ 
genüber veranlaßt fand, indem er erklärte: 
„daß er ſich glücklich, frei und wohlbewahrt unter 
ſeinen Bürgern in Berlin fühle, daß er Alles, was er 
gegeben und gethan, aus freier Seele gegeben und ge— 
than habe, und daß ſich darum Keiner erdreiſten möge, 
daran zu zweifeln.“ 

Eine Erklärung, durch welche der König auf das Ent- 
ſchiedenſte mit dem Militärſtaat zu brechen, den Bürgers 
ſtaat anzuerkennen und in denſelben einzutreten ſchien. 

Auf der andern Seite waren den verſchiedenen Depu⸗ 
tationen die wichtigſten Bewilligungen und Verheißungen 
gemacht worden. Wir erwähnen hier zunächſt nur einer 
Kabinets⸗Ordre, welche einer der hervortretenden Kämpfer des 
18. März, der Thierarzt Urban, der gegenwärtig an der Spitze 
einer freien Urchriſtengemeinde ſteht, am 21. März vom Kö⸗ 
nige erwirkt hatte, und durch welche die Garden zurückberufen 
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wurden, um ein Verſöhnungs- und Verbrüderungsfeſt mit 
dem Volke zu begehen und ihre am 18. März gefallenen 
Kameraden gemeinſchaftlich mit den Kämpfern des Volkes 
zu beſtatten. Nur durch einen glücklichen Zufall wurde es 
bekannt, daß Urban ſich in dem Beſitz dieſes königlichen 
Befehls befand und beſonders durch die Bemühungen des 
Polizei⸗Präſidenten v. Minutoli die Ausführung deſſelben 
verhindert, die, wie man glaubte, leicht zu einem neuen 
Blutbade hätte führen können. 

Am 22. März hatte der König die bereits erwähnte 
Breslauer Deputation empfangen und ihr jene wichtige Er- 
klärung abgegeben, welche ſowohl für die Berufung des ver— 
einigten Landtags, wie für die Feſtſtellung der weſentlichſten 
Grundrechte von entſcheidender Bedeutung war. 

Am 24ſten empfing der König zwei Deputationen und 
beſchied dieſelben ſofort in einer Weiſe, welche auf die nächſte 
Entwickelung der Verhältniſſe einen folgenreichen Einfluß 
ausübte. Die Eine, polniſche Abgeordnete der Provinz 
Poſen, an deren Spitze der Erzbiſchof Przylusky ſtand, 
empfing die Erklärung: 

„Auf den mir von Ihnen vorgetragenen Wunſch will 
ich gern eine nationale Reorganiſation des Großherzog⸗ 
thums Poſen, welche in möglichſt kurzer Zeit ſtattfinden 
ſoll, anbahnen.“ 

Eine Verheißung, gegen deren Ausführung ſich alsbald 
die deutſche Bevölkerung der Provinz erhob und durch welche 
in dieſer Provinz ein blutiger Bürgerkampf hervorgerufen 
wurde, der mit der Zurücknahme jener Verheißung und mit 
einer neuen Theilung Poſens endete. 

Die zweite Deputation beſtand aus Abgeordneten der 
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für die Einheit Schleswigs mit Holſtein und für den inni⸗ 
gen Anſchluß beider an Deutſchland gegen den König von 
Dänemark ſich erhebenden Schleswig-Holſteiner. Der König 
erkannte ihre Selbſtſtändigkeit, ihre Einheit an, erklärte, 
„für beide Rechte als deutſcher Fürſt mit ſeiner Macht ein⸗ 
treten zu wollen“, und nahm ſo die eigenthümliche Stellung 
in der Schleswig⸗Holſtein'ſchen Frage ein, die nicht nur für 
die Herzogthümer ſelbſt, ſondern auch für Preußen und 
ganz Deutſchland die ernſteſten, auch in dieſem Augenblicke 
(April 1850) noch nicht abgeſchloſſenen Folgen hervorrief. 

So hatte ſich jenes eigenthümliche Verhältniß geſtaltet, 
in welchem das Volk, ſeines Sieges über das bisherige ab— 
ſolutiſtiſche Königthum, und insbeſondere über die büreau⸗ 
kratiſch-militäriſche Gewalt in demſelben bewußt, dennoch 
dem Könige die volle Macht der Staatsregierung, die Durch⸗ 
führung der Revolution und die Verwirklichung ihrer For⸗ 
derungen überließ, ohne ſich ſelbſt eine Macht und ein Organ 
zu ſchaffen, durch welche es ſich unmittelbar an der Nuss 
führung ſeines Willens und an der Regierung des Staats 
betheiligen konnte. Die Perſon des Königs, nachdem der⸗ 
ſelbe ſich offenkundig der Revolution angeſchloſſen hatte, 
durch welche die bisherige Staatsform gebrochen ſchien, war 
vom Volke gewiſſermaßen zum Träger der proviſoriſchen 
Regierung, zum Diktator berufen worden, der unter un⸗ 
mittelbarer Einwirkung des Volkes diejenigen Schritte zu 
thun hatte, welche zur Neugeſtaltung des Staates im Geiſte 
der Revolution führen ſollte 

Die beſtehenden Behörden und die Beamten ſchienen unter 
dieſen Umſtänden in der That außer Wirkſamkeit getreten 
zu ſein. Das Militär war entfernt, die bisher allmäch⸗ 
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tige und allgegenwärtige Polizei war verſchwunden und der 
Chef derſelben an die Spitze des erſten Produktes der 
Revolution, der neu gebildeten Bürgerwehr getreten. Auch 
die Thätigkeit der übrigen Beamten ſchien zu ruhen, und 
auch ſie hatten ſich durch den Anſchluß an die Bürgerwehr 
mit dem Volke vereinigt. Der König allein, deſſen Wille 
vollkommen eins zu ſein ſchien mit dem des Volkes, ſtand 
als Träger der Regierungsgewalt mit unbeſchränkter Macht⸗ 
vollkommenheit, aber, wie es ſchien, auch mit unmittelbarer 
Verantwortlichkeit gegen das Volk, an der Spitze deſſelben. 
Selbſt das Miniſterium, das ſich als ein verantwort- 
liches proklamirt hatte, fand, beſonders in Berlin, wenig 
Beachtung; man ſuchte und bedurfte die Vermittelung des— 
ſelben nicht, indem der direkte Verkehr mit der Perſon des 
Königs ein ungeſtörter war. 

Wenn der König dieſen Zuſtand feſt gehalten, auf die⸗ 
ſer neu errichteten Grundlage fortgebaut und auf Grund 
der ihm unzweifelhaft vom Volke verliehenen Machtvoll⸗ 
kommenheit das Wahlgeſetz für die Berufung der konſti⸗ 
tuirenden National-Verſammlung erlaſſen und einige andere 
dringend nothwendige Geſetze, insbeſondere über Bürger- 
wehr, Preßfreiheit, Vereinigungsrecht, Schwurgerichte u. ſ. w. 
proviſoriſch und unter Vorbehalt der Genehmigung durch 
die National⸗Verſammlung, verkündet hätte — es würde 
die Revolution auf dem friedlichſten Wege vollendet worden 
und die königliche Gewalt nicht nur ungeſchwächt, ſondern 
neu gekräftigt aus derſelben hervorgegangen ſein. 

Aber dieſe Zuſtände, dieſe Einmüthigkeit zwiſchen Volk 
und Fürſt, dieſe Durchführung der vom Volke begonnenen 
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und vollbrachten Revolution durch den König ſollten nur 
von kurzer Dauer ſein. 

Schon die Frage über die Berufung des vereinigten 
Landtags bildete einen Wendepunkt in der Entwickelung dieſer 
Zuſtände. Der vereinigte Landtag — das wurde von allen 
Seiten in gleicher Weiſe anerkannt — konnte keine Zukunft, 
kein Leben in der neuen Geſtaltung des Staates haben, aber 
er ſollte die Brücke ſein, um die neue Zeit mit der alten 
zu verbinden, um den unterbrochenen Zuſammenhang dieſer 
mit der Gegenwart und Zukunft wieder herzuſtellen, und den 
Rechtsboden zu ſchaffen, auf welchem, ohne die Revolution 
als den Beginn vollkommen neuer und durch ſich ſelbſt be— 
rechtigter Zuſtände anzuerkennen, die unabweislichen Forde- 
rungen derſelben befriedigt und verwirklicht werden könnten. 
Die Revolution ſollte durch ihn auf den Boden des Geſetzes 
übergeleitet und die neuen Zuſtände ohne einen offenen Bruch 
mit den früheren begründet werden. 

Das waren die Anſichten derer, welche trotz der Re— 
volution die Berufung des vereinigten Landtags forderten; 
wogegen ein großer Theil des Volkes in dem Zuſammentritt 
deſſelben eine Gefahr für die Durchführung der Revolution 
erkannte. Dieſen Anſichten hatte die bereits erwähnte Bres⸗ 
lauer Deputation ihren Ausdruck gegeben, während ſich die 
Berliner Bevölkerung in Bezug auf dieſe Frage in zwei 
faſt gleich ſtarke Parteien theilte. Die Regierung aber be- 
harrte bei ihrer urſprünglichen Anſicht, und ſo trat der vers 
einigte Landtag zuſammen, welcher offenbar das erſte Hemm⸗ 
niß in der freien Fortentwickelung der Revolution bildete. 

Zu gleicher Zeit gab ſich, beſonders in der Rheinprovinz, 
welche den konſtitutionellen Formen mehr als irgend eine 
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andere zugethan war, ein wachſendes Mißtrauen gegen das 
gegenwärtige Miniſterium und vornehmlich gegen den Prä—⸗ 
ſidenten deſſelben, Grafen Arnim, zu erkennen, — ein 
Mißtrauen, das durch die frühere Wirkſamkeit dieſes Staats⸗ 
mannes als Miniſter des Innern ſowohl, wie auf dem ver⸗ 
einigten Landtage hinreichend gerechtfertigt ſchien. 

Graf Arnim gehörte nicht nur feiner Geburt, ſon⸗ 
dern ſeiner ganzen Perſönlichkeit nach der hohen Ariſtokratie 
an. Er hatte zwar ſtets dahin zu wirken geſucht, für Preu⸗ 
ßen eine Art landſtändiſcher Verfaſſung zu begründen, aber 
in derſelben die Wahrung der ſtändiſchen Gliederung und 
der Adels- Vorrechte gefordert. Als Mitglied der Herren— 
Kurie aber hatte er ſeine ganze Thätigkeit darauf verwendet, 
den Gegenſatz der Parteien und der Kurien ſelbſt gegen die 
Regierung zu vermitteln, oder vielmehr zu vertuſchen und 
nirgends eine Entſchiedenheit der Stellung und der Forde— 
rung hervortreten zu laſſen. Er verſtand es, den momen⸗ 
tanen Verhältniſſen durch augenblickliche Nachgiebigkeit und 
durch geſchickte Wendungen Rechnung zu tragen, — aber 
er ſchien nicht der Mann, um in großen Zeiten durch große 
und entſcheidende Thaten ein neues Prinzip zur vollen Gel⸗ 
tung zu bringen und den Forderungen des Volkes aus freier 
Ueberzeugung Rechnung zu tragen. 

Wenn die Aeußerung wahr iſt, die man ihm aus jener 
Zeit unterlegt: 

„In Zeiten der Revolution muß die Regierung der 

Bewegung immer um einen Schritt voraus ſein, um 

derſelben Meiſter zu bleiben“, 
fo giebt dieſelbe einen Beweis von feiner beſchränkten Staats⸗ 
weisheit, vermöge deren es ihm nur darauf ankam, der Be⸗ 
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wegung Meifter zu bleiben, nicht aber ihr die rechte und 
freie Bahn zu eröffnen. Jedenfalls aber hat der hochgeſtellte 
Staatsmann dieſen ſeinen Grandſatz durch Thaten nur be— 
währt, als die Bewegung eine rückſchreitende zu werden 
begann, wo er dann freilich derſelben häufig um mehr als 
einen Schritt voraus war. 

Neben einem ſolchen Leiter der Staatsregierung konnten 
die übrigen Mitglieder des Miniſteriums, ein Auerswald 
und Graf Schwerin, die bei ehrenhafter Geſinnung doch 
nicht eben Zeugniſſe einer thatkräftigen Entſchiedenheit ge⸗ 
geben, keine Gewähr für die volle Durchführung der Re⸗ 
volution darbieten, und darum ſtellte eine von 34 rhei⸗ 
niſchen Städten an den König entſendete Deputation den 
Antrag auf die Berufung eines Miniſteriums, welches das 
allgemeine und volle Vertrauen des Volkes genieße, wäh⸗ 
rend zugleich auch die ſonſtigen Wünſche des Volkes in ent⸗ 
ſchiedener Sprache vorgetragen wurden. 

Die Antwort, welche der König am 28. März ertheilte, 
iſt beſonders wichtig durch den Ausdruck der Grundſätze, 
zu denen ſich derſelbe in Bezug auf die Stellung eines Mi⸗ 
niſteriums zum Volke bekennt, und lautet folgendermaßen: 

„Der in der Addreſſe ausgedrückte Mangel an Ver⸗ 
trauen zu einigen Mitgliedern des Miniſteriums veranlaßt 
mich zu folgender Eröffnung. 

Je beſtimmter mein Entſchluß, je feſter meine 
Ueberzeugung von der unerläßlichen Nothwen— 
digkeit iſt, mich nur mit Räthen zu umgeben, 
welche, vor der Volksvertretung verantwort- 
lich, das volle Vertrauen derſelben genießen, 
deſto mehr liegt es mir ob, auch hierüber die Stimme 
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der geſetzlichen Organe entſcheiden zu laſſen, welche in 
kürzeſter Friſt zunächſt noch auf dem vereinigten Land⸗ 
tage, ſodann aber unverkennbar durch die neu zu bildende 
Volksvertretung zu vernehmen ſein wird.“ 

Am Tage nach dieſer Erklärung gab Graf Arnim 
ſeine Entlaſſung, Camphauſen trat an die Spitze des 
Miniſteriums und Hanſemann nahm als Finanzminiſter 
eine Stellung in demſelben ein. 

Mit dieſem Miniſterwechſel trat an die Stelle der freien 
Entwickelung der Revolution das ſogenannte ſtreng konſti⸗ 
tutionelle Syſtem; und die erſte Maßregel des ſo umgebil⸗ 
deten Miniſteriums machte dem freien Verkehr zwiſchen dem 
Könige und dem Volke ein Ende, und hemmte ſo plötz— 
lich den Fortgang der Bewegung, die ſich in den erſten 
Tagen der Revolution kund gegeben hatte. Dieſe wichtige 
und folgenreiche Maßregel motivirte das Miniſterium in 
folgender Weiſe: 

„Ew. Königl. Majeſtät, feſt entſchloſſen, mit der dem 
ganzen Volke bekannten Treue und Standhaftigkeit der 
gewonnenen Ueberzeugung entſprechend zu handeln, haben 
uns mit der Vorbereitung der nothwendigen Maßregeln 
beauftragt, und wir glauben den Abſichten Ew. Majeſtät 
zu begegnen, indem wir uns ſofort für alle unſere Maß⸗ 
nahmen der künftigen Volksvertretung verantwortlich und 
den dieſerhalb zu erlaſſenden Geſetzen unterworfen erklären. 

— Wir ſehen es als unſere erſte Pflicht an, die Folgen 
des Rathes, den wir ertheilen werden, allein auf unſere 
Häupter zu laden, damit Ew. Majeſtät, über das 
wogende Treiben des Augenblicks erhaben, in 
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unantaſtbarer Ruhe die Entſchließungen faffen 
können. 

Unverweilt werden wir die Ehre haben, Ew. Majeſtät 
die zunächſt erforderlichen Vorſchläge rückſichtlich der Landes⸗ 
verfaſſung vorzulegen, und wenn inzwiſchen weiterhin, wie 
ſeither in reichem Maße geſchehen, unmittelbare, die Ver⸗ 
faſſung betreffende Anträge ſchriftlich oder mit der Bitte 
um perſönliches Gehör eingehen, ſo ſtellen wir Ew. Königl. 
Majeſtät gehorſamſt anheim, für jetzt uns zu ermächtigen, 
die Anſuchenden mit Vorbeſcheid zu verſehen, damit auf 
uns diejenigen Gefühle ſich richten, welche ent⸗ 
ſtehen können, wenn den Anträgen nicht, oder 
nicht unmittelbar willfahrt werden kann.“ 

Die Antwort des Königs auf dieſen Antrag lautete 
folgendermaßen: 

„Einverſtanden mit den in dem Berichte vom heutigen 
Tage ausgeſprochenen Anſichten und Vorſchlägen werde 
ich von jetzt an die in Verfaſſungs- Angelegenheiten an 
mich gelangenden Anträge an das Staatsminiſterium ver⸗ 
weiſen, und ermächtige daſſelbe, die Bittſt eller auf ſolche 
Anträge mit Beſcheid zu verſe hen.“ 

Mit dieſem Moment war der formelle Konſtitutionalis— 
mus in Preußen begründet, aber die freie Kraft der aus 
dem Volke hervorgewachſenen und vom Könige anerkannten 
Revolution gebrochen. Der König hatte die Revolution 
bekämpft, ihrem Siege ſich mit Widerſtreben gebeugt, aber 
er war dann frei und freudig in dieſelbe eingetreten, weil 
er eine höhere Wirkſamkeit für ſich ſelbſt in der unmittel⸗ 
baren Gemeinſchaft mit dem Volke fand. Er fügte ſich 
jetzt mit ſchwerer Reſignation in dieſen konſtitutionellen 
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Formalismus, der ihn von der unmittelbaren Betheiligung 
an der Fortentwickelung und Durchführung der Revolution 
ausſchloß. Für dieſes, vielleicht ſchwerſte Opfer, das er 
zu bringen hatte, konnte ihm aber keine Entſchädigung 
geboten werden. Er zog ſich zunächſt in ſich ſelbſt zurück, 
nahm an den Regierungsgeſchäften nur indirekten Antheil, 
und als er bald darauf ſeine Reſidenz von Berlin nach 
Potsdam verlegte, konnte es nicht fehlen, daß alsbald wie— 
der eine Partei Einfluß gewann, welche durch die Revo— 
lution vollkommen verdrängt zu ſein ſchien. 

Am 2. April trat nun wirklich der vereinigte Landtag 
zuſammen, und in den Berathungen deſſelben zeigte es ſich 
bald, daß der Geiſt der Zeit auch die Männer, die vor 
einem Jahre noch auf einem ganz anderen Standpunkte ſich 
befanden, ergriffen und mit ſich fortgeriſſen hatte. 

Die Thronrede, mit welcher Camphauſen den Land— 
tag eröffnete, wich gewaltig von den Worten ab, die nicht 
ein ganzes Jahr vorher von derſelben Stelle, zu derſelben 
Verſammlung geſprochen waren. Bezeichnend für die Stel- 
lung dieſes Miniſteriums iſt es, daß die Ereigniſſe des März 
nicht als eine Revolution, ſondern umſchreibend als ein 
„gewaltiger unverkennbarer Ausdruck der öffentlichen Mei⸗ 
nung“ bezeichnet wurden. Dagegen wurde ein freiſinniges, 
auf unbeſchränkte Urwahlen, aber auf indirekten Wahlmodus 
der Vertreter gegründetes Wahlgeſetz für die Bildung einer 
Nationalverſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen 
Staatsverfaſſung und außerdem der Entwurf einer Verord⸗ 
nung über einige Grundlagen dieſer Verfaſſung vorgelegt. 

Der Landtag gab ſogleich durch eine Antwort⸗Addreſſe 
auf die Thronrede ſein volles Eintreten in die Revolution 
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und ihrer Forderungen zu erkennen, und nahm zugleich im 
Namen des Volkes alle demſelben bis jetzt gewordenen Ver⸗ 
heißungen des Königs als ſolche an. Imgleichen wurde 
das Wahlgeſetz mit einigen freiſinnigen Veränderungen an⸗ 
genommen und endlich den vorgelegten Grundlagen für die 
künftige preußiſche Verfaſſung die Zuſtimmung ertheilt. Am 
6. April wurden dieſe Grundlagen gewiſſermaßen als die 
magna charta des preußiſchen Volkes verkündigt und mögen 
als ſolche hier einen Platz finden: 

$. 1. In Erweiterung der unſerem Volke verliehenen 
Freiheiten der Preſſe werden die in §. 4 Nr. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 17. März d. J. enthaltenen Vorſchriften über 
die Kautionsbeſtellung für die Herausgabe neuer Zeitun⸗ 
gen aufgehoben. 

Die Vorſchrift §. 4 Nr. 4 findet auch auf neue Zei⸗ 
tungen Anwendung. 

$: 2. Die Unterſuchung und Beſtrafung aller 

Staatsverbrechen erfolgt fortan durch die or⸗ 
dentlichen Gerichte, und es wird jeder durch Aus⸗ 
nahmsgeſetze dafür eingeführte beſondere Gerichtsſtand 
hierdurch aufgehoben. In dem Bezirke des Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Köln tritt auch bei politiſchen und Preß⸗ 
vergehen die Zuſtändigkeit der Geſchwornengerichte wieder 
ein. 

F. 3. Zur Sicherheit der Unabhängigkeit des Richter⸗ 
ſtandes treten alle von den früheren Geſetzen abweichenden 
Beſtimmungen der Verordnungen vom 29. März 1844 
über die im adminiſtrativen Wege zuläſſige Dienftentlaf- 
ſung, Verſetzung und unfreiwillige Penſionirung der Rich⸗ 
ter außer Kraft. 
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§. 4. Alle Preußen find berechtigt, ſich friedlich und 
ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln, 
ohne daß die Ausübung dieſes Rechtes einer 
vorgängigen polizeilichen Erlaubniß unter- 
worfen wäre. 

Eben ſo ſind ſie berechtigt, zu ſolchen Zwecken, welche 
den beſtehenden Geſetzen nicht zuwider laufen, ſich zu Ge— 
ſellſchaften ohne vorgängige polizeiliche Erlaub— 
niß zu vereinigen. 

§. 5. Die Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte iſt fortan 
von dem religiöſen Glaubensbekenntniß unabhängig. 

§. 6. Den künftigen Vertretern des Volkes ſoll jeden⸗ 
falls die Zuſtimmung zu allen Geſetzen, ſowie zur Feſt— 
ſetzung des Staatshaushalts-Etats und das Steuer- 
bewilligungsrecht zuſtehen.“ 

Ferner erhob ſich der vereinigte Landtag noch zu der 
Entſchließung, „der Regierung unter Verantwortlichkeit des 
Miniſteriums die zum äußeren Schutz der Monarchie ſowohl, 
als zur Wiederherſtellung des Kredits und zur Aufrecht— 
haltung der Induſtrie erforderlichen außerordentlichen Geld⸗ 
mittel, ſei es mittelſt neuer oder Erhöhung alter Steuern, 
oder durch rechtsgültig zu kontrahirende Anleihen“ zu be⸗ 
willigen. 

Die Ausſchreibung einer freiwilligen Anleihe von 25 
Millionen und die Emittirung von 15 Millionen Darlehns⸗ 
Kaſſen⸗Scheinen war das Reſultat dieſer Bewilligung. 

Endlich nahm der vereinigte Landtag, durch eine könig⸗ 
liche Botſchaft veranlaßt, noch die Wahl von Abgeordneten 
für die deutſche Nationalverſammlung vor, welche nach dem 
Beſchluß des Bundestages vom 30. März von den einzelnen 
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deutſchen Regierungen auf verfaſſungsmäßig beſtehendem, 
oder ſofort einzuführendem Wege angeordnet werden ſollte. 
Aber dieſer letzte Akt der Wirkſamkeit des vereinigten Land⸗ 
tages war ein vergeblicher, denn auf das Andringen des 
Vorparlaments und des Funfziger Ausſchuſſes mußten dieſe 
Wahlen annullirt und eine Neuwahl von Abgeorbneten für 
die deutſche National-Verſammlung nach den vom Vor⸗ 
parlament gefaßten Beſchlüſſen angeordnet werden. 

So endete der vereinigte Landtag ſeine Wirkſamkeit, 
durch welche er ſein eigenes Erlöſchen dekretirte und zugleich 
den Weg bezeichnete, auf welchem Preußen unter freier Mit⸗ 
wirkung des geſammten Volkes zur Neugeſtaltung ſeiner 
ſtaatlichen Verhältniſſe gelangen ſollte. Der Landtag hatte 
von dem Standpunkte aus, auf dem er ſtand, Alles ge- 
leiſtet, was man von ihm erwarten konnte, und den Forde⸗ 
rungen des Moments volle Rechnung getragen. Er hatte 
dem Volke ein beſtimmtes Maß ſeiner Freiheiten und Rechte 
geſichert, — das allgemeine und gleiche Wahlrecht zur 
Anerkennung gebracht, dem ſich damals nur Thadden⸗ 
Trieglaff entgegenzuſtellen wagte! Er hatte die Ver⸗ 
antwortlichkeit übernommen, der Staatsregierung die Geld⸗ 
mittel zu bewilligen, deren ſie in jener bedrängten Zeit zur 
Erhaltung des Staates bedurfte, und die Rede Vincke's, 
durch welche er die Verſammlung zu dieſem Beſchluß be- 
ſtimmte, iſt eine der bedeutendſten, welche jemals von dem⸗ 
ſelben gehalten wurden. Der vereinigte Landtag hatte ſeine 
Pflicht gethan, — ob aber die Regierung den rechten Weg 
eingeſchlagen hatte, indem ſie ihn berief — ob durch ſeinen 
Beirath in Wahrheit der Rechtsboden gewonnen oder er⸗ 
halten war, auf welchem der Neubau des preußiſchen Staa⸗ 
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tes aufgerichtet werden konnte — ob das Princip der Ver⸗ 
einbarung mit einer aus Urwahlen hervorgegangenen Natios 
nalverſammlung die ſichere Grundlage für dieſen Rechts— 
boden fein konnte — das muß uns die Geſchichte der nach— 
folgenden Ereigniſſe lehren. — | 

Bevor wir aber nun dem Gange der ferneren Entwik— 
kelung in den allgemeinen deutſchen Angelegenheiten folgen, 
müſſen wir zunächſt noch unſern Blick auf ein einzelnes Er- 
eigniß richten, welches auf die Geſtaltung der deutſchen Ber: 
hältniſſe einen entſcheidenden Einfluß geübt hat, nämlich auf 
die Erhebung von Schleswig-Holſtein. 

Die Herzogthümer Holſtein und Schleswig nehmen 
zu Dänemark eine eigenthümliche und beſonders für das 
letztere rechtlich ſchwer zu beſtimmende Stellung ein. Hol— 
ſtein nämlich iſt ein unzweifelhaft deutſches und ſelbſtſtän⸗ 
diges Land, das nur durch Perſonal-Union mit der Krone 
Dänemark vereinigt iſt und auch in dem Thronfolge— 
recht ſich dadurch von Dänemark unterſcheidet, daß in bier 
ſem auch die weibliche, in Holſtein nur die männliche 
Linie ſucceſſionsfähig iſt. Da nun aber die gegenwärtig 
in Dänemark regierende Regentenfamilie wahrſcheinlich dem 
Erlöſchen nahe iſt, ſo ſteht eine Trennung Holſteins von 
Dänemark bevor. — Schleswig aber wird ebenſowohl von 
Holſtein wie von Dänemark für dieſen Fall als ein ihm zu= 
gehöriges Gebiet in Anſpruch genommen und beide Theile 
machen alte Urkunden und Verträge als Zeugniß ihres Anz 
rechtes an dieſe Provinz geltend. 

Es kommt hinzu, daß zwiſchen Dänemark und Holſtein 
ſchon ſeit längerer Zeit der nationale Gegenſatz immer 
ſchroffer und entſchiedener hervortritt. Holſtein gehört der 
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deutſchen Nation an und bildet ein Glied des deutſchen 
Bundes. Schleswig aber iſt in ſeiner Bevölkerung derartig 
getheilt, daß der bei weitem größere, ſüdliche Theil des Lan⸗ 
des überwiegend der deutſchen, der kleinere nördliche der 
däniſchen Nationalität angehört. Die däniſche Regierung 
aber hat mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln dahin 
geſtrebt, nicht nur Schleswig, ſondern auch Holſtein zu dä⸗ 
niſiren und die unzweideutigen Rechte der Herzogthümer zu 
ſchmälern. Jemehr aber in den letzten Jahrzehnten die na⸗ 
tionale Richtung überall hervortrat, um ſo ſchroffer ſtellten 
ſich die däniſche und deutſche Partei einander gegenüber, 
und jemehr auch die Succeſſionsfrage ihrer definitiven Lö— 
ſung nahte, um ſo mehr fühlte ſich die däniſche Regierung 
und die däniſche Partei veranlaßt, zu entſcheidenden, wenn 
auch gewaltſamen Schritten zu ſchreiten. 

Am 8. Juli 1846 erſchien endlich der bekannte offene 
Brief König Chriſtian's VIII. von Dänemark, in welchem 
ohne Weiteres die Integrität des geſammten däniſchen 
Staates mit Einſchluß der Herzogthümer in Anſpruch ge— 
nommen und rechtlich feſtgeſtellt werden ſollte. Dieſem 
offenen Rechtsbruch gegenüber erhoben ſich nun die Stände 
ſowohl von Holſtein, wie von Schleswig, und proteſtirten 
am 15. Juli und am 21. October gegen die Rechtsgiltig— 
keit dieſer Beſtimmung. Und auch der deutſche Bundestag 
fand ſich endlich einmal veranlaßt, unter dem 17. Sep⸗ 
tember 1846 ſich für die Rechte Holſteins zu erklären. 

Die Bewegung in den Herzogthümern nahm von nun 
ab an Bedeutung zu und fand die entſchiedenſte Sympathie 
im ganzen deutſchen Volke. Denn in Wahrheit iſt die Ver⸗ 
einigung von Schleswig⸗Holſtein mit Deutſchland eine Le⸗ 
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bensfrage für daſſelbe, insbeſondere für die Begründung 
eines freien Handels und einer Kriegsflotte, ſo wie zum 
Schutze gegen das wachſende Uebergewicht Rußlands in 
der Oſtſee. 

Am 20. Januar 1848 ſtarb Chriſtian VIII. und die 
Thronbeſteigung des gegenwärtigen Regenten Friedrich VIII., 
welche faſt gleichzeitig mit der politiſchen nationalen Er- 
hebung in Europa zuſammenfällt, brachte die lange vor— 
hergeſehene Bewegung zum Ausbruch. Denn als der 
König alle Parteien durch die Verheißung einer für alle 
Landesgebiete Dänemarks giltigen freien Verfaſſung zu 
befriedigen ſuchte, erhob ſich nicht nur in den Herzogthümern 
ſofort ein entſchiedener Widerſpruch gegen dieſes Vorhaben; 
ſondern auch in Kopenhagen ſelbſt erhob ſich am 18. März 
die däniſch nationale Partei, welche mit Orla Lehmann 
an der Spitze die Begründung eines einigen ſeandinaviſchen 
Reiches anſtrebte, und nöthigte den König, ſich ganz ihren 
Plänen hinzugeben und fo die Rechte der deutſchen Natio⸗ 
nalität in Holſtein und Schleswig entſchieden zurückzu⸗ 
weiſen. 

Dadurch aber mußte die Erhebung der Herzogthümer 
unvermeidlich werden. Am 18. März wurde eine Depu⸗ 
tation von denſelben mit beſtimmten und entſchiedenen For⸗ 
derungen an den König entſendet, und als dieſe ohne alles 
Reſultat zurückgewieſen wurde, ſo brach zuerſt in Kiel am 
23. März die Revolution aus, die ſich ſofort über ganz 
Holſtein und demnächſt auch über Schleswig verbreitete. 
Eine proviſoriſche Regierung mit dem Prinzen Friedrich 
von Schleswig⸗Holſtein⸗Auguſtenburg an der Spitze wurde 
eingeſetzt; ſämmtliches Militär, welches aus Eingeborenen 
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der Herzogthümer beſtand, trat zur proviſoriſchen Regierung 
über und die Feſtung Rendsburg wurde durch Handſtreich 
genommen. Zu gleicher Zeit erſchien eine Deputation aus 
den Herzogthümern in Berlin, und dieſelbe erhielt unterm 
24. März vom Könige folgende Erklärung: 

„Ich habe mich der Wahrung der deutſchen Sache für 
die Tage der Gefahr unterzogen, nicht um die Rechte 
Anderer zu uſurpiren, ſondern um das Beſtehende nach 
Außen und im Innern nach Kräften zu erhalten. Zu 
dieſem beſtehenden Recht rechne ich dasjenige der Herzog— 
thümer Schleswig-Holſtein, welches in den die Rechte Dä⸗ 
nemarks keineswegs verletzenden Sätzen ausgeſprochen iſt. 

4) daß die Herzogthümer ſelbſtſtändige Staaten find; 

2) daß ſie feſt mit einander verbundene Staaten ſind; 
3) daß der Mannesſtamm in den Herzogthümern herrſcht. 

In dieſem Sinne habe ich mich bereits beim Bundes- 
tage erklärt und bei dieſem beſtehenden Rechtsverhältniſſe 
bin ich bereit, in Betracht des Bundesbeſchluſſes vom 
17. September 1846, die Herzogthümer Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein gegen etwanige Uebergriffe und Angriffe mit den 
geeignetſten Mitteln zu ſchützen.“ 

So begann der folgenreiche auch im gegenwärtigen 
Augenblicke noch nicht entſchiedene Kampf in den Her— 
zogthümern, der nicht nur ein Kampf der Schleswig- 
Holſteinſchen Bevölkerung gegen die däniſche Regierung 
ſein ſollte, ſondern durch die Erklärung und die Schritte 
Preußens, denen ſich auch alsbald das Vorparlament und 
der Bundestag anſchloß und insbeſondere durch die begei- 
ſterte Sympathie des deutſchen Volkes zu einer nationalen 
Frage für Deutſchland wurde, an welcher die deutſche 
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Nation zuerſt ihre wiedergewonnene nationale Kraft zu prü— 
fen und zu bewähren hatte. Die Entwickelung des Schles⸗ 
wig⸗Holſteinſchen Kampfes iſt für den Gang der deutſchen 
Erhebung von entſcheidender Wichtigkeit geworden und wir 
werden mehr als ein Mal Gelegenheit haben, auf denſelben 
zurückzukommen. 

Jetzt aber, nachdem wir die wichtigſten Ereigniſſe in's 
Auge gefaßt haben, durch welche die Revolution in den 
verſchiedenen Theilen und Staaten Deutſchlands zum Siege 
gelangte, haben wir unſre Aufmerkſamkeit denjenigen Be⸗ 
ſtrebungen zuzuwenden, durch welche das deutſche Volk die 
lange zerriſſene und verkümmerte nationale Einheit wieder 
zu erlangen ſtrebte, die zugleich die ſicherſte Grundlage und 
und der feſteſte Schutz für die politiſche Freiheit des Gan⸗ 
zen und aller einzelnen Theile werden ſollte. 

Der Antrag, welcher im Jahre 1831 von Welcker 
und am 12. Februar 1848 von Baſſermann in der ba⸗ 
diſchen Kammer geſtellt und angenommen war, und welchen 
Gagern am 27. Februar in Darmſtadt erneuert und er⸗ 
weitert hatte: der Antrag auf die Begründung einer ein⸗ 
heitlichen nationalen Vertretung des deutſchen Volkes beim 
deutſchen Bunde, bildet den Ausgangspunkt und den Kern 
der nationalen Forderung, welche das deutſche Volk ſchon 
vor der Revolution geſtellt hatte, und deren volle und un⸗ 
geſchwächte Verwirklichung gegenwärtig das einmüthige und 
unabweisbare Verlangen deſſelben wurde. 

Selten oder niemals hat ein Verlangen, das an einem 
Punkte Deutſchlands ausgeſprochen war, ſich ſo ſchnell und 
übereinſtimmend des ganzen Volkes in allen ſeinen Theilen 
und Gliedern bemächtigt, als das Verlangen nach einem 
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deutſchen Parlament im Frühjahr 1848. Und es fanden ſich auch 
bald die Männer, die ſich berufen fühlten, das ausgeſprochene 
und überall wiederklingende Wort zur That zu machen. 

Am 5. März verſammelten ſich in Heidelberg von 
Römer aus Stuttgart und von Itzſtein aus Baden be⸗ 
rufen, einundfunfzig Männer, meiſt den benachbarten ſüd⸗ 
deutſchen Staaten angehörig, welche die Ausführung nicht 
mehr der badiſchen und heſſiſchen Kammerbeſchlüſſe, ſondern 
des nun unzweideutig ausgeſprochenen Volkswillens zu ihrer 
Aufgabe machten. 

Aber auch dieſe Verſammlung, obgleich lediglich aus 
dem Volke hervorgegangen und aus Männern der entſchie⸗ 
denſten Oppoſition gegen die bisherigen Regierungen be— 
ſtehend, bekundete, daß die Nation entſchloſſen ſei, nicht 
die Gewalt dieſer Regierungen zu brechen und ſtatt deren 
eine neue, lediglich aus dem Volke hervorgegangene zu 
ſchaffen, ſondern durch dieſelben und mit ihnen gemeinſam 
die Forderungen des Volkes ihrer Erfüllung entgegen zu 
führen, welche von allen dieſen Regierungen anerkannt 
waren. Die Beſchlüſſe, welche aus dieſer Verſammlung 
hervorgegangen ſind, ſprachen ſich mit Entſchiedenheit für 
die volle Einheit und Selbſtſtändigkeit Deutſchlands und 
für die ſofortige Vertretung der deutſchen Nation durch die 
Berufung einer Nationalverſammlung aus, zu deren Bil⸗ 
dung ſämmtliche Regierungen ſchleunigſt und dringend auf— 
gefordert werden ſollten. Zugleich aber wurde beſchloſſen, 
daß zuvor eine vollſtändigere freie Verſammlung von Män⸗ 
nern des Vertrauens aus allen deutſchen Ländern zuſammen⸗ 
trete, um dieſe wichtige Angelegenheit weiter zu berathen 
und dem Vaterlande, wie den Regierungen ihre Mitwirkung 
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anzubieten. Und endlich wurde eine Commiſſion von fieben 
Männern, unter denen Römer, Welcker und Gagern, 
erwählt, um dieſe Verſammlung, welche beſonders aus Mit⸗ 
gliedern der bisherigen Ständekammern beſtehen ſollte, zu 
berufen und die geeigneten Anträge für dieſelbe vorzubereiten. 

So hatte ſich ſchon hier die Richtung kundgegeben, 
die man für die neue Geſtaltung der Verhältniſſe in Deutſch⸗ 
land einſchlagen wollte. Das Volk ſollte ſich an derſelben 
betheiligen, aber den Regierungen ſollte die Ausführung 
überlaſſen werden. Auch hier hatten ſich ſchon republika⸗ 
niſche Beſtrebungen, beſonders durch Hecker und Struve 
repräſentirt, geltend gemacht. Aber ſie waren durch die 
überwiegende Mehrheit zurückgewieſen worden. Es iſt aber 
auch für die Bedeutung dieſer Verſammlung wohl zu 
beachten, daß ſie Statt gefunden und ihre Beſchlüſſe gefaßt 
hat, lange bevor in Wien und Berlin der Sieg des Volkes 
und der Revolution entſchieden war. 

Die Commiſſion der Sieben bereitete nun unter den 
bereits günſtiger geſtalteten Verhältniſſen die Berufung je⸗ 
ner großen Verſammlung vor, welche aus einer imponiren⸗ 
deren Zahl von Vertretern aller deutſchen Stämme beſtehen 
ſollte, um ihre Beſchlüſſe im Namen des geſammten deut⸗ 
ſchen Volkes und auf das Vertrauen deſſelben geſtützt, faſ⸗ 
ſen zu können. Die Wahl der Männer, welche ſich zu 
dieſer Verſammlung vereinigen ſollten, war jedoch lediglich 
jener Commiſſion überlaſſen, und ſo konnte auch dieſe zweite 
größere Verſammlung nicht als eine geordnete Vertretung 
des Volkes, ſondern nur als eine freie, unmittelbar aus der 
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angeſehen werden, die im Bewußtſein des auf ihnen ru⸗ 
henden Volksvertrauens im Namen deſſelben zu beſchließen 
und zu wirken ſich berufen fühlten. 

Der 31. März nun war es, an welchem dieſe Ver⸗ 
ſammlung, die unter dem Namen des Vorparlaments 
bekannt iſt, in Frankfurt a. M. zuſammen treten ſollte. — 
Der Empfang, welcher derſelben in jener alten Kaiſerſtadt 
in dem damaligen Sitz des Bundestages, der ſich bereits 
durch die 17 Vertrauensmänner verſtärkt hatte, zu Theil wurde, 
— die Spannung, mit welcher man in ganz Deutſchland 
den Verhandlungen des Vorparlaments entgegen ſah, gaben 
den Beweis, daß dieſe Verſammlung ſich nicht als eine 
zufällige, ohne rechtliches Mandat zuſammengetretene anſe⸗ 
hen durfte, ſondern daß das Schickſal Deutſchlands vor⸗ 
nehmlich in ihrer Hand lag; daß die Hoffnung und das 
Vertrauen des Volkes auf ihr ruhte, und daß ſie bei 
der gegenwärtigen Machtloſigkeit aller deutſchen Regierun⸗ 
gen im Stande war, ſich zur entſcheidenden und beſtimmen⸗ 
den Macht in Deutſchland zu erheben, wenn ſie es ge⸗ 
wollt hätte. 

Aber ſchon in den Vorverſammlungen des 29. und 
30. März zeigte es ſich, daß zwar eine nicht unbedeutende 
Partei vorhanden war, welche nach den veränderten Um⸗ 
ſtänden in dieſem Sinne zu handeln und ſich zur oberſten 
Gewalt des deutſchen Volkes zu proelamiren beabſichtigte, 
um die neue Geſtaltung Deutſchlands aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit zu beſchließen, und eine unmittelbar aus der 
Revolution und dem Volke hervorgegangene Macht als pro⸗ 
viſoriſche Regierung zur Durchführung ihrer Beſchlüſſe zu 
ſchaffen. Die überwiegende Mehrheit der Verſammelten 
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hingegen ging auf dieſe Pläne nicht ein, und wollte vor 
Allem den Rechtsboden geſchaffen ſehen, welcher dieſer Ver⸗ 
ſammlung fehlte, da ſie, ohne gültiges Mandat vom Volke 
wie von den Regierungen, nur anbahnen und vorbereiten 
könne, was nur durch eine aus der freien Wahl des Vol⸗ 
kes hervorgegangene Vertretung definitiv feſtgeſtellt und ge⸗ 
ſchaffen werden könnte. 5 

Man wollte die Zwecke und Forderungen der Revolu⸗ 
lion verwirklicht ſehen, aber nicht auf dem fortgeſetzten 
Wege der Revolution ſelbſt, ſondern auf dem Wege eines 
geordneten Rechtszuſtandes zu dieſer Verwirklichung gelan⸗ 
gen. Man ſah ſchon jetzt die Revolution als beendet, den 
Sieg derſelben als geſichert, die Unterwerfung der Regie⸗ 
rungen unter ihre Macht als eine dauernde und die Mit⸗ 
wirkung dieſer für die Forderungen der Revolution als un⸗ 
zweifelhaft an. Man wollte eben fo wenig auf eine Aus⸗ 
dehnung und Umgeſtaltung der Forderungen eingehen, welche 
bereits vor der Revolution geſtellt waren, — vielmehr 
nur das, was längſt gefordert war, jetzt ſchnell und ent⸗ 
ſchieden zur That machen; denn die Erhebung des deutſchen 
Volkes hatte durch die franzöſiſche Revolution nicht neue 
Zwecke, neue Beſtrebungen ſich angeeignet, ſondern nur an 
Kraft für die Durchführung ihrer längſt geſtellten Forde⸗ 
rungen gewonnen. 

Dieſe Anſichten wurden weſentlich unterſtützt durch die 
eigenthümliche Zuſammenſetzung der Verſammlung im Ber- 
hältniß zu den einzelnen Stämmen und Staaten Deutſch⸗ 
lands, welche alle in gleicher Weiſe und mit gleicher Berech⸗ 
tigung darin vertreten fein ſollten. Denn die überwiegende 
Mehrzahl von den 574 Mitgliedern der Verſammlung ge⸗ 
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hörte den kleineren ſüddeutſchen Staaten an, von denen Hef- 
ſen⸗Darmſtadt 84, Baden 72, Würtemberg 52, Baiern 44, 
Preußen 141, meiſt den Rheinlanden angehörig, Sachſen 
aber nur 26, Hannover 9 und das geſammte Deutſche Oeſt⸗ 
reich nur 2 Mitglieder entſendet hatte. 

So begannen denn am 31. März die eigentlichen Ver⸗ 
handlungen des Vorparlaments. Die Siebener Commiſſion 
hatte demſelben Anträge vorgelegt, nach welchen Deutſchland 
zu einem Bundesſtaate geſtaltet werden ſollte, mit einer 
Einheit des Heerweſens, der auswärtigen Beziehungen, des 
Handels, der Gewerbe und der Civilgeſetzgebung. Imglei⸗ 
chen ſollten die Grundrechte für die ganze deutſche Nation 
in übereinſtimmender Weiſe feſtgeſtellt und die Regierung 
des Ganzen von einem Bundes-Oberhaupt mit verantwort- 
lichen Miniſtern geleitet werden, neben welchem ein Senat 
aus den einzelnen Staaten und ein Volkshaus, aus allge⸗ 
meinen Wahlen hervorgehend, die geſetzgebende Gewalt zu 
repräſentiren hätten. Dieſe Grundſätze ſollte das Vorparla⸗ 
ment für die künftige deutſche Verfaſſung proelamiren, zur 
definitiven Feſtſtellung derſelben aber eine konſtituirende Na⸗ 
tional⸗Verſammlung durch allgemeine Urwahlen berufen 
werden und bis zum Zuſammentritt derſelben ein aus dem 
Vorparlamente gewählter Ausſchuß von funfzehn Mitgliedern 
zur Vorbereitung und zur Wahrung der allgemeinen Inter— 
eſſen in Wirkſamkeit bleiben. 

Die erſte Sitzung des Vorparlaments am 31ſten Vor⸗ 
mittags war eben nicht geeignet, die Hoffnung auf ein ſe⸗ 
gensvolles und kräftiges Wirken deſſelben zu begründen. 
Die Wahl des Vorſitzenden brachte ſchon vielfache Verwir⸗ 
rung in der Verſammlung hervor, und als darauf Mitter⸗ 
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mayer zum Präſidenten proklamirt wurde, fehlte es dieſem 
an Kraft und Umſicht, die ſofort ſehr ſtürmiſchen Debatten 
zu leiten. Denn ehe man noch zu geordneten Verhandlun⸗ 
gen gelangt war, hatte ſich in Folge einer Aeußerung von 
Vogt aus Gießen gegen den badiſchen Abgeordneten und 
Bundestagsgeſandten Welcker ein ſo mächtiger Sturm in 
der Verſammlung erhoben, daß der Präſident ſich veranlaßt 
fand, dieſelbe auf einige Zeit zu ſuspendiren. Unmittelbar 
nach Wiedereröffnung derſelben legte die republikaniſche Par⸗ 
tei, mit Struve aus Mannheim an ihrer Spitze, einen 
Gegen⸗Antrag gegen die Vorlagen der Siebener-Commiſſion 
vor, deſſen weſentliche Forderung dahin ging: 
die erblichen Monarchieen aufzuheben und dieſelben durch 
freigewählte Parlamente zu erſetzen, an deren Spitze frei⸗ 
gewählte Präſidenten ſtehen ſollten, alle vereint in der 
föderativen Bundesverfaſſung, nach dem Muſter der nord» 
amerikaniſchen Freiſtaaten. 

Bei den ſtürmiſchen und weitläuftigen Debatten über 
die Vorfrage, ob dieſer Antrag überhaupt zur Berathung 
kommen könne, oder ob man ſich lediglich an die Vorlagen 
der Siebener⸗Commiſſion zu halten habe, zeigte es ſich ein 
Mal, daß man die republikaniſchen Beſtrebungen mit Ent⸗ 
ſchiedenheit zurückwies, und daß andererſeits die Verſamm⸗ 
lung weder die Kraft noch den Muth in ſich fühlte, im 
Namen des deutſchen Volkes bereits jetzt bindende Beſchlüſſe 
für die künftige Geſtaltung Deutſchlands zu faſſen, indem 
man auch die Beſchlußnahme über den materiellen Inhalt 
der Vorlagen der Siebener-Commiſſion ablehnte, und die 
Aufgabe des Vorparlaments lediglich darauf beſchränkte, die 
Berufung einer freigewählten allgemeinen Nationalverſamm⸗ 
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lung vorzubereiten, welcher es, wie Gagern meinte, mit 
der Souveränität der deutſchen Nation bekleidet, allein 
zuſtehen würde, die künftige Verfaſſung Deutſchlands feſtzu⸗ 
ſtellen. N 

So hatte die Verſammlung eine beſtimmte Grundlage 
für ihre Berathungen gewonnen, welche von nun an einen 
geordneten Fortgang nahmen. Zuerſt vereinigte man ſich 
nun über die Grenzen des Bundesſtaates, welcher in der 
künftigen Nationalverſammlung vertreten ſein ſollte, und der 
erſte Beſchluß von Wichtigkeit war die Aufnahme Schles⸗ 
wigs in das Bundesgebiet, durch welchen die Verſammlung 
mit Einmüthigkeit die Erklärung abgab, daß die deutſche 
Nation für die Unabhängigkeit Schleswigs von Dänemark 
einſtehen wolle. In gleicher Weiſe wurden auch die Pro- 
vinzen Oſt- und Weſtpreußen, deren Vertretungen ſich be⸗ 
reits für den Anſchluß an den deutſchen Bund ausgeſpro— 
chen hatten, für Glieder des neu zu begründenden Bundes- 
ſtaates erklärt, wogegen ſich eine ſehr heftige Debatte über 
den Antrag für die Aufnahme der Provinz Poſen in den 
Bund erhob, da ſich die polniſche Bevölkerung derſelben 
entſchieden für ihre nationale Selbſtſtändigkeit erklärt hatte, 
während die zahlreichen deutſchen Einwohner der Provinz 
die vollſtändige Aufnahme in den deutſchen Bund verlang⸗ 
ten. Es wurde mit Lebhaftigkeit für die Anerkennung der 
polniſchen Nationalität, welche ein gleiches Recht wie die 
deutſche habe, gekämpft, und die Verſammlung beſchloß end⸗ 
lich, die Frage offen zu laſſen und ihre Entſcheidung der 
Nationalverſammlung ſelbſt anheim zu geben. Endlich wurde 
an dieſem Tage noch der Beſchluß gefaßt, die Zahl der Ab⸗ 
geordneten dahin feſtzuſtellen, daß von je funfzig Tauſend 
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Seelen ein Deputirter in die Nationalverſammlung geſen⸗ 
det werden ſollte. 

Am zweiten Tage der Berathung beſchäftigte man ſich 
vornehmlich mit dem Wahlmodus für die Nationalverſamm⸗ 
lung. Unter allgemeiner Zuſtimmung wurde feſtgeſetzt, daß 
jeder Volljährige ohne allen Cenſus, ohne Unterſchied des 
Standes und der Religion aetives und paſſives Wahlrecht 
haben ſollte. Dagegen zeigte ſich, den bisherigen beſtehen— 
den Einrichtungen in den einzelnen Staaten gemäß, eine 
weſentliche Meinungsverſchiedenheit über die Frage wegen 
direkter oder indirekter Wahl, und die Verſammlung ent⸗ 
ſchied ſich nach lebhafter Debatte dafür, die direkte Wahl 
als Prinzip anzunehmen, und den einzelnen Staaten oder 
vielmehr deren Regierungen die Anordnung einer indirekten 
Wahl zu geſtatten. 

Eine äußerſt wichtige Verhandlung fand am Nachmit⸗ 
tage deſſelben Tages Statt, indem ſtatt des von der Sie⸗ 
bener⸗Commiſſion beantragten Ausſchuſſes von der radikalen 
Partei die Permanenz des Vorparlaments bis zum Zus 
ſammentritt der Nationalverſammlung in Vorſchlag gebracht 
wurde. Dieſer Antrag war gegen das Fortbeſtehen des 
Bundestages gerichtet, an deſſen Stelle die gegenwärtige 
aus der Revolution unmittelbar hervorgegangene Verſamm⸗ 
lung bis zur definitiven Feſtſtellung der Verhältniſſe die 
Geſchicke Deutſchlands lenken ſollte. 

Die Verſammlung entſchied ſich gegen dieſen Antrag. 
Man wollte einmal den Weg der Revolution nicht beſchrei⸗ 
ten, und ſelbſt eine Behörde wie der Bundestag, auf welcher 
mit vollem Rechte das tiefſte und allgemeinſte Mißtrauen 
laſtete, ſollte in ihrer Machtvollkommenheit erhalten und ge⸗ 
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ſchützt werden, bis der Wille des Volkes ſeinen geſetzlichen 
Ausdruck gefunden haben und im Stande ſein würde, eine 
andere legale Macht an die Stelle deſſelben zu ſetzen. Es 
war durch dieſen Beſchluß zugleich der Grundſatz angenom⸗ 
men, daß alle durch das Vorparlament gefaßten Beſchlüſſe 
nicht durch dieſes ſelbſt, ſondern durch die Vermittelung des 
Bundestags zur Ausführung kommen ſollten. Aus dem 
Vorparlamente aber ſollte ein permanenter Ausſchuß von 
fünfzig Mitgliedern gewählt werden, welcher die Ausfüh⸗ 
rung jener Beſchlüſſe überwachen und zugleich berechtigt ſein 
ſollte, für Momente der Gefahr die gegenwärtige Verſamm⸗ 
lung ſofort wieder zuſammenzurufen, und überhaupt in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Bundestage das Wohl des deutſchen 
Volkes zu wahren. 

Die Mehrheit von 368 gegen 143 hoffte, daß der 
Bundestag, durch die ſiebzehn Vertrauensmänner verſtärkt, 
ohne Widerſtand den Weg verfolgen würde, den ihm die 
Revolution und die gegenwärtige Verſammlung als das 
Organ derſelben, vorzeichnen würde. Und in der That 
zeigte es ſich, daß der Bundestag nicht nur allen Beſchlüſſen 
des Vorparlaments unbedingt Folge gab, ſondern auch den 
Forderungen des Fünfziger⸗Ausſchuſſes vollſtändig ſich unter⸗ 
ordnen mußte. Aber deſſen ungeachtet war dieſer Beſchluß 
eins der weſentlichſten Hemmniſſe für die freie Fortentwicke⸗ 
lung der Revolution. Das verwitterte Organ des Bundes⸗ 
tags, wenn auch materiell machtlos, bildete doch einen ftar- 
ken Anhaltspunkt für die ſpäteren Pläne der Reaktion. 

Am 2. April wurde noch der Antrag geſtellt, daß der 
Bundestag ſich von den verfaſſungswidrigen Ausnahme⸗ 
beſchlüſſen (Karlsbader Beſchlüſſe) losſagen, und die Männer, 
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die zu der Hervorrufung und Ausführung derſelben mit⸗ 
gewirkt, aus ſeiner Mitte entfernen möge, bevor er die 
Ausführung der hier gefaßten Beſchlüſſe in die Hand nehme. 
Man erkannte die Nothwendigkeit dieſer Maßregel an, aber 
Baſſermann wollte die Bitterkeit derſelben dadurch mil- 
dern, daß er das Wörtchen „bevor“ in „indem“ ver⸗ 
wandelte, und die Debatte, die ſich hierüber erhob, wurde 
mit ſolcher Heftigkeit geführt, daß, als das Baſſermann'ſche 
Amendement angenommen war, Hecker mit vierzig Ge— 
ſinnungsgenoſſen die Verſammlung verließ und an den 
Wahlen zum Fünfziger-Ausſchuſſe am nächſten Tage ſich 
nicht betheiligte. 

An demſelben Tage aber erklärte der Bundestag die 
Ausnahme⸗Beſchlüſſe von Karlsbad für aufgehoben, und 
zugleich reichten diejenigen Geſandten, auf welche ſich der 
heut gefaßte Beſchluß des Vorparlaments bezog, ihre Ent: 
laſſung bei den betreffenden Regierungen ein. 

Am letzten Tage der Verhandlungen endlich kam faſt 
der wichtigſte Antrag unvorbereitet und unerwartet zur Be⸗ 
rathung. Nachdem nämlich die Verſammlung ſich überzeugt 
hatte, daß es unmöglich und unzuläſſig ſei, über den Inhalt 
der künftigen Verfaſſung Deutſchlands nach dem Antrage 
der Siebener⸗Kommiſſion noch irgend einen Beſchluß zu 
faſſen und daß daher die Feſtſtellung derſelben lediglich der 
Nationalverſammlung ſelbſt zu überlaſſen ſei, ſtellte Soiron 
aus Baden den Antrag, hier ausdrücklich feſtzuſtellen, daß 
die Beſchlußnahme über die künftige Verfaſſung 
Deutſchlands einzig und allein der vom Volke zu 
9 Nationalverſammlung zu überlaſſen 
ei. 
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Dieſer Antrag ſchloß die Lebensfrage der Revolution 
in ſich. Es war die Frage über die Souveränität der 
deutſchen Nation und der von ihr zu ſchaffenden Volksver⸗ 
tretung, die Frage über das Recht derſelben, die aus der 
Revolution hervorgehende Neugeſtaltung Deutſchlands ohne 
Mitwirkung der einzelnen Staaten und ihrer Regierungen 
— ohne Zuſtimmungs- und Einſpruchsrecht derſelben feft- 
zuſtellen. 

Die Debatte über dieſen Antrag war eine der beweg⸗ 
teſten; aber ſelbſt die konſervativſten Mitglieder der Verſamm⸗ 
lung wagten es damals nicht, gegen das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht der deutſchen Nation und ihrer freigewählten Vertreter 
entſchieden Einſpruch zu thun. Man ſuchte vielmehr die 
Annahme des Antrages nur dadurch zu bekämpfen, daß 
man die Unzweckmäßigkeit eines Beſchluſſes nachzuweiſen ſich 
bemühte, der nur ein leeres Prinzip ohne materiellen Inhalt 
ſei, ohne die Kraft und das Recht demſelben Geltung zu 
verſchaffen. Aber die Verſammlung nahm in ihrer Mehr⸗ 
heit trotz dem heftigen Einſpruch Welcker's den Soiron'⸗ 
ſchen Antrag an, und die Souveränität der deutſchen Nation, 
die volle und alleinige Berechtigung derſelben ſich durch ihre 
freigewählten Vertreter diejenige Geſtaltung zu geben, welche 
ihrem Bedürfniſſe nach nationaler Einheit ihrem Anrecht 
auf politiſche Freiheit entſprechend ſchien, war anerkannt. 
Der mögliche Einſpruch der Einzel-Regierungen gegen die 
aus den Beſchlüſſen der zu berufenden Nationalverſammlung 
hervorgehenden Beſtimmungen war im Voraus zurückge⸗ 
wieſen, und dieſe National-Verſammlung als der Ausdruck 
des beſtimmenden und einheitlichen Willens der deutſchen 
Nation bezeichnet. 
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Aber der Beſchluß war gefaßt, und mit ihm der Schluß 
der Verhandlungen des Vorparlaments, dieſer einzigen re⸗ 
volutionären Macht, welche die Erhebung des Jahres 1848 
in Deutſchland hervorgerufen hatte, herbeigeführt, ohne daß 
zugleich die Mittel gegeben und feſtgeſtellt worden wären, 
durch welche dieſen Beſchlüſſen Geltung und Wirkſamkeit 
verſchafft werden ſollte. 

Das Vorparlament ging auseinander und ließ zwar 
einen Ausſchuß von fünfzig Mitgliedern zurück, dem die 
Ueberwachung über die Ausführung jener Beſchlüſſe und die 
Wahrung der allgemeinen Intereſſen des deutſchen Volkes 
übertragen war. Aber neben dieſem blieb immer noch der 
Bundestag als die eigentlich und allein ausführende Central⸗ 
behörde des deutſchen Bundes beſtehen, und nicht nur hatte 
das Vorparlament dieſes trotz ſeiner veränderten Zuſammen⸗ 
ſetzung immer doch nur als Organ der einzelnen Regierun⸗ 
gen beſtehende Kollegium in ſeiner Wirkſamkeit erhalten, 
ſondern demſelben auch durch ſeine Anerkennung eine Be⸗ 
deutung und Rechte verliehen, die es durch die Macht der 
Revolution bereits thatſächlich verloren zu haben ſchien. 
Und mit vollem Rechte konnten die Regierungen ſpäter alle 
Beſchlüſſe, die aus dem Vorparlamente und dem Fünziger⸗ 
Ausſchuſſe hervorgegangen waren und ſomit auch den Ber 
ſchluß über die ſouveräne konſtituirende Gewalt der Natio⸗ 
nalverſammlung ignoriren und desavouiren und ſich lediglich 
auf den Wortlaut derjenigen Beſtimmungen und Beſchlüſſe 
ſtützen, welche von dem Bundestage als der anerkannten 
Centralgewalt des deutſchen Bundes in dieſer Beziehung 
erlaſſen waren. 

Das Streben des Bundestags aber, ſowie der in dem⸗ 
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ſelben vertretenen Regierungen war vom Anfang an dahin 
gerichtet, die allgemeine Bewegung dadurch zu lenken und 
zu beherrſchen, daß er ſelbſt ſich derſelben fügte, ſo weit es 
die dringende Nothwendigkeit forderte; aber zugleich die for— 
melle Leitung der öffentlichen Angelegenheiten in ſeiner Hand 
behielt, und keine andere Gewalt neben ſich erſtehen ließ, 
um zur rechten Zeit der Bewegung wiederum den Zügel 
anlegen zu können. 

In dieſem Sinne hatte der Bundestag ſchon am 
1. März die bereits erwähnte Proklamation an das deutſche 
Volk erlaſſen, noch ehe die Revolution in den größeren deut⸗ 
ſchen Staaten zum Siege gelangt war. So hatte er ferner 
am 3. März die Aufhebung der Cenſur den Einzel-Regie⸗ 
rungen frei gegeben; am 9. die lange verfolgten deutſchen 
Farben wieder hergeſtellt und am 10. das verlorene Anz 
ſehen wieder zu gewinnen verſucht, indem er ſich durch die Zu⸗ 
ziehung der 17 Vertrauensmänner verſtärkte und auch in ſeine 
eigene Mitte Mitglieder der früheren Oppofition aufnahm. 

Wie ſehr aber der Bundestag der revolutionäre Be⸗ 
wegung zuvorzukommen und ihr dadurch die Spitze abzu⸗ 
brechen bemüht war, daß er alle nothwendig zu gewähren⸗ 
den volksthümlichen Forderungen in ſeinem Sinne und in 
ſeiner Weiſe erfüllte, bevor ſie von den einflußreichen Or⸗ 
ganen der Revolution ſelbſt geſtellt wurden, geht beſonders 
aus demjenigen Beſchluß hervor, welchen er am 30. März, 
alſo am Tage vor dem Zuſammentritt des Vorparlaments, 
faßte, und ſofort um den revolutionären Beſchlüſſen deſſelben 
zuvorzukommen, ohne ihn zu veröffentlichen, an die einzelnen 
Regierungen mittheilte. Dieſer Beſchluß ging dahin: 

„Die Bundesregierungen aufzufordern, in ihren ſämmt⸗ 
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lichen dem deutſchen Staaten» Spfteme angehörigen Pro⸗ 
vinzen auf verfaſſungsmäßig beſtehendem oder 
ſofort einzuführendem Wege Wahlen von National- 
Vertretern anzuordnen, welche am Sitze der Bundesver- 
ſammlung an einem ſchleunigſt feſtzuſtellenden, möglichſt 
kurzen Termine zuſammenzutreten haben, um zwiſchen 
den Regierungen und dem Volke das deutſche 
Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen.“ 

Die Zahl der Abgeordneten ſollte nach Maßgabe des 
beſtehenden Bundes-Matrikular-Verhältniſſes auf je ſiebzig 
Tauſend Seelen einen Deputirten ergeben. 

Dieſer Beſchluß des Bundestages wurde von den Re— 
gierungen mit ſolchem Eifer aufgenommen und mit ſolcher 
Schnelligkeit, bevor noch das Vorparlament zu einem andern 
Beſchluß gelangen konnte, ausgeführt, daß z. B. in Preußen 
dem vereinigten Landtage ſchon am 3. April das Propo⸗ 
ſitionsdekret zur Wahl der Abgeordneten zur deutſchen Natio— 
nalverſammlung vorgelegt wurde. Und dieſer Aufforderung 
folgend, wählte der vereinigte Landtag, nachdem er ſeine 
eigene Auflöſung dekretirt und für Preußen die Berufung 
einer aus Urwahlen hervorgegangenen Nationalverſammlung 
beſchloſſen hatte, ohne Mitwirkung des preußiſchen Volkes 
ſämmtliche Vertreter deſſelben für die deutſche Nationalver⸗ 
ſammlung. 

Freilich hat dieſer Beſchluß des Bundestages ſpäter 
zurückgenommen und die bereits vollzogene Wahl der preu- 
ßiſchen Abgeordneten zur deutſchen National-Verſammlung 
annullirt werden müſſen, um nach den Beſtimmungen des 
Vorparlaments durch allgemeine, wenn auch indirekte Ur⸗ 
wahlen und mit einem Deputirten auf je fünfzig Tauſend 
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Seelen vollzogen zu werden. Aber die Abſicht, welche der 
Bundestag und die einzelnen Regierungen hierbei verfolgten, 
war deutlich genug hervorgetreten, um vor der Gefahr zu 
warnen, die in der Anerkennung des Bundestages als der 
allein berechtigten Central-Behörde des deutſchen Bundes 
für die Entwickelung und Durchführung der Revolution lie⸗ 
gen mußte. 

Und dieſe Gefahr iſt auch dadurch nicht beſeitigt wor⸗ 
den, daß der Bundestag, von dem unzweideutigen, damals 
noch unwiderſtehlichen Willen des Volkes gedrängt, den von 
dem Vorparlament beſchloſſenen Wahlmodus für die Ab⸗ 
geordneten zur National-Verſammlung annahm, denn die 
Befugniſſe und die Machtvollkommenheit dieſer National⸗ 
Verſammlung wurde ſpäter von den Regierungen lediglich 
nach den Worten ermeſſen, mit welchen der Bundestag die 
Berufung derſelben beſchloſſen hatte, und dieſer hatte wohl⸗ 
weislich ſeine Worte ſo gewählt, daß das ſouveräne Recht 
der Konſtitutrung mindeſtens zweifelhaft erſcheinen und von 
den wieder mächtig gewordenen Regierungen beſtritten wer⸗ 
den konnte. Die National-Verſammlung ſollte das Ver⸗ 
faſſungswerk zwiſchen dem deutſchen Volke und den 
deutſchen Regierungen zu Stande bringen. Das 
waren die Worte, mit welchen der Bundestag die Berufung 
derſelben anordnete und auf deren zweideutigen Sinn ſich 
ſpäter die einzelnen Regierungen ſtützten, als fie den Be⸗ 
ſchlüſſen dieſer National-Verſammlung ihre Anerkennung 
verſagten. 

Der Soiron'ſche Antrag im Vorparlament hatte die 
konſtituirende Gewalt der Nationalverſammlung unzweifelhaft 
und unzweideutig ausgeſprochen, aber die Annahme dieſes 
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Beſchluſſes war eine vergebliche und bedeutungsloſe, weil 
daſſelbe Vorparlament die Ausführung ſeiner Beſchlüſſe nicht 
ſelbſt in die Hand genommen und ſie vielmehr dem Bundes⸗ 
tage übertragen hatte, der alſo immer noch als das allein 
berechtigte Organ der deutſchen Centralgewalt angeſehen 
werden durfte. 

Wir müſſen hierbei noch bemerken, daß während aller 
dieſer Verhandlungen die Regierungen von Preußen und 
Oeſterreich noch ganz abweichende Pläne für die Geſtaltung 
der deutſchen Angelegenheiten verfolgten; daß inmitten der 
allgemeinen Bewegung noch von Preußen und Oeſterreich 
ein Vertrag abgeſchloſſen wurde, welcher die Berufung eines 
Fürſten⸗Kongreſſes für die Umgeſtaltung der deutſchen Bun⸗ 
desverhältniſſe auf den 25. März nach Dresden feſtſetzte — 
ein Plan, der freilich ſpäter aufgegeben werden mußte — 
und daß von der öſterreichiſchen Regierung ſchon damals 
die Erklärung ausging: 

„Oeſterreich könne nie ein gänzliches Aufgeben der 
Sonderintereſſen ſeiner verſchiedenen zum deutſchen Bunde 
gehörigen Gebietstheile, eine unbedingte Unterordnung 
unter die Bundesverſammlung, ein Verzichten auf die 
Selbſtſtändigkeit der inneren Verwaltung mit feiner be⸗ 
ſonderen Stellung vereinbarlich finden, und müſſe ſich die 
beſondere Zuſtimmung zu jedem von der Bundesver- 
ſammlung gefaßten Beſchluſſe unbedingt vorbehalten. In 
ſofern Letzteres mit der Weſenheit eines Bundesſtaates 
nicht vereinbarlich erkannt würde, wäre Oeſterreich nicht 
in der Lage, einem ſolchen beizutreten.“ 

Und Oeſterreich hat den hier ausgeſprochenen Grund» 

ſatz, den das deutſche Parlament während ſeiner ganzen 
8 


— 114 — 


Verhandlungen vergeſſen zu haben ſchien, in einer Weiſe 
feſtgehalten, daß es nicht nur ſich ſelbſt von der Anerken⸗ 
nung der in Frankfurt gefaßten Beſchlüſſe für ſeine deutſchen 
Provinzen losriß, ſondern überhaupt das Gelingen des Ber- 
faſſungswerkes und die Begründung einer neuen und kräf⸗ 
tigen Einheit für die deutſche Nati on unmöglich zu machen 
wußte. 

So wirkte der Bundestag und durch denſelben die 
Regierungen trotz der Revolution und inmitten derſelben, 
— trotz des Vorparlaments und des Fünfziger-Ausſchuſſes 
und neben Beiden. Und gerade, weil man dieſes im 
Vertrauen des Volkes ſo tief gefallene Regierungs-Organ 
wie alle einzelnen Regierungen im Augenblicke mit Recht 
für ohnmächtig und für unfähig zum Widerſtande gegen 
den offen ausgeſprochenen Volkswillen hielt; und weil 
der Bundestag, den Umſtänden — fo lange es noth⸗ 
wendig war — nachgebend, ſich dieſem Volkswillen unter⸗ 
ordnete, ſich den Beſchlüſſen des Bor - Parlaments und 
ſogar des Fünfziger-Ausſchuſſes fügte, glaubte man, den⸗ 
ſelben erhalten zu müſſen, um eine legale Macht für die 
Durchführung der Forderungen des Volkes zu gewinnen 
und die Neugeſtaltung Deutſchlands nicht auf dem Boden 
der Revolution aufzurichten. Aber im Vertrauen auf die 
dauernde Macht der Revolution bedachte und bemerkte man 
nicht, daß man damit zugleich der Reaktion die Mittel in 
die Hand gegeben, um im Verborgenen die Fäden für ihre 
Pläne zu ſpinnen und ſich die Grundlagen für die Wieder⸗ 
herſtellung der früheren Zuſtände zu wahren. 

Dem Vorparlament und ſelbſt dem Fünfziger⸗Ausſchuß 
gegenüber ſchien ſich der Bundestag als williges Organ 
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für die Ausführung ihrer Beſchlüſſe darzuſtellen. So wurden 
am 2. April die ſeit dem Jahre 1819 erlaſſenen Ausnahms⸗ 
geſetze für aufgehoben erklärt. Am Aten wurde in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Beſchlüſſen des Vorparlaments und den 
preußiſchen Maßregeln die Wahrung der deutſchen Rechte 
in Schleswig-Holſtein beſchloſſen; am ten der Beſchluß 
des Bundestages vom 30. März in Bezug auf die Berufung 
der deutſchen Nationalverſammlung aufgehoben und der vom 
Vorparlamente beſtimmte Wahlmodus angenommen, und zu⸗ 
gleich die Veröffentlichung der Berathungen des Bundes- 
tages beſchloſſen. Am 10ten ward auf den Antrag des Fünf- 
ziger⸗Ausſchuſſes die Art und Weiſe des Verkehrs zwiſchen 
dieſem und dem Bundestage geordnet, — am 11ten die Auf⸗ 
nahme von Oſt- und Weſtpreußen in das Gebiet des deutſchen 
Bundes erklärt, — am 12ten die Einheit Schleswigs mit 
Holſtein, der Eintritt deſſelben in den deutſchen Bund und 
die Anerkennung der proviſoriſchen Regierung von Schles⸗ 
wig⸗Holſtein ausgeſprochen. 

Dagegen wurde aber auch am 22. April im Wider⸗ 
ſpruch mit den Beſchlüſſen des Vorparlaments, welches dieſe 
Frage offen gelaſſen und die Beſtimmung den Beſchlüſſen 
der National-Verſammlung anheim gegeben hatte, auf den 
Antrag der preußiſchen Regierung ein Theil der Provinz 
Poſen in den Bund aufgenommen. Zu gleicher Zeit ver⸗ 
ſuchte der Bundestag, das geſchwächte Vertrauen des Volkes 
wieder zu gewinnen, indem er Vorbereitungen für die Be⸗ 
gründung einer deutſchen Marine, für einen kräftigen Schutz 
des deutſchen Handels nach außen und ſogar für eine ein⸗ 
heitliche Vertretung Deutſchlands bei den fremden Mächten 
anbahnte. Nicht minder aber mußte er an Macht und 
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Einfluß durch den von Herwegh, Hecker und Struve 
gemachten unbeſonnenen Verſuch gewinnen, einen Einfall in 
Baden zu machen und dort nicht nur für Baden, ſondern 
für ganz Deutſchland die Republik zu proklamiren. Der 
Verſuch ſcheiterte vollſtändig, und es bedurfte keiner großen 
Machtentwickelung von Seiten des Bundestages, um dieſe 
Erhebung zu unterdrücken und die Führer derſelben zu einer 
wenig ehrenvollen Flucht zu nöthigen. Aber es hatte ſich 
eine Gefahr vor Einfällen von Außen vor Proklamirung 
der Republik und vor anarchiſchen Bewegungen gezeigt. 
Man durfte daher keinen Widerſtand der öffentlichen Mei⸗ 
nung fürchten, wenn man die Macht der Centralregierung 
zur Abwendung ähnlicher Ereigniſſe und ihrer Folgen ver⸗ 
ſtärkte. 
Durch dieſe Umſtände nun glaubte ſich der Bundestag 
wieder ſtark genug, um mit der Ausführung einer Maß⸗ 
regel hervorzutreten, die, wenn ſie gelungen wäre, wieder 
die volle Regierungsgewalt in die Hand des Bundestages 
und der von ihm vertretenen Regierungen zu legen geeignet 
war, — eine Maßregel, durch welche die Neugeftaltung 
Deutſchlands wenigſtens in Bezug auf die Spitze deſſelben 
ſchon im Voraus und zwar durch die Regierungen geſchaffen 
werden ſollte, bevor noch die National-Verſammlung zu⸗ 
ſammentreten konnte, um den Willen des Volkes in dieſer 
Beziehung geltend zu machen. 

Am 17. April nämlich wurde von dem badiſchen Ge— 
ſandten Welcker der Antrag geſtellt, die Regierungen zur 
Bildung einer proviſoriſchen Centralgewalt aus 
drei Mitgliedern (Oeſterreich, Preußen und die übrigen 
Bundesglieder) aufzufordern, welche unter eigener Verant⸗ 
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wortlichkeit die zum Wohle des Vaterlandes nöthigen Maß⸗ 
regeln zu treffen und für Deutſchlands Vertretung dem Aus⸗ 
lande gegenüber zu ſorgen hätte. 

Wer der Urheber dieſes Antrages war, iſt noch nicht 
klar geworden; unzweifelhaft erſcheint es aber, daß Welcker 
hierbei nur vorgeſchoben wurde, um durch ſeinen damals 
noch populären Namen die Sympathie für denſelben beim 
Volke zu erwecken. — An demſelben Tage wurde auch im 
Fünfziger-Ausſchuſſe ganz unerwartet ein ähnlicher Antrag 
geſtellt und eine Kommiſſion zur Vorlegung beſtimmterer 
Vorſchläge gewählt; und es ſcheint, als ob man abſichtlich 
verſucht hätte, den Fünfziger-Ausſchuß zur Initiative bei 
dieſem Plane zu veranlaſſen, der offenbar den Zwecken der 
Regierungen dienen aber als eine Forderung des Volkes 
erſcheinen ſollte. 

Die erwählte Kommiſſion ſetzte ſich nun nicht mit dem 
Bundestage, ſondern mit den ſiebzehn Vertrauensmännern 
in Verbindung. Aber als am 18ten der Antrag dieſer 
Kommiſſion an die Verſammlung des Fünfziger-Ausſchuſſes 
gelangte, wurde er vorläufig zurückgewieſen, weil man ſowohl 
die Gefahren erkannte, welche aus der Bildung einer ſo 
unbeſchränkten Centralgewalt für die Fortentwickelung der 
Revolution hervorgehen könnten, bevor die Rechte des Volkes 
feſtgeſtellt ſeien, als auch auf die vom Bundestage aus⸗ 
gehende Intrigue aufmerkſam geworden war. Und es wurde 
beſchloſſen, eine neue Kommiſſion zu wählen, welche ſich nicht 
über die Bildung einer exekutiven Centralbehörde, ſondern 
nur eines geeigneten Mittelpunktes für den diplomatiſchen 
Verkehr nach Außen mit dem Bundestag verſtändigen ſollte. 

Deſſen ungeachtet ſtellte dieſe Kommiſſion am 27. April 
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einen viel umfaſſenderen Antrag, und der Ausſchuß faßte 
den Beſchluß, „daß der Bundestag durch drei Mitglieder 
verſtärkt werden ſollte, welchen die Wahl des Bundes⸗Ober⸗ 
Feldherren, der diplomatiſche Verkehr mit den auswärtigen 
Mächten und die exekutive Gewalt in eiligen Fällen und 
unter eigener Verantwortlichkeit übertragen werden 
ſollte.“ Dieſe drei Perſonen ſollten aber nicht von den 
Regierungen nach eigenem Ermeſſen erwählt, ſondern 
von dem Bundestage nach Vereinbarung mit den ſiebzehn 
Vertrauensmännern und dem Fünfziger-Ausſchuß denſelben 
vorgeſchlagen werden; ſte ſollten der deutſchen Nation 
verantwortlich ſein und ihre Wirkſamkeit nur ſo lange 
währen, als die konſtituirende Nationalverſammlung gegen 
die Fortdauer dieſer Centralgewalt ſich nicht erklärte. 

Jetzt aber glaubte ſich der Bundestag bereits ſtark 
genug, um den Beſchlüſſen des Füufziger-Ausſchuſſes offen 
entgegentreten zu können. Er beſchloß am 3. Mai, und 
zwar, wie es hieß, um dem von den Vertrauensmännern 
ſowohl, als auch vom Fünfziger-Ausſchuß anerkannten Be⸗ 
dürfniſſe abzuhelfen, den Bundesregierungen vorzuſchlagen, 
„unverzüglich drei Abgeſandte zu bezeichnen und 
der Bundesverſammlung anzuſchließen, die in eiligen Fällen 
nach eigener Entſchließung, ſonſt aber nach dem Nath der 
Bundesverſammluug zu handeln hätten und dem deutſchen 
Volke und den Regierungen verontwortlich ſeien, und 
deren Aufgabe es vorzugsweiſe ſein ſollte, die für die 
innere und äußere Sicherheit und Wohlfahrt des 
Geſammtvaterlandes nöthigen diplomatiſchen Verhandlungen 
und Maßregeln zu führen und zu ergreifen, die obere Leitung 
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ſämmtlicher Vertheidigungs-Anſtalten einſchließlich der Volks⸗ 
bewaffnung zu übernehmen und ſich der Vermittelung 
der Regiminal-Anſichten und Wünſche gegen- 
über der National-Verſammlung in Beziehung 
auf die in's Leben zu rufende neue Verfaſſung 
zu unterziehen.“ 

Alſo ſollte die Wahl nicht durch den Bundestag und den 
Fünfziger⸗Ausſchuß, ſondern lediglich durch die Regierungen, 
die Verantwortlichkeit nicht ausſchließlich gegen das deutſche 
Volk, ſondern auch gegen die Regierungen ſtattfinden, was 
einer vollſtändigen Abhängigkeit von den Inſtruktionen der⸗ 
ſelben gleichkommen mußte; ferner wurde die Dauer dieſer 
Centralgewalt nicht abhängig gemacht von dem Willen der Na⸗ 
tionalverſammlung, ſondern ausdrücklich derſelben gegenüber⸗ 
geſtellt, um die Vermittelung der Regierungsanſichten mit 
den Beſchlüſſen dieſer Nationalverſammlung zu übernehmen. 
So wurde geradezu die konſtituirende Gewalt der Natio⸗ 
nalverſammlung für die künftige Verfaſſung Deutſchlands 
zurückgewieſen, und das waren die jetzt offenbar hervorge⸗ 
tretenen Abſichten des Bundestags und der in demſelben 
vertretenen Regierungen. 

Dieſen Abſichten aber fühlte ſich der Fünfziger-Aus⸗ 
ſchuß berufen, entſchieden entgegenzutreten, und legte unterm 
4. Mai einen ſehr energiſchen Proteſt gegen dieſe Beſchlüſſe 
der Bundes verſammlung und deren Ausführung ein. Aber 
dieſe glaubte nun ſchon, weiter vorſchreiten und ſich von 
dem Einfluß jener revolutionären Verſammlung vollkommen 
frei machen zu können, und erklärte durch Beſchluß vom 
8. Mai, „daß fie den Beſchluß vom Zten im reinſten Gefühl, 
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dem deutſchen Vaterlande einen Dienſt zu leiſten, ſelbſtſtändig 
gefaßt und ſich vollkommen befugt gefunden habe, zur wor 
läufigen Einſetzung des Central-Organs die vorläufigen 
Einleitungen zu treffen, da daſſelbe lediglich ein Ausfluß 
ihrer geſetzlich beſtehenden Autorität ſein ſolle. 
Wenn aber der Fünfziger-Ausſchuß von der Vorausſetzung 
ausgehe, daß die Bunbesverſammlung hierbei an den von 
ihm am 27. April gefaßten Beſchluß irgendwie gebunden 
ſei, ſo könne man hierin nur eine Verkennung der Stellung 
des Fünfziger-Ausſchuſſes und der der Bundesverſammlung 
gegenüber den Regierungen zukommenden Befugniſſe erblicken, 
und die Bundesverſammlung müſſe unter Bedauern über 
die ungerechten und maßloſen Angriffe gegen fie die Pros 
teſtation des Fünfziger-Ausſchuſſes gegen den geſetzmäßi— 
gen Gang dieſer Angelegenheit entſchieden zurückzuweiſen.“ 

Dieſe Erklärung mußte den Fünfziger-Ausſchuß zu ener⸗ 
giſchen Schritten veranlaſſen, und es kam noch hinzu, daß 
außer dieſer öffentlichen Erklärung des Bundestages ein Pros 
memoria des Heſſen-Darmſtädtiſchen Geſandten, v. Lepel“), 
bekannt wurde, welches am 4. Mai dem Bundestage vorgelegt 
und von dieſem „zur gutfindenden Kenntnißnahme“ 
den Regierungen mitgetheilt ward. In dieſem Promemoria 
wurde ausdrücklich auf die Gefahr hingewieſen, welche dar 
aus entſtehen müſſe, wenn man der zu berufenden National- 
verſammlung ſtillſchweigend konſtituirende Gewalt einräume 
und derſelben überlaſſe, den Regierungen eine Verfaſſung 
zu oktroyiren. — Darum müſſe dieſe proviſoriſche Central⸗ 
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gewalt gebildet werden, um auf eine geeignete Weiſe den 
Willen der Regierungen gegenüber den Beſchlüſſen der Na⸗ 
tionalverſammlung geltend zu machen und eine einheitliche 
Leitung in die Verhältniſſe derſelben zu bringen.“ 

Der Unwille und die Entrüſtung, welche jene Erklärung 
des Bundestages und beſonders dieſes Promemoria nicht 
nur in dem Fünfziger-Ausſchuß, ſondern in ganz Deutfch- 
land hervorbrachte, war ſo groß, daß der Bundestag und 
die Regierungen dem Sturme, der gegen dieſe Maßregel 
von allen Seiten ausbrach, nicht widerſtehen konnten. Der 
Fünfziger⸗Ausſchuß beſchloß unterm 12. Mai, ſich von jeder 
Mitwirkung zur Herſtellung der von dem Bundestage und 
den Regierungen vorgeſchlagenen Exekutivgewalt loszuſagen, 
und proteſtirte ſomit im Namen des deutſchen Volkes gegen 
die Bildung dieſer Central-Gewalt. Die Regierung von 
Heſſen-Darmſtadt, an deren Spitze Heinrich v. Gagern 
ſtand, desavouirte das Votum ihres Geſandten von Lepel 
und berief denſelben vom Bundestage zurück. Die Bundes⸗ 
Verſammlung ſelbſt verſuchte durch Erklärung vom 16. Mai 
vergebens, ſich vor dem deutſchen Volke zu rechtfertigen, 
indem fie ihrerſeits jede Zuſtimmung zu dem Lepel'ſchen 
Promemoria ablehnte, das fie den Regierungen ohne Ans 
erkennung ihrer Seits nur zur Kenntnißnahme zugefertigt 
habe. 
Aber inzwiſchen war der Tag für den Zuſammentritt 
der National-Verſammlung, der 18. Mai, herangekommen. 
Man konnte Angeſichts derſelben nicht zur Ausführung einer 
Maßregel ſchreiten, die eine ſo allgemeine und entſchiedene 
Mißbilligung von Seiten des Volkes erfahren hatte. Die 
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beabſichtigte Bildung jener proviſoriſchen Centralgewalt unter⸗ 
blieb und die Regierungen mußten ſich entſchließen, der Na⸗ 
tionalverſammlung vorläufig in ihren Berathungen über die 
künftige Geſtaltung Deutſchlands vollkommen freie Hand zu 
laſſen, um unter geeignetern Verhältniſſen den Beſchlüſſen 
derſelben ihre Ausführung zu verſagen, und wie ſie es 
ſpäter verſucht, aber bis jetzt noch nicht erreicht haben, ſich 
über die Neugeſtaltung Deutſchlands ohne Mitwirkung des 
Volkes und gegen die ausgeſprochenen Forderungen deſſelben 
unter ſich zu verſtändigen. 


Vierter Vortrag. 


Berlin bis zum Zuſammentritt der 
Nationalverſammlung. 


Die Zeit zwiſchen dem Schluß des Vereinigten Land⸗ 
tags und dem Zuſammentritt der Nationalverſammlung in 
Preußen ſcheint nicht eben reich an hervortretenden Ereig⸗ 
niſſen, iſt aber deſto reicher an Momenten der inneren Ent⸗ 
wickelung, welche auf die Geſtaltung der nachfolgenden Er⸗ 
eigniſſe von weſentlichem Einfluſſe waren. Wir müſſen da⸗ 
her unſer Augenmerk zunächſt auf Perſonen und Zuſtände 
richten, um das Verſtändniß für dieſe Ereigniſſe zu gewinnen. 

Am 29. März war das Miniſterium Camphauſen 
in Wirkſamkeit getreten und mit dieſem Moment der freie 
Strom der Revolution abgedämmt und von ſeinem natür⸗ 
lichen Lauf abgelenkt worden. 

Camphauſen iſt einer jener edlen, makelloſen Charak⸗ 
tere, welche die ſittlichen Kraft haben, ſich ſelbſt vollkommen 
zu vergeſſen, wenn es das Wohl des Vaterlandes gilt. 
Frei von der Selbſtſucht des Ehrgeizes, erkannte er in ſei⸗ 
ner hohen Stellung nichts Anderes, als die Anforderung 
an eine aufopfernde und ſelbſtverleugnende Wirkſamkeit, mit 
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der ganzen Schwere der Verantwortlichkeit, welche die Ent⸗ 
ſcheidung über das Schickſal eines Volkes und eines Staates 
nothwendig in ſich trägt. — Camphauſen, der während 
des Vereinigten Landtages und nach demſelben der dama⸗ 
ligen Regierung und der Krone gegenüber bis auf die 
äußerſte Grenze der Verſöhnlichkeit vorrückte, und weit hin⸗ 
übergebogen ſeine Hand zur Ausgleichung und zur Vermit— 
telung darbot, aber dennoch dieſe Hand im Zorne zurück— 
geſtoßen fand — er hatte, als er dieſe Regierung geſtürzt, 
dieſe Krone gefährdet und den Träger derſelben tief gebeugt 
ſah, keinen andren Gedanken, als mit ſeiner ganzen Perſon, 
ja, was bei einem Manne wie er, mehr als dies ſagen 
will, mit ſeiner politiſchen Ehre für die Sicherung dieſer 
Krone, für die Befeſtigung, und Wiederaufrichtung dieſes 
Thrones und für die Rettung dieſes Fürſten einzutreten — 
Camphauſen iſt einer von denjenigen Männern, deſſen po⸗ 
litiſche Wirkſamkeit die Geſchichte ſchwer anklagen, an 
deſſen Perſon und Charakter aber niemals ein Makel haf⸗ 
ten wird; den man als Lenker des Staates verurtheilen, 
aber als Menſch hochachten und verehren muß. 

Er hatte den ſittlichen Muth, ſich ſelbſt den großen 
Forderungen der Zeit zu opfern, aber nicht den Muth, 
große Opfer von Allen zu fordern, für die er zu wirken 
entſchloſſen war; — er hatte den Muth, ſich der Revolution 
in ihrer gewaltigen Strömung entgegen zu werfen, um das 
Königthum, das er von derſelben bedroht glaubte, zu ſchüz⸗ 
zen; aber er hatte nicht den höheren Muth, ſich mit dem 
Königthum dieſem Strome anzuvertrauen und das Schiff 
des Staates von demſelben tragen zu laſſen; denn er 
glaubte die Gefahr allein auf der Seite zu ſehen, von 
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welcher ſie am wenigſten drohte. Er verſuchte es, die Macht 
der Revolution plötzlich zu dämmen, bevor ihre Strömung 
noch das Bette gefunden hatte, in dem ſie ſicher ihrem Ziele 
zugeführt werden konnte, und er wagte es, dieſen künſtlich auf- 
gerichteten Damm als den Rechtsboden anzuſehen, auf 
welchem der Neubau des Staates aufgerichtet werden ſollte. 
Während aber der Strom der Revolution ſich ohne Bahn 
und Ziel, aber auch ohne feine volle Kraft nach allen Sei- 
ten hin ausbreitete, gewann auf der anderen Seite die Reaktion 
Zeit und Schutz, um in weitern Kreiſen den Damm zu ziehen, 
den fie endlich jedem Fortgange der Revolution entgegen- 
ſtellen konnte. 

Camphauſen betrachtete es als ſeine höchſte Aufgabe, 
ſich als diamantnes Schild ſchützend vor den Thron und 
den König zu ſtellen, — aber er dachte nicht, daß er ſich 
dadurch zu gleicher Zeit trennend zwiſchen das Volk und 
den König ſtellte, zwiſchen denen unmittelbar nach dem 
Siege des Volks ein neues und feſteres Bündniß ge⸗ 
ſchloſſen ſchien; daß er den König vom Volk und der Res 
volution iſolirte, in die er aus freier Entſchließung einge— 
treten war, die er zu führen und zu lenken ſich berufen 
fühlte, nachdem er ſelbſt mit ſeiner ganzen Vergangenheit 
gebrochen hatte. — 

So dachte und wirkte Camphauſen in der hohen 
Stellung zu der er berufen war; — ſo wurde die Revo⸗ 
lution verkümmert, das Volk ſich ſelbſt überlaſſen, der Kö⸗ 
nig iſolirt und volksfeindlichen Einflüſſen preisgegeben und 
das Vertrauen zwiſchen Beiden erſchüttert und untergraben. 

Die Männer, welche neben Camphauſen ſtanden waren 
nicht im Stande, ihm auf die Höhe ſittlicher Entſchließung 
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zu folgen, auf welcher er ſtand und in eine innige Gemein⸗ 
ſchaft des Wirkens mit ihm einzutreten. 

Die bedeutendſte und einflußreichſte Perſönlichkeit des 
Miniſteriums war neben ihm David Hanſemann, ein 
Mann von durchdringendem Verſtande, aber ohne Begeiſte— 
rung, ohne jene Tiefe des Gemüthes, welche die mächtigſte 
Triebfeder in dem Wirken Camphauſens war. Selbſtge⸗ 
nügſam und zuverſichtlich in ſeinen eignen Plänen und 
Ideen, und unfähig, ſich unterzuordnen, auf die Gedanken 
und Empfindungen Anderer einzugehen, — ohne innere Ach⸗ 
tung vor dem Volke und deſſen Rechten und ohne jene 
aufopfernde Hingebung, mit welcher die Perſon vor der 
Aufgabe, die ſie zu erfüllen hat, zurücktritt; raſch, aber 
nicht ebenſo feſt in ſeinen Entſchließungen, — eigenſinnig, 
aber nicht ebenſo konſequent — konnte Hanſemann in ſeinem 
beſondren Wirkungskreiſe als Finanzminiſter Erhebliches 
leiſten, aber kein einheitliches Glied in dem Ganzen des 
Miniſteriums, keine Stütze für die Wirkſamkeit Camphau⸗ 
ſens ſein. 

Die übrigen Mitglieder des Miniſteriums leiſteten in 
ihren Departements ihren Kräften und den Umſtänden Ent⸗ 
ſprechendes, aber ſie waren nicht Träger einer Idee, deren 
Durchführung lediglich auf Camphauſen zu ruhen ſchien. 
Der ehrenwerthe Graf Schwerin hatte in der Oppoſi⸗ 
tion des Vereinigten Landtages dem Centrum am nächſten 
geſtanden; ſeine Ergebenheit und Treue für die Dynaſtie, 
eine Erbſchaft ſeines Geſchlechtes, ließ ihn nicht zur vollen 
Anerkennung der Revolution und der auf dieſelbe gegrün⸗ 
deten Volksrechte gelangen; er war der Erſte, der ſich zu— 
rückzog, als es galt, die Conſequenzen der Revolution zu 
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verwirklichen. — Der gewandte Minifter des Innern von 
Auerswald hatte ſeine ausgezeichnete Fähigkeit in der Lei⸗ 
tung parlamentariſcher Parteikämpfe bewährt, aber nicht in 
gleicher Weiſe war er der Leitung eines Staates in ſo 
ſturmbewegter Zeit, wie die gegenwärtige, gewachſen. Es 
fehlte ihm die Energie und Thatkraft des Charakters, deren 
es in jener Zeit mehr als je bedurfte, und er vermochte, 
den Einflüſſen von Oben nicht hinreichenden Widerſtand zu 
leiſten. — Der Miniſter des Auswärtigen, von Arnim, 
war zu kurze Zeit in Wirkſamkeit, als daß ſich ein ſicheres 
Urtheil der öffentlichen Meinung über ihn gebildet hätte; 
er ſcheint lediglich als Departement-Chef, insbeſondere für 
eine volksthümliche Löſung der deutſchen Frage gewirkt zu 
haben. — Bornemann, als ehrenwerther und liberaler 
Juſtizbeamter bekannt, hat in den Novembertagen hinreichend 
kund gethan, wie wenig er den Stürmen und den momen⸗ 
tanen Stimmungen der Zeit Widerſtand zu leiſten vermag. 
— Der proviſoriſche Kriegsminiſter von Reyher endlich ge— 
hörte, zwar wohlgeſinnt, vollſtändig dem alten Syſteme an und 
war lediglich Verwalter ſeines Amtes. 

Faſt allen dieſen Männern aber fehlte es an derjeni⸗ 
gen praktiſchen Geſchäftskenntniß, vermöge deren ſie ver⸗ 
mocht hätten, ſich von den älteren im Dienſte der Büreau⸗ 
kratie ergrauten Beamten zu emaneipiren, und fie durch 
neue, dem Geiſte der Zeit und der Revolution angehörende 
Kräfte zu erſetzen. Und ſo geſchah es, daß neben dem aus 
der Revolution hervorgegangenen Miniſterium in allen übri⸗ 
gen Beamtenkreiſen der ganze Apparat des abſolutiſtiſch⸗ 
büreaukratiſchen Staatsorganismus faſt unverändert erhal⸗ 
ten wurde und ſich ſofort wieder in Bereitſchaft fand, als 
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die Reaktion zum Siege gelangt war, und ſich zur Wieder⸗ 
herſtellung der früheren Zuſtände in Bewegung ſetzte. 

So war das Miniſterium geſtaltet, dem eine der größ— 
ten und ſchönſten Aufgaben in der Geſchichte geworden war, 
das durch entſchloſſene Thatkraft eine der ruhmvollſten Re⸗ 
volutionen friedlich zum Ziele zu bringen vermochte, — an 
deſſen Spitze einer der ehrenwertheſten Charaktere ſtand, 
die uns die Geſchichte der Gegenwart vorgeführt hat, und das 
dennoch Nichts erzielte und Alles gefährdete, weil es ihm an 
Vertrauen zu dem Volke fehlte, das ſich des Vertrauens 
ſo würdig gezeigt hatte und das dieſem Miniſterium mit 
ſo offnem Vertrauen entgegengekommen war. 

Betrachten wir dieſer Stellung und Wirkſamkeit des 
Miniſteriums Camphauſen gegenüber die Geſtaltung und 
Entwickelung des Volkslebens in Berlin während jener Zeit, 
ſo müſſen wir vor Allem die Anerkennung ausſprechen und 
von der Geſchichte fordern, welche die hohe Mäßigung und 
Selbſtbeherrſchung des Volkes, beſonders während der erſten 
Wochen und Monate nach einem ſo plötzlich und vollſtändig 
errungenen Siege in vollem Maße verdient. Vom Mittag 
des 19. März an, war das, bisher auf jedem ſeiner Schritte 
bevormundete Volk ohne alle Schranke ſeiner eignen Selbft- 
beſtimmung überlaffen. — Kein Mann Militär in der 
Stadt und in den Straßen ſichtbar — die Polizei ver: 
ſchwunden — das ganze Beamtenthum außer Thätigkeit; — 
auch die Städtiſchen Behörden ohne Macht und ganz dem 
Volke hingegeben — ein großer Theil der Bevölkerung 
ohne Wahl unter Waffen, faſt alle und beſonders die große 
Zahl der Arbeiter ohne geregelte Thätigkeit, — die Ge⸗ 
müther in beſtändiger Aufregung und Spannung, und den⸗ 
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noch kein Exceß, keine Gewaltthat, keine Verletzung der Per⸗ 
ſon und des Eigenthums. 

Die Revolutlon ſchien beendet, ohne daß dem Volke 
eine andere Garantie für die Verwirklichung ſeiner Forde⸗ 
rungen gegeben war, als das Wort des Königs, in deſſen 
Hand es ſofort freiwillig eine ebenſo große Macht wieder 
zurückgab, als es ihm eben kämpfend abgerungen hatte. 
Aus dem Volke ſelbſt aber war keine beſtimmte Macht, 
keine ihm ausſchließlich angehörende Regierungsgewalt, kein 
Organ hervorgegangen, welches berechtigt und berufen ge— 
weſen wäre, den Willen des Volks zu vertreten und zur 
Geltung zu bringen. Das Volk begnügte ſich mit dem 
ihm gewordenen moraliſchen Siege; es vertraute mit Zu⸗ 
verſicht nicht nur auf das Wort und den ernſten Willen 
des Königs, ſondern ebenſo ſehr auf ſeine eigene Kraft, die 
es ſo eben kennen gelernt und bewährt hatte und für deren 
Entwickelung und Entfaltung ihm jetzt nach verſchiedenen 
Richtungen hin die freie Bahn eröffnet ſchien. 

Drei Organe waren es nun vornehmlich, welche ſich 
das Volk für die Kundgebung und Geltendmachung ſeines 
Willens geſchaffen ſah und die ihm für den Moment ge⸗ 
nügten und die Bildung eines aus feiner Mitte hervorge- 
gangenen berechtigten Regierungsorgans entbehrlich zu 
machen ſchienen. Dieſe drei freien Organe des Volks⸗ 
willens waren die Volksbewaffnung, die Preßfreiheit 
und das Verſammlungsrecht. 

Die Volksbewaffnung iſt neben der geſetzgebenden Ge⸗ 
walt des Volkes und neben der richterlichen Gewalt des⸗ 
ſelben in der Jury, das dritte und letzte Zeugniß für die 
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Das freigewordene Volk giebt ſich durch ſeine eigenen 
Vertreter die Geſetze, durch welche die Freiheit des Einzelnen 
im Intereſſe der Geſammtheit beſchränkt wird. Denn es will 
dieſe Geſetze und Beſchränkungen nicht mehr von Außen her, 
nicht von einer ihm vorgeſetzten Obrigkeit annehmen. Das 
freie Volk will ferner dieſe Geſetze geachtet, die Uebertreter der⸗ 
ſelben zur Rechenſchaft gezogen und gerichtet wiſſen, — es 
überläßt den gelehrten, von der Regierung eingeſetzten Rich⸗ 
tern die Entſcheidung über das Strafmaß für den Schul⸗ 
digen nach dem Geſetze, — aber es fühlt ſich ſelbſt berufen, 
das Schuldig auszuſprechen über diejenigen, die das aus 
ſeinem Willen hervorgegangene Geſetz verletzt haben, und 
das Nichtſchuldig über die, welche ohne Grund verfolgt 
werden. Durch die Jury will das Volk ebenſo das Geſetz 
ſchützen gegen die Uebertretung, wie ſich ſelbſt und ſeine An⸗ 
gehörigen gegen ungerechte und leidenſchaftliche Verfolgun⸗ 
gen. Und endlich will das freigewordene Volk auch der 
Wächter und Hüter des Geſetzes und Rechtes ſein gegen 
jede offne Gewalt, die demſelben entgegentritt, um es zu 
brechen oder zu vernichten. Das Volk will mit den Waffen 
in der Hand jede Gewaltthat hindern und bekämpfen, die, 
von woher ſie immer ſtamme, die Freiheit des Einzelnen 
und der Geſammtheit gefährdet. Es will ſich ſelbſt als die 
einzige Macht angeſehen und anerkannt wiſſen, welche beru⸗ 
fen iſt, das Geſetz zu geben, zu wahren und zu ſchützen. 

Dies und nichts Andres iſt das Weſen und die Be⸗ 
deutung der Volksbewaffnung. In dieſem Sinne ward ſie 
von dem bewaffneten Volke am 19. März als die erſte 
Bürgſchaft der neuerrungenen Freiheit gefordert und nach 
langem und heftigem Widerſtreben des Miniſterpräſidenten 
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Grafen Arnim, von dem Könige zugeſichert und gewährt 
und zum Theil ſofort in Ausführung gebracht, indem der 
König ſelbſt vor der verſammelten Volksmenge erklärte: 

„Ich habe die Ueberzeugung gewonnen, daß die Ruhe 

der Stadt durch Niemand beſſer als durch die Bürger 
ſelbſt bewahrt werden kann.“ 

Wenn die Regierung dieſen einzig wahren Gedanken 
der Volksbewaffnung ſofort zur Wahrheit und zur That ges 
macht hätte, — wenn dem bewaffneten Volke in kürzeſter 
Friſt diejenige Organiſation gegeben worden wäre, deren es 
vor Allem bedurfte, um zu einem ſichern Schutz des Geſetzes 
und der jungen Freiheit ſowohl gegen Angriffe von Unten 
wie von Oben her zu werden, ſo würde die ſo geſtaltete 
Volkswehr allein genügt haben, um die Revolution auf ge⸗ 
ordnetem Wege zu ihrem Ziele zu führen. Sie würde die 
viel geſchmähte, aber gefahrloſe Anarchie des Volkes in den 
Sommermonaten verhütet und die vielgeprieſene, aber ver⸗ 
derbliche Staatsretterei durch Militärgewalt in den November⸗ 
tagen unmöglich gemacht haben. N 

Aber das Miniſterium verſäumte nicht nur die Erfül⸗ 
lung dieſer unabweislichen Pflicht, ſondern es verkümmerte 
auch ſofort die eben ausgeſprochene königliche Verheißung, 
indem es die Volks bewaffuung durch eine noch an demſelben 
Tage erlaſſene Proklamation in eine Bürger bewaffnung um⸗ 
wandelte und dadurch den gefährlichen Gegenſatz zwiſchen 
einem unbewaffneten und einem bewaffneten Theil der Be⸗ 
völkerung hervorrief. Das Miniſterium Camphauſen 
und insbeſondere der Miniſter des Innern, von Auers- 
wald, ließ es ferner geſchehen, daß das Inſtitut der 
Bürgerwehr zu einer Hilfsmacht der Poltzeigewalt herab⸗ 
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gedrückt und mißbraucht und in jeder Beziehung der Miß⸗ 
achtung des Volkes und der inneren Auflöſung preisgegeben 
wurde. 

Mit derſelben Begeiſterung, mit welcher das Volk die 
Waffen gefordert hatte, um ſich ſelbſt zur Schutzwehr der 
neu gewonnenen Freiheit und des aus derſelben hervor 
gehenden Geſetzes zu machen, — mit demſelben Eifer führte 
es dieſe ihm gewordenen Waffen, und mit aufopfernder 
Ausdauer unterzog ſich der Bürger dem mühſeligen, zeit 
raubenden und nicht ſelten gefahrvollen Beruf, in welchem 
er zunächſt faſt alle Gewalten zu vertreten hatte, die durch 
den Drang der Revolution plötzlich außer Thätigkeit ge⸗ 
kommen waren. Und nicht nur in denjenigen Kreiſen der 
Bevölkerung, aus denen die Revolution hervorgegangen 
war, ſondern auch in der Beamtenwelt bis zu den höchſten 
Stufen derſelben ſchien plötzlich der lebendigſte Eifer für 
dieſes neu geſchaffene Organ der Volksfreiheit zu erwachen. 

Ein offenbarer Mißgriff, welcher bei der Bildung dieſes 
Inſtitutes gemacht wurde, war ferner die Erwählung des 
Polizei⸗Präſidenten von Minutoli zum Befehlshaber der⸗ 
ſelben, von der man freilich nicht wußte, von wem ſie aus⸗ 
gegangen war. 

Dieſer Beamte hatte während des Kampfes und un⸗ 
mittelbar nach demſelben eine eigenthümliche vermittelnde 
Stellung eingenommen, und ſchien weſentlich zur endlichen 
Entſchließung des Königs beigetragen zu haben. Er hatte 
ich daher eine gewiſſe Popularität erworben, die er ſpäter 
mit dem Verluſt ſeiner Stellung büßen mußte, und man 
ſchien um der Perſon willen das Amt deſſelben vergeſſen 
zu wollen. — Aber in der That war durch dieſe Wahl 
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die Bürgerwehr dennoch zu einem Organ der Polizeigewalt 
geworden, und wurde auch ſofort in dem Sinne verwendet, 
daß ſie dieſelbe auf allen Gebieten ihrer Wirkſamkeit unter⸗ 
ſtützen oder vielmehr vertreten mußte, da dieſe es in jener 
Zeit nicht wagen konnte, mit ihren eigenen Mitteln zu wir⸗ 
ken und eine Militärgewalt zu ihrer Unterſtützung nicht vor⸗ 
handen war. 

Die Bürgerwehr hatte daher in den erſten lebhaft be⸗ 
wegten Wochen nach der Revolution eine ſo umfaſſende und 
erſchöpfende Thätigkeit auszuüben, daß man ſich bald über⸗ 
zeugte, es würden die Kräfte derſelben für dieſen Umfang 
der Wirkſamkeit auf die Dauer nicht ausreichen, und daher 
keinen allzuheftigen Widerſpruch fürchten durfte, wenn man 
allmählig zur Unterſtützung derſelben wieder Militär in die 
Stadt zog. Da man es aber nicht wagen wollte, die frühere 
Beſatzung, welche ſo eben im blutigen Kampfe dem Volke 
gegenüber geſtanden hatte, wieder zurückzuführen, ſo berief 
man am 29. März zunächſt das größtentheils aus der Ber⸗ 
liner Bevölkerung gebildete 24. Regiment nach Berlin, wobei 
freilich das Staatsminiſterium die ſpäter verläugnete officielle 
Erklärung gab: „daß die mögliche Verwendung des Militärs 
nur im äußerſten Nothfalle und auch dann nur allein auf 
ausdrückliche Aufforderung des Kommandeurs der 
Bürgerwehr oder der ſtädtiſchen Behörden erfolgen ſollte.“ 

Während auf dieſe Weiſe die Kraft der Bürgerwehr 
faſt erſchöpft und zu Zwecken verwendet wurde, die ihre 
hohe politiſche Bedeutung mehr und mehr in den Hin⸗ 
tergrund treten ließen, wurden derſelben auf den von ihr 
bezogenen Wachtpoſten nicht nur die möglichſten Bequemlich⸗ 
keiten, ſondern die reichlichſten Genüſſe — man wußte nicht 
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von wem — im Uebermaß geboten, und es kann nicht ver⸗ 
kannt werden, daß auch dadurch eine gewiſſe Herabwürdigung 
des Inſtituts herbeigeführt werden mußte, obgleich dieſe aus⸗ 
zeichnende Behandlung nicht von langer Dauer war. 

Am 4. April legte Herr von Minutoli den Ober⸗ 
befehl der Bürgerwehr als unvereinbar mit ſeiner amtlichen 
Stellung nieder, und der Magiſtrat von Berlin, der bis 
jetzt um die Orgamſation derſelben ſich nicht gekümmert 
hatte, berief nun die Majore und Hauptleute der Bürger⸗ 
wehr, die freilich aus unmittelbarer, aber unter den ob» 
waltenden Umſtänden durchaus blinder Wahl der Betheiligten 
hervorgegangen waren, zur Erwählung eines neuen Anfüh- 
rers unter ſechs von ihm vorgeſchlagenen Kandidaten. Die 
Wahl fiel auf den Kommandeur der Landwehrbrigade, Ge- 
neral von Aſchoff, über deſſen politiſche Geſinnung eben⸗ 
falls nichts bekannt war und noch jetzt bedenkliche Zweifel 
obwalten. 

Auch unter ſeiner Amtsführung, die bis nach dem Zu⸗ 
ſammentritt der Nationalverſammlung währte, geſchah nichts 
für die innere Organiſation der Bürgerwehr. Dagegen 
wurde dieſelbe durch ununterbrochenes Alarmiren und durch 
maßloſe Verwendung für den eigentlichen Polizeidienſt er⸗ 
müdet und erſchöpft, und da ſie einerſeits fortwährend gegen 
gefahrloſe Aufläufe und Bewegungen des Volkes verwendet 
wurde, und andererſeits bei ihrem Mangel an Organiſation 
wenig gegen dieſelben zu leiſten vermochte, ſo mußte die öffent⸗ 
liche Meinung gegen fie eingenommen und Mißachtung der⸗ 
ſelben hervorgerufen werden. 

Wenn aber die Bürgerwehr trotz ihres ſelbſt vom Kö⸗ 
nige noch in den Oktobertagen dankbar anerkannten Eifers 
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für die Erfüllung ihrer Pflichten, — trotz der unermüdlichen 
Thätigkeit, mit welcher ſie ſich ihrer mühſeligen und wenig 
dankbaren Aufgabe unterzog, diejenige Stellung nicht ein⸗ 
zunehmen vermochte, für die ſie unzweifelhaft beſtimmt war 
und in der ſie allein im Stande geweſen wäre, der Anarchie 
von unten und der Gewalt von oben wirkſam entgegenzu⸗ 
treten, ſo lag die vornehmlichſte Urſache hiervon in dem 
Mangel an aller feſten und geſetzlichen Organiſation, in 
welchem ſie acht Monate hindurch unverantwortlicher — wir 
wollen nicht ſagen freventlicher — Weiſe gelaſſen wurde. 

Ein jedes Recht hat zu gleicher Zeit ſeine Pflichten; 
es gewinnt ſeine Bedeutung und ſeine Gewähr nur dadurch, 
daß man in das Recht eintritt im vollen Bewußtſein der 
Pflicht, die man mit demſelben übernimmt, — je höher 
und werthvoller das Recht, deſto heiliger und unverletzlicher 
die Pflicht, die aus demſelben hervorgeht. 

Die Bürgerwehr konnte in Zeiten der Gefahr das ihr 
gewordene Recht nicht ſchützen und wahren, weil man es 
ihr unmöglich gemacht hatte, die Pflicht kennen zu lernen 
und zu üben, die mit demſelben nothwendig verbunden war. 
— Eine geſetzliche Organiſation würde auch diejenige Dis⸗ 
eiplin hervorgerufen haben, vermöge deren das Volk oder 
doch der bewaffnete Theil deſſelben in allen Momenten feiner 
Wirkſamkeit ſeiner Aufgabe allein zu genügen vermochte. 
Es würde nicht haben geſchehen können, daß in der Bürger⸗ 
wehr ſelbſt, welche ausſchließlich zum Schutz des beſtehenden 
Geſetzes beſtimmt iſt, ſich politiſche Parteien gebildet und 
ein Zwieſpalt innerhalb derſelben entwickelt hätte, der in ent⸗ 
ſcheidenden Momenten ihre Kraft lähmte, die Führer in der 
Ausführung ihrer Maßregeln unſicher machte und es der 
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Willkür jedes Einzelnen überließ, zu beſtimmen, was er zu 
leiſten, wo und wie er mitzuwirken habe oder nicht. 

In gleichem Maße wie dieſe Elemente der inneren Des⸗ 
organiſation und Auflöſung war für die Bürgerwehr und 
für ihren Einfluß auf den Fortgang der Revolution der 
unnatürliche Gegenſatz gefährlich und verderblich, der zwi⸗ 
ſchen dem bewaffneten Bürgerthum und einem willkürlich 
von dieſem Rechte ausgeſchloſſenen, meiſt dem Arbeiterſtande 
angehörenden Theile des Volkes hervorgerufen wurde. 

In demſelben Moment, in welchem durch den Sieg der 
Revolution der Gegenſatz und das Vorrecht der verſchiede— 
nen Stände und Klaſſen der Bevölkerung aufgehoben ſchien, 
wurde ein neuer, durch Nichts begründeter, in ſeinen Folgen 
aber höchſt verderblicher Gegenſatz zwiſchen dem bewaffneten 
und unbewaffneten Volke geſchaffen. In demſelben Moment, 
in welchem gerade der Arbeiterſtand gegen den bisher allein 
zu den Waffen berechtigten Theil des Volkes, gegen das 
Heer, ſiegreich gekämpft hatte, wurde die für das Volk er: 
oberte Waffe nicht in die Hand dieſer Kämpfer, ſondern in 
die Hand des Bürgers gegeben, der ſich an jenem Kampfe 
unmittelbar wenig betheiligt hatte. Und es konnte nicht feh⸗ 
len, daß in dem ſo aufs Neue zurückgeſetzten Arbeiterſtande 
der Gedanke angeregt wurde, man habe durch die Bürger— 
wehr nur eine neue Waffe gegen ihn und ſeine Rechte ſchaffen 
wollen. Es wurde daher in dieſem ſogenannten Proletarier⸗ 
ſtande nicht nur jenes ungeſtüme Drängen nach der Theil⸗ 
nahme an dem Rechte der Volksbewaffnung hervorgerufen, 
das bekanntlich zu den traurigſten Konflikten, und beſonders 
zu dem Zeughausſturm Veranlaſſung gab, ſondern es mußte 
durch dieſe unglückliche Maßregel auch ein gefährlicher Zwie⸗ 
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ſpalt im Volke ſelbſt eintreten, das der kräftigſten und innig⸗ 
ſten Einheit bedurfte, wenn es den Stürmen Widerſtand 
leiſten ſollte, die ihm bald von allen Seiten her drohten. 
Wenn aber die Bürgerwehr benutzt werden ſollte, um 
dieſer künſtlich hervorgerufenen Aufregung des unbewaffneten 
Volkes mit den Waffen in der Hand entgegenzutreten, ſo 
mußte hierin die natürlichſte Veranlaſſung liegen, den inneren 
Zwieſpalt in den Reihen derſelben, ja in jedem Einzelnen, 
zu wecken und zu nähren, indem man ſich mit vollem Grund 
fragte, mit welchem Rechte der bewaffnete Bürger jetzt 
gegen ſeinen wehrloſen Bruder kämpfe, wenn dieſer gleiche 
Rechte mit ihm beanſpruche, während man eben noch im 
blutigen Kampfe für die Gleichberechtigung Aller geſtritten 
hatte. — Die Ereigniſſe des 16. Oktober waren es vor⸗ 
nehmlich, in welchen dieſer doppelte Zwieſpalt zur traurigen 
Erſcheinung kam; und wenn auch das Benehmen der Bürger- 
wehr an dieſem Tage durch eine Kabinets-Ordre anerkannt 
wurde, ſo haben doch die Erſcheinungen jenes Tages, ſo 
wie andererſeits das Leichenbegängniß der in jenem Kampfe 
gefallenen Arbeiter die tiefe Zerriſſenheit dargethan, welche 
bereits im Volke herrſchte. Und unzweifelhaft haben ſie die 
Reaktion zur Ergreifung der Maßregeln ermuthigt, die man 
zur Unterdrückung der Revolution längſt beabſichtigte. 
Wenn aber dieſe Ausſchließung des Arbeiterſtandes von 
der Volksbewaffnung durch die Gefahr gerechtfertigt werden 
ſollte, welche in der Bewaffnung dieſes beſitzloſen und leicht 
erregbaren Theils der Bevölkerung gefunden wird, ſo iſt 
gerade das Gegentheil von dieſer Anſicht wahr, indem es 
kein ſichreres Mittel gegen eine von dem Arbeiterſtande 
drohende Gefahr geben konnte, als wenn man dieſen ſelbſt 
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mit zum Hüter der Freiheit, der Ordnung und des Geſetzes 
machte und ihn zu dieſem Zwecke mitten in die Reihe ſeiner 
glücklicher geſtellten Mitbürger eintreten ließ, während er, 
grade durch dieſe Ausſchließung, in geſchloſſener Reihe den— 
ſelben gegenüberſtand und, in ſtetem Bewußtſein von ſeiner 
minder berechtigten Stellung, zum Widerſtand und zum 
Kampfe gegen dieſelben ſich aufgefordert fühlte. 

Die Bürgerwehr von Berlin hat mit einem unglaub⸗ 
lichen Aufwande von Zeit und Kraft ſich den ihr auferlegten 
Pflichten unterzogen, — ſie hat die Mißachtung, die ſie von 
Seiten des Volkes und der Regierung empfinden mußte, 
mit Langmuth ertragen, — ſie hat ſich mit ſchwerem Herzen 
und nach langem Widerſtande entſchloſſen, die tödtliche Waffe 
ſelbſt gegen ihre eigenen Brüder zu führen; aber ſie konnte 
die große Aufgabe, die ihr geworden war, in dem entſchei⸗ 
denden Augenblicke nicht löſen, weil man ihr von Anfang 
an eine falſche und unwürdige Stellung gegeben hatte, weil 
ſie während ihres ganzen Beſtehens der inneren Organiſation 
entbehrte, deren ſte zu einer kräftigen und einmüthigen Wirk⸗ 
ſamkeit bedurfte, weil man den Zwieſpalt innerhalb derſelben 
und ihr gegenüber im Volke nährte und weil ſie daher nicht 
den Muth, nicht das Recht und die Kraft hatte, das ganze 
Volk zu repräſentiren. 

Das zweite Organ, welches ſich dem frei gewordenen 
Volke zur Kundgebung ſeines Willens darbot, war die 
freie Preſſe. Auch auf dieſem Gebiet muß es anerkannt 
werden, daß das Volk, das bis jetzt die ſchwerſten Feſſeln 
der Bevormundung auf demſelben getragen, die plötzlich 
gewonnene volle Freiheit mit Würde und Mäßigung zu ge⸗ 
brauchen verſtand. Von den älteren, an Geſinnungsloſigkeit 
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ſchon gewöhnten Blättern ſchlug beſonders die Voſſiſche 
Zeitung nach dem Umſchwung der Verhältniſſe in ihr ab⸗ 
ſolutes Gegentheil um, folgte aber alsbald nach alter Ge⸗ 
wohnheit jederzeit der Richtung, die ihr die eben herrſchende 
Macht vorzuſchreiben ſchien. Von der großen Zahl neu er⸗ 
ſtandener Zeitſchriften waren es die ſchon früher begründete 
Zeitungshalle und die Reform, welche in entſchieden 
radikalem Sinne, freilich nicht ſelten in etwas aufregender 
Weiſe, zu wirken ſuchten, während die Nationalzeitung, 
dem Principe der Demokratie und der Geeichberechtigung 
mit Entſchiedenheit huldigend, in mäßiger und würdiger 
Weiſe für daſſelbe kämpfte, und durch ihre ſchnelle und all— 
gemeine Verbreitung den Beweis führte, daß dieſe Tendenz 
und dieſe Haltung vornehmlich der Geſinnung und den Be— 
ſtrebungen des Volkes entſprach. Dagegen fehlte die Re⸗ 
gierung auch auf dieſem Gebiete dadurch, daß ſie es nicht 
der Mühe werth hielt, ſich ſelbſt ein Organ zur Kundgebung 
ihrer Grundſätze und Abſichten und zur Einwirkung auf die 
öffentliche Meinung zu ſchaffen, und dadurch der Irreleitung 
derſelben und der Verbreitung des Mißtrauens gegen ſich 
ſelbſt wirkſam entgegenzutreten. 

Eine eigenthümliche und einflußreiche Erſcheinung auf 
dem Gebiete der Preſſe war aber neben den Zeitſchriften und 
der fruchtbaren, aber wenig beachteten Brochüren-Literatur 
die ſogenannte Straßenpreſſe. Eine Unzahl von Flug⸗ 
blättern, welche die Ereigniſſe des Augenblicks in äußerſt 
volksthümlicher, meiſt humoriſtiſcher Weiſe behandelten, wurde 
oft in vielen Tauſenden von Exemplaren binnen wenigen 
Stunden verbreitet. Die Straßenecken bedeckten ſich mit 
unzähligen Plakaten, die von dem ewig zuſtrömenden Publi⸗ 
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kum mit der lebhafteſten Theilnahme geleſen wurden und 
deren Inhalt ſtets lebhafte Diskuſſionen innerhalb der be⸗ 
ſonders an einzelnen Punkten ſich ſammelnden Gruppen her⸗ 
vorrief, ſo daß die Geiſteserzeugniſſe Einzelner aus dem 
Volke auf dieſem Wege ſofort zum allgemeinſten Eigenthume 
deſſelben wurden. 

Ganz beſonders aber trug zur ſchnellen Verbreitung 
ſolcher Flugblätter, ſo wie der regelmäßig erſcheinenden und 
oft ſehr ſcharfen Witzblätter („Ewige Lampe“, „Krakehler“, 
„Kladderadatſch“) das wie durch Zauber hervorgerufene 
Inſtitut der „fliegenden Buchhändler“ bei, die, meiſt 
Knaben von zehn bis funfzehn Jahren, in großer Zahl dieſe 
Erzeugniſſe der Literatur an allen Straßenecken mit lärmen⸗ 
dem Geſchrei den Vorübergehenden feilboten und aufdrängten, 
und auf dieſe Weiſe wirklich im Fluge, was der Moment 
erzeugt hatte, auch im Moment zur Kenntniß der ganzen 
Bevölkerung brachten. ö 

Man muß ſich jene Zeit lebhaft ins Gedächtniß zurück⸗ 
rufen, um ſich ein Bild davon zu machen, wie ſchnell und 
allgemein ein aus dem Kopfe und dem Herzen eines Ein- 
zelnen entſprungener Gedanke in die große Maſſe der Be⸗ 
völkerung geworfen zu werden vermag. — Und es iſt nicht 
zu läugnen, daß dieſe Straßenliteratur mit ihren im Ein⸗ 
zelnen ſo unſcheinbaren geflügelten Boten einen Einfluß auf 
die Anſichten und die jedesmalige Stimmung des Volkes 
ausübte, dem für den Augenblick kein Widerſtand geleiſtet 
zu werden vermochte, der aber — und dies war das eigent⸗ 
liche Heilmittel gegen dieſe freilich nicht gefahrloſe Macht — 
zu ſchnell wieder verſchwand und von einem neuen Eindruck 
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verdrängt wurde, als daß er ſich jemals in ernſten Thaten 
hätte kundgeben können. 

Es ſind in den erſten Monaten nach der Revolution 
gerade von dem weniger bemittelten Theile des Volkes un⸗ 
zweifelhaft viele Tauſende für Flugſchriften ausgegeben wor- 
den, die für wenige Pfennige an den Straßenecken feilge— 
boten wurden. Aber ſo ſehr war dieſe Art von Literatur 
dem Publikum, das ſich damals mehr als je auf den Stra- 
ßen bewegte, zum Bedürfniß geworden, daß, trotz der uns 
erträglichſten Beläſtigung, der man nicht ſelten von dieſen 
„fliegenden Buchhändlern“ ausgeſetzt war, doch die mehr— 
mals verſuchten Maßregeln der Polizei gegen ihre Wirk— 
ſamkeit fruchtlos waren und an dem Schutze ſcheiterten, 
welcher dem fliegenden Buchhandel und ſeinen Organen vom 
Volke zu Theil wurde. 

Viele Hunderte von armen Familien haben durch den— 
ſelben ihre Exiſtenz gefunden, und erſt der Belagerungs- 
zuſtand machte ihm, wenigſtens auf den Straßen, ein 
Ende. Doch fanden die gewandten Jünger dieſes Inſtituts 
noch lange nachher Gelegenheit, ihr einträgliches, aber ge- 
fährliches Geſchäft auf anderen Wegen fortzuſetzen, und 
noch jetzt ſind die Ueberreſte dieſes ſo ſchnell emporgeblühten 
Gewerbszweiges nicht ganz verſchwunden. 

Die Preſſe hat natürlich mit den veränderten Verhält⸗ 
niſſen die große Macht verloren, welche ſie damals beſonders 
in ihrer unmittelbaren Einwirkung auf das Volk auszuüben 
vermochte. Mannigfache Beſchränkungen find inzwiſchen für 
dieſelbe eingetreten, aber der Sinn des Volkes, welcher in 
jener Zeit für ihre Erzeugniſſe und beſonders für die Tages⸗ 
literatur erweckt und gepflegt wurde, hat ſelbſt durch eine 
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mehr als ſechsmonatliche Unterdrückung der Preßfreiheit wäh⸗ 
rend des Belagerungszuſtandes nicht ertödtet werden können. 
Das Volk iſt durch den kurzen unbeſchränkten Genuß einer 
vollkommen freien Preſſe, und wahrlich nicht minder durch 
den Mißbrauch derſelben, wie durch ihren zweckmäßigen Ge⸗ 
brauch, für das Verſtändniß ihrer Erzeugniſſe und ſeiner 
politiſchen Zuſtände mächtig herangereift; und die Preſſe 
wird, ſelbſt wenn ſie noch drückendere Beſchränkungen er⸗ 
fahren ſollte, als ihr gegenwärtig auferlegt ſind, von jetzt 
ab immer eine Macht bleiben, gegen welche man vergebens 
verſuchen wird, mit den Waffen der Gewalt und der Unter⸗ 
drückung zu kämpfen. 

Die dritte Kraft, mit welcher das Volk ſeinen Willen 
kundzugeben und geltend zu machen ſuchte, war das freie 
Vereins- und Verſammlungsrecht. Auf dieſem dem 
Volke bisher ganz unbekannten Gebiete entwickelte ſich in 
kurzer Zeit eine ſo umfaſſende und durchgreifende Thätig⸗ 
keit, daß ſich die ganze Kraft des Volkes darauf zu kon⸗ 
centriren ſchien. — Die Volksverſammlungen in den Zelten, 
welche der Revolution vorangegangen, hatten das Verſamm⸗ 
lungsrecht gewiſſermaßen vorweg genommen. Der erſte Ver⸗ 
ein aber, welcher ſich nach der Revolution bildete, war „der 
politiſche Klub“, welcher ſpäter den Namen des „dem o— 
kratiſchen“ annahm und die radikale Richtung in der Be- 
wegung von 1848 zu vertreten ſuchte. Ihm gegenüber bil⸗ 
dete ſich als Organ der gemäßigteren Richtung der kon⸗ 
ſtitutionelle Klub, und dieſe beiden ſtellten einige Zeit 
hindurch die Haupt⸗Centralpunkte für die öffentliche Be⸗ 
ſprechung der politiſchen Angelegenheiten dar. 

Zum erſteren gehörte beſonders die Jugend und die 
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mehr ſtürmiſchen als beſonnenen Führer derſelben, zu denen 
ſich leider auch bald ſo Mancher geſellte, dem ſeine eigenen 
Zwecke höher galten, als die der Geſammtheit. Von der 
Tribüne dieſes Klubs vernahm man jene ſpäter ſo allgemein 
gewordenen Stichwörter der Revolution, durch welche die 
Maſſe aufgeregt und fortgeriſſen, aber nicht belehrt wurde. 
Es wurden die Theorieen von den letzten Konſequenzen der 
Revolution in den Vordergrund geſtellt und mit lebhaften 
Farben gemalt, aber kaum nach dem Wege gefragt, auf dem 
man zu denſelben gelangen könne. Es wurden beſonders 
für die mittelloſen und arbeitenden Klaſſen die höchſten For— 
derungen geſtellt, die glänzendſten Hoffnungen erweckt; aber 
nichts gethan, um dieſelben zu erfüllen. Daher war es 
dieſer Klub hauptſächlich, dem die große Zahl der arbeiten⸗ 
den Klaſſen zuſtrömte und mit Begeiſterung angehörte, und 
deſſen Verhandlungen und Beſchlüſſe oft von bedeutendem 
Einfluſſe auf die momentane Stimmung der Stadt und ihrer 
Bevölkerung waren. ö 

Der konſtitutionelle Klub hingegen, von einem 
Führer der früheren Königsberger Oppoſition, Ludwig 
Crelinger, geſtiftet, repräſentirte die freiſinnige Bour⸗ 
geoifie, welcher ſich alsbald das große Heer des Beamten⸗ 
thums und der Geheim-Räthe anſchloß, die ſich unter die 
Fittige der Revolution flüchteten und ſich durch freiſinnige 
Reden bei der Bevölkerung zu rehabilitiren ſuchten. Die 
Tendenz, welche dieſer Klub verfolgte, war natürlich die 
des Konſtitutionalismus mit Zurückweiſung aller republika⸗ 
niſchen Beſtrebungen. Die Verhandlungen deſſelben waren 
nach Maßgabe der Kräfte, die er beſaß, viel bedeut⸗ 
ſamer, die Reden glänzender, als im demokratiſchen Klub. 
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Aber ſeine Bedeutung lag eben auch nur ausſchließlich in 
dieſen Reden und in einigen ebenſo glänzend ſtyliſirten Ad⸗ 
dreſſen, welche hierhin und dorthin entſendet wurden. That⸗ 
kraft war in dieſem den Zeiten vor der Revolution ange— 
hörenden Liberalismus nicht, und eine Einwirkung auf das 
Volk und die Entwickelung der Gegenwart vermochte er 
kaum zu gewinnen, wie er auch auf die Wahlen zu den 
beiden Nationalverſammlungen trotz feiner großen Anſtren⸗ 
gung nur einen ſehr geringen Einfluß ausübte. Auch zeigte 
es ſich bald, daß ſehr verſchiedenartige Elemente und poli⸗ 
tiſche Richtungen in demſelben zuſammengetreten waren, und 
es ſonderten ſich daher ſowohl nach rechts wie nach links 
der patriotiſche Verein und der Verein für Volks⸗ 
rechte aus demſelben ab, während ſich neben dem demo- 
kratiſchen Klub eine bedeutende Zahl von Vereinen bil⸗ 
dete, die in Tendenz und Form wenig von demſelben ab- 
wichen, und ihre Entſtehung theils lokalen, theils perſönlichen 
Urſachen verdankten. 

Neben dieſen bereits ziemlich zahlreichen Klubs hatten 
ſich faſt in allen Bezirken der Stadt, deren Zahl mehr als 
hundert beträgt, beſondere gewiſſermaßen neutrale Vereine 
zur Beſprechung politiſcher Fragen und beſonders zur Pflege 
ſocialer Zwecke gebildet. Und dieſe Vereine haben nicht nur 
eine Lebenskraft bewährt, welche ſelbſt den Druck des Be⸗ 
lagerungszuſtandes überdauerte, ſondern es ſind auch aus 
denſelben ſociale Inſtitute hervorgegangen, die von weſent⸗ 
lichem und bleibendem Einfluß auf die Volksentwickelung 
fein müſſen. Freilich aber hat die ſchroffe Sonderung der 
Parteien im Volke auch dieſe Bezirksvereine großentheils in 
der Weiſe auseinander geriſſen, daß gegenwärtig faſt jeder 
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Bezirk einen konſervativen und einen demokratiſchen Verein 

beſitzt. Endlich waren noch eine Anzahl von Klubs und 
Vereinen geſtiftet worden, welche weniger eine beſtimmte 
Parteiſtellung einnahmen, als beſondere Zwecke verfolgten. 
Wir erwähnen unter dieſen nur den Bürgerwehrklub 
und den noch jetzt in Wirkſamkeit befindliche Verein für 
das Wohl der arbeitenden Klaſſen, der ſich aus den 
Vertretern ſämmtlicher Bezirke bildete und die ſociale Wirk⸗ 
ſamkeit derſelben centraliſirte. 

In noch lebendigerer Weiſe, als in den Klubs und 
Vereinen äußerte ſich dieſe neue Richtung des öffentlichen 
Lebens in den zahlreichen, oft von vielen Tauſenden be⸗ 
ſuchten Volksverſammlungen. In dieſen, welche meiſt 
von dem demokratiſchen oder verwandten Klubs, ſelten vom kon⸗ 
ſtitutionellen, berufen und geleitet wurden, glänzten die be⸗ 
liebten Redner noch mehr, als auf der Vereinstribſine in 
den bekannten Schlag- und Glanzwörtern der Revolution. 
Einzelne ſogenannte Volksführer ſchienen für dieſe Tribüne 
unter freiem Himmel, die meiſt wiederum vor den Zelten 
aufgerichtet war, wie geſchaffen, und hier war es, wo be⸗ 
ſonders Held ſeine glänzenden Triumphe feierte und ſich 
eine Zeit lang in der That als mächtigſter Volksführer zu 
behaupten wußte, da er die Kunſt verſtand, die Leidenſchaft 
bis zu einer gewiſſen Höhe anzuregen, ſeine Zuhörer zu leb⸗ 
haften Demonſtrationen hinzureißen und dann wieder die 
Gemüther ſo weit zu beruhigen, daß eben viel gefordert, 
laut gedroht und nichts gethan wurde. Neben ihm wirkten 
Männer wie Eichler, Karbe, Urban, Eckert und viele 
Andere mit mehr oder minder gutem Willen für die Sache 
des Volkes, mit mehr oder minder Selbſtſucht und Eitelkeit, 
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mit mehr oder minder Bewußtſein über das, was ſie wollten 
und erſtrebten. 

Einen beſonderen Platz unter den Klubs hatte ſich der 
ſogenannte Lindenmüller durch Begründung des Linden⸗ 
klubs verſchafft, der ohne beſtimmte Mitgliedſchaft ſeine öf⸗ 
fentlichen Verhandlungen in ſpäter Abendſtunde auf freier 
Straße an einem der frequenteſten Punkte der Linden abhielt, 
ſich jedes Mal zum Theil aus den Vorübergehenden bildete, 
und meiſt zu ſo großer Zahl anwuchs, daß oft die Paſſage 
gehemmt und bei der meiſt ſehr heiteren Lebhaftigkeit der 
Verhandlung für ängſtliche Gemüther bedenklich war. 

Neben allen dieſen Elementen der öffentlichen Bewegung 
und der ſtets ſich erneuenden, aber immer nur momentanen 
Aufregung, auf welche die Regierung, obgleich einzelne Vereine, 
wie der konſtitutionelle Klub, ihr dazu die Hand boten, durch⸗ 
aus keinen Einfluß zu gewinnen ſuchte, hatte das Miniſterium 
in Gemeinſchaft mit den ſtädtiſchen Behörden noch ein be⸗ 
ſonderes, wie es ſchien, ſehr gefährliches Element der Auf⸗ 
regung geſchaffen, indem man in den erſten Tagen und im 
erſten Schrecken der Revolution nach dem Vorbild von Paris 
vor Allem die hochgeſpannten Forderungen der Arbeiter 
zu befriedigen ſuchte und zwar in einer Weiſe, durch welche 
die Anſprüche derſelben nothwendig geſteigert, aber die Ruhe 
keineswegs geſichert wurde. Es wurden nämlich große Bau⸗ 
plätze eingerichtet, auf denen eine bedeuten de Zahl ‚solcher 
Arbeiter gegen einen ſehr hohen Lohn, aber ohne alle Kon⸗ 
tolle ihrer Thätigkeit mit durchaus zweckloſen Arbeiten be⸗ 
ſchäftigt wurde. Auf dieſe Weiſe mußte in den ſelben nicht 
nur die Meinung erweckt werden, daß man für ſie, als einen 
neu geſchaffenen bevorrechten Stand, ohne Weiteres zu ſorgen 
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habe, und dadurch ein gewiſſer Uebermuth in ihnen hervor⸗ 
gerufen werden, der bei ihrer niedrigen Bildungsſtufe oft in 
roheſter Weiſe hervortrat, ſondern es bot auch die 
Muße, deren ſie auf dieſen Plätzen pflegten, und die große 
Anzahl der ſo Vereinigten die günſtigſte Gelegenheit dar, 
um ſie durch Führer theils aus ihrer eigenen Mitte, theils 
aus anderen Kreiſen zu den mannigfachſten, oft ſehr be⸗ 
unruhigenden, wenn auch niemals gefährlichen, Exceſſen an⸗ 
zuregen. Und die Rehberger als die zahlreichſten und 
unruhigſten unter dieſer Klaſſe, ſind daher lange Zeit ein 
Gegenſtand der Furcht und Beſorgniß für zaghafte Gemü⸗ 
ther geweſen. 8 b 

Wenn unter ſolchen Verhältniſſen bei faſt gänzlicher 
Unthätigkeit der bisher wirkſamen Behörden und bei dem 
geringen Anſehen, welches die Bürgerwehr genoß, Berlin 
beſonders ſeiner äußeren Erſcheinung nach in einer beſtändig 
aufgeregten, nicht ſelten für den Augenblick bedrohlichen Be⸗ 
wegung ſich befand; — wenn die Phyſiognomie der Straßen 
und Plätze, auf denen ſtets eine große Menſchenmenge hin 
und her wogte, eine von der früher glänzenden ſehr ver⸗ 
ſchiedene geworden zu ſein ſchien, ſo mußte dieſe Erſchei⸗ 
nung für denjenigen eine ſehr natürliche ſein, der mit den 
Berhältniffen auch nur einigermaßen bekannt war, und konnte 
Niemandem ernſtliche Beſorgniß einflößen, der es der Mühe 
werth hielt, ſich mit der Geſinnung und Stimmung des 
Volkes vertraut zu machen. Vielmehr durfte man es als 
einen Beweis von der gemäßigten und friedlichen Geſinnung 
des Berliner Volkes, als eine Fortwirkung des ſittlichen 
Geiſtes erkennen, welcher ſich in der Revolution ſelbſt kund⸗ 
gegeben hatte, wenn in jener ganzen Zeit in zum Juni 
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trotz der Schwäche und zahlreichen Mißgriffe der Regierung 
nicht ein einziger erheblicher Exeeß, nicht ein einziger Angriff 
auf Perſonen und Eigenthum erfolgte und vielmehr die 
in dieſer großen Stadt ſonſt ſo zahlreichen Verbrechen Ein⸗ 
zelner in dieſer Zeit ſeltener als je waren. 

Dennoch beunruhigten alle dieſe ungewohnten Erſchei⸗ 
nungen bereits auf's Lebhafteſte die Gemüther der Ruhe⸗ 
und Ordnung liebenden Bourgeoiſie, welche geglaubt hatte, 
mit einem Tage des Kampfes ohne Weiteres in den vollen 
und friedlichen Genuß der neuen Freiheit eintreten zu können. 
Auch ließen die allgemeinen europäiſchen Verhältniſſe und 
dieſe beſonderen Zuſtände Berlins eine ſo raſche Wiederkehr 
des erſchütterten 1 Vertrauens nicht zu, daß die 
Arbeit der Fab ikanten und der Handwerker wieder ihre 
frühere Lebendigkeit gewinnen, der Werth der Staats⸗ 
papiere, der Grundſtück und Wohnungen zu ſeiner alten 
Höhe zurückkehren konnte. Daher begann beſonders in dem 
beſitzenden und wohlhabenden Theil der Bevölkerung die 
Sehnſucht nach Ruhe und Frieden und nach der alten 
Ordnung der Dinge zu erwachen, wenn man mit dieſer 
auch noch nicht an eine Rückkehr der früheren politiſchen 
Zuſtände dachte. Man begann mit Unwillen auf die Zu⸗ 
ſtände und beſonders auf die Perſonen zu blicken, durch 
welche dieſe Aufregung immer auf's Neue geweckt und er⸗ 
halten wurde; und es bereitete ſich auf dieſe Weiſe die Bildung 
der Partei für Ruhe und Ordnung um jeden Preis vor, 
auf welche ſich die ſpätere Regierung bei ihren Maßregeln 
gegen die Revolution und ihre Errungenſchaften allein au 
ſtützen vermochte. 

Noch früher und entſchiedener aber als in Berlin trat 
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dieſe Partei mit ihren Beſtrebungen in einzelnen Provinzen 
hervor, die überhaupt Anfangs von den Strömungen der 
Revolution minder ergriffen ſchienen, und von dieſen gingen 
durch die Preſſe die heftigſten Invektiven gegen die Haupt⸗ 
ſtadt und ihre Bevölkerung — ja, gegen die Märzrevolution 
ſelbſt aus, fo daß ſelbſt der Magiſtrat von Berlin ſich ver: 
anlaßt fand, gegen dieſe Verläumdungen aufzutreten und 
ſich für den guten Geiſt der Berliner Bevölkerung, ſo wie 
beſonders für die Sicherheit des Königs und des Thrones 
inmitten derſelben zu verbürgen. Für eine gewiſſe Partei 
aber mochte es ſehr erfreulich ſein, in den Provinzen ein 
Mittel zu erkennen, das man ſeiner Zeit gegen die von 
Berlin ausgegangene Revolution anzuwenden habe. 

Dies waren die Zuſtände, dies das allgemeine Bild 
des Volkslebens in Berlin während der erſten Sommer⸗ 
monate nach der Revolution. Wir haben jetzt nur noch 
einige Ereigniſſe zu erwähnen, welche auf dieſe Zuſtände 
begründet aus jener Zeit bemerkenswerth ſind. 

Die erſte bedeutende Demonſtration, welche von dem 
radikalen Theile des Volkes ausging und von dem ge⸗ 
mäßigteren Theil deſſelben bekämpft wurde, war die ſoge⸗ 
nannte „Gründonnerstag-Demonſtration“, welche 
am 20. April gegen den beſchloſſenen indirekten Wahlmodus 
von dem demokratiſchen Klub angeregt wurde und, wie es 
hieß, von vielen Tauſenden durch einen impoſanten Zug 
vor das Schloß ausgeführt werden ſollte, um das dort ver⸗ 
ſammelte Miniſterium zur Zurücknahme dieſer Maßregel zu 
bewegen. Der konſtitutionelle Klub hatte ſich in einem Rieſen⸗ 
plakate mit Entſchiedenheit gegen dieſe Anſicht und insbe⸗ 
ſondere gegen eine derartige Demonſtration erklärt, und das 
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Minifterium hatte die Bürgerwehr in großer Zahl vor das 
Schloß und in die angrenzenden Straßen berufen, um ſich 
gegen, die etwa andrängende Menge zu ſchützen. Alle dieſe 
Anordnungen ſchreckten die bereits ſich anſammelnde Menge, 
noch mehr aber die muthvollen Führer derſelben von der 
Ausführung ihrer Abſichten zurück. Die Demonſtration 
mißlang gänzlich, und es verblieb bei dem von dem ver⸗ 
einigten Landtage bereits angenommenen indirekten Wahl⸗ 
modus. Dagegen hatte dieſes Ereigniß, bei welchem zum 
erſten Male die Bürgerwehr in entſchiedener Haltung grö⸗ 
ßeren Maſſen des Volkes gegenübertrat, weſentlich dazu bei⸗ 
getragen, den Gegenſatz zwiſchen dieſem bewaffneten und 
dem unbewaffneten Theile deſſelben an den Tag zu bringen 
und die Achtung vor dem neu gegründeten Inſtitut der 
Volkswehr zu untergraben, ſo wie ſich ſeitdem auch das 
Mißtrauen des Volkes in die gegenwärtige Regierung und 
ihre Abſichten befeſtigte und ausbreitete. 

Viel tief greifender und gefahrdrohender aber, nicht nur 
für das Miniſterium, ſondern für die Ruhe der Stadt über⸗ 
haupt wurde die von demſelben beſchloſſene Maßregel der 
Zurückberufung des Prinzen von Preußen. 

An den Namen dieſes Prinzen knüpfte ſich — ob mit 
Recht oder Unrecht, wollen wir hier unentſchieden laſſen — 
in der Meinung des Volkes immer noch der Gedanke an 
die Urheberſchaft des blutigen Kampfes vom 18. März. 
Nur mit Mühe war es in den erſten Tagen nach der Re⸗ 
volution gelungen, das gegen die Perſon des Prinzen auf⸗ 
geregte Volk von der Zerſtörung ſeines Palaſtes zurück⸗ 
zuhalten, und immer noch wurde ſeine Perſon mit dem Ge⸗ 
danken an eine mögliche Reaktion und mit der Beſorgniß 
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vor einer ſolchen identificirt. In dieſer Anſicht wurde 
die öffentliche Meinung noch dadurch beſtärkt, daß das 
Heer und insbeſondere die Garden, gegen welche der 
Kampf jener Tage vornehmlich gerichtet war, um ſo ent⸗ 
ſchiedener ihre Sympathieen für dieſen Prinzen kundgaben, 
je mehr ſich die Sympathie des Volkes von demſelben ab⸗ 
wendete. Da erſchien plötzlich ganz unerwartet am 11. Mai 
im Staats» Anzeiger die Mittheilung eines Schreibens, in 
welchem das Staatsminiſterium an den König den Antrag 
ftellte, „dem Prinzen von Preußen die Abkürzung 
des Aufenthalts in England zu empfehlen“, und 
zugleich wurde die Zuſtimmung des Königs zu dieſem An⸗ 
trage mitgetheilt. 

Wenn ſchon dieſe Thatſache allein geeignet war, die 
höchſte Aufregung in der Bevölkerung von Berlin und ſelbſt 
in der ruheliebenden Partei Beſorgniſſe vor ernſten Unruhen 
hervorzurufen, ſo mußte das Minifierium die allgemeinſte 
Entrüſtung auf ſich laden, durch die Art und Weiſe, wie 
daſſelbe in ſeinem Schreiben jenen Antrag motivirte, indem 
es in demſelben hieß: „Der Prinz ſei vom Könige mit einer 
diplomatiſchen Miſſion nach England entſendet wor⸗ 
den“, während alle Welt wußte, daß ſeine Entfernung ent⸗ 
weder eine Flucht geweſen, oder auf königlichen Befehl er⸗ 
folgt ſei. Ferner hieß es in jenem Aktenſtücke, „es ſei un⸗ 
umgänglich nothwendig, daß der Thronfolger nicht nur die 
vereinbarte Verfaſſung beſchwörend anerkenne (ein Grund⸗ 
ſatz, der gegenwärtig nicht mehr in Geltung zu ſein ſcheint), 
ſondern auch daß während der Berathung derſelben die Na⸗ 
tionalverſammlung die Gewißheit habe, in dem erſten Unter⸗ 
than des Königs einen Mitbürgen der Rechte zu finden, 


— 2 — 


welche des Königs Gnade den Volksvertretern 
einzuräumen beſchloſſen hat; und die Ritterlichkeit 
des Prinzen von Preußen ſei die ſicherſte Gewähr für das 
aufrichtige Beharren auf einer Bahn, welche der Prinz als 
ein Bedürfniß für das Wohl des Volkes erkannt habe.“ 

Dieſes ſchroffe Entgegentreten des Miniſteriums gegen 
die unzweifelhaft und einmüthig kund gegebene öffentliche 
Meinung, die noch ſo entſchieden dem Prinzen entgegen⸗ 
ſtand, daß man bei den eben ſtattfindenden Wahlverſamm⸗ 
lungen ſich nur mit großer Vorſicht über die Thronfolge 
zu äußern wagte, mußte als eine offenbare abſichtliche Miß⸗ 
achtung eines im Volke noch ſo lebhaften Gefühls erſcheinen. 
Eben ſo ſehr wurde aber auch der einfache Sinn des Volkes 
durch die Form der miniſteriellen Denkſchrift verletzt, welche 
ſo ſichtbar an die diplomatiſchen und lügenhaften Wendungen 
einer Zeit erinnerte, die man ſo eben vollſtändig begraben 
zu haben glaubte und in welcher die Abſicht der Regierung 
nur veröffentlicht zu werden pflegten — nicht um das Volk 
zu belehren, ſondern um es irre zu 2 und zu 
täuſchen. 

Daher brach auch ſofort ein ſo furchtbarer und allge⸗ 
meiner Sturm, nicht nur gegen die beabſichtigte Zurück⸗ 
berufung des Prinzen, ſondern gegen das Miniſterium ſelbſt 
los, daß die Existenz deſſelben auf's Ernſteſte gefährdet und 
die Ruhe der Stadt zum erſten Male ernſtlich bedroht ſchien. 

Es mußte der Regierung ein unzweifelhaftes Zeugniß 
von der Unzweckmäßigkeit ihrer Maßregel ſein, daß alle 
Parteien, alle ſonſt einander widerſtrebenden Klubs und 
Vereine ſich zur Bekämpfung derſelben mit voller Ein⸗ 
müthigkeit verbanden und ſofort gemeinſam eine große Volks⸗ 
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verſammlung beriefen, um durch das Gewicht derſelben das 
Miniſterium zur Zurücknahme jenes Beſchluſſes zu bewegen. 
Sogar die Stadtverordneten ſprachen ſich gegen dieſe Maß⸗ 
regel aus, und verweigerten ihre Vermittelung zwiſchen dem 
Miniſterium und der aufgeregten Bevölkerung, und ſelbſt der 
Magiſtrat wagte keine Aeußerung gegen den allgemeinen 
Unwillen des Volkes. Die geſammte Bürgerwehr aber 
ſprach ihre Anſicht gegen die Zurückberufung des Prinzen 
offen und entſchieden aus, und ſelbſt der kommandirende 
General Aſchoff, mit ſämmtlichen Führern der Bürger⸗ 
wehr erklärte, „daß er in keiner Weiſe einer Demonſtration 
des Volkes gegen dieſe Maßregel der Regierung entgegen 
treten werde.“ 

So ſchien von allen Seiten das Miniſterium verlaſſen, 
aber es beharrte dennoch bei ſeiner Abſicht. Von der durch 
die vereinigten Klubs in den Zelten berufenen Verſammlung 
bewegte ſich ein unabſehbarer, wohl zehn Tauſend Theil- 
nehmer zählender Zug in geordneten Reihen nach der Wil⸗ 
helmsſtraße vor das Hotel Camphauſens und entſandte 
eine Deputation zu demſelben mit der dringenden Auffor⸗ 
derung, die Zurückberufung des Prinzen zurückzunehmen. 
Obwohl die verſammelte Maſſe einen friedlichen Charakter 
kundgab, ſo gehörte doch einiger Muth dazu, ihre ungeſtüme 
Forderung zurückzuweiſen. Camphauſen war der drohenden 
Gefahr entgangen, indem er ſich zum Könige nach Potsdam 
begab, wobei es ſich ſchon kundgab, welche Gefahren in 
dringenden Fällen aus der Entfernung des Königs von 
dem Sitze der Regierung erwachſen könnten. Schwerin 
aber erſchien auf dem Balkon und erklärte der Menge, daß 
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durch ſolche Demonſtrationen das Miniſterium zur Aenderung 
ſeiner Beſchlüſſe ſich nicht bewogen fühlen könne, daß aber 
der Miniſterpräſident ſich zur nochmaligen Berathung des 
Gegenſtandes beim König befinde und daß binnen 24 Stun⸗ 
den eine beſtimmte Erklärung werde veröffentlicht werden. 
Die Menge beruhigte ſich wider Erwarten bei dieſem wenig 
erbaulichen Reſultat und ging, ohne weitere Exceſſe zu ver⸗ 
üben, auseinander. — Zeugniß genug, wie wenig man im Volke 
zur Ausübung von Gewaltmaßregeln geneigt war, da man 
in jenem Moment unzweifelhaft die Macht dazu gehabt hätte. 

Andern Tages erſchien eine öffentliche Bekanntmachung, 
in welcher die angeordnete Maßregel zwar nicht widerrufen 
wurde, aber die aufgeregte Bevölkerung durch die Erklärung 
beruhigt werden ſollte, daß die Rückkehr des Prinzen keines⸗ 
wegs ſo nahe ſei, als man zu glauben ſchiene, und in keinem 
Falle vor dem Zuſammentritt der National- Verſammlung 
erfolgen werde, da er ſich augenblicklich noch in England befinde 
und ſeinen Weg über Belgien nehmen werde, um ſich mit den frei⸗ 
ſinnigen Inſtitutionen dieſes Landes bekannt zu machen. Jeden⸗ 
falls werde derſelbe vorher, wie es nie anders die Abſicht gewe⸗ 
ſen ſei, ſeine volle Zuſtimmung zu der neu betretenen konſti⸗ 
tutionellen Bahn öffentlich kund geben. 

Auch dieſe Erklärung vermochte die Beſorgniſſe des 
Volkes nicht zu beſeitigen, und man ſah einer wiederholten 
und entſchiedenern Demonſtration deſſelben entgegen. Als 
aber plötzlich durch Held eine bewaffnete Volksverſamm⸗ 
lung nach den Zelten berufen ward, und ſich auf dieſe Weiſe 
die Abſicht zur Erneuerung eines offenen Aufſtandes kund⸗ 
gab, ſtellte ſich zunächſt die Bürgerwehr dieſem Vorhaben 
entſchieden entgegen und zeigte ſich entſchloſſen, dieſe Ver⸗ 
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ſammlung zu verhindern. Auch in dem übrigen Theile der 
Bevölkerung gab ſich offene Mißbilligung gegen die Be⸗ 
rufung einer ſolchen Verſammlung kund, — und ſo war 
die Einmüthigkeit im Volke geſtört, und da durch die mi⸗ 
niſterielle Erklärung die Beſorgniß für den Augenblick be⸗ 
ſeitigt ſchien, für die Zukunft aber die Nationalverſammlung 
berufen war, die Wünſche und die Rechte des olkes zu 
vertreten, ſo beruhigte ſich allmälig die Aufregung des Volkes 
und das Miniſterium Camphauſen war aus der drohenden 
Gefahr gerettet. 

Aber die Sympathie des Volkes für die Männer, welche 
dieſes Miniſterium bildeten, und das Vertrauen auf die Ent⸗ 
ſchiedenheit und Redlichkeit ihrer Abſichten war durch dieſe 
Vorfälle aufs Tiefſte erſchüttert, und ſo wenig war die all⸗ 
gemeine Mißſtimmung im Volke trotz der äußerlich einge⸗ 
tretenen Ruhe verſchwunden, daß man ſich genöthigt ſah, 
eine auf den 15. Mai anberaumte Muſterung der Bürger⸗ 
wehr durch den König wieder abzubeſtellen, weil man un⸗ 
angenehme Demonſtationen von Seiten derſelben fürchtete. 
Dagegen fand am 16. Mai eine Vorſtellung ſämmtlicher 
Majore der Bürgerwehr durch den General Aſchoff bei 
dem Könige ſtatt, in welcher derſelbe für die aufopfernde 
Hingebung, welche die Bürgerwehr zur Erhaltung der Ord⸗ 
nung bewieſen habe, ſeinen Dank ausſprach und ſein könig⸗ 
liches Ehrenwort gab, „daß er mit Freuden jede Gelegen⸗ 
heit ergreifen werde, dieſe Worte durch die That zu be⸗ 
kräftigen.“ 

Unter dieſen mannigfachen und immer ſich erneuernden 
Bewegungen war denn die Zeit herangerückt, in welcher ſo⸗ 
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wohl das deutſche, wie das preußiſche Volk durch National⸗ 
verſammlungen ihre geſetzliche Vertretungen finden und den 
Neubau des Staates gründen ſollten. 

Wir haben nur noch, ehe wir die Wirkſamkeit dieſer 
Verſammlungen ſelbſt ins Auge faſſen, auf die Wahlen für 
dieſelben einen flüchtigen Blick zu richten. 

waren nicht zwei Monate vergangen, ſeitdem 
das Volk überhaupt zu einer Betheiligung am politiſchen 
Leben gelangt war, als es ſchon das bedeutendſte und zu⸗ 
gleich ſchwierigſte ſeiner Rechte ausüben ſollte. Die Wahl⸗ 
bewegung, wie wir ſie beſonders hier in Berlin kennen ge⸗ 
ernt haben, war daher in jeder Beziehung eine unge— 
lordnete, das Reſultat der Wahl ein unſicheres, faſt zufälliges. 

Noch hatten ſich keine Parteien in beſtimmten Gegen⸗ 
ſätzen zu einander geſtaltet, denn man befand ſich noch in 
voller Einmüthigkeit in der Anerkennung und im Preiſe der 
Revolution. Freilich begannen ſchon die konſervativeren 
Elemente der Bevölkerung ſich von den radikaleren zu unter⸗ 
ſcheiden und zu ſondern, und bei den Wahlen der Wahl⸗ 
männer, welche in engeren Kreiſen vollzogen wurden, war 
bereits ein gewiſſer Parteikampf, aber auch hier nur in den 
roheſten Formen und in einer ſehr beſchränkten Art bemerkbar. 
Die volle Rathloſigkeit aber zeigte ſich, als nun die Wahl⸗ 
männer zur Wahl der Abgeordneten ſelbſt zu ſchreiten hatten. 
Wo ſollte man nach drei und dreißig Jahren der politiſchen 
Dürre und Bevormundung die Männer finden, die des Ver⸗ 
trauens für eine ſo hohe Aufgabe würdig waren, wie ſie 
die beiden Nationalverſammlungen zu löſen hatten? — Wie 
ſollte man aus der ungeheuren Zahl von Kandidaten, die 


Fr 8 


— 157 — 


ſich plötzlich aus allen Kreiſen der Geſellſchaft zur Vertre⸗ 
tung des Volkes berufen fühlten, die Männer von Geiſt 
und Wiſſen, von Geſinnung und Charakter erkennen, da 
man eben nur eine kurze Rede von ihnen hören konnte? 
— Wie ſollte man vor Allem einen ſicheren Maßſtab für 
den politiſchen Standpunkt des Kandidaten gewinnen, da 
man ſelbſt einen ſolchen nicht hatte, und alle Redner meift 
in einem allgemeinen Preiſe der Revolution in begeiſterter 
Liebe für Freiheit und Volksrechte übereinſtimmten, aber 
auch Alle in gleicher Weiſe ihre Anhänglichkeit für das kon⸗ 
ſtitutionelle Königthum ausſprachen und etwa nur in ihren 
Theorieen über eine oder zwei Kammern, über abſolutes 
oder ſuspenſives Veto und ähnliche damals noch wenig zur 
Reife gekommenen Fragen, mehr oder weniger von einander 
abwichen. 

So war denn die Entſcheidung der Wahlurne in der 
That nicht ſelten eine zufällige, und überall eine unſichere, 
und ſo konnte es kommen, daß in demſelben Wahlkreiſe 
neben dem ultra- radikalen Jung der äußerſt konſervative 
Sydow, neben Behrends von der äußerſten Linken, 
Bauer von der äußerſten Rechten, neben Waldeck Camp— 
hauſen gewählt werden konnte. 

Und ſo geben die beiden Nationalverſammlungen bei 
ihrem Zuſammentritt ein getreues Bild von den damaligen 
Zuſtänden und Stimmungen im Volke und darum von der 
Unſicherheit und Unklarheit über die Zwecke, die ſie zu er⸗ 
ſtreben hatten. Aber zum Bewußtſein und vollberechtigten 
Ausdruck ſeiner politiſchen Ueberzeugungen und Beſtrebungen 
vermochten ſie ſich erſt ſpäter zu erheben, als ſich dieſe im 
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Volke ſelbſt klarer und beſtimmter ausgebildet hatten und 
von dieſem aus der Verſammlung ſeiner Vertreter mit⸗ 
getheilt wurden. Nur durch die nothwendige Wechſelwirkung 
zwiſchen dem Volke und ſeinen Vertretern fand ſich die 
preußiſche National⸗Verſammlung berechtigt und befähigt, 
im Namen und im Geiſte deſſelben zu wirken, und durch 
den Mangel einer ſolchen Wechſelwirkung verlor die Natio⸗ 
nalverſammlung in Frankfurt den Boden, auf dem ſie allein 
das ihr aufgetragene Werk zu vollbringen vermochte. 


* 


Fünkter — 


Die Höhen⸗ und Wendepunkte r 
Revolution. 


Ern 

In der zweiten Hälfte des Mai wurden in Frankfurt 
und in Berlin die beiden großen National⸗Verſammlungen 
eröffnet, von welchen das deutſche Volk die Geſtaltung und 
Verwirklichung ſeiner nationalen Einheit und politiſchen 
Freiheit erwartete; die beiden Parlamente, in denen das 
Volk von nun ab die geſetzlich anerkannte, aus freier Wahl 

Aller hervorgegangene Vertretung ſeiner Rechte und Forde⸗ 
rungen finden ſollte. 

Die Revolution, bisher in freier, gewiſſermaßen un⸗ 
organiſcher Bewegung, hatte ſich einen einigenden Mittel⸗ 
punkt geſchaffen. Der Zuſammentritt der Nationalverſamm⸗ 
lungen erſchien als der von allen Seiten lang erſehnte Mo⸗ 
ment, mit welchem die ruheloſe Bewegung der erſten Monate 
nach der Revolution zu einer beſtimmten Geſtaltung gelangen 
würde, indem das erſte anerkannte und untrügliche Organ 
des Volkswillens und der Volksgewalt ein gleich mächtiges 
Gegengewicht bilden müßte gegen die ewig bewegten Volks⸗ 
maſſen auf der einen und gegen die bisher durch nichts be⸗ 
ſchränkte Regierungsgewalt auf der andern Seite. 
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Aber gaben dieſe Verſammlungen auch wirklich die Gewähr 
für die Löſung der großen Aufgabe, welche die Nation und 
die Revolution von ihnen forderte? Hatten ſie vor Allem 
den ſicheren und feſten Boden gefunden, auf dem ſie im 
Namen des Volkes ihr Werk aufrichten und das unzweifel⸗ 
hafte Recht deſſelben zur Geltung bringen konnten? Waren ſie mit 
derjenigen Macht bekleidet, durch welche ſie ihre Beſchlüſſe 
zur That zu erheben, einen Widerſtand gegen dieſelben, 
woher er auch ſtammen mochte, niederzuwerfen vermochten? 
Die Geſchichte ihrer Wirkſamkeit wird dieſe Fragen beant⸗ 
worten. 

Wir wenden unſere Aufmerkſamkeit zunächſt der Natio⸗ 
nalverſammlung zu Frankfurt, als der einheitlichen Ver⸗ 
tretung des geſammten deutſchen Volkes zu, und wir müſſen 
es uns hier ſofort klar machen, daß der Urſprung dieſer 
Verſammlung ein zwieſpältiger, auf der einen Seite ein 
revolutionärer, auf der andern ein legitimer war. 

Die Revolution mit ihrem ungeſtümen und einmüthigen 
Verlangen nach einer einheitlichen und nationalen Geſtal⸗ 
tung Deutſchlands und nach einem wohlberechtigten Antheil 
des Volkes an der Leitung ſeiner Geſchicke war in Wahr⸗ 
heit die allein ſchöpferiſche Kraft, aus welcher die National⸗ 
verſammlung hervorgegangen iſt. Die erſten unzweifelhaft 
aus der Revolution entſprungenen Verſammlungen: die 
Heidelberger Verſammlung mit der Siebenerkom⸗ 
miſſion, das Vorparlament und der Fünfziger Aus- 
ſchuß waren die Organe, welche ſich die freigewordene 
Volkskraft für die Verwirklichung dieſes ihres Willens ge⸗ 
ſchaffen hatte. Die Beſchlüſſe des Vorparlaments, das ſich 
auf kein Recht zu ſtützen vermochte, als auf das ab⸗ 
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ſolute Recht der Revolution, hatten vermöge dieſes Rechtes 
vollgültige Kraft, die in jenen Tagen weder von einer Ein⸗ 
zelregierung, noch vom Bundebtage in Frage geſtellt wer⸗ 
den durfte. 

Die deutſche Nationaigerfammilung in Franffukt if 
das ausſchließliche und unzweifelhafte Produkt des Vorparla⸗ 
ments, und alſo gleich dieſem ein Produkt der Revolution; 
und ſomit von dieſer zum Träger ihrer ſouveränen Gewalt, 
zum Vollſtrecker ihres abſoluten Willens berufen, deſſen 
Recht ſich nicht auf beſtehende Geſetze, e. n 2 
ui Souveränität des Volkes ſtützt. 

Aber ſo unzweifelhaft dieſe Thatſache ſcheint, fo offen; 

bar dieſelbe in den Momenten, wo die Herrſchaft der Re⸗ 
volution eine unbeſtrittene war, anerkannt wurde, und ſo 
wenig damals eine Macht vorhanden war, welche ihr die⸗ 
ſes Recht hätte verſagen können, ſo ſtand doch neben dieſem 
Urſprung und Rechtsquell der Nationalverſammlung ſchon 
die formelle Gewalt des Bundestages, als des ſcheinbar 
geſetzlichen Organs aan die eee der aum, 
nn dae wat 
Der natürliche und allein fmnctburz Boden, aus dem 
= ſolche Verſammlung hervorzugehen und ihre Kraft für 
die Löſung einer ſo großen und durchgreifenden Aufgabe zu 
gewinnen vermochte, war verkümmert und unſicher geworden, 
indem man eine fremde und widerſtrebende Gewalt vorge⸗ 
ſchoben hatte, und ſie zum allein berechtigten Urheber der 
Verſammlung ſtempelte, der ſie nicht war und nicht ſein 
konnte. Der ſouveräne Volkswille der Revolution in ſeiner 
vollen und ſelbſtvertrauenden Jugendkraft hatte die Vertre⸗ 
tung dieſes Willens geſchaffen, um die neue Geſtaltung 
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Deutſchlands, nach der er Verlangen trug, hervorzurufen. 
Im vollen Bewußtſein ſeiner Kraft und ſeines Rechtes 
glaubte das Volk genug gethan zu haben, indem es dieſen 
Willen klar und beſtimmt ausſprach. Und je unweigerlicher 
die Regierungen und ihre Organe ſich demſelben unterwar⸗ 
fen und ſich zu feiner. Verwirklichung bereit zeigten, um ſo 
weniger war man bedenklich, über die Mittel und Wege und 
über die äußere Grm; in ener, er zur 9 ge⸗ 
bracht wurde. 

Aber der alternde und hinſterbende Bundestag hatte 
es nicht verſäumt, dieſes ihm fremde Produkt der Volks⸗ 
kraft ſich noch in den letzten Augenblicken ſeines Daſeins, 
das ihm von jener gnädig gefriſtet war, als ſein Beſitzthum 
anzueignen, und es ſo dem Volke als ein Vermächtniß zu⸗ 
rückzugeben und zu hinterlaſſen, das er unvermerkt mit dem 
Stempel des Abſolutismus verſehen hatte, dem er ſeinen 
Urſprung verdankte und dem ſein ganzes Wirken ge⸗ 
weiht war. 

Nicht das Gorporlamiut nicht der Fünfziger Ausſchuß, 5 
ſondern der Bundestag hatte die Frankfurter National: 
verſammlung berufen, und nicht dem Willen des Volkes, 
ſondern der von ihnen ſelbſt geſchaffenen Central-Gewalt, 
ſchienen die Regierungen Folge zu leiſten, als ſie die Wah⸗ 
len für dieſe Verſammlung ausſchrieben. Der Bundestag 
endlich war es der in feinem Berufungsdeeret die Aufgabe 
der deutſchen Nationalverſammlung dahin feſtgeſtellt hatte: 

»die neuzugründende Verfaſſung Deutſch⸗ 

lands zwiſchen den Regierungen und dem 
Volke zu Stande zu bringen“, 
und 3 war die Souveränität derſelben trotz des aus: 
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drücklichen Beſchluſſes des Vorparlaments in Frage geſtellt, 
und für die Regierungen ein Haltpunkt geſchaffen, um ihrem 
Werke entgegenzutreten, ſobald ſie wieder Kraft zum Wider⸗ 
ſtande gewonnen, und es zu vernichten in demſelben Mo⸗ 
ment, in dem es zu ſeiner Vollendung gelangt ſchien n 

Ein zweites Uebel, durch welches die Wirkſamkeit der 
deutſchen Nationalverſammlung gehemmt und geſchwächt 
wurde, war das gleichzeitige Tagen andrer Volksvertretun⸗ 
gen und beſonders der preußiſchen Nationalverſammlung. — 
Der Volkswille vermochte ſich nicht mit voller und unge⸗ 
theilter Kraft in einen einzigen und dadurch um ſo ſtärkern 
Mittelpunkt zu concentriren. Die Intereſſen und Beſtre⸗ 
bungen ſpalteten ſich, und mußten nothwendig auch in Wi⸗ 
derſtreit mit einander gerathen, wenn zu gleicher Zeit das 
Ganze und die einzelnen Glieder deſſelben zu neuen For⸗ 
men der Entwickelung ſich geſtalten wollten. Die noch un⸗ 
geübte und unerprobte Kraft des Volkes und ſeiner Führer 
reichte nicht aus, um zwei ſo großartige neue Schöpfungen 
zu gleicher Zeit hervorzurufen! Es fehlte an Männern von 
allgemeinem und bewährtem Vertrauen, die hier und 
dort der großen Aufgabe gewachſen waren. Und was auf 
dieſe Weiſe die einheitliche Vertretung des Volkes an Kraft 
verlor, das gewannen die Einzelregierungen, um hier wie 
dort ihren Willen dem Willen — Volkes —— —— 
f zur Geltung zu bringen. 

Endlich können wir uns Win vrthehlem daß die 5 
freie Urwahlen des geſammten Volkes zu einer einheitlichen 
Vertretung deſſelben berufene Verſammlung keineswegs aus 
einem ebenſo einheitlichen und klaren Bewußtſein deſſen 
hervorging, was von ihr gefordert und erwartet wurde. 
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So lebendig und ſo allgemein das Verlangen nach natio⸗ 
naler Einheit im Volke ſich kundgegeben hatte, ſo wenig 
war eine ſichere und übereinſtimmende Vorſtellung, ein be⸗ 
ſtimmter und bewußter Wille im Volke vorhanden über die 
Geſtaltung der politiſchen —— aner ee . Ein⸗ 
— in's Leben treten ſollte. 15 

Die Ntonclerrſümmlung zu Frankfurt war daher 
nicht im Stande, das ihr übertragene Verfaſſungswerk 
als eine nach dem unzweideutigen Willen des Volkes zu ge⸗ 
ſtaltende Schöpfung anzuſehen und zu bezeichnen, ſondern 
ſie mußte aus ſich ſelbſt erſt das Bewußtſein von dieſem 
Willen, von den Abſichten des Volkes ſchaffen und mühſelig 
conſtruiren. — Sie konnte daher für ihr Wirken und für 
ihre Berathungen, die ſich nothwendig nur ſchwerfällig be⸗ 
wegen und entwickeln mußten, nicht die Theilnahme, die 
Anerkennung und Zuſtimmung gewinnen, die ſich mit viel 
größerer Entſchiedenheit den Vertretungen der Einzelſtaaten 
zuwandte, welche inmitten der Strömung des Volkslebens 
ſtanden, und aus demſelben zu ſchöpfen vermochten. Und 
dieſe eigenthümliche, mehr oder weniger fremdartige Stel⸗ 
lung zum Volke, aus dem ſie hervorgegangen war — dieſe 
geringe Ermunterung und Unterſtützung, die ihr von dem⸗ 
ſelben zu Theil wurde, mochte nicht wenig dazu beitragen, 
daß die Deutſche Nationalverſammlung ihre Kraft und ihren 
Schwerpunkt ſowie das geeignetſte Mittel zur Löſung ihrer 
Aufgabe weniger in dem Volke und ſeinem allein berechtig⸗ 
ten Willen, als in den Regierungen und ihrer Macht zu 
erkennen glaubte, und ſich daher veranlaßt fand, ſo lange 
dieſe gegen jenen zu unterſtützen und zu kräftigen, bis die 
Regierungsmacht ſtark genug war, um die Nationalver⸗ 
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ſammlung ſelbſt und das von ihr geschaffene Werk zu wei 
— g 
„Wer die Vorgänge bei ben Wahlen für die Franffur⸗ 
ter Nationalverſammlung mit einiger Aufmerkſamkeit be⸗ 
obachtete, dem konnte dieſe eigenthümliche und bedenkliche 
Thatſache, die Unſicherheit des Volkes über das, was es 
erſtrebte, und der Mangel an lebensfriſcher Theilnahme für 
die Erreichung dieſes Zieles auf dieſem Wege nicht entge⸗ 
hen. Schon bei den Urwahlen, aus welchen die Wahlmän⸗ 
ner hervorgehen ſollten, war die Theilnahme geringer und 
die Vorſtellung vorherrſchend, daß es hier nicht ſo ſehr 
gelte, Männer des Volkes und der Freiheit zu wählen, 
als gelehrte und gebildete Männer, welche von den ver⸗ 
wickelten Verhältniſſen, die hier zu löſen ſchienen, eine ge⸗ 
nauere Kunde hätten. Und als es dann galt, die Abgeord⸗ 
neten ſelbſt aus der Zahl der Candidaten zu wählen, ſah 
man aus der Reihe derſelben diejenigen meiſt zurücktreten, 
die ihr Anrecht an das Vertrauen des Volkes nicht aus 
anerkannten Verdienſten zu ſchöpfen vermochten, während 
Andre an ihre Stelle traten, deren Verdienſt nicht in einem 
bereits erprobten politiſchen Wirken, ſondern meiſt in ihren 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen beſtand. Eine gewiſſe Gelehr⸗ 
ſamkeit machte ſich als Anforderung für die Vertretung des 
Volkes in Frankfurt geltend und man entſchied ſich ohne 
Bedenken für Beamte, Profeſſoren u. ſ. w., die man bei 
der Wahl für die Volksvertretung des engeren Baterlanvis 
mit entſchiedenem Mißtrauen betrachtet hatte. f 
Und nicht minder groß war der Gegenſatz, welcher 
zwichen dieſen beiden Wahlakten hervortrat, wenn man die 
Reden verglich, mit welchen hier und dort die Candidaten 
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ihre Wahl befürworteten. Denn während man bei den Can⸗ 
didaten für die preußiſche Nationalverſammlung die Ueber⸗ 
einſtimmung der Beſtrebungen bewundern, die Einförmig⸗ 
keit der Anſichten beklagen mußte, ſtellte ſich hier bei jedem 
einzelnen Redner das Ziel, das zu erſtreben ſei, in einem 
andern Bilde dar, und die verſchiedenſten und widerſtrebend⸗ 
ſten Wege wurden zur Erreichung deſſelben vorgeſchlagen. 
Der Beifall und die Zuſtimmung der Zuhörer war aber 
minder von dem abhängig, was und wie man es erſtreben 
wollte, minder von der Entſcheidung des Candidaten über 
die feſtere oder loſere Einheit des neuzubildenden Ganzen, 
über die republikaniſche oder monarchiſche Staatsform deſ⸗ 
ſelben, über das einheitliche oder gegliederte Oberhaupt, als 
von dem mehr oder minder glänzenden Vortrage des Red⸗ 
ners, in welchem er ſeine Anſichten darzuſtellen wußte. Und 
es muß anerkannt werden, daß faſt Niemand in jener Zeit 
die Erzielung einer ſo ſtarken und in ſich zuſammengeſchloſ⸗ 
ſenen Einheit Deutſchlands, wie ſie ſich in dem vollendeten 
Werke der Nationalverſammlung darſtellte, als die Aufgabe 
derſelben, als den Zweck ſeines eignen Strebens anſah, in⸗ 
dem die Vorſtellung des Volkes noch mächtig an die volle 
Selbſtſtändigkeit des eigenen Staates gefeſſelt war, dem es 
zunächſt angehörte. 

So trat am 18. Mai 1848 die deutſche Nationabbet⸗ 
ſammlung zuſammen, berufen, die ſeit Jahrhunderten ver⸗ 
kümmerte und faſt erſtrebende Einheit des deutſchen Volkes 
wieder zu erkräftigen und zur Geltung zu bringen und den 
Neubau eines deutſchen Staates zu begründen, der, auf dem 
Boden dieſer Einheit ruhend, ſeiner politiſchen Entwickelung 
Kraft und Schutz verleihen ſollte. — Sie trat zuſammen 
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auf einem Boden, der aus der vulkaniſchen Bewegung der 
Revolution plötzlich hervorgewachſen, aber von den unſicht⸗ 
baren Minen der Reaktion bereits unterwühlt war. Sie 
begann ihre Wirkſamkeit auf einer Höhe, zu der ſie der 
Wille des Volkes mit ungeahnter Kraft emporgetragen, aber 
zu der ihr das Bewußtſein des Volks nicht mit gleicher Kraft zu 
folgen vermochte; — auf einer Höhe, auf welcher ſie den An⸗ 
griffen der bisherigen Gewalten weniger als jede andre 
Volksvertretung zugänglich war, aber bis zu welcher auch 
eben ſo ſchwer die unmittelbar aus dem Volke ſtrömende 
Lebenskraft zu dringen vermochte, aus der ſie allein die Zu⸗ 
verſicht des Wirkens und die Sicherheit des Vollbringens 
gewinnen konnte. | 

Bevor wir jedoch die Wirkſamkeit dieſer Nationalver⸗ 
ſammlung darzuſtellen verſuchen, wollen wir unſre Aufmerk⸗ 
ſamkeit zunächſt noch auf einen Mann lenken, der in der 
Geſchichte dieſer Verſammlung und in der Entwickelung der 
deutſchen Frage überhaupt einen der bedeutendſten und ein⸗ 
flußreichſten Plätze einnahm, — nähmlich auf Heinrich von 
Gagern. 8 

Selten hat in der Geſchichte ein Staatsmann eine 
Stellung eingenommen, auf der ihm das Vertrauen eines 
großen Volkes in der Weiſe entgegen getragen, die Macht 
zur Lenkung ſeines Schickſals ſo entſchieden in die Hand 
gelegt worden wäre, wie Heinrich von Gagern im Früh⸗ 
ling und im Sommer 1848. Selten iſt inmitten großer 
und allgemeiner politiſcher Kämpfe ein Einzelner mit ſo un⸗ 
bedingter Hingebung an die Spitze der Bewegung geſtellt, 
von der mächtigſten Partei mit einer ſo abgöttiſchen Ver⸗ 
ehrung behandelt worden, wie Heinrich von Gagern. 
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Selten hat ein von Parteikämpfen mächtig zerriſſenes Volk 
mit ſo unbedingter Zuverſicht auf einen einzelnen ihm bis⸗ 
her wenig bekannten Mann ſein Vertrauen geſetzt, und ſelten 
iſt ein ſolches Vertrauen ſo wenig gerechiſerügt worden, ce 
durch Heinrich von Gagern. f 

Beim Beginn der deutſchen Revolution war wohl drr 
Name, aber nicht die Perſon Gagerns im deutſchen Volke 
gekannt; er empfing ein glänzendes Erbe der Volksachtung 
von ſeinem ehrenwerthen, mit Recht hochgeachteten Vater, 
der in hohem Greiſenalter das Jahr 1848 noch erleben 
mußte, um die Hoffnungen und Beſtrebungen ſeiner Jugend 
und feines Mannesalters plötzlich ihrer Erfüllung nahe zu 
ſehen, um den älteſten ſeiner Söhne im Kampf für dieſe 
Errungenſchaften zu verlieren und einen zweiten auf den 
höchſten Platz erhoben zu ſehen, welcher die neue Wen⸗ 
dung der Tanzuffe dem Ehrgeiz und der Vaterlandsliebe 
bieten konnte. 

Hans Fr ether von Gagern, der Vater Heinrichs, 
im Jahre 1766 geboren, gehört einem alten unabhängigen 
ritterlichen Geſchlecht an, das der Inſel Rügen entſtammend, 
wie er ſelbſt ſagt, keinem einzelnen deutſchen Stamme ange⸗ 
hört, und darum eben nur rein deutſch iſt. Ritterlichkeit, Un⸗ 
abhängigkeit, Vaterlandsliebe und ehrenfeſter deutſcher Sinn 
waren daher jederzeit die Hauptmerkmale ſeines — 
und ſeines Wirkens. 

Seine erſte politiſche Wirkſamkeit gehörte einem jener 
kleinen, ſpäter mediatiſirten deutſchen Staaten, der Regierung 
zu Naſſau⸗Weilburg an, aber ſein Blick war jederzeit weit 
über die engen Grenzen dieſer Wirkſamkeit hinaus gerichtet. 
Und als die franzöſiſche Revolution dem deutſchen Vater⸗ 
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lande Gefahr drohte, war er es der ſchon im Jahre 1794 
auf eine ſtärkere Einheit der deutſchen Staaten und Stämme 
hinzuwirken ſtrebte, und einen Aufruf zum „engeren Für⸗ 
ſtenbund unter den Klügſten, und umringt von den Klügſten“ 
wie er ſich ausdrückte, erließ. Aber ſein Ruf ward nicht 
gehört; der Strom der franzöſiſchen Gewaltherrſchaft rauſchte 
über Deutſchland dahin. Gagern trat in naſſauiſche Dienſte 
und wirkte als Geſandter in Paris, Wien und Berlin, ſo 
viel als damals möglich war, für ſeine Zwecke. Als aber 
die Zeit nahte, in welcher das deutſche Volk ſich erhob, um 
das franzöſiſche Joch abzuſchütteln, war er einer der Thä⸗ 
tigſten, um die ſchwankenden Fürſten zum gemeinſamen Kampfe 
zu bewegen, und nach vollendetem Siege vertrat er das 
Haus Naſſau⸗Oranien im Wiener Congreß und war bei 
den Berathungen über die Neugeſtaltung des deutſchen Bun⸗ 
des mit unter den eifrigſten Vertretern einer ſtärkeren Ein⸗ 
heit Deutſchlands, größerer Volksfreiheiten und mae 
einer durchgeführten Ständiſchen Verfaſſung. 

Auch in den Bundestag trat Hans von Gagern enz 
aber als er hier dieſelben aden puh Freimuth und 
Entſchiedenheit geltend zu machen ſuchte, Purde er der wach⸗ 
ſenden Reaktion ein Dorn im Auge, und es gelang ihr ſchon 
im Jahre 1818 ſeine Zurückberufung zu bewirken. Er trat 
in Folge deſſen aus dem Staatsdienſt und begann mit dem 
Jahre 1820 ſeine parlamentariſche Wirkſamkeit zunächſt in 
der zweiten und dann in der ee Naſſauiſchen Kammer, 
wo er immer in demſelben Sinnelfür Deutſchlands Größe, 
Einheit und Ehre, für das Recht des Volkes und gegen 
Willkührherrſchaft kämpfte, obwohl er auch in dieſer Wirk⸗ 
ſamkeit ſeinen ariſtokratiſchen Urſprung in Geſinnung und 
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Ueberzeugung niemals verleugnete. Und ſo ſtand fein Name 
in hoher und wohlverdienter Achtung bei dem deutſchen Volke, 
als ſein Sohn Heinrich, der vierte von zehn Kindern, in 
die Bewegung des Jahres 1848 eintrat. 

Heinrich von Gagern, 1799 geboren, hat von 
ſeinem Vater mit der Ehrenhaftigkeit der Geſinnung, mit 
der begeiſterten Liebe für die Größe, Einheit und Ehre des 
deutſchen Vaterlandes auch den offenen Sinn für Freiheit, 
Unabhängigkeit und Recht, aber auch das ariſtokratiſche 
Selbſtgefühl ererbt, das ihn niemals zu einem wahren Volks⸗ 
mann werden ließ. Doch ſcheint er von ſeinem Vater nicht 
in gleicher Weiſe die muthige Entſchloſſenheit, die eiſerne 
Feſtigkeit und Unerſchütterlichkeit des Charakters und des 
Willens ererbt zu haben, deren er bedurft hätte, um der 
großen Aufgabe zu genügen, zu deren Löſung er von der 
Gunſt des Schickſals berufen ſchien. f 

Faſt noch Knabe war er in das naſſauiſche en einge⸗ 
treten, um an dem Kampf gegen den zurückgekehrten Napoleon 
Theil zu nehmen, und hatte in der Schlacht bei Waterloo 
ſich ehrenvoll auggWeichnet, , Nach beendigtem Feldzuge ſtu⸗ 
dirte er auf den Whiverfitäten Heidelberg, Göttingen, Jena 
und Genf, wo er einer der Mitbegründer und Leiter jener 
großen burſchenſchaftlihen Verbindungen war, die ſchon da⸗ 
mals die Einheit Deutſcklands vorzubereiten und zu ſchaffen 
gedachten. Im Jahre 1824 trat er in Heſſen⸗Darmſtädtſche 
Dienſte und war 1827 bereits Regierungsrath, aber ließ 
ſich deſſen ungeachtet nich zurückhalten, ſowohl durch eine 
Schrift, wie ſpäter als Kammermitglied in Oppoſition gegen 
die Regierung zu treten und für die damals ſchwer bedroh⸗ 
ten Rechte der Volksvertretungen und des Volkes ſich offen 
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und entſchteden zu erklären, ſo daß er dadurch genöthigt ward, 
im Jahre 1833 ſeine amtliche Stellung aufzugeben. Bis 
zum Jahre 1836 wirkte er in unverändeter Weiſe als Mit⸗ 
glied der Kammer fort, zog ſich aber dann auf längere 
Zeit von jeder unmittelbaren politiſchen Wirkſamkeit zurück, 
und trat erſt im Jahre 1845 durch eine entſchieden oppo⸗ 
ſitionelle Schrift, und im Jahre 1846 abermals als Kam⸗ 
mermitglied gegen die damalige Regierung auf. Hier war 
er nun mit Entſchiedenheit an die Spitze der Oppoſition 
getreten und hatte durch einige heftige Scenen ſich den be— 
ſonderen Unwillen der Nagtaung und der Gegenpartei zu⸗ 
gezogen. 
Als aber die franz iſche Revolution von 1848 bereits 
ihre Einwirkung auf Deutſchland auszuüben begann und 
der Baſſermannſche Antrag vom 12. Februar den Ge⸗ 
danken der deutſchen Freiheit und Einheit wieder lebhaft er⸗ 
weckt hatte, ſtellte Gagern am 4. März in der heſſiſchen 
Kammer einen noch viel entſchiedenern Antrag, der auf 
daſſelbe Ziel gerichtet war. Und ſchon am 5. März fand 
in Heſſen ein Umſchwung der Verhältniſſe Statt, durch welchen 
der Thronfolger zum Mitregenten und Heinrich v. Gagern 
zum Miniſterpräſidenten erhoben wurde. 

Durch dieſe Stellung war Gagern im Stande, ſeinen 
ſo lange im Stillen gepflegten Ideen Nachdruck und Wirk⸗ 
lichkeit zu geben; und ſein erſtes Auftreten als Leiter der 
Heſſiſchen Regierung zeigte, daß er entſchloſſen ſei, die 
Rechte des Volkes mit Entſchiedenheit zu vertreten und vor 
Allem für die Herſtellung einer nationalen Wiedergeburt 
Deutſchlands mit Kraft zu wirken. Doch gab er auch in 
dieſer neuen Stellung ſofort zu erkennen, daß er es für ſeine 
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vornehmliche Aufgabe erachte, die Revolution als ſolche zu 
bekämpfen, und das Ziel, das er ſich geſtellt hatte und das 
er ſchon damals in ſehr beſtimmter Weiſe vor Augen hatte, 
nur auf geſetzlichem Wege und mit möglichſter Wahr 
gung der beſtehenden Verhältniſſe zu erſtreben. f 
Dieſen Umſtänden und dieſer Stellung verdankte er 
bereits einen bedeutenden Einfluß bei der Heidelberger Ver⸗ 
ſammlung und als Mitglied der Siebener⸗Commiſſion. Mit 
noch entſchiednerem Vertrauen aber kam ihm die Mehrheit 
des Vorparlaments entgegen, da er inzwiſchen ſchon als 
Miniſter auf diplomatiſchem Wege für die Zwecke deſſelben 
Weſentliches gewirkt und die Fürſten mehrerer kleinerer Staa⸗ 
ten für die Berufung einer deutſchen Nationalverſammlung 
gewonnen hatte. Aber ſchon hier hatte er die Stellung ein⸗ 
genommen, die er ſpäter als Präſident und Führer der Ma⸗ 
jorität in der National⸗Verſammlung behauptete. Anleh⸗ 
nung an das Beſtehende und Anerkennung der Thatſachen 
war ſein Grundſatz; und ſo war es vornehmlich ſein Ein⸗ 
fluß, welcher zur Erhaltung des Bundestages beitrug und 
die Permanenz des Vorparlaments verhinderte. 
Dies waren die Verdienſte und die bisherige Wirkſam⸗ 
keit Heinrichs von Gagern. Als er am 19. Mai 1848 
zum Präſidenten der Verſammlung berufen ward, welche die 
Wiedervereinigung und N Deutſchlands zu ihrer 
Aufgabe hatte. 

Die Stellung, welche Gager in der Nationalverſamm⸗ 
lung einnahm, in der er den Präſidentenſtuhl ſo lange inne 
hatte, bis er das Präſidium des Reichs miniſteriums übernahm, 
war eine ſo einflußreiche, eine ſo entſcheidende, daß man in 
der That behaupten darf, das Schickſal dieſer Verſammlung, 
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das Schickſal des deutſchen Volkes ſelbſt habe von feinen 
Entſchließungen, von ſeiner größeren oder geringeren That⸗ 
kraft abgehangen. Denn die große Majorität der Verſamm⸗ 
lung folgte mit unbedingtem und hingebendem Vertrauen 
ſeiner Leitung und ſeinen Vorſchlägen. Und wie er un⸗ 
zweifelhaft den erſten Platz in der Achtung und Verehrung 
des deutſchen Volkes eingenommen haben würde, wenn dieſe 
Verſammlung ihre große Aufgabe in würdiger Weiſe gelöſt 
hätte, — ſo mußte auch auf ihm die ſchwerſte Laſt des Vor⸗ 
wurfs ruhn, und die Geſchichte wird ihn nicht von ihm ab⸗ 
wälzen können, als dieſes Werk mißlang, als durch die Schuld 
der Nationalverſammlung, und beſonders derjenigen Partei, 
welcher Gagern angehörte, die Hoffnung und das Recht 
einer großen Nation vereitelt und vernichtet wurde 
Und in der That lag es mehr als ein Mal in Hein⸗ 
rich von Gagerns Hand, die Gefahren, welche dieſem Werke 
drohten, durch entſchloſſene Thatkraft abzulenken, und ſelbſt 
in den Tagen des letzten Kampfes würde es nur ſeines ern⸗ 
ſten und entſchiedenen Wollens bedurft haben, um den Wi⸗ 
derſtand der Regierungen gegen die von der Nationalver⸗ 
ſammlung vollendete Verfaſſung zu brechen und die Aner⸗ 
kennung und Durchführung en unt die 1 des 
Volkes zu erwirken. 
Heinrich von Gagern gehört zu een Perſonlich⸗ 
lichkeiten, deren Ehrenhaftigkeit von Niemandem verkannt 
werden kann, deren Streben von wahrhafter Liebe zu der 
Sache geleitet wird, für die zu wirken ſie ſich berufen füh⸗ 
len; — aber er iſt nicht der Mann, der in ſo tief bewegten 
Zeiten und in ſo ſchwierigen Verhältniſſen das Schickſal 
eines großen Volkes zu lenken, die nöthige Willenskraft und 
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die ausreichende Befähigung beſitzt. Er war auf dem en⸗ 
geren Gebiete ſeiner Wirkſamkeit entſchieden in der Oppo⸗ 
ſition gegen die Regierung, und opferte ſeiner politiſchen 
Ueberzeugung unbedenklich ſein Amt und ſeine Ausſichten 
für die Zukunft. Aber von der unendlich höheren Stellung 
aus, auf welche ihn glückliche Verhältniſſe erhoben hatten, 
reichte ſein Blick nicht weit genug, um die großen Forde⸗ 
rungen der Zeit und des Moments jederzeit ſicher zu erken⸗ 
nen und zu überſchauen, und ſein Wille war nicht ſtark ge⸗ 
nug um dieſen Forderungen auch die Anſichten und Ueber⸗ 
zeugungen zu opfern, die er bisher mit Liebe gepflegt hatte. 
Er hatte jederzeit mit Entſchiedenheit für Recht und Frei⸗ 
heit gegen Willkür und Gewaltherrſchaft gekämpft, aber er 
vermochte ſeinen perſönlichen, von ariſtokratiſchen Anſichten 
befangenen Standpunkt nicht ſo weit aufzugeben, um das 
unbedingte und angeborne Recht des Volkes, das natürliche 
und gleiche Recht Aller in ſich ſelbſt zur Anerkennung zu 
bringen. Er vermochte unter gegebenen und feſten Verhält⸗ 
niſſen einen beſtehenden Staat zu leiten und die Grundſätze 
der Freiheit und des Rechts in demſelben zur Anerkennung 
zu bringen; aber er hatte nicht den Muth, die beſtehenden 
Verhältniſſe umzugeſtalten, um einen neuen Bau für die 
Freiheit des Volkes zu begründen; er war den Thatſachen 
unterthan, in einer Zeit und in einer Stellung, in der es 
galt, dieſe Thatſachen ſelbſt zu ſchaffen und zu geſtalten. 
Heinrich von Gagern hatte das allgemeine Vertrauen 
in der Nationalverſammlung und im Volke gewonnen, mehr 
durch eine zufällige Gunſt des Schickſals, als durch wohlbe⸗ 
gründetes Recht. Weder anerkannte und hervortretende Ver⸗ 
dienſte, noch eine ausgezeichnete Befähigung gaben ihm den An⸗ 
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ſpruch auf eine ſo bedeutende Wirkſamkeit, als er auszufüllen 
hatte. Seine äußere Stellung, als das Glied eines ausgezeich⸗ 
neten und vornehmen Geſchlechts, als der Leiter einer freiſinni⸗ 
gen Regierung und als langjähriger Führer einer entſchiede⸗ 
nen Oppoſition hatten zunächſt die Aufmerkſamkeit auf ihn 
gelenkt. Seine gewinnende und imponirende Perſönlich⸗ 
keit, feine hohe Geſtalt, feine edlen Züge, ſein ſcharfes Auge, 
ſeine klangvolle Stimme, und ſeine fließende Rede machten 
ihn zum auserkornen Liebling derer, die in nähere Be⸗ 
ziehung zu ihm traten. Seine raſche, aber nicht ebenſo 
feſte und dauernde Entſchiedenheit, ſo wie die Beſtimmt⸗ 
heit ſeiner Pläne und Abſichten, mit denen er bereits in 
die Verſammlung eintrat, gaben ihm über die Schwan⸗ 
kenden und Unentſchloſſenen ein entſchiedenes Uebergewicht; 
und die Mehrheit der Frankfurter Nationalverſammlung 
war eben in der Unſicherheit ihrer Abſichten und in der 
Unentſchloſſenheit ihres Wollens eines ſolchen Führers 
bedürftig. Seine parlamentariſche Befähigung iſt keines⸗ 
wegs eine ungewöhnliche. Als Präſident beſaß er Ge⸗ 
wandtheit, Ruhe und Unparteilichkeit, obwohl in einzel⸗ 
nen Fällen Beides vermißt wurde. Aber bei der Leitung 
der Debatten, insbeſondere bei der Frageſtellung nach ver⸗ 
wickelten Verhandlungen, fehlte es ihm nicht ſelten an der 
nöthigen Klarheit und Sicherheit. Er wurde in dieſer Be⸗ 
ziehung von ſeinem Nachfolger Simſon bei weitem über⸗ 
troffen, wie er als Redner gegen viele Mitglieder des Parla⸗ 
ments und auch ſeiner eigenen Partei zurückſtand. 

Was endlich ſeinen Charakter anbetrifft, ſo haftet an 
demſelben kein Makel, auch kann er nicht in dem Sinne ehr⸗ 
geizig genannt werden, daß das Verlangen nach Würde 
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und Macht als Triebfeder ſeiner Handlungen erſcheinen 
könnte. — Ja, er hat mehr als ein Mal die Gelegenheit 
zurückgewieſen, die ſich ihm darbot, die höchſte Stellung ein⸗ 
zunehmen, nach welcher der Ehrgeiz Verlangen tragen könnte. 
Aber er war nicht ſo unempfänglich für den Weihrauch, 
der ihm von ſeinen trunkenen Anhängern geſpendet wurde, 
um ſich nicht allmälig ſelbſt zu überſchätzen; und ebenſo 
wenig vermochte er der Huldigung zu widerſtehen, die ihm 
von den Thronen und Fürſten Deutſchlands zuſtönlte, welche 
in ihm allein den Retter der Legitimität und der Ordnung 
in Deutſchland zu erkennen ſchienen, und ihn dadurch zum 
alben und unbewußlen Berheug buen Pläne machten. 


‚Diefer Mann alfo war es, — am 19. Mai 1848 
die Verſammlung eröffnete, auf deren Wirken die Hoffnung 
Deutſchlands und das Auge Europas ruhte, von welcher 
das deutſche Volk die Wiederherſtellung ſeiner Einheit, die 
Sicherung ſeiner Freiheit und die Gründung ſeiner Macht 
erwartete; die Verſammlung, in welcher die geſammte 
deutſche Natlon ihre einheitliche Kraft concentrirte, und von 
der ſie ihren ſouveränen Willen vertreten wiſſen wollte. 

Die hohe Bedeutung und die umfaſſende Macht der 
Nationalverſammlung erkannte auch Gagern in der Rede 
an, mit welcher er das Präſidium derſelben antrat. Er ge⸗ 
lobte vor dem ganzen deutſchen Volke, daß ſeine Intereſſen 
ihm über Alles gehen, daß ſie die Richtſchnur ſeines Be⸗ 
tragens ſein würden, ſo lange ein Blutstropfen in ſeinen 
Adern rinne, und fuhr in folgenden Worten fort: 

„Wir haben die größte Aufgabe zu erfüllen; wir ſollen ſchaf⸗ 
fen, eine Verfaſſung für Deutſchland, für das geſammte Reich. 
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Der Beruf und die Vollmacht zu dieſer Schaf⸗ 
fung — ſie liegen in der Souveränität der 
Nation! Die Schwierigkeit, eine Verſtändigung unter den 
Regierungen zu Stande zu bringen, hat das Vorparla⸗ 
ment richtig vorgefühlt und uns den Charakter einer 
conſtituirenden Verſammlung vindieirt. Deutſch⸗ 
land will Eins ſein, ein Reich, regiert vom Willen des 
Volkes, unter der Mitwirkung aller ſeiner Gliederungen.“ 
2 So begannen die Verhandlungen der Verſammlung, 
die mit einer ungeheuren Vollmacht betraut, aber mit keiner 
Macht ausgerüſtet war, derſelben zu genügen. Und ſchon 
in den erſten Tagen ihres Zuſammenſeins fand fie Gele⸗ 
genheit, die Stellung zu bezeichnen, die ſie einzunehmen 
entſchloſſen war. Am 19. Mai nämlich ſtellte Raveaur aus 
Kölln, der ſpätere Präſident der Reichsregentſchaft, einen 
Antrag, durch deſſen Annahme die abſolute Souveränität 
der Verſammlung anerkannt werden ſollte. Es fanden leb⸗ 
hafte Debatten über denſelben Statt und nachdem die ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten über die Machtvollkommenheit der Ver⸗ 
ſammlung ſich kund gegeben hatten, wurde endlich am 27. Mai 
der Beſchluß dahin gefaßt: 
„Die deutſche Nationalverſammlung, als das aus dem 
Willen und den Wahlen der deutſchen Nation hervorge⸗ 
gangene Organ zur Begründung der Einheit und poli⸗ 
tiſchen Freiheit Deutſchlands, erklärt: daß alle Beſtim⸗ 
mungen einzelner deutſcher Verfaſſungen, welche mit dem 
von ihr zu gründenden allgemeinen Verfaſſungswerke nicht 
übereinſtimmen, nur nach Maaßgabe des letzteren als gil⸗ 
ig zu betrachten find, ihrer bis dahin beſtandenen Wirk⸗ 


ſamkeit unbeſchadet.“ 
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Das war freilich eine entſchiedene Souveränitäts⸗Er⸗ 
klärung den Vertretungen der einzelnen Staaten gegenüber. 
Dagegen war die Stellung der Nationalverſammlung zu 
den Regierungen dadurch keinesweges feſtgeſtellt; und wie 
wenig dieſelbe entſchloſſen war, in die Befugniſſe der beſte⸗ 
henden Regierungen einzugreifen, und ſich ſelbſt einen that⸗ 
ſächlichen Einfluß auf die Leitung der politiſchen Angelegen⸗ 
heiten Deutſchlands anzueignen, bezeugten die Beſchlüſſe, 
welche in Bezug auf die Ereigniſſe in Mainz einige Tage 
3 gefaßt wurden. 

Hier hatten nämlich am 21. Mai ſehr erhebliche Con⸗ 
flikte zwiſchen der Einwohnerſchaft und einem Theil der 
preußiſchen Beſatzung Statt gefunden. Der preußiſche Vice⸗ 
Gouverneur hatte in Folge deſſen die Entwaffnung der 
Bürgerwehr und andere militäriſche Maßregeln angeordnet. 
Auf Antrag des bekannten Heſſiſchen Abgeordneten Zitz 
wurde daher eine Commiſſion zur Unterſuchung des That⸗ 
beſtandes nach Mainz entſendet, und als dieſe am 26. Mai 
ihre Anträge dahin ſtellte, daß von der Nationalperſamm⸗ 
lung ein Wechſel der preußiſchen Garniſon und die Auf⸗ 
hebung der angeordneten Militär-Maßregeln gefordert werden 
ſollte, widerſetzte ſich die Mehrheit der Verſammlung der 
Annahme dieſer Anträge, als einem unbefugten Eingriff 
in die Rechte und Befugniſſe der Regierungsgewalt, und 
die Nationalverſammlung beſchloß: 

„Im Vertrauen, daß die zuſtändigen Behörden thun 
würden, was ihres Amtes iſt, zur Tages⸗Ordnung über⸗ 
zugehen.“ 

So war ſchon mit dieſen erſten beiden Beſchlüſſen der 
Grundſatz kundgegeben, von welchem die Mehrheit der Ver⸗ 
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ſammlung bei ihrer ganzen Wirkſamkeit geleitet wurde. Sie 
ſchrieb ſich im Prineip die volle Souveränität, das unbe⸗ 
dingte Recht der Conſtituirung zu, mied aber angelegentlich 
eine jede That, durch welche ſie dieſes Recht bekunden und 
bewahrheiten konnte, und legte es vielmehr jederzeit ver⸗ 
trauensvoll in die Hand der Regierungen, daſſelbe anzuer⸗ 
kennen, und zur Geltung zu bringen. 

Die Beſchlüſſe der nächſten Zeit bis zu der Bildung 
der Centralgewalt ſind von geringerer Wichtigkeit. Wir heben 
von denſelben nur hervor den Beſchluß vom 9. Juni, in 
der, wie es ſchien, von Preußen vernachläſſigten und vom 
Bundestage bereits unterm 5. Juni energiſch gewahrten 
Angelegenheit Schleswig⸗Holſleins, in welchem es hieß: 

„Die deutſche Nationalverſammlung erklärt, daß die 
Schleswigſche Sache als eine Angelegenheit der deutſchen 
Nation zum Bereich ihrer Wirkſamkeit gehöre; und ver⸗ 

langt, daß energiſche Maßregeln getroffen werden, um den 
Krieg zu Ende zu führen; daß aber beim Abſchluß des 
Friedens mit der Krone Dänemarks das Recht der Her⸗ 
zogthümer Schleswig und Holſtein und die Ehre Deutſch⸗ 
lands gewahrt werde.“ 

Aber auch hierbei zeigte die Verſammlung wieder ihren 
Mangel an Vertrauen gegen ſich ſelbſt und ihren Ueberfluß 
an Vertrauen gegen die Regierungen, indem ſie den Zuſatz⸗ 
Antrag ablehnte, „daß der mit Dänemark abzuſchließende 
Frieden der Genehmigung der Nationalverſammlung vor⸗ 
behalten bleibe.“ t 

Ein zweiter, mit dieſer Angelegenheit in naher Ver⸗ 
bindung ſtehender Beſchluß betraf die von der Bundesver⸗ 
ſammlung ebenfalls bereits vorbereitete Benrendung einer 
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deutſchen Flotte, für welche die Nationalverſammlung am 
14. Juni die Summe von 6 Millionen Thalern bewilligte. 
Freilich mußte für dieſe Bewilligung auch wiederum von 
den einzelnen Regierungen die Ausführung erwartetet werden; 
und wer erinnert ſich nicht des kläglichen Berichtes, welchen 
der ſpätere Finanzminiſter von Beckerath über dieſe An⸗ 
gelegenheit abſtattete, und nach welchem einzelne Regierungen, 
wie die öſtreichiſche, die Geltung dieſes Beſchluſſes trotzig 
zurückwieſen, andere unter den verſchiedenſten Aus flüchten 
die Ausführung deſſelben theils ablehnten, theils verzöger⸗ 
ten: — ein Bericht, der das traurigſte Bild von dem Opfer⸗ 
muth der deutſchen Regierungen für die Sache der deutſchen 
Einheit und von der Ohnmacht der Nationalverſammlung 
und ihrer Beſchlüſſe dem ſpottenden und frohlockenden Eu⸗ 
ropa darbot. — 

Endlich fand ſich die Nationalverſammlung noch ver⸗ 
anlaßt, am 16. Juni gegen die, in Folge des italieniſchen 
Kampfes gegen Deftreich, durch die ſardiniſch⸗neapolitaniſche 
Flotte angeordnete Blokade von Trieſt zu proteſtiren, und 
dieſelbe als eine Kriegserklärung gegen das deutſche Reich 
zu bezeichnen. Es iſt ſchwer zu begreifen, wie die National⸗ 
verſammlung auf der einen Seite den ſelbſtſtändigen Krieg 
einer einzelnen deutſchen Regierung gegen die italieniſchen 
Staaten dulden, auf der anderen die völkerrechtlichen Kriegs⸗ 
maßregeln der Gegner wider dieſen Staat und ſein Gebiet 
als einen Angriff auf das einheitliche deutſche Reich be⸗ 
trachten konnte. Es würde vielmehr der Nationalverſamm⸗ 
lung, wenn fie ihre hohe Aufgabe zu begreifen und durch⸗ 
zuführen vermocht hätte, als der Vertreterin der nationalen 
Einheit Deutſchlands, geziemt haben, gegen die Unterdrückung 
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der Nationalität und Unabhängigkeit Italiens durch die 
öſtreichiſche Gewaltherrſchaft einzuſchreiten, und in dieſem 
Sinne die Souveränität des deutſchen Volkes gegen Oeſt⸗ 
reich, als eines ſeiner Glieder, geltend zu machen, oder doch 
wenigſtens nicht zu dulden, daß deutſche Truppen zur Un⸗ 
terdrückung der wohlberechtigten Freiheit und Unabhängigkeit 
Italiens verwendet wurden. 

Bei weitem die wichtigſten und folgereichſten Verhand⸗ 
lungen des Frankfurter Parlaments waren jedoch in jener 
Zeit diejenigen, welche der Begründung einer proviſoriſchen 
Centralgewalt vorangingen. 

Durch die Schöpfung einer einheitlichen Centralgewalt 
ſollte die weſentlichſte Forderung der Revolution, das Ver⸗ 
langen des deutſchen Volkes nach Einheit, zur Wirklichkeit 
erhoben werden, bevor noch die politiſche Geſtaltung dieſer 
Einheit und die für dieſelbe nothwendige Freiheit gegründet 
und geſichert werden konnte. Alle Betheiligten, ſowohl die 
Regierungen, wie das Volk, die linke, wie die rechte Seite 
der Nationalverſammlung, erkannten die Nothwendigkeit 
einer ſolchen Schöpfung unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen an. Die Einen bedurften einer ſtarken einheitlichen 
und doch zugleich populären Gewalt, um nach Innen die 
Ordnung aufrecht erhalten, die Revolution zügeln zu können; 
die Andern ſtrebten vor Allem, den Bundestag, als das 
Organ des Abſolutismus und der Zerriſſenheit, zu beſeitigen, 
und eine aus dem Volkswillen hervorgegangene Macht zu 
ſchaffen, in welcher der Ausdruck, die Anerkennung und die 
Gewähr der Revolution gefunden werden ſollte. Beide 
glaubten, nur durch eine ſtarke und einheitliche Macht, das 
neuſichgeſtaltende Deutſchland vor Angriffen und Gefahren 
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von Außen ſichern zu können, welche dem Einen von Oſten, 
dem Andern von Weſten zu drohen ſchienen. Das Volk be⸗ 
durfte der Centralgewalt, um ſich gegen die Willkür der 
Regierungen zu ſichern; die Regierungen hofften, ſie gegen 
die wachſende Macht der Volksherrſchaft zu verwenden. 

Aber trotz dieſer Uebereinſtimmung in Bezug auf die 
Nothwendigkeit dieſer Gewalt ſelbſt, gaben ſich doch bei der 
Berathung über die Begründung und Geſtaltung derſelben 
die verſchiedenartigſten und widerſprechendſten Anſichten kund. 
Die Parteien hatten ſich inzwiſchen nach beſtimmten politiſchen 
Grundſätzen in ſechs verſchiedene Fraktionen geſondert, und 
jede dieſer Fraktionen trat mit ihren eigenen Vorſchlägen 
hervor. Es handelte ſich vornehmlich in materieller Bezie⸗ 
hung um die Fragen, über die Befugniſſe dieſer Centralge⸗ 
walt, ſowohl der Nationalverſammlung, wie den einzelnen Re⸗ 
gierungen gegenüber, insbeſondere über einen etwanigen Antheil 
derſelben an die Begründung des Verfaſſungswerkes, ſo wie 
anderſeits über das Recht einer direkten oder indirekten Ein⸗ 
miſchung in die innern Angelegenheiten der Einzelſtaaten. In⸗ 
gleichem über ihre Berechtigung, das geſammte Deutſchland nach 
Außen hin zu vertreten, Verträge abzuſchließen, über Krieg und 
Frieden zu entſcheiden, mit oder ohne Zuſtimmung der Einzel⸗ 
Regierungen, mit oder ohne Zuſtimmung der Nationalver⸗ 
ſammlung. Es handelte ſich endlich, und das war die Frage 
welche in materieller Hinſicht den lebhafteſten und heißeſten 
Kampf der Parteien herbeiführte, um die Verantwort- 
lichkeit oder Unverantwortlichkeit des Trägers dieſer 
Centralgewalt; denn mit der Entſcheidung dieſer Frage war 
zugleich die über die monarchiſche oder republikaniſche Ge⸗ 
ſtaltung Deutſchlands, wenn auch nur proviſoriſch, doch im 
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Voraus auch definitiv entſchieden. Denn wenn in den ein⸗ 
zelnen Staaten kein Zweifel über den Willen der Mehrheit 
des Volkes obwaltete, die monarchiſche Regierungsform auf⸗ 
recht zu erhalten, ſo war für die künftige Geſtaltung Deutſch⸗ 
lands keineswegs eine gleiche Uebereinſtimmung der Mei⸗ 
nungen im Volke vorhanden. 

In gleicher Weiſe gingen die Anſichten der Verſamm⸗ 
lung in Bezug auf die wichtigen formalen Fragen ausein⸗ 
ander. Es handelte ſich hier um die Entſcheidung über die 
Befugniſſe der Nationalverſammlung den einzelnen Regie⸗ 
rungen gegenüber, um die Frage, ob bei einer ſo wichtigen, 
nicht nur für die Geſtaltung des geſammten Deutſchlands, 
ſondern auch für die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten 
folgenreichen Schöpfung, die Nationalverſammlung ohne Mit⸗ 
wirkung und ohne Zuſtimmung der Einzel⸗Regierungen bes 
ſchließen und entſcheiden könne, oder nicht. Und ſo wurde 
auf der einen Seite gefordert, daß nicht nur das Geſetz 
über die Begründung der Centralgewalt mit den Einzel⸗ 
Regierungen vereinbart werden, ſondern daß auch die Wahl 
für den Träger derſelben von den Regierungen ausgehen 
müſſe, während die entgegengeſetzte Anſicht denſelben in kei⸗ 
ner Weiſe eine Mitwirkung für die Begründung einer Cen⸗ 
tralgewalt zugeſtehen wollte, zwiſchen beiden aber verſchie⸗ 
dene vermittelnde Anſichten ſich geltend machten, welche für 
die Regierungen theils das Recht der Zuſtimmung, theils 
des Vorſchlages, oder doch wenigſtens der nachträglichen An⸗ 
erkennung geltend machten. 

Die Debatten, welche acht Tage hindurch über alle 
dieſe Fragen mit einem ungeheuren Aufwande von Redner⸗ 
kunſt und Gelehrſamkeit geführt wurden, ſchienen bei der 
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Verſchiedenartigkeit der Anſichten kaum zu einem Reſultat 
führen zu können, als Gagern zum erſten Mal den Prä⸗ 
ſidentenſtuhl mit der Tribüne vertauſchte, und wie ſeine Ver⸗ 
ehrer verſichern, mit hinreißender und überzeugender Bered⸗ 
ſamkeit der Verſammlung die Größe des Moments, die Be⸗ 
deutung des Beſchluſſes für das künftige Schickſal Deutſch⸗ 
lands und daher die Nothwendigkeit einer Einigung der ver⸗ 
ſchiedenen Anſichten vor Augen führte. Und während er die 
rechte Seite zu gewinnen ſuchte, indem er das Prinzip der 
Unverantwortlichkeit aufrecht erhielt, bot er der Linken dafür 
den glänzenden Preis der Souveränität der Nationalver⸗ 
ſammlung bei der Beſchlußnahme über die gegenwärtige 
Frage und bei der Ausführung dieſes Beſchluſſes. Und 
hier war es, wo er die Verſammlung aufforderte, einen 
kühnen Griff zu thun, und die formale Berechtigung im 
Namen des Volks und vermöge der ihr von demſelben er⸗ 
theilten Machtvollkommenheit durch ſelbſtſtändige Beſchluß⸗ 
nahme und Ausführung ſich zu vindieiren. 

Gagerns Rede entſchied. Es ergab ſich für die ein⸗ 
zelnen Abſtimmungen eine entſchiedene Majorität und es ging 
aus denſelben das Geſetz über die Einführung einer provi⸗ 
ſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland vom 27. Juni 1848 
hervor, deſſen weſentlichſte Beſtimmungen folgende waren: 

1) Bis zur definitiven Begründung einer Regierungsge⸗ 
walt für Deutſchland ſoll eine proviſoriſche Central⸗ 
gewalt für alle gemeinſamen Angelegenheiten der 
deutſchen Nation beſtellt werden. 

2) Dieſelbe hat: 

a) die vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegen⸗ 
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heiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohl⸗ 
fahrt des deutſchen Bundesſtaates betreffen; 

b) die Oberleitung der geſammten bewaffneten Macht 
zu übernehmen, und namentlich die Oberbefehlshaber 
derſelben zu ernennen; 

c) die völkerrechtliche und handelspolitiſche Vertretung 
Deutſchlands auszuüben, und zu dieſem Ende Ge⸗ 
ſandte und Konſuln zu ernennen. 

3) Die Errichtung des Verfaſſungswerkes bleibt von der 
Wirkſamkeit der Centralgewalt ausgeſchloſſen. 

4) Ueber Krieg und Frieden und über Verträge mit aus⸗ 
wärtigen Mächten beſchließt die Centralgewalt im Ein⸗ 
verſtändniß mit der Nationalverſammlung. 

5) Die proviſoriſche Centralgewalt wird einem Reichsver⸗ 
weſer übertragen, welcher von der Nationalverſamm⸗ 
lung gewählt wird. 

13) Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der proviſoriſchen 
Centralgewalt hört das Beſtehen des Bundestages auf. 

14) Die Centralgewalt hat ſich in Beziehung auf die Voll⸗ 
ziehungsmaßregeln, ſo weit thunlich, mit den Bevoll⸗ 
mächtigten der Landesregierungen in's Einvernehmen 
zu ſetzen. 

15) Sobald das Verfaſſungswerk für Deutſchland vollen⸗ 
det und in Ausführung gebracht iſt, hört die Thätig⸗ 
keit der proviſoriſchen Centralgewalt auf. 

Am anderen Tage fand zur Ausführung dieſes Be- 
ſchluſſes die Wahl des Reichverweſers Statt und fiel mit 
überwiegender Majorität auf den Erzherzog Johann 
von Oeſtreich. Es hatte kein Zweifel über den Aus⸗ 
fall dieſer Wahl ſtattgefunden. Die Unverantwortlichkeit 
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ließ dieſelbe nur auf einen Fürſten lenken, wenn auch die 
Stimmen der äußerſten Linken trotzdem meiſt auf Gagern 
und Itzſtein fielen. Unter den fürſtlichen Perſonen Deutſch⸗ 
lands aber konnte es zunächſt nur einer aus dem Hauſe 
Oeſtreich ſein, da gegen das preußiſche Regentenhaus für 
den Augenblick noch allzu lebhafte Antipathieen obwalteten, 
als daß man ein Glied dieſer Dynaſtie an die Spitze der 
Centralgewalt hätte berufen können. Und die preußiſchen 
Abgeordneten glaubten um ſo eher, für die Gegenwart dem 
Hauſe Oeſtreich dieſes Opfer bringen zu können, als für 
die definitive Geſtaltung Deutſchlands eine Suprematie Oeſt⸗ 
reichs unmöglich ſchien, und die Erhebung des preußiſchen 
Königshauſes auf den neu zu begründenden Kaiſerthron 
Deutſchlands in ſicherer Ausſicht ſtand, wenn man die ver— 
Iorenen Sympathieen allmälig durch freiwillige Opfer im 
Intereſſe des Ganzen wieder zu gewinnen wußte. 

Unter den zahlreichen Prinzen des öſtreichiſchen Hauſes 
war aber keiner ſo volksthümlich, und wie es ſchien ſo ge⸗ 
eignet, um nach einer Erhebung des deutſchen Volkes für 
ſeine Einheit und Freiheit an die Spitze Deutſchlands ge⸗ 
ſtellt zu werden, wie der Erzherzog Johann. 

Dieſer, im Jahre 1782 geboren, hatte beſonders unter 
Mitwirkung des berühmten Geſchichtſchreibers Johannes 
Müller eine ſorgfältige Erziehung genoſſen, welche den 
Sinn für Kunſt und Wiſſenſchaft in ihm erweckt hatte. 
Die kriegeriſche Laufbahn, in welche er bei den Kämpfen 
gegen Frankreich frühzeitig eintreten mußte, hatte ihm aber 
nicht viel Gelegenheit gegeben, Lorberen zu gewinnen. Da⸗ 
gegen hatte er Veranlaſſung gefunden, eine beſondere Zu⸗ 
neigung für Tyrol und das öſtreichiſche Alpenland über⸗ 
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haupt an den Tag zu legen; und wie er hier das Volk 
liebgewann, fo wurde auch der Sinn für Rechte und 
Freiheiten des Volkes in ihm geweckt. An dem Tyroler 
Aufſtande und an der demſelben vorangegangenen Verſchwö⸗ 
rung hatte der Erzherzog Johann unzweifelhaften Antheil. 
Aber das Mißlingen dieſes Planes und der endliche Ver⸗ 
rath, den die öſtreichiſche Regierung unter Metternich ge⸗ 
gen Tyrol verübte, entfremdete ihn dem kaiſerlichen Hof, wo 
man ihn ſogar verdächtigte, ein unabhängiges Königreich 
Tyrol gründen zu wollen. Und auch nach dem Befreiungs⸗ 
kriege wurde die Spannung zwiſchen ihm und dem kaiſer⸗ 
lichen Hof keineswegs gehoben, indem er mit Entſchieden⸗ 
heit die Regierungsprincipien Metternichs mißbilligte. In 
ländlicher Zurückgezogenheit lebte er nun auf dem Schloß 
Brandhof in Steiermark, wo er die nationale Kunſt und 
Wiſſenſchaft, ſo wie die Gewerbe nach Kräften zu fördern 
ſuchte, und durch Verheirathung mit einer Frau aus dem 
Volk, der gegenwärtigen Gräfin Brandhof, die lebhafteſten 
Sympathieen deſſelben zu gewinnen wußte. Ferner hatte 
er auch ein gewiſſes Anrecht an die Sympathie des deutſchen 
Volkes gewonnen, da er es ſchon im Jahre 1842 beim Dom⸗ 
baufeſt zu Cöln gewagt hatte, den berühmten Trinkſpruch 
auszubringen: 

„Kein Oeſtreich mehr! kein Preußen mehr! ein eini⸗ 

ges Deutſchland, feſt und hehr wie ſeine Berge. 

Und endlich war er es geweſen, der am 13. März 
1848 in Wien die Entſcheidung herbeigeführt, die Entlaſ⸗ 
ſung Metternichs vom Kaiſer erwirkt und die Bewilligung 
der Forderungen des Volkes befürwortet hatte. 

Dies war der Mann, welchen die Nationalverſamm⸗ 
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lung im Namen des deutſchen Volkes zum Träger der pro⸗ 
viſoriſchen Centralgewalt, zum Vollſtrecker des Volkswillens 
berief, und mit begeiſterten Worten proclamirte Gagern, 
nach vollendeter Wahl, der Erzherzog Johann von Oeſtreich 
als das durch die Stimme des deutſchen Volkes gewählte 
Oberhaupt Deutſchlands, als den Wahrer und Hüter der 
neugeſchaffenen Einheit und Freiheit der deutſchen Nation. 

Die Begründung der proviſoriſchen Centralgewalt war 
unzweifelhaft der Höhen⸗, aber auch der Wendepunkt der 
deutſchen Revolution. 

Es war die größte, freieſte und folgenreichſte Schöpfung, 
welche thatſächlich aus dem unmittelbaren und unbeſchränk⸗ 
ten Willen des Volks, als ein reines und unverkümmertes 
Product der Revolution hervorging; — es war die erſte 
und einzige Macht, die im Gegenſatz zu den früheren Re- 
gierungsgewalten aus der Revolution geſchaffen wurde, — 
eine Macht, mit deren Eintritt die Berechtigung und Wirk⸗ 
ſamkeit der früheren einheitlichen Regierungsgewalt, des 
Bundestages, aufhörte. 

In der Schöpfung der proviſoriſchen Centralgewalt ſtellte 
ſich aber nicht nur die Souveränität des deutſchen Volkes 
im Gegenſatz zu den einzelnen Regierungen dar, ſondern auch 
die thatſächliche Einheit der deutſchen Nation im Gegenſatz 
zu den Einzelſtaaten. — Man hatte nicht nur die Mitwir⸗ 
kung der Regierungen, ſondern auch die Zuſtimmung der 
Volksvertretungen in den Einzelſtaaten abgelehnt, und auf 
dieſe Weiſe die Unterordnung derſelben unter den einheitli⸗ 
chen Willen der Nation und unter die durch denſelben ge⸗ 
ſchaffene Regierungsgewalt zur Geltung gebracht. So war 
dem Prinzip nach und in formaler Beziehung die Begrün⸗ 
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dung der Centralgewalt und die Wahl des Reichsverweſers 
durch die Nationalverſammlung der größte Sieg, den die 
Revolution errungen, die entſcheidendſte That, die ſie voll⸗ 
bracht hatte, und wir bezeichnen ſie daher mit Recht, als 
den Höhepunkt der deutſchen Revolution. 

Auf der andern Seite aber war in materieller Beziehung 
durch die Begründung der Centralgewalt der Revolution 
ein Ziel geſetzt, bevor noch ihre Forderungen erfüllt waren, 
oder auch nur ihre Erfüllung geſichert ſchien. Die ſchein⸗ 
bar aus dem Volkswillen hervorgegangene Gewalt war nicht 
nur eine monarchiſche, dem Volke in keiner Weiſe verant⸗ 
wortliche, ſondern auch eine aus dem Bereich der bisherigen 
Regierungsgewalten hervorgegangene, die wiederum bei der 
Ausübung ihrer Machtvollkommenheit unzweifelhaft nicht auf 
den Willen des Volkes, ſondern auf die beſtehenden Regie: 
rungen in den Einzelſtaaten hingewieſen war, und mit ihren 
natürlichen Sympathieen ſich ohnedies nach denſelben hin⸗ 
neigte. Das Volk hatte auf das Recht einer freien Fort⸗ 
entwickelung der Revolution verzichtet, indem es ſich ſelbſt 
nicht nur eine einheitliche Vertretung, ſondern auch eine 
einheitliche Regierung geſchaffen; und dieſe war unzweifel⸗ 
haft darauf hingewieſen, die fortdauernden Wellenſchläge der 
Revolution niederzuhalten, die in ihr ſelbſt ihren Ausdruck 
und ihr Organ gefunden haben ſollte. Die Revolution 
wurde abgedämmt, und in ihrer Kraft geſchwächt, bevor ſie 
das Ziel ihrer Laufbahn erreicht hatte. 

Die Begründung der proviſoriſchen Centralgewalt 
ſicherte den Regierungen die Unterdrückung der Revolution, 
aber fie ſicherte der, Nationalverſammlung und dem deut⸗ 
ſchen Volke nicht die Verwirklichung und Durchführung der 
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neuzubegründenden Verfaſſung. Die proviſoriſche Central⸗ 
gewalt hatte in Gemeinſchaft mit den Regierungen jenen 
erſten Theil ihrer Aufgabe vollkommen erfüllt, als man 
die Löſung dieſes zweiten Theils derſelben von ihr erwar⸗ 
tete, und als es ſich zu ſpät kund gab, daß ſie zur Löſung 
derſelben gegen die Regierungen nunmehr weder die 
Kraft, noch den Willen habe. 

Die Begründung der proviſoriſchen Centralgewalt und 
insbeſondere die Berufung des Erzherzogs Johann zum 
Reichsverweſer war aber nicht nur ein Hemmniß für die 
Fortentwickelung der Freiheit, ſondern auch für den Aufbau 
der Einheit Deutſchlands. Denn wie der öſtreichiſche Erzherzog 
auch als Oberhaupt des deutſchen Reiches nicht aufhörte, 
den Intereſſen Oeſtreichs in Deutſchland ſeine beſondere 
Theilnahme zuzuwenden, und in dieſer Beziehung von dem 
Präſidenten des Reichs- Miniſteriums, dem öſtreichiſchen 
Staatsmanne, von Schmerling trefflich unterſtützt wurde, ſo 
wurde gegen dieſen Träger der Centralgewalt die Eiferſucht 
und das Mißtrauen nicht nur der preußiſchen Regierung, 
ſondern, was viel gefährlicher war, eines großen Theils 
des preußiſchen Volkes hervorgerufen, das eine Verletzung 
preußiſcher Ehre in der Unterordnung unter ein öſtreichiſches 
Oberhaupt zu erkennen glaubte. In dieſer Weiſe wurde in 
die einzelnen Glieder des deutſchen Volkes der Grund zu der 
inneren Zerriſſenheit gelegt, die ſich bei der ſpäteren Entwicke⸗ 
lung der Ereigniſſe als ſo verderblich zeigte. Und ſo 
dürfen wir wohl mit vollem Rechte die Begründung der 
proviſoriſchen Centralgewalt auch als den Wendepunkt der 
deutſchen Revolution bezeichnen. 

Sehr bemerkenswerth nun iſt die Aufnahme, welche 
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dieſe Schöpfung der Nationalverſammlung einerſeits bei dem 
Volke, andrerſeits bei den Regierungen fand. Beide Theile 
fühlten ſich nicht vollkommen befriedigt, beide aber gaben 
ihre Zuſtimmung: das Volk indem es das unbedingte Recht 
der Nationalverſammlung zu dieſer Schöpfung anerkannte, 
die Schöpfung ſelbſt aber mißbilligte; die Regierungen, ins 
dem ſie die Begründung der Centralgewalt und die Wahl 
des Reichsverweſers freudig begrüßten, dagegen das Recht 
der Nationalverſammlung zu Beidem nicht anerkannten. Den 
ſprechendſten Ausdruck für dieſe beiden Anſichten finden wir 
einmal in dem am 12. Juli von Johann Jacobi in der 
preußiſchen Nationalverſammlung geſtellten Antrag, ſo wie 
andrerſeits in der Erklärung, welche der preußiſche Miniſter⸗ 
präſident von Auerswald unterm 4. Juli in derſelben 
Verſammlung abgab. — 

Der von Jacobi geſtellte Antrag, welcher bekanntlich 
von der preußiſchen Volksvertretung verworfen wurde, lautet 
nämlich dahin: 

„Die preußiſche conſtituirende Verſammlung kann den von 
der deutſchen Nationalverſammlung gefaßten Beſchluß nicht 
billigen, durch welchen ein un verantwortlicher, an 
die Beſchlüſſe der Nationalverſammlung nicht gebundener 
Reichsverweſer ernannt wird. Die preußiſche conſtitui⸗ 
rende Verſammlung erklärt ſich aber zugleich dahin, daß 
die deutſche Nationalverſammlung vollkommen befugt 
war, jenen Beſchluß zu faſſen, ohne vorher die Zuſtim⸗ 
mung der einzelnen deutſchen Regierungen einzuholen, daß 
es daher der preußiſchen Regierung nicht zuſtand, Vor⸗ 
behalte irgend einer Art zu machen.“ 
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Die Erklärung, welche Auerswald abgegeben hat, lautet 
im Weſentlichen folgendermaßen: 

„In gleichem Maße, wie die deutſche Nationalver⸗ 
ſammlung, iſt Sr. Majeſtät Regierung von der Noth⸗ 
wendigkeit durchdrungen, unverzüglich eine proviſoriſche 
Central⸗Executiv-Gewalt für Deutſchland zu ſchaffen. 
Sie theilt die Anſicht, daß ein Reichs verweſer der geeig⸗ 
netſte Träger einer ſolchen Centralgewalt ſei, und giebt 
für dieſes zum Heile Deutſchlands ſo bedeutungsvolle Amt 
Sr. kaiſerl. Hoheit dem Erzherzog Johann von Oeſtreich, 
in deſſen edler und volksthümlicher Perſönlichkeit die ſichere 
Gewähr für das allgemeine Vertrauen der deutſchen Re⸗ 
gierungen und des deutſchen Volkes liegt, um ſo lieber 
ihre Stimme, als dies Vertrauen des Volkes ſich durch 
die von der Nationalverſammlung in Frankfurt mit gro⸗ 
ßer Stimmenmehrheit auf den Erzherzog gerichtete Wahl 
auf das Unzweideutigſte kundgegeben hat. 

Wenn übrigens die deutſche Nationalverſammlung 
ihre Beſchlüſſe über die Conſtituirung einer proviſoriſchen 
Centralgewalt ohne Mitwirkung der deutſchen Regierungen 
gefaßt hat, ſo verkennt die Regierung Sr. Majeſtät nicht, 
wie die Veranlaſſung dieſes Verfahrens in der außer⸗ 
ordentlichen, von mannigfachen Gefahren bedrohten Lage 
Deutſchlands und in der nunmehr beſtätigten Ueberzeugung 
zu ſuchen iſt, daß alle deutſchen Regierungen Sr. kaiſerl. 
Hoheit dem Erzherzog Johann ihre Stimme für das 
Reichsverweſer⸗Amt geben würden. Die Regierung zwei⸗ 
felt deshalb nicht, daß aus dem Verhalten der deutſchen 
Nationalverſammlung in dieſem außerordentliche Falle für 
die Zukunft Konſequenzen nicht werden gezogen werden.“ 
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Aehnliche Erklärungen und Verwahrungen gingen als⸗ 
bald auch von andern Regierungen und mit beſonderer Ent⸗ 
ſchiedenheit von der Hannöverſchen aus. Vor Allem aber 
ſuchte das gemeinſame Organ der Einzel-Regierungen, der 
Bundestag, den Eindruck, welchen jener ſouveräne Willens⸗ 
akt der Nationalverſammlung und des Volkes hervorrufen 
mußte, zu ſchwächen, und die etwanigen Folgen deſſelben im 
Voraus zu beſeitigen, indem er die nachträglich erfolgte Zu⸗ 
ſtimmung der Regierungen als eine den Beſchlüſſen der 
Nationalverſammlung bereits vorangegangene, und alſo nicht 
durch dieſelbe bedingte bezeichnete; und er drückte dies in 
einem Glückwünſchungsſchreiben an den neuerwählten Reichs⸗ 
verweſer aus, in welchem es am Schluſſe heißt: 

„Die Bundesverſammlung beeilt ſich, Ew. Kaiſerl. 
Hoheit dieſe Ueberzeugungen und Geſinnungen Glück wün⸗ 
ſchend auszudrücken. Ganz beſonders aber gereicht es 
den in der Bundesverſammlung vereinigten Bevollmächtig⸗ 
ten der deutſchen Regierungen zur höchſten Genugthuung, 
Ew. Kaiſerl. Hoheit die Verſicherung ausdrücken zu dür⸗ 
fen, daß ſie ſchon vor dem Schluſſe der Bera⸗ 
thungen über die Bildung einer proviſoriſchen 
Centralgewalt von ihren Regierungen ermächtigt wa⸗ 
ren, für eine Wahl Ew. Kaiſerl. Hoheit zu ſo hohem 
Berufe ſich zu erklären.“ 

Und auch der Reichsverweſer ging ſehr vorſorglich auf 
dieſe Erklärungen und Vorbehalte ein, indem er der an ihn 
entſendeten Deputation der Nationalverſammlung erklärte, 
daß er die auf ihn gefallene Wahl annehme, „welcher, wie 
die Bundes verſammlung ihm angezeigt, die deutſchen Regie⸗ 
rungen ihren Beifall gegeben haben.“ | 
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Am unzweideutigſten aber gaben die Einzel⸗Regierungen 
die Abſicht zu erkennen, von der ihnen thatſächlich oder 
vermeintlich zuſtehenden Souveränität, der Nationalverſamm⸗ 
lung gegenüber, nichts aufzugeben, als der Erzherzog Johann 
am 12. Juli in das hohe Amt, welches ihm übertragen 
war, eintrat. Denn auch hier wurde es zwar der National⸗ 
verſammlung überlaſſen, ihn als Reichsverweſer und als 
Träger der proviſoriſchen Centralgewalt zu proclamiren und 
die feierliche Anerkennung des Geſetzes vom 27. Juni, in 
welchem ſeine Befugniſſe feſtgeſtellt waren, von ihm entge⸗ 
gen zu nehmen. Aber die Uebertragung der eigentlichen 
Regierungsgewalt hatte ſich auch dies Mal der Bundestag 
in dem letzten Moment ſeines Daſeins vorbehalten; und in 
der feierlichen letzten Sitzung dieſes Collegiums gab der da⸗ 
malige Präſident deſſelben, von Schmerling, die Erllä⸗ 
rung ab: 

„Die Bundesverſammlung überträgt Namens — 
deutſchen Regierungen die Ausübung dieſer ihrer verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Befugniſſe und Verpflichtungen an die 
Centralgewalt. 

„Die deutſchen Regierungen, die nur das Wr 
ſtandene Intereſſe des Volkes kennen und beachten, ſie 
bieten freudig die Mitwirkung zu allen Verfügungen der 
Centralgewalt, die Deutſchlands Macht nach Außen und 
im Innern begründen und befeſtigen ſollen. 

„Mit dieſen Erklärungen ſieht die Bundes verſamm⸗ 

lung ihre bisherige Thätigkeit als beendet an.“ 

Und der Reichsverweſer, der ausſchließlich durch den 
Willen des Volkes und durch die Beſchlüſſe ſeiner Vertre⸗ 
ter an die Spitze der deutſchen Nation berufen worden 


war, nahm die Machtvollkommenheit feines Amtes in uns 
zweideutigen Worten von dieſem Organe der Regierungen 
an. Und ſo konnte es geſchehen, daß dieſe Macht, die, wie 
keine andre, unmittelbar aus der Revolution hervorgegangen 
und zum Träger derſelben beſtimmt war, nicht nur den Be⸗ 
ſtrebungen des Volkes auf's Entſchiedenſte entgegenſtand 
und die Abſichten der Regierungen auf's Kräftigſte unters 
ſtützte, ſondern auch den Beſchlüſſen derjenigen Verſamm⸗ 
lung ſich widerſetzte, aus der ſie hervorgegangen war, und 
das mächtigſte Hemmniß für die Durchführung der Verfaſ— 
ſung wurde, für deren Begründung die Nationalverſamm⸗ 
lung berufen und die Centralgewalt geſchaffen war. Es 
konnte geſchehen, daß dieſer Reichsverweſer, als er ſich, den 
wieder mächtig gewordenen Regierungen gegenüber, nicht 
mehr ſtark genug fühlte, ſeine Gewalt fortzuführen, dieſelbe 
nicht in die Hand des Volkes zurücklegte, von dem er ſie 
empfangen, ſondern in die Hand der Regierungen, gegen 
die er ſie üben ſollte, in die Hand der Bundescommiſſion 
des Interims, welche gegenwärtig in Namen Oeſtreichs und 
Preußens, ohne alle Mitwirkung des Volks und ſeiner Ver⸗ 
treter und mit völliger Negation der Revolution und ihrer 
Errungenſchaften, die Centralgewalt über Deutſchland ausübt. 
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Sechster Vortrag. 


Die Höhen: und Wendepunkte der 
Revolution. | 


II. Oeſtreich. 


Die öſtreichiſche Revolution war in ihrem Urſprunge 
und in ihrer Entwickelung weſentlich verſchieden von der 
Volkserhebung in Preußen und in Deutſchland überhaupt. 
Sie erſchien äußerlich ſtärker, geſicherter und geordneter; ſie 
war aber innerlich unzweifelhaft ſchwächer, unklarer und un⸗ 
ſicherer. ö 

Die Erhebung in Wien hatte einen beſtimmten ſicht⸗ 
baren Ausgangspunkt, und ſie wurde in ihrer Entwickelung 
fort und fort von eben dieſem Punkte aus geleitet. Wie 
die Aula und die zahlreiche Studentenſchaft offenbar die 
Revolution hervorgerufen, oder doch zum Ausbruche geführt 
hatte, ſo blieb dieſelbe, ſo lange überhaupt die Volksherr⸗ 
ſchaft währte, bis zu den October-Tagen die Seele der 
Bewegung, und bildete die theils thatſächlich, theils ge⸗ 
ſetzlich anerkannte Spitze der Volksgewalt. Die Revolution 
in Wien hatte ſich in dieſer Weiſe ein anerkanntes Organ 
des Volkswillens geſchaffen, das, obwohl die Regterungs⸗ 
gewalt auch hier nicht aufgehoben war, doch derſelben dro⸗ 
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hend und mahnend jederzeit gegenüber ſtand, und nicht 
ſelten ein entſchiedenes Uebergewicht über die Behörden und 
das Miniſterium kundgab. 

Das Central⸗Comité, welches aus einer gleichen An⸗ 
zahl von Studenten und Mitgliedern der Bürgergarde be⸗ 
ſtand, gab der Revolution und dem Volke, das ſich in 
derſelben befand, jederzeit einen ſichern Haltpunkt. Die 
Beſchlüſſe, welche von dieſem Comité ausgingen, fanden 
ſtets bereitwillige Anerkennung und Ausführung, und es 
ſtand auf dieſe Weiſe der Volkswille in einheitlicher Kraft 
und unter geordneter Leitung der Regierungsgewalt gegen⸗ 
über, und mußte auf die Maaßregeln derſelben ſo lange 
einen entſcheidenden Einfluß ausüben, als die Revvkakion 
überhaupt im Siege war. 

Und in der That war die Stellung, welche dieſes 
Central⸗Comité und die Aula, zu der keineswegs nur 
die Studirenden, ſondern auch die Profeſſoren und früheren 
Mitglieder der Univerſität gehörten, der Maſſe der Be⸗ 
völkerung gegenüber einnahm, eine höchſt eigenthümliche, 
faſt patriarchaliſche, in der ſich die einfache Naivität 
und zugleich das niedrige politiſche Bewußtſein des Volkes 
kundgab. Denn nicht nur unterwarf man ſich jetzt ebenſo 
unbedingt dieſer neugeſchaffenen Autorität, wie früher der 
Regierungsgewalt, ſondern man erwartete auch nun von 
derſelben ſofort die Abhülfe aller Uebel, von denen 
nicht nur die Geſammtheit, ſondern auch der Einzelne ſich 
gedrückt fühlte. Und ununterbrochen war die Aula von 
Leuten aus dem Volke umlagert, die, zum Theil aus ziem⸗ 
licher Ferne herbeigekommen, ihre Wünſche, Bitten und Be⸗ 
ſchwerden dem allvermögenden Studenteneorps vortrugen. 
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So erſchien die Revolution in Wien nicht nur ihres 
Sieges vollkommen gewiß, ſondern ihre ganze Entwickelung 
ſtellte ſich als eine geordnete, einheitliche und darum nach 
Außen hin um ſo mächtigere dar. 

Dagegen war die öſtreichiſche Revolution, wie ſie ſich 
in der Erhebung und Bewegung Wiens darſtellte, ihrer 
inneren Kraft und Bedeutung nach ungleich ſchwächer und 
unſicherer, als die preußiſche. Denn es fehlte ihr die Klar⸗ 
heit des Bewußtſeins über das Ziel ihrer Aufgabe, — es 
fehlte ihr das Bewußtſein eines einheitlichen Geſammt⸗ 
willens, der bei der Verſchiedenheit der Nationalitäten, 
welche den öſtreichiſchen Staat bilden, überhaupt nicht 
möglich iſt. Und die Bevölkerung von Wien vermochte da⸗ 
her in keiner Weiſe mit ihren Beſtrebungen den Geſammt⸗ 
willen der Nation zu repräſentiren. Die öſtreichiſche Re⸗ 
volution mußte ſich vielmehr nothwendig in eine nicht geringe 
Zahl geſonderter Revolutionen ſpalten, und dadurch ihre 
innere Kraft ſchwächen, um endlich der einheitlichen Regie; 
rungsgewalt zu unterliegen. 

In Preußen waren die Bedürfniſſe und die Forderun⸗ 
gen des Volkes klar und beſtimmt. Das Bewußtſein der⸗ 
ſelben war ein gemeinſames und übereinſtimmendes; denn 
nur über das Maaß dieſer Forderungen und über den 
Weg, auf welchem die Erfüllung derſelben zu erreichen ſei, 
gingen die Anſichten der Parteien auseinander; die Forde⸗ 
rungen ſelbſt aber waren für alle dieſelben: Antheil des 
Volkes an der Leitung und Regierung des Staates und 
nationale Einheit mit allen Gliedern und Stämmen der 
deutſchen Nation. 

In Oeſtreich aber konnte man zwar über die Forde⸗ 
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rung der politiſchen Freiheit zu einer gleichen Uebereinſtim⸗ 
mung gelangen; wie aber ſollten hier die verſchiedenen und 
zum Theil einander widerſtrebenen Nationalitäten zu einem 
gleichen Bewußtſein, zu einem gleichen Streben in Bezug 
auf die Aufgabe kommen, welche der öſtreichiſche Staat 
auf dieſem Gebiet zu verfolgen hatte? eine Aufgabe, deren 
Löſung entweder überhaupt eine unmögliche, oder nur durch 
Auflöſung des bisherigen Staatsverbandes zu erzielen iſt. 
Und wie ſollte eine neue Geſtaltung der politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe Oeſtreichs im Sinne und Geiſte der Zeit, d. h. 
im Geiſt der Volksfreihett und National⸗Einheit, geſchaffen 
werden, bevor die Mittel gefunden waren, die ſchroffen Wi⸗ 
derſprüche auf dieſem Gebiet zu löſen oder zu verſöhnen? 
Die Wiener Revolution war offenbar ein Glied der 
allgemeinen deutſchen Bewegung, und hatte inſofern neben 
ihrer politiſchen Bedeutung auch einen nationalen Charakter, 
indem ſie das deutſche Element zur Geltung zu bringen 
ſtrebte, und auf einen Anſchluß Oeſtreichs an die neuzu⸗ 
begründende Einheit Deutſchlands hinwirkte. In dieſem 
Sinne ſah man alsbald auch die ſchwarzgelben Farben von 
den ſchwarzrothgoldenen Bändern und Fahnen verdrängt, 
und auch hier wurden dieſe Farben der deutſchen Nationa⸗ 
lität zu gleicher Zeit als Wahrzeichen der neuerrungenen 
Freiheit angeſehen. Aber bald machten ſich neben dieſen 
Farben auch diejenigen der übrigen Nationalitäten Oeſt⸗ 
reichs geltend, und beſonders war es nach einiger Zeit das 
Weißroth der Slaviſchen Völkerſchaften, das mehr und 
mehr hervortrat, während die Farben Italiens und Un⸗ 
garns ihren eigenen Boden gefunden hatten, ohne daß man 
damals ſchon ein beſtimmtes Bewußtſein gehabt hätte, daß 
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dieſer Gegenſatz der Farben nothwendig auch auf einem 
Gegenſatz der Völker und der Beſtrebungen beruhen müſſe. 

Die geſammte Bevölkerung des öſtreichiſchen Staats 
hatte dem Siege der Revolution in Wien freudig entgegen 
gejauchzt und ſich unbedenklich derſelben angeſchloſſen, weil 
durch dieſen Sieg das Allen in gleicher Weiſe verhaßte 
Syſtem der bisherigen Regierungsgewalt geſtürzt war, weil 
nun Alle in gleicher Weiſe von der neuzubegründenden Ord⸗ 
nung der Dinge eine Erfüllung ihrer Hoffnungen erwarte⸗ 
ten. Aber dieſe Hoffnungen ſelbſt waren bei den verſchie⸗ 
denen Gliedern und Nationalitäten des öſtreichiſchen Staa⸗ 
tes verſchieden; ſie mußten verſchiedene und zum Theil ent⸗ 
gegengeſetzte ſein, und darum konnte man der ſiegreichen 
Bevölkerung Wiens die Führung der Revolution nur ſo 
lange überlaſſen, als es eben nur die Vernichtung der alten 
Zuſtände galt, ſo lange es nur galt, der bisherigen Regie⸗ 
rungsgewalt gegenüber den Willen des Volkes als einen 
berechtigten zur Anerkennung und Geltung zu bringen. 

Als man aber daran gehen mußte, aus den ſcheinba⸗ 
ren Trümmern des alten Staatsgebäudes und auf dem 
Boden, auf welchem daſſelbe bisher geſtanden hatte, den 
neuen Bau aufzurichten, — da mußten die Gegenſätze der 
Richtungen und Beſtrebungen nothwendig und mit jedem 
Tage entſchiedener hervortreten; und Wien, das in ſich 
immer noch mächtig genug war, um jeder Regierungsgewalt 
auf feinem Boden die Spitze zu bieten, ſah ſich allmählig 
immer mehr und mehr iſolirt, wie es ſich ſelbſt von den 
Beſtrebungen andrer Volksſtämme zurückgezogen und fern 
gehalten hatte. Und ſo konnte endlich jedes einzelne Glied 
des öſtreichiſchen Staates von der Regierung unterworfen 
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und die in ſich zerriſſene Revolution überall unterdrückt 
werden. 

Die Ereigniſſe, welche in Oeſtreich den Tagen der 
Revolution folgten, bewegen ſich mehrere Monate hindurch 
auf demjenigen Gebiet, wo alle Entſcheidungen in Wien 
ſelbſt getroffen wurden. Sie beſchränken ſich auf jenen ne⸗ 
gativen Kampf gegen die alte Regierungsgewalt, aus mel: 
chem das Volk immer wieder als Sieger hervor geht, immer 
mit neuer Macht bekleidet erſcheint, während die Verſuche 
der Regierung, von ihrer früheren Gewalt den einen oder 
den anderen Theil zu retten oder zurück zu erobern, immer 
auf's Neue ſcheiterten. 

Das neuernannte Miniſterium Pillersdorf-Latour 
wagte es nicht, das bereits mehrfach genannte Central⸗Co⸗ 
mité aufzulöſen und mußte dieſe zweite und hemmende Re⸗ 
gierungsgewalt neben der ſeinigen dulden. 

Das erſte Geſetz, welches als eine Errungenſchaft der 
Revolution von dieſem Miniſterium erlaſſen wurde, war 
das Preßgeſetz, das unter Aufhebung der Cenſur doch noch 
mancherlei Beſchränkungen der Preſſe, insbeſondere Cautio⸗ 
nen und Conzeſſionen anordnete. So groß aber war das 
Anſehen der Aula ſelbſt bei der Regierung, daß Pillers- 
dorf die Studenten ausdrücklich aufforderte, ihr Urtheil 
über dieſes Geſetz abzugeben. Aber ſo wenig fand daſſelbe 
den Beifall der Studirenden, daß fie es vielmehr, als Zei⸗ 
chen ihrer entſchiedenen Mißbilligung, am 1. April öffentlich 
verbrannten. Natürlich ſtimmte auch die ganze Bevölkerung 
dieſem Urtheile ihrer Führer bei. Die Mißſtimmung, welche 
ſich deßhalb in der Stadt verbreitete, war keine geringe, 
und überhaupt wurde das Mißtrauen gegen die Regierung 
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und beſonders gegen die Camarilla ſtets wach erhalten, weil 
man neben dem öffentlichen Miniſterium noch die Spuren 
einer unſichtbaren Regierungs- und Polizeigewalt zu erken⸗ 
nen glaubte. 5 

Man klagte nicht nur über das, was geſchah, ſondern 
auch über das, was unterblieb, und forderte eine energi⸗ 
ſchere und entſchiednere Thätigkeit zur Beſeitigung alter 
Uebel und Mißſtände, ſo wie zur Entfernung mißliebiger 
Perſonen und Beamten; ja man nahm nicht Anſtand, ſelbſt 
einzugreifen und zu handeln, wo das Miniſterium in ſei⸗ 
nen Entſchließungen zu zögern und zu ſchwanken ſchien. 
So geſchah es z. B. ſchon am 26. März, daß der verhaßte 
Orden der Ligurianer gewaltſam aus Wien vertrieben wurde, 
während es demſelben noch gelungen war, ſeine bedeuten⸗ 
den Beſitzthümer zu retten, und ein gleiches Schickſal traf 
bald darauf auch die ſogenannten frommen Büßerinnen auf 
der Landſtraße. 5 

Die auf dieſe Weiſe fort und fort genährte Unzufrie⸗ 
denheit fand aber ihren mächtigſten Anhaltspunkt, als am 
25. April die verheißene Verfaſſung oetroyirt wurde. Dieſe 
Verfaſſung enthielt viele weſentliche Beſtimmungen, welche 
den damaligen Wünſchen und Erwartungen des Volkes in 
keiner Weiſe entſprachen. Insbeſondere war es das Zwei⸗ 
kammerſyſtem und das durch einen Cenſus beſchränkte Wahl⸗ 
recht, welches die allgemeine Unzufriedenheit und Mißſtim⸗ 
mung erregte; vornehmlich aber war die Erbitterung dar⸗ 
über groß, daß die Regierung ſich für berechtigt gehalten 
hatte, dieſe wichtigſte Schöpfung der Revolution ohne Mit⸗ 
wirkung des Volkes nach eingenem Ermeſſen zu octroyiren, 
während man für die Feſtſtellung der Verfaſſung die Be⸗ 


— 203 — 


rufung einer einzigen, conſtituirenden, aus allgemeinen Ur⸗ 
wahlen hervorgegangenen Verſammlung gefordert und er⸗ 
wartet hatte. f 

Die Aufregung, welche durch dieſen Erlaß der Regie⸗ 
rung hervorgerufen wurde, nahm alsbald eine bedrohliche 
Geſtalt an. Das Studentencomité berief große Volksver⸗ 
ſammlungen, und zahlreiche Petitionen, welche die Zurück⸗ 
nahme der oktroyirten Verfaſſung forderten, gelangten aus 
denſelben an das Miniſterium. Aber das Miniſterium 
weigerte ſich beharrlich, dieſe Forderung zu erfüllen und ſchien 
Maßregeln zum Widerſtande gegen das Verlangen des Vol— 
kes zu ergreifen. Die Aufregung und die Leidenſchaft ſtiegen; 
man begnügte ſich nicht mehr mit dem Verlangen nach Zu⸗ 
rücknahme der Verfaſſung, man forderte nun auch die Ent⸗ 
fernung des Militärs, das wieder eine drohende Haltung 
annahm, und die Conſtituirung eines Sicherheitsausſchuſſes 
aus Studenten und Bürgern. Das Miniſterium beharrte 
bei ſeiner Weigerung, und die Studenten beſchloſſen daher, 
durch eine ſogenannte Sturmpetition den Willen des Vol⸗ 
kes zur Geltung zu bringen. 

Als aber hierauf die Auflöſung des Central-Comités 
von dem Miniſterium deeretirt wurde, konnte der Ausbruch 
einer neuen Kriſe nicht länger vermieden werden. Am 15. Mai 
wurde eine große Verſammlung meiſt bewaffneter Studiren⸗ 
der in der Aula gehalten. Die mit nahe an funfzig Tau⸗ 
ſend Unterfchriften bedeckte Petition ſollte nun dennoch, von 
einer ungeheuren Menſchenmenge unterſtützt, dem Miniſterium 
überreicht werden. Da erdröhnte plötzlich der Generalmarſch 
der Bürgergarden durch die Straßen, und nun ſammelten ſich 
nicht nur dieſe, ſondern viele Tauſende von Arbeitern, die auf 
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die verſchiedenſte Weiſe bewaffnet waren, vor der Aula 
und in den Straßen. Der drohende Zug bewegte ſich 
zum Schutze der Deputation, welche die Petition zu über⸗ 
reichen beſtimmt war, und zur Kundgebung ſeines Willens 
dieſelbe zu unterſtützen, nach der kaiſerlichen Burg, während 
andererſeits zahlreiches Militär aufgeſtellt war, und auch 
ein Theil der Bürgergarde mit dieſem gemeinſchaftliche Sache 
machen zu wollen ſchien. 

Die Lage des Augenblicks war eine bedenkliche; denn 
die Stimmung des Volkes gab ſich als eine drohende und 
entſchloſſene kund. Ein neuer Kampf und ein furchtbares 
Blutbad ſchien unvermeidlich, wenn das Miniſterium die ihm 
geſtellten Forderungen nicht bewilligte. Die Verhandlung 
mit demſelben dauerte mehrere Stunden, und ohne Wanken 
ſtand das kampfgerüſtete Volk inzwiſchen der Militärgewalt 
gegenüber. Endlich gab das Miniſterium nach. Die ok⸗ 
troyirte Verfaſſung ward zurückgenommen, die Berufung 
einer eonftituirenden Verſammlung verheißen und Beides 
ſofort durch öffentliche Proklamation von der Regierung ver⸗ 
kündigt. — 

Der glänzendſte Sieg des Volkes war errungen, und 
erſt mit dieſem Moment ſchien die Revolution vollendet, 
ihre Forderungen geſichert zu ſein. Der Jubel des Volkes 
nach dieſem neuen Siege war allgemein, und die Aula ſtand 
auf der Höhe ihres Anſehens und ihrer Macht. 

Bald aber wurde dieſer Jubel durch ein Ereigniß ge⸗ 
ſtört und verkümmert, das, ſcheinbar unbedeutend, doch auf 
die Bevölkerung Wiens ſehr niederſchlagend wirkte. In der 
Nacht vom 17. zum 18. nämlich war der Kaiſer Ferdinand 
plötzlich mit den übrigen Mitgliedern des Hofes aus Wien 
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entflohen und hatte ſich, wie man fpäter erfuhr, nach Inns⸗ 
bruck begeben. 

Die Anhänglichkeit der Oeſtreicher und insbeſondere 
der Wiener an das Kaiſerhaus, war trotz der Revolution 
immer noch eine innige und ungeheuchelte, obwohl die Per⸗ 
ſon des Kaiſers Ferdinand, bei ſeiner anerkannten Un⸗ 
fähigkeit, die Regierungsgewalt perſönlich zu leiten, ſich keinen 
Anſpruch auf die Liebe des Volkes hatte erwerben können. 

Es war zunächſt das Gefühl eines tiefen Mitleids, 
von dem ein Theil der Bevölkerung gegen die Perſon des 
Herrſchers ergriffen wurde; der ſich in ſeiner eigenen Re⸗ 
ſidenz nicht mehr ſicher glaubte. Das Gefühl einer Beſchä⸗ 
mung, daß man die Bewohner der Hauptſtadt eines Atten⸗ 
tats gegen die unverletzliche Perſon des Kaiſers fähig hielt; 
und da man das Gerücht zu verbreiten ſuchte, daß am 15. Mai 
Bewaffnete in die Zimmer des Kaiſers gedrungen ſeien, und 
daß man die Conzeſſionen des Miniſteriums nur dem Schrek⸗ 
ken und der Beſorgniß deſſelben vor der ihm perſönlich 
drohenden Gefahr zu verdanken habe, ſo wandte ſich der 
Unwille eines Theils der Bevölkerung gegen die Führer der 
Bewegung vom 15. Mai, die man eben noch als die Retter 
und Beglücker des Volkes geprieſen hatte; und es iſt nicht 
zu läugnen, daß in jenen Tagen die Stimmung der Be⸗ 
völkerung von Wien einen bedeutenden Umſchwung erfuhr, 
während die im Geheimen immer thätige Reaktion einen an⸗ 
ſehnlichen Zuwachs gewann. 

Es kam hinzu, daß man durch die Entfernung des 
kaiſerlichen Hofes und der mit demſelben in Verbindung 
ſtehenden Geſandtſchaften, Notabilitäten, u. ſ. w., eine Ent⸗ 
ziehung von Erwerbsquellen, beſonders für den wohlhabendern 
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Theil der Bevölkerung und eine ſteigende Verminderung des 
allgemeinen Wohlſtandes befürchtete, und ſich endlich der Be⸗ 
ſorgniß hingab, daß von dem gegenwärtigen Sitze des kai— 
ſerlichen Hofes aus feindſelige Maßregeln gegen Wien und 
ſeine Bevölkerung ausgehen, eine Belagerung oder militäriſche 
Cernirung der Stadt veranlaßt werden könnte. 

Auch aus den Provinzen, in welchen die feindſeligen 
Gerüchte allgemeine Verbreitung gefunden hatten, gingen 
entſchiedene Proteſte gegen das Verfahren der Wiener Be- 
völkerung und beſonders der Studenten-Legion am 15. Mat 
ein. Und ſo ward der Sturm, der vornehmlich gegen die 
letztere ausbrach, ſo allgemein, daß ſelbſt inmitten derſelben 
Anträge auf ihre freiwillige Auflöſung geſtellt wurden und 
nicht unbedeutende Unterſtützung fanden. Deſſen ungeachtet 
wurde dieſelbe nicht beſchloſſen, zumal da von verſchiedenen 
Seiten und beſonders von der Bürgergarde auch zuſtimmende 
und ermunternde Adreſſen zahlreich eingegangen waren; und 
nur vorlänfig wurde das Enthalten von aller Theilnahme an 
der politiſchen Bewegung von den Studirenden als Grund⸗ 
ſatz angenommen. 

Als aber von dem Hof in Innsbruck als Bedin⸗ 
gung für die Rückkehr nach Wien und für die Verſöhnung 
des Kaiſers, verſchiedene Forderungen, und unter dieſen vor 
Allem die Auflöſung der Studentenlegion entſchieden geſtellt 
wurden, als ſich die Nachricht verbreitete, daß das Miniſte⸗ 
rium die gewaltſame Auflöſung derſelben beſchloſſen habe — 
da erwachte ſolchen Beſtrebungen gegenüber in dieſer wie⸗ 
derum der geſunkene Muth, und in gleichem Maaße die be⸗ 
geiſterte Anhänglichkeit der Bevölkerung an die ſo ſchwer 
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bedrohten Führer ihres Kampfes, an die Begründer und 
Beſchützer ihrer Freiheit. 

Man machte ſich auf Widerſtand gegen die drohenden 
Gewaltmaßregeln gefaßt, und als am 26. Morgens durch 
ein Plakat des Miniſteriums an den Straßenecken die Auf⸗ 
löſung der Legion verkündigt und befohlen wurde, als man 
plötzlich die Univerſität mit Militär beſetzte — da erhob 
ſich die Bevölkerung Wiens unvorbereitet und einmüthig zum 
neuen Kampfe. Es begannen bereits zahlreiche Barrikaden 
die Straßen Wiens zu bedecken, während andererſeits von 
dem Miniſterium die ernſteſten Maaßregeln und ſogar die 
Verkündigung des Belagerungszuſtandes vorbereitet wurde. 
Der Kampf in ſeiner furchtbarſten Geſtalt ſchien diesmal 
unvermeidlich. Die Entſcheidung ſollte eine blutige ſein. 
Aber während die Bevölkerung die Gefahren, welche ihr zu 
drohen ſchienen, nicht ſcheute, hatte das Miniſterium nicht den 
Muth bei ſeinem Widerſtande zu verharren, und abermals 
wurde der Befehl zur Auflöſung der Legion zurückgenommen 
und der neue Sieg des Volkes thatſächlich proklamirt. 

Aber dies Mal war die Aufregung eine ſo große und 
leidenſchaftliche geweſen, daß es eine ſchwere Aufgabe für 
die Studirenden, und beſonders für den damals in ihrer 
Mitte äußerſt angeſehenen Kaplan und Profeſſor Füſter 
war, die Maſſe der bewaffneten Arbeiter von Gewaltthätig⸗ 
keiten und von Selbſtrache gegen einzelne Führer der Reak⸗ 
tion zurückzuhalten; und man konnte zu dieſem Ziele nur 
gelangen, indem man ihnen lohnende Arbeit verhieß und 
wie es heißt, einem Theil derſelben ſofort nieht Geld⸗ 
ſummen zuſtellte. 

Zu gleicher Zeit aber wollte man dieſen neuen und 
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entſcheidenden Sieg nicht vorübergehen laſſen, ohne ſich vor 
wiederholten und ähnlichen Angriffen gegen die neuerrungene 
Volksfreiheit kräftig zu ſichern, und das ſchwer gedehmühtigte 
Miniſterium mußte in die Entlaſſung des Militärs aus der 
Stadt und in die Bildung eines Sicherheitsausſchuſſes, vor⸗ 
nehmlich aus Mitgliedern der Studentenſchaft, willigen, der 
mit ſo umfaſſender Machtvollkommenheit bekleidet, ſo unab⸗ 
hängig von allen übrigen Behörden geſtellt wurde, daß er 
bis zu ſeiner Auflöſung in den Oktobertagen eine Macht 
bildete, welche nicht nur gleichberechtigt neben dem Miniſte⸗ 
rium, ſondern in den meiſten Fällen entſcheidend über dem⸗ 
ſelben zu ſtehen ſchien. 

Die Tage des 15. und 26. Mai waren die glänzendſten 
Siege, welche die Revolution in Deutſchland errungen hatte, 
und ohne blutigen Kampf viel entſcheidender als die Tage 
des 13. März in Wien und des 18. in Berlin. Der Volks⸗ 
wille war zur unbedingten und zweifelloſen Herrſchaft gelangt, 
dem gegenüber keine Regierungsgewalt ſich Geltung ver⸗ 
ſchaffen konnte. Er hatte ſein feſtes, thatſächlich und ge⸗ 
ſetzlich anerkanntes Organ gefunden, durch das er ſich kund⸗ 
geben und verwirklichen konnte. Die öſtreichiſche Revolution 
war mit dem 26. Mai auf ihren Höhepunkt gelangt, ihre 
Herrſchaft ſchien unerſchütterlich und unbeſtritten, und doch 
befand ſie ſich damals ſchon am Wendepunkte ihrer Lauf⸗ 
bahn. — 


Die Gefahr, welche die öſtreichiſche Revolution in ſich 
ſelber trug, war das zweite bis jetzt noch wenig oder doch 
nur unklar hervorgetretene Element derſelben, nämlich das 
Verlangen nach nationaler Selbſtſtändigkeit und Einheit. 
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So lange der Kampf ausſchließlich der politiſchen Freiheit, 
der Mündigkeit des Volkes galt, gab es keinen Gegenſatz 
der Parteien und der Beſtrebungen. Als aber in den ein⸗ 
zelnen Gebieten des öſtreichiſchen Staats die verſchiedenen 
Stämme und Völkerſchaften mit ihren beſonderen Forderun⸗ 
gen hervortraten, konnte der Gegenſatz derſelben nicht ver⸗ 
borgen bleiben. Der Zwieſpalt mußte im Volke ſelbſt ſich 
kund geben, und auf dieſe Weiſe der Regierung eine Hand- 
habe geboten werden, durch welche ſie im Stande war, die 
in ſich widerſtrebenden Elemente des Volkes ſelbſt gegen ein⸗ 
ander zu wenden, und auf dieſe Weiſe die Kraft der Revo⸗ 
lution zu brechen und endlich zu beſiegen. 

Die ſiegreiche Bevölkerung Wiens und deren Führer 
vermochten von Anfang an ſich nicht auf die Höhe des 
Standpunktes zu erheben, von welchem aus ſie über den 
engen Geſichtskreis ihres eigenen Gebietes hinaus ſchauen, 
mit ihrer Wirkſamkeit die große Aufgabe der Zeit vollkom⸗ 
men begreifen, und erfaſſen konnten. Sie vermochten ſich nicht 
zu der Höhe zu erheben, auf welcher ſie die gleichberechtigten 
Anſprüche Anderer gleich ihren eigenen anerkennen und zur 
Geltung bringen mußten. 

Während ſie ſelbſt die glänzendſten Siege gegen die Re⸗ 
gierung feierten, durch welche ſie nicht nur ihre politiſche 
Freiheit zu begründen, ſondern auch die nationale Einheit 
mit allen deutſchen Stämmen wieder zu gewinnen hofften, 
ließen ſie es theilnahmlos und unbekümmert geſchehen, daß 
man in Italien, deſſen Volk ſich im Frühjahr zuerſt unter 
allen erhoben, und durch ſein Beiſpiel zum allgemeinen Siege 
der Revolution mächtig beigetragen hatte, mit den Waffen 
Oeſtreichs dieſelben Rechte und Forderungen bekämpfte, 
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für die ſich die Hauptſtadt des Landes erhoben und die ſie 
durch ihren Sieg zur Geltung gebracht hatte. Ja, es iſt 
nicht zu verkennen, daß man in Wien eine gewiſſe Sym⸗ 
pathie für den Kampf hatte, zu welchem ſich Radetzky 
gegen die neuerſtandene Freiheit und Nationalität der ita⸗ 
lieniſchen Völkerſchaften rüſtete. 

Man konnte ſich trotz des Umſchwunges der Verhält⸗ 
niſſe von dem Gedanken der öſtreichiſchen Oberherrſchaft 
über Italien nicht loßreißen; man hielt die Vorſtellung eines 
mächtigen öſtreichiſchen Staates im Gegenſatz zu der 
Freiheit der Nationen innerhalb deſſelben feſt, während man 
für ſich ſelbſt dieſe Freiheit und Nationalität in Anſpruch 
nahm. Man bedachte nicht, daß das Princip, für welches 
ſich die Völker erhoben hatten, vollſtändig und überall zur 
Anerkennung und Geltung gebracht werden müſſe, wenn es 
ſtark genug ſein ſolle, ſich zu erhalten und zu verwirklichen, 
und daß die Unterdrückung und Vernichtung dieſes Prin⸗ 
cips an einer Stelle die Kraft deſſelben überall ſchwächen, 
die Macht der feindſeligen Regierungsgewalten wieder auf⸗ 
richten und ſtärken müſſe. — Man gab es zu, daß das 
unzweifelhafte Recht eines Volkes niedergeworfen und er⸗ 
drückt werden ſollte durch eine Militärgewalt, die man eben 
auf dem eigenen Gebiete glücklich und ſiegreich bekämpft 
hatte, — durch eine Gewalt, die ſich immer noch außerhalb 
des Volkes und im Gegenſatze zu demſelben befand, und 
die durch einen jeden Sieg über die Volksrechte zu neuer 
Macht anwuchs, um endlich daſſelbe auf allen Gebieten des 
Staates zu bekämpfen und das Uebergewicht der Regierun⸗ 
gen über die Rechte des Volkes auf's Neue zu begründen. 
Die Duldung des erneuten italieniſchen Kampfes, die Theil⸗ 
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nahmloſigkeit für die Rechte und das Geſchick des italieni⸗ 
ſchen Volkes und gar die Symparthie für die Waffen 
Oeſtreichs, welche gegen dieſe Rechte gekehrt wurden, war 
der erſte Riß in der einheitlichen Kraft der Revolution, von 
welcher in Oeſtreich die alte Regierungsgewalt niederge⸗ 
worfen war. x 

Viel tiefer und zerſtörender aber mußte für die Ent⸗ 
wickelung dieſer Revolution der innere Zwieſpalt werden, 
der ſich alsbald zum Theil auf deutſchem Boden ſelbſt zwi⸗ 
ſchen den Beſtrebungen der deutſchen und der ſlaviſchen 
Nationalität kundgab. Und wir müſſen hier einen Augen⸗ 
blick bei der Betrachtung der allgemeinen panſlaviſtiſchen 
Beſtrebungen ſtille ſtehen, da dieſelben auf das Schickſal der 
geſammten gegenwärtigen Bewegung von dem weſentlichſten 
Einfluſſe waren, deſſen Umfang und Ziel ſich auch jetzt noch 
nicht klar überſchauen läßt. 

Die flaviſche Nation, die in ihrer Geſammtheit auf 
dem europäiſchen Continent eine Bevölkerung von nahe an 
achtzig Millionen Seelen umfaßt, iſt durch die verſchiedenen 
Schickſale, die ſie in der Geſchichte erfahren, großentheils 
auf verſchiedene Gegenden des europäiſchen Oſtens zerſtreut, 
mit andern Nationen vermiſcht und unter die Botmäßigkeit 
derſelben gebracht worden, während ſich andrerſeits aus die⸗ 
ſer Nationalität der colloſſale ruſſiſche Staat bildete. Die 
zerſtreuten und überwundenen Völkerſchaften der Slaven 
waren allmählig auch durch Verſchiedenheit der Sprache, der 
Sitten und der politiſchen Bedürfniſſe in Gegenſätze aus⸗ 
einander gefallen, die einander zum Theil feindlich gegen— 
über ſtanden, und die wiederholte gewaltſame Theilung des 
polniſchen Reiches, an welcher Rußland den weſentlichſten 

14 * 


— 212 — 


Antheil hatte, nährte längere Zeit hindurch einen ſo tiefen 
Haß der unterdrückten Slaven gegen dieſen Hauptſtaat ihrer 
Nation, daß unter denſelben ſogar die Neigung zu einem 
Anſchluß an das germaniſche Element mehr und mehr Wur⸗ 
zel zu faſſen ſchien. 

Als aber die Hoffnungen auf eine Wiederherſtellung 
Polens, welche man im Anfange dieſes Jahrhunderts von 
Frankreich und auch von Deutſchland aus erwartete, nach den 
Befreiungskriegen abermals vereitelt waren; als die Aus⸗ 
ſicht auf die Wiedererlangung politiſcher Selbſtſtändigkeit 
für den Augenblick aufgegeben werden mußte, richteten ſich 
die Beſtrebungen des Volkes und ſeiner Führer vornehm⸗ 
lich auf die Wiedererweckung und Erhaltung des natio⸗ 
nalen Bewußtſeins in dem unterdrückten und zerriſſenen 
Volke. Und ohne daß man im Herzen die Hoffnung auf 
die Wiederaufrichtung eines großen polniſch⸗ſlaviſchen Rei⸗ 
ches aufgab, bemühte man ſich vornehmlich, die geſchichtli⸗ 
chen Erinnerungen an die zerfallene Größe und Einheit 
durch Abfaſſung nationaler Geſchichtswerke zu erhalten, die 
Sprache und Literatur zu beleben, die alten Sitten zu wah⸗ 
ren, und ſo das Aufgehen in die fremde Nationalität zu 
verhüten. Freilich gingen dieſe Beſtrebungen bei den ver⸗ 
ſchiedenen Stämmen der ſlaviſchen Nation weſentlich aus⸗ 
einander, und insbeſodere waren es neben den Polen die 
Czechen in Böhmen und Mähren, die illiriſchen Stämme in 
Kroatien, Serbien und der Bulgarei, die auf dieſem Ge⸗ 
biet ſelbſtſtändige Richtungen verfolgten. Und wir erwäh⸗ 
nen hier nur die Namen des Slovaken Schafſarik, des 
Polen Miskieviez und beſonders des Czechen Kolar, 
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der ſich mit das bedeutendſte Verdienſt um dieſe Beſtrebun⸗ 
gen erworben hat. 

Die Ereigniſſe des Jahres 1830 riefen den bekannten 
mißlungenen Verſuch zur Wiedererlangung der politiſchen 
Selbſtſtändigkeit Polens hervor; und das Verhalten der bei⸗ 
den deutſchen Regierungen bei dieſem Kampfe trug nicht 
wenig dazu bei, die Slaven mehr als bisher dem deutſchen 
Volke zu entfremden. Jemehr aber die Beſtrebungen nach 
nationaler Einheit genährt wurden, umſomehr konnte auch 
hier und da der Gedanke aufſteigen, ſich dem bisher ſo 
verhaßten ruſſiſchen Staate anzunähern, um mit vereinter 
Kraft das Recht der großen ſlaviſchen Nation den europäiſchen 
Völkern gegenüber zur Geltung zu bringen. Und der polniſche 
Aufſtand des Jahres 1846, welcher ſich auf Poſen, Galizien 
und Krakau beſchränkte, ſcheint die Idee verfolgt zu haben, 
daß vor Allem eine Befreiung von der deutſchen Oberherr⸗ 
Schaft nothwendig ſei, um zu dieſem letzten Zwecke der ſla⸗ 
viſchen Nation gelangen zu können. 

Die große europäiſche Bewegung des Jahres 1848 
ſchien aber auch den Beſtrebungen der ſlaviſchen Nation 
eine neue Wendung, eine neue Geſtalt zu geben, und er⸗ 
weckte in ihnen die wohlbegründete Hoffnung, daß ihre Rechte 
die von den abſolutiſtiſchen Regierungen zurückgewieſen 
und unterdrückt worden waren, von den frei gewordenen 
Völkern zur Anerkennung gebracht werden würden. 

Da aber auf dem ganzen Kontinent Rußland allein 
von dieſer Bewegung nicht ergriffen, das Prinzip der Völ⸗ 
kerfreiheit hier nicht zur Anerkennung gebracht wurde, ſo 
mußte ſich die Hoffnung der Slaven zunächſt auf Deutſch⸗ 
land, auf das ſiegreiche Volk in Preußen und Oeſtreich richten, 
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um von demſelben ihre Freiheit und Selbſtſtändigkeit frei⸗ 
willig wieder zu erlangen, und wie ſie glaubten, auch ſeine 
Unterſtützung zum Kampfe gegen Rußland zu gewinnen, 
von welchem die Selbſtſtändigkeit Polens mit e KON 
erzwungen werden ſollte. 

Die erſten Momente und Erfolge der Revolution wa⸗ 
ren wohl geeignet, dieſe kühne Hoffnung zu wecken und zu 
nähren. Die Befreiung der gefangenen Polen war einer 
der erſten Akte, welchen die ſiegreiche Bevölkerung Berlins 
hervorrief, und wenige Tage darauf erfolgte die königliche 
Verheißung, die polniſche Nationalität in der Provinz Poſen 
wieder herzuſtellen. Gleiche Hoffnungen waren es, welche die 
lebendige Sympathie der einflußreichen Czechen-Partei in Böh⸗ 
men und Mähren für den Sieg der Revolution in Wien 
hervorriefen, und in der erſten Aufregung, welche den 
Kämpfen der Märztage folgte, fand der Gedanke an einen 
gemeinſamen Kampf der Slaven und Deutſchen gegen Ruß⸗ 
land zur Wiederherſtellung Polens und zur Begründung 
eines großen ſlaviſchen Mittelreichs, durch welches die Macht 
und der Einfluß des ruſſiſchen Koloſſes auf die europäiſchen 
Verhältniſſe gebrochen werden ſollte, lebhaften Anklang. 
Beide Nationen ſchienen von den innigſten Sympathieen 
gegen einander durchdrungen, der Gegenſatz der Nationali⸗ 
täten ſollte dem gemeinſamen Intereſſe für die großen Zwecke 
der europäiſchen Revolution weichen, und ein inniges Bünd⸗ 
niß der ſlaviſchen und germaniſchen Stämme hervorgerufen 
werden, um den Abſolutismus des ruſſiſchen e zu 
bekämpfen. 

Aber dieſe Begeiſterung, dieſe Sympathie konnten nicht 
von langer Dauer ſein, als auf denjenigen Gebieten, auf 
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welchen die beiden Nationalitäten in gedrängter Miſchung 
neben einander ſich bewegten, die gleichartigen und darum 
widerſtrebenden Intereſſen einen Konflikt unvermeidlich mach⸗ 
ten; als die Slaven ihre vermeintlichen Rechte auf das 
ganze Gebiet der Länder geltend machten, die in verfloſſenen 
Jahrhunderten ihrer Herrſchaft angehört, auf denen aber 
inzwiſchen germaniſche Stämme nicht nur die ausgedehnteſte 
Verbreitung, ſondern auch den entſchiedenſten Einfluß ge⸗ 
wonnen hatten. In der preußiſchen Provinz Poſen gab ſich 
dieſer unlösbare Zwieſpalt zuerſt in einem offenen und blu⸗ 
tigen Kampfe zwiſchen der deutſchen und polniſchen Bevöl⸗ 
kerung kund, und während hier die Hoffnungen der Slaven 
allmälig in traurigſter Weiſe getäuſcht wurden, entwickelte 
ſich in Oeſtreich und beſonders in Böhmen in anderer Weiſe 
der Kampf zwiſchen den beiden Nationalitäten, der zur end⸗ 
lichen Unterwerfung beider unter die Alleinherrſchaft des 
öſtreichiſchen Kaiſerhauſes führte. 

Schon am 28. März ging von Prag eine große Pe⸗ 
tition der Czechen aus, welche die unauflösbare Vereinigung 
ſämmtlicher zur Krone Böhmens gehörigen Länder unter einem 
beſonderen verantwortlichen Miniſterium und mit einer be⸗ 
ſonderen Volksvertretung forderte, und am 8. April wurden 
dieſe Forderungen großen Theils bewilligt. Als aber für 
die nach Frankfurt a. M. berufene deutſche Nationalverſamm⸗ 
lung in allen deutſchen Ländern Oeſtreichs, und alſo auch 
in Böhmen und Mähren, Abgeordnete gewählt werden ſoll⸗ 
ten, glaubten die Czechen hierin eine drohende Gefahr für 
ihre Selbſtſtändigkeit zu erkennen, und am 1. Mai erließen 
daher die Grafen Thun und Dheym von Prag aus einen 
Aufruf an alle ſlaviſchen Völkerſtämme, in welchem gegen 
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den Anſchluß und die Unterordnung Oeſtreichs unter ein 
neu zu begründendes deutſches Reich Proteſt erhoben, 
die Betheiligung an den Wahlen zur deutſchen National⸗ 
verſammlung zurückgewieſen und ein allgemeiner Kongreß 
von Abgeordneten aller ſlaviſchen Stämme auf den 31. Mai 
nach Prag berufen wurde. 

Der Zwieſpalt zwiſchen dem germaniſchen und ſlaviſchen 
Element, inmitten eines deutſchen Gebiets lag hierdurch am 
Tage, und gab bereits am 10. Mai zu einem Konflikte in 
Prag ſelbſt Veranlaſſung, welcher wahrſcheinlich durch jene 
Wahlen hervorgerufen wurde. Und ſchon kurz nach der Erhe⸗ 
bung des 15. Mai in Wien, zeigte ſich in Böhmen der ent⸗ 
ſchiedene Widerſpruch gegen das Uebergewicht der deutſchen 
Hauptſtadt, und unmittelbar nach den Ereigniſſen des 26. Mai 
die wir ſo eben dargeſtellt haben, fand ſich der Graf Thun 
in Prag veranlaßt, daſelbſt einen beſonderen Regierungsrath 
für Böhmen zu errichten, welcher ſich entſchloſſen zeigte, ohne 
Beachtung des Miniſteriums in Wien nur mit dem kaiſer⸗ 
lichen Kabinet zu verhandeln, und auf dieſe Weiſe den in⸗ 
neren Bruch der öſtreichiſchen Revolution proklamirte, eben 
um dieſelbe Zeit, als dieſe auf ihren Höhepunkt gelangt ſchien. 

Die öſtreichiſche Regierung that vorläufig nichts, um 
dieſem offenen Widerſtande gegen die höchſte Staatsgewalt 
entgegen zu treten, und auch in ſpäterer Zeit iſt der Graf 
Thun für dieſe ſeine Maßregel unbeſtraft geblieben. 

Am 2. Juni trat nun der ſlaviſche Kongreß in Prag 
zuſammen, der von mehr als dreihundert Abgeordneten der 
verſchiedenſten Stämme beſchickt worden war, und es ergab 
ſich die eigenthümliche Erſcheinung, daß, da die Mitglieder der 
verſchiedenen ſlaviſchen Stämme ſich in ihrer eigenen Sprache 
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gegenſeitig nicht verſtändlich machen konnten, dieſe vorzugs⸗ 
weiſe gegen Deutſchland gerichtete Verſammlung, ſich ge⸗ 
nöthigt ſah, in deutſcher Sprache zu verhandeln, und dadurch 
ſowohl den Mangel an innerer Einheit unter ſich, als auch 
das Uebergewicht deutſcher Bildung in ihrer eigenen Mitte 
anerkennen mußte. 

Die Hauptanträge, welche nun in dieſem großen Kon— 
greß von dem früher erwählten Central⸗Comité geſtellt wur⸗ 
den, waren der Abſchluß eines Schutz- und Trutzbündniſſes 
zwiſchen allen ſlaviſchen Völkerſtämmen, die nähere und un⸗ 
unterbrochene Verbindung in Kunſt und Wiſſenſchaft zwiſchen 
denſelben, die Abweiſung jeder Unterwürfigkeit unter eine 
fremde und beſonders unter die deutſche Nationalität, die 
Ungiltigkeits⸗Erklärung der von der Frankfurter National⸗ 
verſammlung zu faſſenden Beſchlüſſe für die ſlaviſche Be⸗ 
völkerung Oeſtreichs und endlich die Umgeſtaltung Oeſtreichs 
zu einem Föderativſtaat gleichberechtigter Nationen. 

Die Verſammlungen dieſes Kongreſſes hatten bereits 
vom 2.— 12. Juni gewährt und allmälig einen immer ſtür⸗ 
miſcheren und entſchiedneren Charakter angenommen, indem 
die Abſichten immer mehr hervortraten, die volle Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und Unabhängigkeit der Slaven nicht nur von 
den Deutſchen, ſondern innerhalb des öſtreichiſchen Staats⸗ 
verbandes überhaupt zu erringen. In der Bevölkerung von 
Prag, und von ganz Böhmen hatten dieſe Verhandlungen 
die gewaltigſte Aufregung hervorgerufen und Fürſt Win⸗ 
diſchgrätz als kommandirender General in Böhmen fand 
ſich bei der immer drohender werdenden Stimmung des 
Volkes veranlaßt, Schutzmaßregeln gegen etwanige Angriffe 
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zu ergreifen und auf den Höhen, welche die Stadt beherrſchen, 
Kanonen auffahren zu laſſen. 

Dieſe Maßregeln brachten eine um ſo größere Aufre⸗ 
gung hervor, als in Prag allgemein die Anſicht verbreitet 
worden war, daß dieſe Beſtrebungen der Slaven, als Ge⸗ 
gengewicht gegen die vermeintlichen Anmaßungen der Deut⸗ 
ſchen in Wien und Frankfurt, von der dortigen Regierung 
und insbeſondere vom Hofe zu Innsbruck begünſtigt wür⸗ 
den. Man forderte daher von Windiſchgrätz nicht nur die 
ſofortige Entfernung jener Batterieen, ſondern ſogar die 
Auslieferung von 24 Geſchützen und 6000 Gewehren an die 
Prager Bevölkerung; und als dies entſchieden verweigert 
wurde, ward am 12. Juni eine große öffentliche Meſſe auf 
dem Roßmarkt angeordnet, in welcher das Volk zum Kampfe 
fanatiſirt werden ſollte. 

Dieſer Kampf entſpann ſich auch alsbald, als den be⸗ 
waffneten Maſſen das Militär ſich entgegenſtellte, und währte 
mit furchtbarer Heftigkeit bis zum 14. Juni, ohne daß eine 
Entſcheidung für den einen oder den andern Theil eingetre⸗ 
ten wäre; und eines der erſten Opfer dieſes Kampfes war 
die Gemahlin des Fürſten Windiſchgrätz, welche am Fen⸗ 
ſter ihres Palaſtes ſtehend von einer Kugel getroffen wurde. 
In der Nacht vom 14. zum 15. aber zogen ſich die Trup⸗ 
pen plötzlich aus dem Innern der Stadt heraus; und ſchon 
gab ſich die Bevölkerung Prags der Freude über ihren ver⸗ 
meintlichen Sieg hin, als man bemerkte daß Windiſchgrätz 
die ſogenannte Kleinſeite und alle umliegenden Höhen be⸗ 
ſetzt hatte und die Stadt mit einem vernichtenden Bombar⸗ 
dement bedrohte. 

Ein furchtbarer Schrecken ergriff die Bevölkerung, und 
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viele, beſonders deutſche Familien entflohen aus der Stadt. 
Der 15. und 16. vergingen mit Unterhandlungen wegen 
Uebergabe der Stadt, und die Bürgerſchaft war zum Theil 
zu derſelben geneigt; aber die Studenten und beſonders der 
fogenannte Swornoſt-Verein wußte dieſelbe zu verhindern, 
und am Abend des 16. Junt begann das Bombardement 
von Prag, in Folge deſſen ſchon am 17. die Stadt den 
Truppen übergeben wurde. 

Der Fürſt Windiſchgrätz hat ſich den zweifelhaften 
Ruhm erworben, der Erſte geweſen zu ſein, der durch ſcho⸗ 
nungsloſe Anwendung der Waffengewalt eine Volkserhebung 
niederwarf. Er hat dieſen Ruhm durch die unbeugſame 
Härte gewahrt und erhöht, mit welcher er bei dem Kampf 
gegen Wien und nach der Eroberung deſſelben gegen die 
Bevölkerung verfuhr; und nur den glänzenden Thaten eines 
Haynau iſt es gelungen, den Ruhm des Windiſchgrätz ſelbſt 
bei ſeinen begeiſtertſten Bewunderern in den Schatten zu 
ftellen. 

In dem wiedereroberten Prag wurden nun Verhaftungen 
vorgenommen, der Belagerungszuſtand erklärt, und Kriegs⸗ 
gerichte angeordnet. Aber man hat niemals etwas über 
das Reſultat der angeſtellten Unterſuchungen erfahren. Keine 
Hinrichtung und auch verhältnißmäßig wenig Beſtrafungen 
haben Statt gefunden, und die vornehmſten Führer der ſla⸗ 
viſchen Erhebung haben ſich bald als Mitglieder der rechten 
Seite und als die weſentlichſten Stützen der Regierung und 
der Dynaſtie auf dem conſtituirenden Reichstage zu Wien 
hervorgethan. 

Mit dem Moment aber, in welchem der bewaffnete Auf⸗ 
ſtand der Slaven in Prag mit Gewalt der Waffen unterdrückt 


— 220 — 


war und die Hoffnung derſelben auf Selbſtſtändigkeit und 
Unabhängigkeit vernichtet ſchien, ſcheint bei der Regierung 
und beſonders bei der Hofpartei der Entſchluß zur Reife 
gekommen zu ſein, ſich für die beabſichtigte Bewältigung der 
Revolution zunächſt und vornehmlich auf die ſlaviſche Be⸗ 
völkerung zu ſtützen, und ſie als Gegengewicht gegen die 
Deutſchen und die mit ihnen een Magyaren zu 
benutzen. 

Man meinte in Wien und beſonders in Innsbruck die 
beſiegten Slaven williger für die Zwecke der Regierung zu 
finden, als die bis jetzt immer noch ſiegreichen Deutſchen; 
man wollte ihnen, trotz ihrer Beſiegung durch Waffengewalt, 
die Hoffnung auf die Verwirklichung ihrer Beſtrebungen — 
und wenn auch nicht auf abſolute Selbſtſtändigkeit, ſo doch 
auf ein vorherrſchendes Uebergewicht in der Neugeſtaltung 
des Staates — erwecken, wenn ſie mit der Regierung gegen 
den gemeinſchaftlichen Feind ſich verbinden und ſich derſel— 
ben unbedingt hingeben wollten. Man glaubte hierbei mit 
Zuverſicht, auf den alten von der Metternich'ſchen Politik 
wohlgenährten Haß zwiſchen Slaven auf der einen, Deut⸗ 
ſchen und Magyaren auf der andren Seite rechnen zu kön⸗ 
nen, auf dieſen immer ſich erneuenden Nationalhaß, der im 
gegenwärtigen Augenblick zur hellen Flamme emporloderte, 
da die Slaven ſich bei ihrer Erhebung von den Deutſchen 
verlaſſen und verrathen glaubten. 

Die Regierung hat ihren Zweck vollkommen erreicht. 
Es war das ſlaviſche Volk, mit deſſen Hilfe die October⸗ 
revolution in Wien allein unterdrückt zu werden vermochte. 
Aber wie ſehr die ſlaviſche Nation gleich allen übrigen in 
ihren Hoffnungen getäuſcht wurde, welche man lange Zeit 
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hindurch zu nähren ſuchte, wie ſehr fie nur mißbraucht 
worden iſt, um die unbedingte Regierungsgewalt der Dyna⸗ 
ſtie wieder herzuſtellen, das haben die ſpäteren Ereigniſſe 
bis auf die neueſte Zeit gelehrt, und vergebens ſträuben 
ſich gegenwärtig die flaviſchen Stämme gegen die Maßre⸗ 
geln der öſtreichiſchen Regierung, durch welche ihre Freiheit 
und Selbſtſtändigkeit mehr und mehr unterdrückt wird. 

In Wien hatten die erſten Nachrichten von dem Be— 
ginn des Kampfes in Prag eine gewaltige Aufregung her— 
vorgerufen, beſonders die Studirenden beabſichtigten, fofort 
ihren bedrängten ſlaviſchen Brüdern Beiſtand zu leiſten, und 
man forderte nicht nur von dem Miniſterium, die Zurück⸗ 
nahme der von Windiſchgrätz getroffenen Maßregeln ſofort 
anzuordnen, ſondern rüſtete auch ſogleich bewaffnete Zuzüge 
aus, welche den bedrängten Bewohnern von Prag Hilfe 
bringen ſollten. Aber es zeigte ſich bei dieſer Gelegenheit 
bald, daß unter den Deutſchen in Wien auch für die ſlaviſche 
Bevölkerung und ihre Forderungen keine nationale Sympa⸗ 
thie vorhanden war, und es brach ſogar ein offner Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen den Abgeordneten der Prager Univerſttät und 
dem Studenten⸗Comité aus. Die bewaffneten Zuzüge kehr⸗ 
ten unverrichteter Sache zurück, als ſie unterwegs auf Hin⸗ 
derniſſe ſtießen; die Verhandlungen mit dem Miniſterium, 
welches durch Ausflüchte Zeit zu gewinnen ſuchte, wurden 
ohne Energie geleitet, und ehe man zu einem Reſultat ge⸗ 
kommen war, gelangte die Nachricht von der Unterdrückung 
der böhmiſchen Revolution, von der Uebergabe Prags an 
Windiſchgrätz nach Wien, und man nahm die vollendete 
Thatſache hin, ohne zu bedenken und zu ahnen, welche Fol⸗ 
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gen dieſelbe für den geſammten Entwickelungsgang der Re 
volution haben mußte. 

Die ſiegreiche und wie es ſchien allmächtige Bevölke⸗ 
rung Wiens begnügte ſich mit den Errungenſchaften, die ſie 
für ſich ſelbſt erzielt hatte, — ſie ließ es abermals geſche⸗ 
hen, daß ein gleichberechtigtes Glied des Staates mit ſeinen 
Anſprüchen, die auf denſelben Grundſätzen beruhten, wie 
ihre eigenen, zurückgewieſen, daß die Erhebung eines Bru- 
derſtammes mit Waffengewalt unterdrückt wurde. Man be⸗ 
dachte nicht, daß es des einmüthigen Zuſammenwirkens der 
ganzen Nation bedurfte, um den Sieg der Revolution gegen 
die Regierungsgewalt zu wahren und zu ſichern. Man dul⸗ 
dete nicht nur, daß die geſammte Kraft des Volkes ge⸗ 
ſchwächt wurde, indem derſelben ein ſo mächtiger Theil wie 
der der ſlaviſchen Bevölkerung entzogen ward, ſondern man 
wandelte dieſelbe auch in Gegner um, die um ſo gefährli⸗ 
cher waren, als der alte Haß der Slaven gegen die Deut: 
ſchen ſie leicht zur verderblichſten Waffe in der Hand der 
Regierung machen konnte. 

Die Ereigniffe in Prag dürfen wir daher mit Recht 
als den Wendepunkt der öſtreichiſchen Revolution bezeichnen, 
in welchen die Volkskraft geſchwächt und zerſplittert, die 
Regierungsgewalt geſtärkt und ermuthigt und durch den 
Zwieſpalt der Nationalitäten zu neuer Kraft erhoben wurde. 
Die Unterdrückung der Revolution in Prag iſt der Anfang 
zur Iſolirung Wiens, vermöge deren es endlich wied er der 
überwiegenden Gewalt der Regierung unterliegen mußte. 

In naher Beziehung zu den Ereigniſſen in Prag und 
zu der flaviſchen Erhebung überhaupt ſteht der unglückliche 
Kampf, welcher in der preußiſchen Provinz Poſen von der 
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polniſchen Bevölkerung zunächſt gegen die deutſche und in 
Folge deſſen auch gegen die Militärgewalt der Regierung 
geführt wurde. 

Wir nehmen daher umſomehr Gelegenheit, deſſelben 
an dieſer Stelle Erwähnung zu thun, als auch die Folgen 
dieſes ſcheinbar vereinzelten Kampfes eine ähnliche und 
weſentliche Rückwirkung auf die Revolution in Preußen 
ausübten. 

In Berlin hatte ſich unmittelbar nach der Revolution, 
wie bereits erwähnt, die entſchiedenſte Sympathie für die 
Sache der Polen kundgegeben. Die Befreiung der Gefan- 
genen vom Jahre 1846 war am 20. März mit Begeiſte⸗ 
rung aufgenommen worden, und die allgemeine Verbrüde⸗ 
rung, welche Mieros lawski in feiner. Anrede ans Volk 
verkündet hatte, wurde durch Bildung eines Polencorps 
unter der Bürgerwehr bekräftigt. Am 24. März hatte der 
König die nationale Reorganiſation der Provinz verheißen, 
und zugleich die Bildung einer gemiſchten Commiſſion aus 
Polen uud Deutſchen genehmigt, um desfalſige Anträge an 
die Regierung zu ſtellen. Gleichzeitig aber hatte ſich ein 
polniſches National⸗Comité zu Poſen gebildet, das, wie die 
Deutſchen in der Provinz behaupteten, Regierungsge⸗ 
walt ſich anmaßte, Bewaffnung der Polen anordnete und 
auf eine Unterdrückung des deutſchen Elements in Poſen 
hinſtrebte. 

Schon am 30. März erließ daher die Regierung zu Brom⸗ 
berg ein energiſches Publikandum gegen die Uebergriffe die⸗ 
ſes Comites, und am 3. April erging von einem großen 
Theil der deutſchen Bevölkerung der Provinz das Verlan⸗ 
gen, von der Reorganiſation der Provinz ausgeſchloſſen und 
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dem deutſchen Bunde einverleibt zu werden. Es wurde 
hierauf der General⸗-Major v. Williſen (gegenwärtig Com⸗ 
mandeur der ſchleswig-holſteiniſchen Truppen), der bei der 
polniſchen Bevölkerung Poſens ſehr beliebt war, zum Re— 
gierungs-Commiſſarius ernannt und zur Ausgleichung der 
widerſtrebenden Forderungen nach Poſen geſendet. Das 
National-Comité aber machte in Folge deſſen erhöhte An⸗ 
ſtrengungen, um die Polen für ihre Selbſtſtändigkeit zu be⸗ 
geiſtern. Die Provinzial-Stände der Provinz lehnten am 
6. April den Anſchluß an den deutſchen Bund ab, während 
die Minorität dieſen Anſchluß für die deutſchen Diſtrikte 
um ſo dringender forderte. Die Reibungen zwiſchen den 
beiden Nationalitäten führen endlich zu einem offenen Kampfe, 
an welchem auch die Militärgewalt ſich gegen die Polen be- 
theiligte. Doch gelang es dem General Williſen am 
14. April mit den Häuptern der polniſchen Erhebung zu 
Jaroslaviec eine Convention abzuſchließen, nach welcher die 
bewaffneten und zu größeren Truppenkörpern zuſammengezo⸗ 
genen Polen zum Theil in ihre Heimat entlaſſen, zum Theil 
unter Oberaufſicht eines preußiſchen Offiziers in die poſe⸗ 
ner Diviſion aufgenommen und unter Wiederherſtellung 
der ordnungsmäßigen Regierungsgewalt die Militär-Maaß⸗ 
regeln ſiſtirt werden ſollten. 

Aber die Hoffnungen und Anſprüche der Polen wurden 
durch die Königl. Erklärung vom 14. April getäuſcht, nach 
welcher die ſogenannten deutſchen Theile der Provinz von 
der verheißenen Reorganiſation ausgeſchloſſen wurden. Ge⸗ 
gen dieſe Maßregel legte daher das Nationalcomits entſchie⸗ 
denen Proteſt ein. Die Aufregung in der polniſchen Be⸗ 
völkerung ſowohl gegen die Deutſchen wie gegen die Regie⸗ 
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rung ſtieg wieder zu einer bedenklichen Höhe, und wurde be⸗ 
ſonders von der Geiſtlichkeit unter Führung des Erzbiſchofs 
von Przyluski rege gehalten, indem die katholiſche Religion 
durch die Deutſchen bedroht ſein ſollte, und es entſpann ſich 
auf's Neue ein Kampf der mit blutigem Haß und leider 
auch nicht ohne rohe Grauſamkeit von beiden Seiten ge⸗ 
führt wurde. 

Inzwiſchen war auf Antrag der preußiſchen Regierung 
die Aufnahme des durch die ſogenannte Demarkations⸗ 
linie abgegrenzten Gebiets der Provinz Poſen in den deut⸗ 
ſchen Bund am 22. April von der Bundesverſammlung be⸗ 
ſchloſſen worden. Die Polen glaubten ſich nun nur noch 
auf die Waffengewalt ſtützen zu dürfen, und führten einen 
muthvollen und verzweifelten Kampf gegen die preußiſchen 
Truppen, aus welchem wir nur die zum Theil ſehr blutigen 
Gefechte bei Kozmin und Adelnau am 22., bei Strzelno 
am 23., bei ions am 29. und bei Miloslaw am 30. April 
erwähnen. Am 26. April aber hatte eine Königl. Erklä⸗ 
rung die Demarkation der Provinz und die Einverleibung 
des abgegrenzten Theils in den deutſchen Bund, ſo wie 
anderſeits die Form der Reorganiſation des übrigen Theils 
feſtgeſtelt. Am 1. Mai wurde zur kräftigeren Unter⸗ 
drückung der polniſchen Erhebung an Williſens Stelle der 
General von Pfuel zum Commiſſarius der Provinz er⸗ 
nannt und am 2. Mai auch die Aufnahme der Stadt und 
Feſtung Poſen in den deutſchen Bund erklärt. 

Der Kampf ward noch einige Zeit mit furchtbarer Hef⸗ 
tigkeit fortgeſetzt, mußte aber natürlich zu Ungunſten der 
Polen ausfallen und endigte durch die Capitulation, welche 
am 9. Mai zwiſchen dem Generallieutenant von Wedell und 
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dem polniſchen Oberſten Brzezanski im Dorfe Bardo 
abgeſchloſſen wurde, und nach welcher die bewaffneten Polen, 
der überwiegenden Mehrzahl nach, das Gewehr ſtreckten. 

Am 12. Mai wurde nun von dem General Pfuel die 
Demarkationslinie vorläufig feſtgeſtellt; und ſomit war 
die polniſche Erhebung der Provinz Poſen, ein weſentliches 
Glied der allgemeinen flasifchen Erhebung, faſt um dieſelbe 
Zeit, wie die gleiche Bewegung in Prag, durch die Militär⸗ 
gewalt und nicht ohne Mitwirkung der deutſchen Bevölke⸗ 
rung unterdrückt. Und wie in Oeſtreich ſo hatte auch in 
Preußen ſeit den Tagen der Revolution das Heer zum 
erſten Male Gelegenheit gefunden, ſein Uebergewicht über 
die ungeordnete Volkskraft geltend zu machen, und ſich aus 
der tiefen Demüthigung zu erheben, die es durch die Revo⸗ 
lution in Berlin erfahren hatte. Auch hier war ein ein⸗ 
zelner Theil des Volkes in dem Kampf für die Erringung 
ſeiner wohlbegründeten Rechte von der Geſammtheit deſſelben 
verlaſſen, ja ſogar bekämpft worden. Auch hier hatie die 
Regierung zum erſten Male es wagen dürfen, eine in den 
Tagen der Revolution feierlich gegebene Verheißung zurück⸗ 
zunehmen. 

Auch für Preußen bildete die Unterdrückung der pol⸗ 
niſchen Erhebung einen erſten Wendepunkt in der Entwicke⸗ 
lung der Revolution, wenn auch einen weniger entſcheiden⸗ 
den, als die Unterwerfung Prags für die öſtreichiſche Revo⸗ 
lution war. i 


Siebenter Vortrag. 


Die Höhen⸗ und Wendepunkte der 
Revolution. 


III. Drei ßen. 


Am 22. Mai 1848, an demſelben Tage, an welchem 
33 Jahre früher dem Preußiſchen Volke eine Verfaſſung 
verheißen worden war, trat die preußiſche Nationalverſamm⸗ 
lung „zur Vereinbarung der Verfaſſung“ zuſammen. 
Es war ein ſchwankender, unſichrer und für beide Theile 
gefährlicher Boden, auf welchem dies Werk der Verfaſſung 
und Neugeſtaltung des Staates aufgerichtet werden ſollte. 
Eine freie Vereinbarung iſt nur zwiſchen zwei ſelbſtſtändigen 
Individuen möglich, die, wenigſtens in Bezug auf den Ge⸗ 
genſtand der Vereinbarung von gleicher Berechtigung ſind, 
und die, ſelbſt wenn dieſe nicht zu Stande käme, doch jeden⸗ 
falls in Bezug auf ihre übrigen Verhältniſſe ihre ſelbſtſtän⸗ 
dige Exiſtenz haben. Wenn aber die Vereinbarung zwiſchen 
zwei Gliedern, eines und deſſelben Organismus ſtattfinden 
ſoll, fo iſt die Gefahr vorhanden, daß, falls dieſelbe nicht 
gelingt, entweder der eine oder der andere Theil der Ver⸗ 
nichtung Preis gegeben wird, wenn nicht dieſe Vernichtung 
den geſammten Organismus ſelbſt trifft. Und wenn ſich 
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die eine oder die andere der vereinbarenden Parteien von 
dieſer Gefahr bedroht ſieht, fo wird nicht ſelten die Noth- 
wendigkeit eintreten, auf dem Wege der Gewalt zu entſchei⸗ 
den, was auf dem Wege dieſer eee nicht entſchie⸗ 
den werden konnte. — 

Dieſer gefährliche und bedenkliche Standpunkt war es, 
welchen die preußiſche Nationalverſammlung am 22. Mai 
1848 der Krone gegenüber einnahm, und nicht nur in Be⸗ 
zug auf die zu begründende Verfaſſung mußten dieſe Be⸗ 
denken über das endliche Reſultat der Verhandlungen ber- 
vortreten, ſondern auch ſchon mit dem Beginn derſelben 
mußte ſich dieſe neugebildete Vertretung des zum erſten Mal 
in ſeine natürlichen Rechte eintretenden Volks die Frage 
vorlegen, welche Befugniſſe ihr in Bezug auf Leitung 
und Verwaltung der Staatsangelegenheiten zuſtehen müß⸗ 
ten, wenn ſie ihrer Aufgabe entſprechen ſollte, die neuge⸗ 
wonnene Freiheit des Volks zu wahren und dauernd zu 
ſichern. N 
Und auf dieſe Frage, die zunächſt von entſchiedener 
Wichtigkeit war, hatte das Berufungspatent und das Ge⸗ 
ſetz vom 6. April noch weniger eine genügende Antwort ge⸗ 
geben, als auf die Frage über die gegenſeitigen Rechte bis 
zur endlichen Feſtſtellung der Verfaſſung. 

Dieſer Mangel an materiellen und rechtlichen Grund⸗ 
lagen für den Aufbau des Werks, das durch gemeinſames 
Zuſammenwirken der Krone und des Volks aufgerichtet wer⸗ 
den ſollte, ſchien durch eine zwiefache ſittliche Stütze erſetzt 
zu werden, von der es getragen werden ſollte. 

Die eine war der gute Wille; das heißt; die offen 
kundgegebene und ausgeſprochene Abſicht beider Theile, die 
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gegenſeitigen Rechte und Anſprüche zu achten und anzuer⸗ 
kennen; die zweite mußte das gegenſeitige Vertrauen auf 
dicſen guten Willen bilden: die Zuverſicht, daß das Wohl 
des Staats, das unabweisbare Bedürfniß nach gegenſeitiger⸗ 
Verſtändigung die alleinige Triebfeder des Handelns für 
beide Theile ſein, und daß keiner derſelben die Zuflucht zur 
Gewalt nehmen werde, um die wohlbegründeten Rechte des 
Andern zu verkürzen. 

Und in der That ſchienen auch beide Bedingungen vor⸗ 
handen zu ſein, als die Verſammlung in ihre Wirkſamkeit 
eintrat. — Der König hatte freiwillig und feierlich eine Ver⸗ 
faſſung auf breiteſter Grundlage verheißen, das Volk hatte 
inmitten ſeines Sieges ſich jedes Angriffes auf Thron und 
Krone enthalten, und das Verhältniß, das zwiſchen Beiden 
unmittelbar nach dem Kampfe eingetreten war, gab das le⸗ 
bendigſte Zeugniß von dem Vertrauen, das gerade durch den 
Umſchwung der Dinge wieder hergeſtellt, und mehr als je 
befeſtigt ſchien. 

Aber die Erfahrung ſollte es bald lehren, wie leicht 
ſo unſichere Stützen wankend gemacht und erſchüttert werden 
können, und es ſchien, als ſollte eine ſolche Erſchütterung 
bereits eintreten, bevor noch die Dertanmlig ihre Thätig⸗ 
keit beginnen konnte. 

Am 20. Mat war der Verfaffungsentwurf veröffentlicht 
worden, welchen die Regierung der Nationalverſammlung 
zur Berathung und endlichen Vereinbarung mit der Krone 
vorlegte. Dieſer Entwurf war zum großen Theil der belgi— 
ſchen Verfaſſung aber ohne Rückſicht auf die beſonderen Zuſtände 
der Gegenwart und des preußiſchen Staats entlehnt. Da er 
aber für die Feſtſtellung der organiſchen Geſetze, ohne welche der 
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Aufbau der Verfaſſung unmöglich, oder werthlos war, kaum 
eine Andeutung enthielt, und endlich eine, theils auf Erb⸗ 
lichkeit, theils auf einen ſehr hohen Cenſus begründete erſte 
Kammer vorſchlug, hatte er ſo allgemeine Mißbilligung gefun⸗ 
den, daß das bisherige Vertrauen in die Regierung dadurch 
nicht wenig erſchüttert wurde. 

Hierzu kam, daß am Tage vor der Eröffnung der Na⸗ 
tionalverſammlung dieſelbe zu dieſem Zwecke nach dem wei⸗ 
ßen Saal im Schloſſe berufen worden war; und ein Theil 
der Verſammlung glaubte in dieſer Berufung der Volksver⸗ 
tretung in den Palaſt des Königs, ſtatt nach ihrem 
eigenen Verſammlungshauſe eine Verletzung ihrer Würde 
zu erkennen. Man wollte nicht zur Eröffnung der Verſamm⸗ 
lung erſcheinen, und nur dem Wunſche und den dringenden 


Aufforderungen Kamphauſens gelang es, dieſelbe zur Ver⸗ 


meidung eines Konflikts bei dieſem erſten Schritte zu be⸗ 
wegen. 


diesmal vom König ſelbſt geſprochen wurde, und die freilich 
gar ſehr von derjenigen abwich, die in demſelben Saale am 
11. April 1847 gehalten worden war, bot wenig hervortre⸗ 


tende Momente dar. Doch mußte es als ein eben nicht gün⸗ 


ſtiges Vorzeichen für die künftige Wirkſamkeit der National⸗ 
verſammlung erſcheinen, daß die Bevölkerung der Hauptſtadt 


dem wichtigen Ereigniß ihres Zuſammentritts eine äußerſt 
geringe Theilnahme ſchenkte, und kaum einige hundert Men⸗ 


* 


Die Eröffnung ſelbſt, ſo wie die Thronrede, welche 4 


ſchen ſich im Schloßhof verſammelten, um die Männer zu 


ſehen und zu begrüßen, die nun zum erſten Male im Namen 


des geſammten Volkes über das iuringBe Seide) deſſelben 


entſcheiden ſollten. 
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Die erſte Sitzung aber war in der That ſchon bedeutſam 
für die folgende Entwicklung ihrer Thätigkeit. Mit Span⸗ 
nung hatte das ganze Land auf die Eröffnung der National⸗ 
verſammlung geharrt. Hier glaubte man endlich einen Halt 
zu finden, an welchem ſich die fernere Entwicklung der Re⸗ 
volution und ihrer Forderungen geſtalten ſollte. Und es 
mußte daher ſehr nachtheilig auf dieſe Erwartungen einwir⸗ 
ken, daß die erſte Sitzung keinesweges ein Bild der Würde 
und des hohen Selbſtbewußtſeins darbot, welche die öffent⸗ 
liche Meinung von dieſer conſtituirenden Verſammlung des 
preußiſchen Volks erwartete. Der Alterspräſident nämlich, 
der ſonſt ſo würdige Miniſter v. Schön, hatte jetzt 
nicht mehr die Kraft, eine ſo neue und unter einander noch 
unbekannte Verſammlung zu leiten. Und daher war es 
gerade die erſte Sitzung, welche ein Bild, von eben der Unruhe, 
der Verwirrung und Haltungsloſigkeit darbot, die man im 
Volke ſelbſt beklagte, und von dieſer Verſammlung beſeitigt 
zu ſehen hoffte. 

Der Eindruck, den dieſes erſte Auftreten der National⸗ 
verſammlung vor der Oeffentlichkeit machte, konnte nicht leicht 
verlöſcht werden, und hat in der That nicht wenig dazu 
beigetragen, wenigſtens für die erſte Zeit die Achtung zu 
untergraben, welche die Vertretung des Volkes für ſich for⸗ 
dern und gewinnen mußte, wenn ſie ſegensreich wirken und 
gleiche Achtung von Seiten der Regierung und der Krone 
gewinnen ſollte. Am 25. wurde der vom vereinigten Landtag 
bereits bekannte Abgeordnete Milde, ein Mitglied der rech⸗ 
ten Seite, welche die entſchiedene Majorität bildete, zum 
Präſidenten gewählt. Aber auch er vermochte die Würde 
der Verſammlung nicht in der Weiſe zu wahren, wie es 
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dem ſpätern Präſidenten derſelben, dem würdigen und klaren 
Grabow gelungen iſt. 

Auch die Verhandlungen ſelbſt boten zunächſt nur ge⸗ 
ringes Intereſſe für die Oeffentlichkeit dar. Man erwartete, 
daß alsbald Etwas geſchehe; man glaubte Thaten fordern 
zu können und es waren leere Debatten von denen berichtet 
wurde. Zunächſt nämlich war die Addreßfrage Gegenſtand 
der Berathung. Aber nicht einmal die Beſprechung von all⸗ 
gemeinen Prinzipien, die ja bei der Addreſſe zur Entſcheidung 
kommen mußten, ſondern nur die Frage, ob überhaupt eine 
Antwort⸗Addreſſe auf die Thronrede erfolgen ſolle, oder nicht, 
nahm mehrere Sitzungen hinweg; und es wurde endlich, 
nachdem das Miniſterium, und beſonders Hanſemann, eine 
Kabinetsfrage daraus gemacht hatte, gegen den Einſpruch 
der Linken die Entwerfung einer Addreſſe beſchloſſen und 
eine Kommiſſion zu dieſem Zweck gewählt. Aber als dieſe 
nach 4 Wochen endlich ihre Arbeit vollendet hatte wurde 
dieſelbe bekanntlich auf das eben ſo dringende Verlangen 
deſſelben Miniſters zurückgelegt und endlich beſeitigt. 

Die Frage über die Geſchäftsordnung war es dem⸗ 
nächſt, welche die Verſammlung beſchäftigte, und daneben 
wurden Interpellationen in großer Zahl eingebracht, durch 
welche einzelne Mitglieder der Volksvertretung den nöthigen 
Einfluß auf die Controlle der Verwaltung ſichern wollten. 
Indeſſen für das allgemeine Wohl ſchien dadurch wenig ge⸗ 
ſchehen, und es machte ſich ſchon in den erſten Wochen eine 
gewiſſe Unruhe, eine Unzufriedenheit mit dem Wirken ſeiner 
Vertreter in der großen Maſſe des Volkes, beſonders aber 
in den Provinzen bemerkbar. 

Freilich aber trug das Miniſterium die Hauptſchuld an 
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dieſer geringen Wirkſamkeit der National⸗Verſammlung. 
Denn die einzige Vorlage, welche ihr geworden war, die 
Verfaſſung, konnte um ſo weniger ſofort Gegenſtand der 
Berathung werden, als bereits viele Stimmen ſich für ihre 
gänzliche Verwerfung und für eine aus der Verſammlung 
ſelbſt hervorzugehende Vorlage erklärt hatten. Andre Ge⸗ 
ſetzvorlagen aber, deren fo viele, wie das Bürgerwehrgeſetz 
die Gemeindeverfaſſung, die Reorganiſation des Gerichts⸗ 
weſens u. ſ. w. dringend nothwendig erſchienen, waren von 
dem Miniſterium nicht gemacht worden. Und die Verſamm⸗ 
lung hatte nur die Wahl, entweder auch auf dieſem Gebiet 
ſofort die Initative zu ergreifen, was bei der Unerfahren⸗ 
heit derſelben auf dem Gebiet geſetzgeberiſcher Thätigkeit 
höchſt gefährlich geweſen wäre, oder, wie es thatſächlich ge⸗ 
ſchah, doch wenigſtens durch Interpellationen irgend eine 
Art von Thätigkeit zu entwickeln. 

Endlich ſchien es, als ob eine That von Seiten der 
Verſammlung ausgehen ſollte. Am 8. Juni, alſo etwa 
3—4 Wochen nach Eröffnung derſelben, wurde von Berends, 
einem Abgeordneten für Berlin und Mitglied der Linken, der 
Antrag geſtellt: 

„die Verſammlung wolle, in Anerkennung der Res 
volution, erklären, daß die Kämpfer des 18. und 
19. März ſich wohl um das Vaterland verdient gemacht 
haben.“ a 

Dieſer Antrag iſt unzweifelhaft aus dem Gefühle, we⸗ 
nigſtens eines Theils der Verſammlung, hervorgegangen, 
daß ihr der feſte Boden unter ihren Füßen fehle; aus dem 
Gefühl, daß ſie nothwendig eine geſichertere Stellung haben 
müſſe, wenn ſie ihre Aufgabe erfüllen, eine erfolgreiche Ein⸗ 
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wirkung auf die Leitung und Geſtaltung der Angelegenheiten 
des Vaterlandes gewinnen ſollte. 

Schon bei den Berathungen über die Geſchäftsordnung 
hatte Otto von Trier in dieſem Sinne den Antrag geſtellt, 
die Unauflösbarkeit der Nationalverſammlung bis zur defi⸗ 
nitiven Vollendung des Staatsgrundgeſetzes feſtzuſtellen. 
Zu dem gegenwärtigen Antrag aber war die äußere Veran⸗ 
laſſung in der Weigerung der Nationalverſammlung gegeben, 
ſich als ſolche an dem großen Zuge nach dem Friedrichshain 
zu betheiligen, den die Bevölkerung von Berlin als Demon⸗ 
ftration gegen die Schmähungen der Provinzen auf die 
Märzereigniſſe am 4. Juni unternommen hatte. 

Aber der Antrag war als ſolcher ein unglücklicher; 
unglücklich ſelbſt in dem Fall, daß er die Zuſtimmung der Ver⸗ 
ſammlung gefunden hätte, noch mehr aber dadurch, daß er 
dieſelbe nicht gefunden hat. Eine Revolution, die der Aner⸗ 
kennung bedarf, bekundet eben dadurch ihre Schwäche — 
Thatſachen müſſen der Ausdruck für dieſe Anerkennung ſein. 
— Wenn man ſich aber genöthigt ſieht, dieſelbe erſt durch 

einen ausdrücklich dahinzielenden Beſchluß feſt zu ſtellen, dann 

muß die Revolution ihre entſcheidende Kraft bereits verlo⸗ 
ren haben, und ſie hat ſich nicht in der Weiſe geltend ge⸗ 
macht, um ſolcher Anerkennung nicht mehr zu bedürfen. 

In der Sache ſelbſt würde alſo ſelbſt die Annahme 
dieſes Antrages eine Schwächung der Revolution vor den 
Augen der Oeffentlichkeit geweſen ſein. Um ſo größer aber 
mußte die Verwickelung werden, als dieſem Antrage gegen⸗ 
über das Miniſterium Veranlaſſung nahm, die Ereigniſſe 
der Revolution vom 18. und 19. März als ſolche über⸗ 
haupt nicht anzuerkennen, indem es die Umwandlung der 
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Verhältniſſe nicht von dem Reſultat der Volkserhebung und 
des Kampfes am 18. und 19. März, die ſie nur als eine 
mitwirkende Urſache bezeichneten, ſondern von dem freiwilli⸗ 
gen Entſchluſſe der Krone am Morgen des 18. März da⸗ 
tirte, und ſo als die eigentliche Grundlage für die Rechtsbe⸗ 
fugniß der Verſammlung und ihrer Wirkſamkeit nicht den 
Boden der Volksſouverainität, ſondern den durch die Be⸗ 
ſchlüſſe des vereinigten Landtages auf geſetzlichem Wege der⸗ 
ſelben eingeräumten Boden angeſehen wiſſen wollten. Denn 
es ſei nicht ein völlig neues Staatsgebäude auf den Trüm⸗ 
mern des alten aufzurichten, ſondern nur der erſchütterte Bau 
deſſelben durch feine, Neugeſtaltung zu befeſtigen. 

Die Verſammlung ging nach den heftigſten Der 
batien auf den Antrag von Zachariae über den Antrag zur 
motivirten Tagesordnung über, welche dahin lautete: 

„Die Verſammlung geht, in Erwägung, daß die hohe 
Bedeutung der großen Märzereigniſſe, denen wir in Ver⸗ 
bindung mit der Königlichen Zuſtimmung den gegenwär⸗ 
tigen ſtaatsrechtlichen Zuſtand verdanken, auch das Ver⸗ 
dienſt der Kämpfer um dieſelben unbeſtritten iſt, und 
überdies die Verſammlung nicht ihre Aufgabe darin er⸗ 
erkennt, Urtheile abzugeben, ſondern die Verfaſſung 
mit der Krone zu vereinbaren, zur Tagesordnung über.“ 
Auf dieſe Weiſe umging es die preußiſche National⸗ 
erſammlung, ſich als ſolche klar und beſtimmt über die 
edeutung der Märzrevolution ſo wie über ihre eignen Be⸗ 
ugniſſe auszuſprechen. Aber deſſenungeachtet hatte ſich bei 
dieſen Berathungen zum erſten Male die tiefe Kluft offen 
dargelegt, die noch zwiſchen den Anſichten und Abſichten 
Aller lag, die gemeinſam die Neugeſtaltung des Staates 
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ſchaffen ſollten; die Kluft zwiſchen den Anſichten der Regie⸗ 
rung und des Volkes, zwiſchen den Grundſätzen der verſchie⸗ 
denen Fraktionen der Volksvertretung ſelbſt und endlich, 
was das gefährlichſte war, zwiſchen der Mehrheit des Volks 
und der Mehrheit ſeiner Vertreter. 

An demſelben Tage an welchem der Berendsſche Antrag 
zur Verhandlung kam, erſchien auch der Prinz von Preu⸗ 
ßen, der inzwiſchen aus England zurückgekehrt und im Wir⸗ 
ſitzer Kreiſe zum Abgeordneten für die Nationalverſamm⸗ 
lung gewählt worden war, unerwartet inmitten derſelben, und 
zwar in militairiſcher Uniform, um ſofort in einer kurzen Rede 
die Verſammlung willkommen zu heißen, als erſter Un⸗ 
terhan des Königs der von demſelben verheißenen 
konſtitutionellen Regierungsform ſeine Mitwirkung zuzuſichern 
und ſich dann unter dem Ausruf „Mit Gott für König und 
Vaterland“ wieder zu verabſchieden. Das kurze Auftreten 
des Prinzen hatte einen peinlichen Eindruck in der Ver— 
ſammlung hinterlaſſen, denn die rechte wie die linke Seite 
hatte die Gelegenheit zu Demonſtrationen zu benutzen ver⸗ 
ſucht, welche der Würde der Verſammlung keineswegs ent⸗ 
ſprachen. f 
Inzwiſchen hatte im Volke ſelbſt die allgemeine Bewe⸗ 
gung, die mit den Märztagen begonnen hatte, durch den 
Zuſammentritt der Nationalverſammlung keinesweges einen 
Halt⸗ und Ruhepunkt gefunden. Im Gegentheil wurzelte 
im Volke das natürliche Gefühl, daß dieſe Verſammlung, 
die auf ſo unſicherem und ſchwankenden Boden ſtand, ihm keine 
Gewähr für eine wahrhafte und durchgreifende Umgeſtaltung 
ſeiner Verhältniſſe bieten könne. Es war daher in demſelben 
die Ueberzeugung verbreitet, daß es ſelbſtthätig mit eins 
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greifen müſſe, wenn durch Vermittlung dieſer Verſammlung 
ſeine Bedürfniſſe befriedigt, ſeine Forderungen erfüllt werden 
ſollten. Außerdem hatte daſſelbe in zweimonatlicher Ge⸗ 
wöhnung bereits das Gefühl ſich zu eigen gemacht, daß 
es auch berechtigt ſei, ſelbſt einzugreifen in das Rad der 
allgemeinen Entwickelung. Es war an parlamentariſche Ver⸗ 
hältniſſe noch zu wenig gewöhnt, um ſich zu überzeugen, 
daß nun die Zeit gekommen ſei, wo es feine Kraft aus⸗ 
ſchließlich ſeiner Vertretung zu leihen habe, um dieſe zur 
Wahrung ſeiner Rechte in den Stand zu ſetzen. | 
In dieſer Weiſe war die Bewegung keinesweges zur 
Ruhe gekommen, und fortwährend, wie ein Abgeordneter 
ſich ausdrückte, „ſchlugen die Wellen derſelben manchmal in 
Schaumſpritzen empor.“ Eine beſondere Veranlaſſung zu 
dieſer fortgeſetzten Bewegung lag noch darin, daß von Sei⸗ 
ten der Provinzen die maaßloſeſten Schmähungen gegen die 
Revolution und gegen die Männer derſelben ohne Scheu 
hervortraten. Darin ſah die Hauptſtadt, welche dieſe Re⸗ 
volution gemacht hatte, ihre Ehre verletzt und fand ſich 
veranlaßt, dieſelbe zu ſchützen und zu wahren. Der große 
Zug, welcher, beſonders von Studenten angeregt, von der 
geſammten Berliner Bevölkerung freudig aufgenommen und 
ausgeführt, am 4. Juni ſich nach dem Friedrichshain be⸗ 
wegte, war eine Demonſtration, die dieſen Inſinuationen 
der Provinzen gegenüber treten ſollte, indem die Bevölkerung 
Berlins hierdurch bekundete, daß ſie es geweſen war, welche 
dieſe Revolution gemacht hatte, und daß das ganze Volk von 
Berlin die Ehre und Achtung, welche den gefallenen Kämpfern 
am Beerdigungstage zu Theil geworden war, auch noch jetzt 
denſelben zu wahren wiſſe. Wer ſich jenes Zuges erinnert, 
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wird zugeſtehen müſſen, daß er eben fo würdevoll, als in⸗ 
poſant geweſen iſt, und dem wenig nachgegeben hat, welcher 
am Begräbnißtage ſelbſt ſtattfand. 

Solche Demonſtrationen des Volkes hatten in jener 
Zeit in Wahrheit ihre volle Berechtigung und eine unver⸗ 
kennbare Bedeutung. Das Volk ſah es als ſeine Pflicht an, 
der öffentlichen Meinung über die gegenwärtigen Zuſtände 
ihren unverkennbaren Ausdruck zu geben. Es konnte ſich 
nicht dabei beruhigen, daß es nun eine Vertretung gefunden 
habe, welche, der Krone gegenüber, die Rechte des Volkes 
geltend machen ſollte. Es fühlte vielmehr immer noch die 
Nothwendigkeit, ſelbſt unmittelbar als Träger der öffentli⸗ 
chen Meinung hervorzutreten. Denn es ſtand zu dieſen ſei⸗ 
nen Vertretern in einer eigenthümlichen Stellung, vermöge 
deren ſie ſeinen Anforderungen nicht immer vollkommen zu 
genügen vermochten. 

Die Feſtſtellung der Verfaſſung, ſo wie die momentane 
Leitung der Staatsangelegenheiten ſollten durch Verein⸗ 
barung zu Stande kommen. 

Die beiden Kontrahenten, wenn hier von einem Kon- 
trakte die Rede ſein kann, waren Volk und Krone. Beide 
verhandelten nicht unmittelbar mit einander, ſondern durch 
Vertretung, indem ſie ihre Mandatare entſendeten: — das 
Volk die Mitglieder der National⸗Verſammlung, die Krone 
das Miniſterium. Während aber die Krone im Stande 
war, ununterbrochen auf das Miniſterium einzuwirken, wäh⸗ 
rend derſelben das Recht zuſtand, die Räthe zu wechſeln, 
die ihren Anſichten und Forderungen nicht entſprachen, war 
das Volk an die Vertreter, die es einmal entſendet hatte, 
gebunden. Es durfte ihnen für die einzelnen Fälle keine 
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Inſtruktion ertheilen, und war nicht berechtigt, ſie abzube⸗ 
rufen, wenn ſie ſeinen Wünſchen nicht entſprachen. 

Es mußte alſo ein Mittel ſuchen, die Wünſche, den 
wechſelnden und wandelnden Willen des Volkes den Ver⸗ 
tretern deſſelben unmittelbar und jederzeit zur Kenntniß zu 
bringen. Demonſtrationen dieſer Art, die ſich als Kundge⸗ 
bungen der öffentlichen Meinung geltend zu machen ſuchten, 
waren daher nicht nur ein Recht, ſondern auch eine Pflicht 
des Volkes. Aber die wogende Bewegung des Volkes 
wurde eben dadurch hervorgerufen, daß eine jede der ver⸗ 
ſchiedenen Parteien ihre Meinung als die des Volkes 
geltend zu machen ſuchte, daß man eben durch Auf- 
züge und lärmende Demonſtrationen die öffentliche Stimme 
an ſich zu ziehen, oder doch wenigſtens den Schein zu er⸗ 
wecken ſuchte, als ob die große Majorität des Volkes es 
ſei, welche in einer ſolchen Demonſtration Ihren Willen 
kundgebe. 

Wenn aber dieſe Art der Einwirkung auf die Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung endlich gar ſo weit ging, daß man ſelbſt 
unmittelbar auf die Perſonen, die derſelben angehörten, ge⸗ 
waltſam Einfluß auszuüben verſuchte; wenn man ſich nicht 
entblödete, diejenigen Perſonen körperlich anzugreifen, welche 
gegen die Wünſche eines jener Theile im Volke votirt hatten, 
ſo vergaß man die Stellung gänzlich, die man den eigenen 
Vertretern gegeben hatte, und geben mußte; man vergaß, 
wie man dadurch das Anſehen der National-Verſammlung 
untergrub, die ſich auf die volle Achtung und Anerkennung 
des Volkes ſtützen mußte, wenn ſie der geordneten Gewalt 
der Regierung gegenüber treten ſollte; und man ahnte wohl 
kaum, daß man dadurch die Reaktion zu den Plänen des 
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Widerſtandes gegen eine Volksvertretung ermuthigte, die vom 
Volke ſelbſt mißachtet worden war. 

Solch ein verwerfliches Attentat gegen die Heiligkeit der 
Nationalverſammlung und eines jeden ihrer Mitglieder war 
dasjenige, welches am 9. Juni, nach der Abſtimmung über den 
Berends'ſchen Antrag von einer vor dem Sitzungslokal der 
ſelben verſammelten Volksmenge gegen die Abgeordneten 
v. Arnim und Sydow ausgeübt wurde. 

Die Bevölkerung von Berlin ſprach ſich auch in die⸗ 
ſem Sinne über jenes Ereigniß aus. Es könne kein Zweifel 
darüber obwalten, daß nur ein ſehr kleiner Theil des Vol⸗ 
kes es ſei, von welchem ein ſolches Attentat ausgegangen 
wäre. Aber die Folgen mußten von der Geſammtheit getra⸗ 
gen werden. Denn die Bevölkerung von Berlin und dieje⸗ 
nigen, die mit dem Schutze der National⸗Verſammlung 
beauftragt waren, hatten daſſelbe nicht verhütet, ja 
nicht einmal gehindert und hatten ſich ſchwach genug gezeigt, 
es zu dulden. 

Noch gefährlicher aber war die Volksbewegung, welche 
ſchon ſeit längerer Zeit von den Arbeitern ausging. Ich 
habe ſchon früher darauf hingedeutet, daß die Schwäche des 
Miniſteriums und der ſtädtiſchen Behörden einen privilegir⸗ 
ten Arbeiterſtand geſchaffen hatte, der, ohne Etwas zu lei⸗ 
ſten, vom Staate ernährt ſein wollte. Die Schwäche der 
Regierung hatte den Uebermuth dieſes Theils der Bevöl⸗ 
kerung geweckt und genährt, die ihre Erhaltung und Ver⸗ 
pflegung als eine Pflicht des Staates, als ein ihnen durch 
die Revolution und ihre etwanige Betheiligung an derſelben 
gewordenes Vorrecht anſehen zu dürfen glaubten. Die 
Folge von dieſem Verhalten der Behörden trat ſchon am 
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30. Mat hervor, als größere Haufen unbeſchäftigter Arbei⸗ 
ter mit dem Verlangen nach Brod vor die Wohnung des 
Miniſter von Patow rückten und denſelben, wie er in der 
National⸗Verſammlung ſich ausdrückte, nöthigten, ihnen ſo⸗ 
fort „freiwillig“ eine gewiſſe Summe zu zahlen. 

Noch bedeutſamer und verderblicher in ſeinen Folgen 
für die Geſtaltung der Verhältniſſe war die Anfregung, die 
ſchon lange im Volke und beſonders im Arbeiterſtande 
herrſchte, weil derſelbe bei Bewaffnung der Bürgerwehr 
zurückgeſetzt worden war, indem man ihm ausſchließlich 
keine Waffen in die Hand gegeben, und ſo aus der Volks⸗ 
wehr eine Bürgerwehr gemacht habe. Es lenkte ſich ſchon 
ſeit längerer Zeit die Aufmerkſamkeit dieſes Theiles der Be— 
völkerung auf das Zeughaus, aus welchem mehrere Mal 
ſchon bedeutende Waffentransporte fortgeſchafft worden wa⸗ 
ren; und am 14. Juni endlich kam dieſe Bewegung zum 
traurigen und unglücklichen Ausbruch. 

Schon am Morgen hatte ſich der Unmille des Volkes 
gegen die Schloßgitter gewandt, die an jenem Tage an 
demſelben angebracht werden ſollten. Der Unwille und die 
Beſorgniß war damals unberechtigt, da das Schloß noch 
ganz und gar von Bürgerwehr beſetzt war. Deſſenun⸗ 
geachtet wurden die Gitter zum Theil zerſtört, zum Theil 
wenigſtens aus dem Schloſſe fortgeſchafft. Nachdem aber 
dieſe erſte Aufregung beruhigt zu ſein ſchien, ſammelte ſich 
ein, wenn auch nicht größerer, aber wilderer Haufe vor dem 
Zeughauſe und forderte, unter dem ungeſtümen Verlangen 
nach Waffen für das Volk, Einlaß in das Innere des 
Gebäudes. 

Das Zeughaus war in ſeinen unteren Räumen von 
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einem ſtarken Bürgerwehrpoſten, unter dem Befehle des 
Major Benda, beſetzt, während die obere äußerſt ſchwer zu⸗ 
gängliche Etage, in welcher das Hauptdepot der tragbaren 
Waffen ſich befindet, von einer 250 Mann ſtarken Kom⸗ 
pagnie Militär beſetzt war. 

Die Bürgerwehr hatte ſich vor die Eingänge des Hau⸗ 
ſes poſtirt, und ſtand längere Zeit in ruhiger Haltung dem 
drohenden Haufen gegenüber, als aus der Mitte deſſelben 
ein Schuß fiel und ſofort von der Bürgerwehr, wie ſich 
ſpäter ermittelte, ohne Befehl, erwidert wurde. In Folge 
dieſes Ereigniſſes ſteigerte ſich die Aufregung unter der 
Volksmenge; die Bürgerwehr wurde durch Steinwürfe an⸗ 
gegriffen, während in ihrer eigenen Mitte Zwieſpalt und 
derartige Verwirrung ausbrach, daß dieſelbe endlich ohne 
Kampf den wichtigen, ihr anvertrauten Poſten verließ, und 
den Eingang zum Zeughauſe, ſo wie die unteren Räume 
deſſelben der aufgeregten Maſſe preisgab. 

Glücklicher Weiſe befanden ſich hier jedoch faft nur 
ſchwere Waffen und nicht leicht zerſtörbare Geräthſchaften, 
ſo daß die hier etwa eine Stunde ungeſtört hauſende wilde 
Menge weniger Zerſtörung, als Verwüſtung anrichten 
konnte. Für die oberen Räume aber, wo ein Schatz von 
Preußiſchen Waffen und Trophäen aufbewahrt wird, ſchien 
keine Gefahr vorhanden, da das dort aufgeſtellte Mi⸗ 
litär, bei der eigenthümlichen Bauart des Zeughauſes, hin⸗ 
reichend war, dieſen Poſten ſelbſt gegen eine weit größere 
Menge, Stunden, ja Tage lang zu vertheidigen. Aber es 
gelang einigen Führern der Menge, den Befehlshaber die⸗ 
ſer Truppe, den Hauptmann von Natzmer, durch Vorſpie⸗ 
gelung von einer großen Revolution, die in Berlin und 
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Potsdam ausgebrochen, und in welcher das Volk vollſtändig 
Herr geblieben ſei, zum Aufgeben dieſes Poſtens zu bewe⸗ 
gen, und es entſtand in dieſen Räumen, nachdem der Haufe 
in dieſelben eingedrungen war, jene unglückliche Scene der 
Zerſtörung, welche einen der dunkelſten Flecken in der Ge⸗ 
ſchichte dieſes Jahres bildet. Denn nicht nur zahlreiche 
und koſtbare Waffen wurden vernichtet und geraubt, ſondern 
die Trophäen der Siege, auf die Preußen ſtolz iſt und auf 
denen Preußens Macht und Bedeutung beruht, wurden von 
muthwilliger, roher Hand zerſtört und vernichtet. 

Wo die Bürgerwehr an jenem Tage war? wo die 
Truppen, um dieſem verderblichen Treiben Einhalt zu thun? 
Es iſt kaum zu glauben, daß in unmittelbarer Nähe ſich 
Tauſende von Bürgerwehrmännern in geordneter Reihe 
aufgeſtellt befanden; es iſt kaum zu glauben, daß damals 
ſchon zahlreiche Truppen in Berlin vorhanden waren, und 
es dennoch einer verhältnißmäßig äußerſt geringen und un⸗ 
bewaffneten Volksmenge möglich wurde, ſich in Beſitz des 
doppelt beſetzten Zeughauſes zu ſetzen und länger als eine 
Stunde ungeſtört in demſelben zu behaupten. Es iſt aber 
Thatſache, daß die Bürgerwehr, die damals der Major 
von Bleſſon kommandirte, ſtundenlang vergebens auf den 
Befehl zum Einſchreiten harrte, und daß auch das Militair 
nicht eher einſchritt, als bis die Verwüſtung bereits lange 
genug gewährt hatte, um unerſetzliche Verluſte herbeizu⸗ 
führen. 

Kaum aber war die Bürgerwehr, und zwar zunäch 
das fliegende Korps der Handwerker, das nicht länger auf 
das Kommando des Oberbefehlshabers warten mochte, ſo 
wie bald darauf eine kleine Truppe Militair erſchienen, ſo 
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ward auch die eingedrungene Menge alsbald ohne Kampf 
und ohne Widerſtand aus dem Zeughauſe vertrieben; und 
ſo wenig war es in der That darauf angelegt, eine ernſte Bewe⸗ 
gung auszuführen, daß die große Menge von Gewehren, 
welche ſchon im Beſitz des Volkes waren, keinesweges zur 
Bewaffnung und zum Widerſtande benutzt wurden, ſondern 
theils ohne Weiteres fortgeworfen, theils um eine kleine 
Summe Geldes verkauft, größtentheils aber in's Zeughaus 
zurückgeliefert wurden. 

Wir können nicht anſtehen, dies Ereigniß als knen 
dunklen Flecken in den glänzenden Tagen der Berliner 
Revolution zu bezeichnen. Die Bevölkerung von Berlin 
hat zwar keinen Theil an dieſem plan- und ſinnloſen Werk 
der Zerſtörung, das von einem rohen, aber kleinen Haufen 
begonnen und ausgeführt, und von der verſammelten Menge 
nicht einen Augenblick unterſtützt wurde. Die Bürgerwehr 
hat nicht geſchwankt, mit der Macht der Waffen gegen dies 
Attentat einzuſchreiten. Aber deſſenungeachtet iſt die Bevöl⸗ 
kerung von Berlin zur Mitſchuldnerin an demſelben gewor⸗ 
den, weil ſie nicht ſchnell genug ſich aufgerafft hat, um ſol⸗ 
chem Frevel entgegenzutreten. Und auch die Bürgerwehr 
mußte zur Mitträgerin der auf dieſem Ereigniſſe laſtenden 
Schuld werden, weil ſie nicht, ſelbſt ohne Befehl ihres un⸗ 
fähigen und kopfloſen Führers, herantrat, um mit der ihr 
anvertrauten Waffe die gefährdete Ehre des Volkes und des 
Staates zu ſchützen. Das Unheil aber, das von den Er⸗ 
eigniſſen dieſes Tages ausging, hat nicht nur die Bevöl⸗ 
kerung von Berlin und ihre Bürgerwehr, ſondern das ges 
ſammte preußiſche Volk tragen müſſen, während die Urheber 
deſſelben vielleicht ungeſtraft blieben. Denn ſolche Ereigniſſe 
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waren es, aus denen die Reaktion ihre Kraft ſchöpfte, die 
ſie endlich gegen die Revolution ſelbſt und gegen alle ihre 
Errungenſchaften zu kehren wußte. 

Solchen Thatſachen gegenüber iſt aber auch die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung, wie die Regierung ſchwerer Schuld 
anzuklagen. Die National⸗Verſammlung durfte nach einem 
Ereigniſſe der Art nicht zögern, von der Regierung ernſte 
Maaßregeln und kräftigen Schutz ſowohl für ſich, als für 
die öffentliche Sicherheit zu fordern. Denn hier galt es 
nicht, zu beſchönigen und zu entſchuldigen, ſondern das 
ſtrengſte Urtheil der öffentlichen Meinung über die Schul⸗ 
digen auszuſprechen, damit eben nur dieſe und nicht die 
Geſammtheit von den unvermeidlichen Folgen des Geſche⸗ 
henen betroffen würden. Eben ſo wenig aber durfte die 
Regierung zögern, die Macht, die ihr geſetzlich zufteht, ge⸗ 
gen ſolche Attentate ſchnell und entſchieden in Bewegung 
zu ſetzen, wenn ſie nicht beſchuldigt ſein wollte, derartige 
Ausſchreitungen des Volkes abſichtlich geduldet zu haben, 
um auf dieſe Weiſe die Kraft der Revolution durch den 
Unwillen des Volkes ſelbſt zu brechen, und die Sehnſucht 
nach Ruhe und Ordnung zur Stütze ihrer eigenen Pläne 
zu machen. Beide haben ihre Schuldigkeit nicht gethan. 
Die National⸗Verſammlung rechtfertigte ſich damit, daß die 
Regierung keine Anträge der Art ſtellte; die Regierung 
damit, daß ſie Schwierigkeiten von Seiten der National⸗ 
Verſammlung fürchte. Wir wollen nicht ſagen, daß auf 
irgend einer Seite eine verwerfliche Abſicht dabei vorhanden 
war. Aber wir müſſen es ausſprechen, daß beide Theile 
den Vorwurf einer tadelnswerthen und leichtfertigen Schwäche 
verdienen, die auf dem hohen Standpunkte, den ihnen das 
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Volk und die Geſchichte angewieſen hatte, zu einer ſchweren 
Schuld für Beide werden mußte. 

Die National⸗Verſammlung ließ fi 0 durch dieſe Ereig⸗ 
niſſe ſo wenig aus ihrer ſorgloſen Sicherheit reißen, daß 
ſie für ſich ſelbſt ſogar noch diejenigen Vorſichtsmaßregeln 
aufgab, die ſich bisher ſchon als nicht ausreichend für ihre 
Unverletzlichkeit bewährt hatten. 

Nachdem am gten ein Attentat auf einzelne Mitglieder 
der National⸗Verſammlung Statt gefunden; nachdem am 
14ten ein ſo trauriges Ereigniß die Ehre des Staates und 
der Revolution befleckt hatte, wurde bei den betreffenden 
Verhandlungen am 18. Juni nicht nur der Erlaß eines 
Geſetzes über die Unverletzlichkeit der National⸗Verſammlung 
und ihrer Mitglieder abgelehnt, ſondern vielmehr ein An⸗ 
trag von Uhlich angenommen, nach welchem ſich von nun an 
die National⸗Verſammlung ausſchließlich unter den Schutz 
der Berliner Bevölkerung ſtellte. Sie wies jeden an⸗ 
deren Schutz, der Bürgerwehr, oder des Militairs, zurück, 
und glaubte ſich hinreichend geſichert durch das Vertrauen, 
das ſie in dieſer Weiſe auf den guten Geiſt im Volke ſelbſt 
an den Tag legte, während dieſes Volk trotz ſeines aner⸗ 
kannt guten Sinnes ſich doch nicht entſchloſſen genug ge⸗ 
zeigt hatte, um die unſeligen Ausſchreitungen einer kleinen 
ungezügelten Maſſe zu verhüten. 

Ein Beſchluß der Art würde für einen Einzelnen viel⸗ 
leicht als ein Zeugniß von Muth, ja ſelbſt von Edelſinn 
gelten, aber er ziemte einer Verſammlung nicht, die als 
ſolche und in jedem einzelnen ihrer Mitglieder das geſammte 
Volk und ſeine heiligſten Intereſſen zu vertreten hatte; es 
war ein unglücklicher und folgenſchwerer Beſchluß in Zeiten 
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einer Aufregung, in der es galt, die Geſammtheit vor den 
Gefahren zu ſchützen, die ihr aus der Rohheit und Unbe⸗ 
ſonnenheit Weniger nothwendig erwachſen mußten. 

Die National⸗Verſammlung mußte, ſelbſt auf die Ge⸗ 
fahr hin, einen Theil ihrer Popularität zu verlieren, hin⸗ 
reichenden Schutz für ſich fordern, damit ſie nicht einer Miß⸗ 
achtung von Seiten des Volkes preisgegeben werde, mit 
welcher nothwendig eine Schwächung der Macht verbunden 
ſein mußte, deren ſie ſpäter der Regierung nel ſo ſehr 
bedurfte. 

Während das Volk von Berlin, durch Ereigniſſe, wie 
die eben dargeſtellten, die Ehre der Revolution beflecken, 
und ihre Kraft ſchwächen ließ, während die Nationalverſamm⸗ 
lung durch Unentſchloſſenheit und Sorgloſigkeit die Gefahren, 
die ihr drohten, zur rechten Zeit abzuwenden, verſäumte, 
wurde auch die Stellung des Miniſteriums, ſowohl dem 
Volk, wie der Nationalverfammlung gegenüber allmählig 
eine unhaltbare. Das Vertrauen der öffentlichen Meinung 
hatte ſich, da es nach allen Seiten hin Schwäche zeigte, 
mehr und mehr von demſelben abgewendet. Die National⸗ 
verſammlung, die es zu leiten weder verſuchte, noch im 
Stande ſchien, mußte endlich, wenn ſie nicht von dem Vorwurf 
der Thatloſigkeit mit Recht getroffen ſein wollte, den Weg 
des ſelbſtſtändigen Handels beſchreiten, und es zeigte ſich 
ſehr bald, daß dieſer ein anderer war, als der vom Mini⸗ 
ſterium betretene. 

Am 15. Juni ſtellte Waldeck im Verein, mit dem Ab⸗ 
geordneten Wachsmuth den Antrag, daß der Verfaſſungs⸗ 
entwurf, welcher am 20. Mai von der Regierung der Na⸗ 
tionalverſammlung vorgelegt worden war, nicht zur alleini⸗ 
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gen Grundlage der Berathung gemacht, ſondern, eine be⸗ 
ſondere Commiſſion erwählt werde, welche dieſen Entwurf 
zu revidiren, Veränderungen in demſelben vorzuſchlagen, 
oder einen andern vorzulegen habe. Der Verfaſſungsentwurf 
vom 20. Mai hatte in der That in der ganzen Bevölkerung 
gleiche Unzufriedenheit erregt. Die Nationalverſammlung 
konnte ſich dieſem unzweifelhaften Ausdruck der öffentlichen 
Meinung nicht entziehen, wenn ſie nicht allen Boden der Volks⸗ 
achtung verlieren wollte. Und trotz des dringenden Wun⸗ 
ſches der Mehrheit, das Miniſterium, das man durch kein 
geeigneteres aus der Verſammlung zu erſetzen wußte, nach 
Kräften zu ſtützen, wurde der Waldeck-Wachsmuthſche An⸗ 
trag mit großer Majorität angenommen, und damit dem 
Miniſterium wenigſtens indirekt ein Mißtrauensvotum gege⸗ 
ben. Dieſes aber, das nun auch die Majorität der 
Verſammlung verloren, oder doch ſein Vertrauen in der⸗ 
ſelben erſchüttert ſah, und ohne Zweifel nicht nur in ſich 
ſelbſt der nöthigen Uebereinſtimmung entbehrte, ſondern auch 
den Anforderungen der Krone nicht immer entſprechen zu 
können glaubte, ging, ohne daß es durch ein Kammervotum 
geſtürzt worden wäre, ſeiner Selbſtauflöſung entgegen. 

Am 16. kündigte bereits Camphauſen an, daß drei Mi⸗ 
niſter ihre Entlaſſung gegeben, und daß er ſich bemühen werde, 
das Miniſterium aus der Kammermajorität zu vervollſtän⸗ 
digen. Am 21. Juni aber erklärte er, daß es ihm nicht 
gelungen ſei, dieſe Vervollſtändigung herbeizu führen, und 
daß ein anderes Miniſterium berufen ſei. 

So endigte die Wirkſamkeit des Miniſteriums Cam p⸗ 
hauſen, ohne daß eine beſtimmte Veranlaſſung zu ſeinem 
Rücktritt vorgelegen hätte, ſondern weil es ſich nach allen 
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Seiten hin in ſeinem Wirken gehemmt, von keiner der be⸗ 
wegenden Kräfte freudig und entſchieden unterſtützt ſah, und 
ſich daher nicht mehr ſtark genug fühlte, den Anforderungen 
des Moments zu entſprechen. Welche inneren Kämpfe ein 
Mann wie Camphauſen während ſeiner dreimonatlichen Amts⸗ 
führung im Intereſſe ſeiner Aufgabe und ſeiner Ueberzeu⸗ 
gung zu beſtehen hatte, davon geben die wehmüthigen Worte 
Zeugniß, mit denen er von der Nationalverſammlung ſchied, 
indem er unter Andern ſagte: 

„Freudig will ich darauf verzichten, daß dem Urtheil 
über mich nicht zu gut komme, was ich verborgen an 
Kräften aufgewendet, um auszugleichen, zu vermitteln, 
zu beſchwichtigen, zu verſöhnen.“ 

Wo und wie dieſe Kräfte aufgewendet worden ſind, 
wo ſie auf Widerſtand geſtoßen ſein mögen, das iſt bis 
jetzt noch nicht Eigenthum der Geſchichte geworden. Die 
Zukunft wird es offenbaren, und das Urtheil über den Staats⸗ 
mann, der das Beſte gewollt, und mit dem ſchmerzlichen Ge⸗ 
fühl, Nichts erreicht zu haben, den Schauplatz ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit verlaſſen mußte, wird nach dieſen Offenbarungen 
vielleicht auch bei ſeinen Gegnern ein milderes werden. 

An die Spitze des neuen Miniſteriums trat ein Staats⸗ 
mann, den man bisher als ſolchen kaum gekannt hatte: der 
Bruder des bisherigen Miniſters von Auerswald, bisher 
Oberpräſident der Provinz Preußen, der als Miniſterpräſident 
zugleich das Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
übernahm. Die eigentliche Seele aber dieſes neu gebildeten 
Miniſteriums war Hanſemann, der aus dem früheren allein 
in daſſelbe übergetreten war. Außerdem hatte ſich das Miniſte⸗ 
rium aus den verſchiedenen Fraktionen der Kammer vervoll⸗ 
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ſtändigt, um ſich auf dieſe Weiſe; die Majorität zu ſichern und 
zwar hatte Milde, der bisherige Präſident der National⸗ 
verſammlung, das Portefeuille des Handels-, Gierke aus 
dem rechten Centrum, bisher Syndikus in Stettin, das Acker⸗ 
bau⸗ und der Generallandſchaftsrath Rodbertus vom linken 
Centrum das Kultus miniſterium erhalten. Von außerhalb der 
Kammer waren eingetreten: Kühlwetter, bisher Regie⸗ 
rungspräſident in Aachen, als Miniſter des Innern, Freiherr 
von Schreckenſtein, der früher in Trier kommandirte und 
ſich dort den Ruf einer großen Strenge erworben hatte, als 
Kriegsminiſter und der Kriminaldirektor Märker als Juſtiz⸗ 
miniſter. { 
Schon die Namen, die wir hier genannt, bekunden daß 
das neugebildete Miniſterium, weder aus Männern beſtand, 
die als Staatsmänner ſich irgend einen Ruf erworben hatten, 
noch auch aus ſolchen, deren Wirkſamkeit von einer gemein⸗ 
ſamen politiſchen Ueberzeugung getragen werden konnte. Es 
enthielt einige in ihrem Fach als tüchtig anerkannte Beamte, 
während andere Mitglieder, je nach den Fraktionen, denen ſie 
angehörten, ihre Partei für die Anträge des Miniſteriums ge⸗ 
winnen, und demſelben überall die Majorität ſichern ſollten. 
Man hatte zu dieſem Zweck mit Rodbertus ſogar das linke Cen- 
trum an das Miniſterium zu feſſeln gehofft, doch mußte 
dieſe Hoffnung bald ſchwinden, da dieſer Miniſter ſchon nach 
wenigen Tagen ſein Amt niederlegte. 

Das Programm, mit welchem dieſes Miniſterium vor 
die Verſammlung trat, und welches Hanſemann als eigent⸗ 
licher Repräſentant deſſelben verlas, erklärte ſich in Bezug auf 
die Verfaſſung für eine volksthümlichere Bildung der erſten 
Kammer, als ſie der Regierungsentwurf vorgeſchlagen, ver⸗ 
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ſprach alsbald die wichtigen Geſetzesvorlagen über Bürgers 
wehr, Entlaſtung des Eigenthums, Gemeindeordnung u. ſ. w. 
und ſchloß mit folgenden Worten: 

„Alſo in der Geſetzgebung, in unſerem Thun und 
Handeln, nicht in abſtrakten Erklärungen, die verſchieden⸗ 
artiger Deutung ausgeſetzt ſind, faſſen wir die denkwür⸗ 
digen Ereigniſſe des Monat März und unſere Aner- 
kennung der damals ſtattgehabten Revolution 
auf; einer Revolution, deren ruhmvoller und eigenthümlicher 
Charakter darin beſteht, daß ſie, ohne Umſturz aller ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſe, die konſtitutionelle Freiheit begründet, 
und das Recht zur Geltung gebracht hat. Auf rechtlicher 
Grundlage ſteht dieſe Verſammlung, ſteht die Krone. 

Dieſe Grundlagen halten wir feſt.“ 

Das Miniſterinm trat alſo, ohne dazu durch die Na⸗ 
tionalverſammlung genöthigt zu ſein, denn der Berendsſche 
Antrag war beſeitigt worden, freiwillig mit Anerkennung 
der Revolution, ſowie mit freiſinnigen Modifikationen des 
Verfaſſungsentwurfs auf, und ſomit ſchien ein feſter Boden 
für die fernere Wirkſamkeit der Nationalverſammlung ge- 
wonnen zu fein. 

Freilich aber war dieſe Anerkennung nur die eines 
Namens, wenn die Revolution nicht zugleich als der alleinige 
Rechtsboden für den Umbau des Staats anerkannt und 
dieſer vielmehr, wie von dem früheren Miniſterium, auch von 
dieſem aus der Vergangenheit auf die Gegenwart und Zu⸗ 
kunft übertragen werden ſollte. 

Die Majorität der Nationalverſammlung wendete ſich 
indeſſen auch dieſem Miniſterium mit Entſchledenheit zu, wie fie 
ſich von dem Miniſterium Camphauſen nicht abgewendet hatte. 
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Ja es zeigte ſich in dieſer Verſammlung ein ſo feſter Wille, 
die Regierung zu unterſtützen, und die oppoſttionelle Linke 
war ſo klein und machtlos, daß es nur einer klugen Leitung 
bedurft hätte, um mit derſelben auf dem friedlichſten Wege 
das Werk der Vereinbarung durchzuführen. Aber ein un⸗ 
glücklicher Wahn ließ auch dies Miniſterium einen Weg ein⸗ 
ſchlagen, der zu dieſem Ziel nimmermehr führen konnte. 
Das Miniſterium ſonderte ſich ab von der Nationalverſamm⸗ 
lung, wie vom Volke, ſtatt beide zu leiten, was es ſehr wohl 
vermocht hätte, wenn es nicht Beiden gegenüber eine gewiſſe 
Nichtachtung empfunden, ja faſt zur Schau getragen hätte. 
Und wir können nicht anſtehen zu behaupten, daß der we⸗ 
ſentlichſte Vorwurf für dieſen unglücklichen und folgenſchwe⸗ 
ren Mißgriff auf Hanſemann ruht, nicht nur weil er ent⸗ 
ſchieden der Leiter des Kabinets war, ſondern auch, weil er 
in ſeiner zuverſichtlichen Selbſtgenügſamkeit der Zuſtimmung 
der Nationalverſammlung und des Volkes jederzeit gewiß 
zu ſein glaubte, auch wenn er ſich nicht thatſächlich im Vor⸗ 
aus derſelben verſichert hatte. 

Statt auf die Parteiverſammlungen der Kammerfrak⸗ 
tionen, beſonders auf die der Majorität, die ſich ihm unbe⸗ 
dingt anſchloß, einzuwirken, und feine Ideen mit derſelben aus⸗ 
zutauſchen, kümmerte ſich das Miniſterium, wie es ſchien, 
wenig oder gar nicht um dieſelben, überraſchte häufig mit unvor⸗ 
bereiteten dringenden Anträgen, ja ſogar mit Kabinetsfragen, 
die im Augenblick der Verſammlung zur Entſcheidung vorgelegt 
wurden, ohne daß ſie ſich in den Parteiverſammlungen darüber 
zu berathen vermochte. Und auf dieſe Weiſe iſolirte ſich das Mi⸗ 
niſterium von der Nationalverſammlung, ging ſeinen eigenen 
Weg, und zwang auch dieſe ihren eigenen Weg zu gehen. Die 
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Parteien fielen auseinander; eine große, feſte Majorität 
konnte nicht zur Bildung kommen; und die in ihrem Selbſt⸗ 
gefühl verletzten Mitglieder des Centrums traten zahlreich 
zur Oppoſition über, der fie ſich bisher nur aus Rückſicht 
für das Miniſterium nicht angeſchloſſen hatten. Und ſo ges 
ſchah es, daß die Linke, die in der erſten Zeit etwa 40 Mit⸗ 
glieder zählte, ſichtlich anwuchs, und endlich zu einer Höhe 
von 120 Mitgliedern emporſtieg. Die Majorität aber, 
deren das Miniſterium ſo ſicher zu ſein glaubte, wurde 
ſchwankend, ſobald das linke Centrum ſich zur Oppoſition 
ſchlug, und mußte derſelben ganz verloren gehen, ſobald auch 
das eigentliche Centrum mit der Linken ſtimmte. 

Während auf dieſe Weiſe die Stellung des Miniſte⸗ 
riums eine unſichere wurde, trotzdem es die Anerkennung der 
Revolution ausgeſprochen und die Anbahnung eines ent- 
ſchiedenen Fortſchrittes verheißen hatte, während in der Nas 
tionalverſammlung die Linke zu immer größerer Zahl und 
Bedeutung anwuchs und in einem großen Theil des Volkes 
radikale Tendenzen immer entſchiedneren Anklang fanden, 
traten von anderer Seite her jetzt mehrere Ereigniſſe ein, 
welche der ſich ermannenden und langſam aber ſicher vor⸗ 
ſchreitenden Reaktion feſtere Haltpunkte gaben. 

Die Ereigniſſe vom 23. bis zum 26. Juni in Paris, 
jene furchtbare Schlacht, in welcher ein Theil der Geſell⸗ 
ſchaft um ihre Exiſtenz, der andere gegen den Beſtand der 
Geſellſchaft überhaupt zu kämpfen ſchien, jener mörderiſche 
Kampf, der nur durch die rückſichtsloſeſte Anwendung und 
die ungeheuerſte Anſtrengung der militairiſchen Gewalt zu 
Ende geführt werden konnte, hatte auch in Deutſchland, ja 
in ganz Europa einen mächtigen Eindruck, einen Umſchlag 
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der öffentlichen Meinung hervorgerufen. Beſonders das 
Bürgerthum war von Schrecken erfüllt vor der möglichen 
Herrſchaft einer Partei, welche die Geſellſchaft umzuſtürzen, 
die Mittel und Quellen des Erwerbs zu vernichten drohte. 
Und dieſer paniſche Schrecken des Bürgerthums vor der Ver⸗ 
breitung des Socialismus und des Kommunismus über ganz 
Europa gewährte der Reaktion weſentliche Anknüpfungs⸗ 
punkte für ihre Wirkſamkeit auf dieſen Theil der Bevölkerung. 

Der zweite Anhaltpunkt der Reaktion war der An⸗ 
trag des Miniſteriums in Bezug auf die Steuerausgleichung 
und die Entlaſtung des Grund und Bodens. 

Das ſogenaunte Patowſche Promemoria vom 10. Juli 
und der ſpäter darauf begründete Geſetzentwurf vom 20. Juli 
hatte die Partei, die ſich bisher verborgen gehalten hatte, 
die in dem Momente, wo der Thron erſchüttert zu ſein ſchien, 
nur auf ihre eigene Rettung bedacht war, plötzlich wieder 
wach gerufen. Die Gefährdung ihrer eigenen Intereſſen 
vermochte es allein die Ariſtokratie wieder auf den Kampf⸗ 
platz zu führen, den ſie ohne Widerſtand verlaſſen hatte, als 
die Krone und der Staat in Gefahr ſchwebte. Sie trat 
jetzt auf „für die Wahrung der Intereſſen des Grundbeſitzes“ 
wie es hieß, und bildete in Berlin den unter dem Namen 
„das Junkerparlament“ bekannten Verein, welcher unter 
Leitung, oder doch unter der geiſtigen Führung des früheren 
Miniſters Grafen Arnim, die eigenen Intereſſen, das heißt 
die Intereſſen der Ariſtokratie und des großen Grundbeſitzes, 
gegen die, wie ſie behaupteten, revolutionären und rechtswidri⸗ 
gen Abſichten der Regierung, insbeſondere der Miniſter Han⸗ 
ſemann, und Patow zu wahren ſuchte. 

Faſt niemals iſt eine Partei heftiger, leidenſchaftlicher 
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und rückſichtsloſer gegen die Regierung aufgetreten, wie dieſe 
ariſtokratiſche des Junkerparlaments Es iſt eine bekannte 
Thatſache, daß dieſelbe damals offen mit Steuerverweigerung 
drohte, wenn die Regierung von ihren Maßregeln gegen 
den großen Grundbeſitz nicht zurückſtehen wolle. Aber es 
iſt nicht bekannt geworden, daß die Mitglieder und Führer 
derſelben jemals wegen dieſes Aufruhrverſuchs vor den 
Schranken eines Gerichtshofs ſtanden. Dieſe Partei ſchloß 
ſich nun aufs Engſte zuſammen, verbreitete ſich über das 
ganze Land und mußte bei ihren Mitteln und ihrem Einfluß 
ein kräftiger Anhaltpunkt für die Reaktion werden. Da⸗ 
mals ſtand die Regierung dieſem Vereine feindlich gegenüber; 
ob derſelbe nicht aber hier und da einen kräftigeren Ans 
haltpunkt gefunden habe, als das Miniſterium ihm bie⸗ 
ten konnte, das können wir wohl vermuthen, aber nicht mit 
Zuverſicht behaupten. Denn dergleichen Gönnerſchaften ſind 
das Geheimniß der innern Geſchichte ſolcher Vereine. 

Ein dritter Anhaltpunkt der Reaktion endlich, dem eine 
gewiſſe ſittliche und politiſche Berechtigung nicht abgeſpro⸗ 
chen werden kann, wurde durch die Geſtaltung der deutſchen 
Verhältmiſſe gegeben. Schon die Berufung des öſtreichiſchen 
Erzherzogs Johann zum Reichs verweſer, mit Uebergehung 
Preußens und ſeines Regentenhauſes bei Beſetzung dieſer 
erſten Stelle für die Neugeſtaltung Deutſchlands, hatte das 
Nationalgefühl des Preußiſchen Volkes verletzt. Diejenigen, 
die ſich der Großthaten Preußens, Oeſtreich gegenüber, er⸗ 
innerten; Diejenigen, die den Freiheitskampf von 1813 bis 
15 noch lebhaft in ihrem Gedächtuiß trugen, fühlten eine 
tiefe Beſchämung über dieſe Zurückſetzung. Als aber der 
Reichskriegsminiſter, der Preußiſche Generalmajor v. Peucker 
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am 16. Juli eine Verordnung ergehen ließ, nach welcher ſämmt⸗ 
liche Truppen Deutſchlands und alſo auch des Preußiſchen 
Staats am 6. Auguſt eine Huldigungsparade für den 
Reichsverweſer abhalten ſollten, da regte ſich nicht nur im 
Heere, ſondern auch in einem großen Theile des Preußiſchen 
Volkes der Gedanke, daß ſchon durch eine Zumuthung der Art 
das Nationalgefühl eines jeden Preußen aufs Tiefſte gekränkt, 
daß aber mit der Ausführung dieſer Verordnung die ſchon 
errungene Selbſtſtändigkeit und Macht Preußens aufs Ernſteſte 
gefährdet werde. 

Wer damals auch in den unteren Schichten des Vol⸗ 
kes ſich bewegte, hat Gelegenheit gehabt, ſich zu überzeugen, 
daß dies an ſich natürliche Gefühl auch hier tiefe Wurzeln 
gefaßt hatte. 

Das Verlangen nach der nationalen Einheit Deutfch- 
lands hatte in den Gemüthern des Volks noch keine be— 
ſtimmte Geſtaltung gewonnen; und in dem Moment, in wel— 
chem ſeine Verwirklichung ein ſo fühlbares Opfer an der 
eignen Selbſtſtändigkeit, ja wie es ſchien an der eignen Ehre 
forderte — das Aufgeben der Nationalität, auf die man ſtolz 
war, und an die ſich die Geſchichte einer ruhmvollen Ver⸗ 
gangenheit knüpfte — in dieſem Moment war das Gefühl des 
Widerſtrebens ein natürliches, wenn auch nicht ein gerechtes. 

Die ungeſchickte Maßregel des Reichskriegsminiſters 
mußte dieſem Gefühl neue Nahrung geben; und wenn die 
Regierung die Stimmung dieſes Augenblicks in geeigneter 
Weiſe zu benutzen verſtanden hätte, ſie würde im Volke eine 
mächtige und bereitwillige Stütze ihrer Beſtrebungen ug 
finden können. 

Auf dieſe Stimmung geſtützt bildeten ſich die ſogenan n⸗ 
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ten Preußenvereine, die ſich in Gegenſatz zu der allgemei⸗ 
nen deutſchen Bewegung ſtellten, und mit dieſem Gegenſatz 
auch die übrigen Forderungen und Anſprüche der Revolu⸗ 
tion verleugnen zu müſſen glaubten und dadurch einen der 
kräftigſten Anhaltpunkte für die Reaktion bildeten. Im Heere 
ſelbſt aber hatte dieſe Aufforderung des Reichskriegsmini⸗ 
ſters natürlich einen entſchiedenen Rückſchlag hervorgerufen, 
den man ſehr wohl zu benutzen verſtand, um dasſelbe nicht 
nur gegen die deutſche Bewegung einzunehmen, ſondern um 
auch die Ueberzeugung in ihm hervorzurufen, daß der Zweck 
der Revolution kein andrer ſei, als die Selbſtſtändigkeit 
Preußens preis zu geben, die Ehre des preußiſchen Heeres 
zu vernichten.“) 

Und ſo hatte die Reaktion durch den Schrecken der 
Bourgeoiſie vor dem Alles verſchlingenden Communismus, 
durch die Selbſtſucht der Ariſtokratie bei der gefürchteten 
Reduktion ihrer Revenuen und Gerechtſame, durch das ſpe⸗ 
zifiſch preußiſche Nationalgefühl in den verſchiedenen Schich⸗ 
ten der Bevölkerung und beſonders im Heere die mächtig⸗ 
ſten Stützpunkte für die Ausführung der Pläne gefunden, 
die ſie längſt gegen die Revolution vorbereitet hatte. 

In der Nationalverſammlung hatten die Verhandlun⸗ 
gen inzwiſchen einen äußerlich ruhigen Fortgang, nachdem 
die miniſterielle Erklärung und der Jakobyſche Antrag über 
die Wahl des Reichsverweſers ohne weitere Folge geblieben 
waren. Es waren bereits verſchiedene Geſetze angenommen 
worden, und das Miniſterium hatte ſich überall in entſchie⸗ 
dener Majorität befunden. Den 26. Juni wurde der revi⸗ 


) Griesheim, die deutſche Centralgewalt und die preuß. Armen, 
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dirte Verfaſſungsentwurf vorgelegt, und an demſelben Tage 
unter voller Zuſtimmung des Juſtizminiſters die Abſchaffung 
der Todesſtrafe, ſowie am 28. Juli die Aufhebung des eximir⸗ 
ten Gerichtsſtandes, freilich aber mit Beibehaltung deſſelben 
für das Militär und für die Univerſitäten, beſchloſſen. Am 
8. Auguſt als Kühlwetter das Inſtitut der Schutzmannſchaft 
ins Leben gerufen, ohne die Nationalverſammlung zu be⸗ 
fragen, ohne ein Geſetz über die Errichtung und Wirkſam⸗ 
keit dieſer Inſtitution vorgelegt zu haben, gab dieſelbe deſſen 
ungeachtet, obwohl durch dieſe Vernachläſſigung verletzt, die 
nachträgliche Zuſtimmung zu demſelben. Indeſſen hatte der 
Miniſter Kühlwetter wegen dieſer Inſtitution, die ſeit ihrem 
Beſtehen die entſchiedenſte Antipathie im Volke gegen ſich 
hat, auch in der Kammer mehrfach die heftigſten Angriffe 
erfahren müſſen, und neben ihm war es beſonders der Kriegs⸗ 
miniſter von Schreckenſtein, auf dem das Mißtrauen des 
Volkes ruhte, weil man überhaupt fühlte, daß die Militär⸗ 
gewalt immer noch in einer Ausnahmsſtellung ſich befinde, 
zu deren Beſeitigung der Kriegsminiſter eben nichts hei⸗ 
tragen zu wollen ſchien. J 

Trotz dieſer dauernden Ruhe, die äußerlich zwiſchen 
allen Parteien hergeſtellt ſchien — das Volk hatte ſeit zwei 
Monaten keinen Exceß ſich zu Schulden kommen laſſen, die 
Nationalverſammlung unterſtützte das Miniſterium mit Ent⸗ 
ſchiedenheit, ja mit Aufopferung — hatte daſſelbe dennoch kei⸗ 
nen feſten Boden unter ſich. Denn wie es in der Kammer 
nicht von dem Vertrauen getragen wurde, das es ſelbſt ge⸗ 
noß, ſondern nur von der Abneigung und Beſorgniß, die man 
gegen eine neue Minifterfrifis fühlte, ſo wurde es auch bei 
Hofe von den einflußreichen Mitgliedern der Kamarilla nur 


mit Unwillen geduldet, weil man ſich noch nicht ſtark genug 
fühlte, ein anderes an ſeine Stelle zu ſetzen; und auch in 
ſich ſelbſt trug dieſes Miniſterium weder die Entſchiedenheit 
des Prinzips, noch die Uebereinſtimmung des Strebens, mit 
der es einem ihm plötzlich drohenden Sturm Widerſtand 
zu leiſten vermocht hätte. 

Im Volke aber, das äußerlich bereits eine beſonnenere 
Haltung angenommen hatte, und nur hier und da durch das 
ebenſo ungeſchickte, wie zum Theil brutale Auftreten der neu⸗ 
gebildeten Schutzmannſchaft zu einer gewiſſen Aufregung an⸗ 
geſtachelt wurde, begann bereits das, wenn auch noch dunkle 
Gefühl zu wurzeln und ſich zu verbreiten, daß die Harmo⸗ 
nie der Gewalten, die zur Durchführung der Revolution 
und ihrer Forderungen berufen waren, längſt nicht mehr vor⸗ 
handen ſei, und daß nur durch einen neuen, vielleicht viel 
blutigeren Kampf die letzte Entſcheidung werde getroffen 
werden können. 

Das Gebiet auf welchem dieſer innere Zwieſpalt ſich 
kundgeben mußte, war kein anderes, als das, auf welchem der 
Kampf vom 18. und 19. März begonnen hatte und nicht 
zur Entſcheidung gekommen war, der Boden des unverſöhn⸗ 
ten Gegenſatzes zwiſchen der Volksgewalt und der Militär⸗ 
macht. b 

Den äußeren Anlaß gaben die bekannten Ereigniſſe zu 
Schweidnitz am 31. Juli, wo, nach dem Bericht des Ober⸗ 
präſidenten ſelbſt, in Folge ſchon ſeit längerer Zeit ſtattfin⸗ 
dender Reibungen zwiſchen Militär und Bürgerwehr, bei 
Gelegenheit eines Auflaufs, eine Kompagnie Linieninfanterie 
gegen die eben in Ausübung ihrer Pflicht begriffene Bür⸗ 
gerwehr ohne Veranlaſſung, ohne Warnung, ohne Beobach⸗ 

b * 
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achtung der militäriſchen Vorſchriften eine Salve abfeuerte, 
durch welche 14 Menſchen, theils getödtet, theils ſchwer ver—⸗ 
wundet wurden. Die Regierung hatte in Folge deſſen ſich 
begnügt den Kommandanten Rolla du Ro ſay mit vollem 
Gehalt zur Dispoſition zu ſtellen. Das ſtrafbare Militair 
ſelbſt blieb in der Stadt, und ſpätere Militairunterſuchungen 
haben bekanntlich zur Freiſprechung aller betheiligten Mili⸗ 
tairs geführt. Die Aufregung, welches dieſes Ereigniß her— 
vorbrachte, war außerordentlich, denn man fühlte ſehr tief 
und allgemein, daß es hier nicht eine vereinzelte Thatſache 
gelte, ſondern daß ein tief wurzelndes und weit verbreitetes 
Uebel ans Licht gekommen fer, das mit energiſchen Mitteln 
angegriffen werden müſſe, wenn noch eine Heilung möglich 
ſein, und nicht die Lebenskraft des neu zu begründenden 
Staats davon aufgezehrt werden ſollte. Das Militär in 
ſeiner hierarchiſchen Organiſation war von den Schwingen 
der Revolution nicht ergriffen worden, und hatte ſich den 
Bewegungen und Strömungen derſelben zu verſchließen ges 
wußt. Es ſtand immer noch außerhalb der Revolution, 
außerhalb des Volkes, und mußte daher derſelben immer feind⸗ 
licher, immer erbitterter gegenübertreten, wenn es nicht gelang, 
es ſowohl mit dem Volk wie mit den neuen Forderungen 
der Zeit vollſtändig zu verſöhnen und in das Leben der 
allgemeinen Bewegung eintreten zu laſſen. 

Die Nationalverſammlung faßte in dieſem Sinn ſofort 
am 4. Auguſt den Beſchluß, eine Kommiſſion zur Unter⸗ 
ſuchung des Vorfalls zu ernennen; und als der Bericht 
dieſer Kommiſſion die Schuld des Militairs vollkommen bes 

ſtätigte, erkannte man die Nothwendigkeit, dem gefährlichen 
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Uebel durch eine allgemeine und entſchtedene Maßregel kräf⸗ 
tig entgegen zu treten. Der Abgeordnete Stein von Bres⸗ 
lau ſtellte demnach am 9. Auguſt den bekannten Antrag: 

„Das Kriegsminiſterium möge in einem Erlaffe an die 
Armee ſich dahin ausſprechen, daß die Offiziere allen reak⸗ 
tionären Beſtrebungen fern bleiben, und nicht nur Konflikte 
jeder Art mit dem Civil vermeiden, ſondern durch Annähe⸗ 
rung an die Bürger und Vereinigung mit denſelben zeigen, 
daß fie mit Aufrichtigkeit und Hingebung an der Verwirk⸗ 
lichung eines conſtitutionellen Zuſtandes mitwirken wollen. 

Und hierzu ſtellte der Abgeordnete Schulz (Wanzleben) 
das Zuſatzamendement. 

„Und es denjenigen Offizieren, mit deren 
„politiſcher Ueberzeugung es nicht vereinbar 
„iſt, zur Ehrenpflicht zu machen, aus der Ars 
„mee auszutreten.“ 

Der Antrag des Abgeordneten Stein wurde mit großer 
Majorität, der des Abgeordneten Schulz (Wanzleben) mit 
180 gegen 179 angenommen. 

Das Miniſterium hatte ſich an der Debatte wenig bes 
theiligt, wie es überhaupt die Kammerverhandlungen mit 
einer gewiſſen Geringſchätzung behandelte. Es war ſeiner 
ſiegenden Majorität ſo gewiß; es fühlte ſich ſo überzeugt, die 
Nationalverſammlung leiten zu können, wohin es wolle, daß 
es ihren Debatten eben nur eine geringe Aufmerkſamkeit zu⸗ 
wendete. Und fo hal das Miniſterium denn auch bei dieſer 
wichtigen und entſcheidendenden Verhandlung es kaum der 
Mühe werth gehalten, ſeine Anſicht auszuſprechen. Selbſt 
die Debatte über den zweiten Theil des Antrages, der für das 
Miniſterium ſo höchſt gefährlich war, da ſeine Ausführung 
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die Armee eines großen Theils ihrer tüchtigften Führer be⸗ 
rauben konnte, hatten keinen Miniſter auf die Tribüne ge- 
rufen, und der Antrag wurde angenommen wenn auch nur 
mit der Majorität von einer Stimme. 

Auch wir müſſen die Annahme des Schulzeſchen Amen⸗ 
dements als einen unglücklichen, als einen übereilten Be⸗ 
ſchluß bezeichnen, deſſen Folgen man im Moment nicht zu 
überſehen vermochte. Aber wenn das Miniſterium ſelbſt 
ſchwieg, ſo kann wahrlich die Nationalverſammlung nicht 
verurtheilt werden, daß ſie dieſen Antrag angenommen. Eine 
einzige Stimme hatte entſchieden und es iſt kein Zweifel, daß 
ein einziges Wort des Miniſteriums zur rechten Zeit eine 
entſchiedene Majorität gegen denſelben hervorgerufen hätte. 
Nun aber blieb es bei dieſem Beſchluß, obgleich am Tage 
darauf, eine große Anzahl Mitglieder dagegen proteſtirten. 

Indeſſen an dem Tage, an welchem dieſer Beſchluß 
gefaßt wurde, ſchien man überhaupt von der Bedeutſamkeit 
deſſelben keine klare Vorſtellung zu haben. Das Miniſterium 
glaubte darin kaum eine Niederlage erlitten zu haben. Im Ge⸗ 
gentheil ſchien das beſte Verhältniß zwiſchen der Regierung 
und der Nationalverſammlung fortzudauern, und wenn das 
Miniſterium den Beſchluß vom 9. Auguſt nur in annähe⸗ 
render Weiſe ausgeführt hätte, es würde der entſcheidende 
Konflikt vielleicht noch lange nicht eingetreten ſein. 

Freilich aber war dieſe Harmonie zwiſchen den verein 
barenden Gewalten nur eine erzwungene, von der unabwend⸗ 
baren Nothwendigkeit noch gebotene. Und wie unwillig, 
man ſich in Potsdam dieſer Nothwendigkeit beugte, davon 
gab das bekannte Hoffeſt Zeugniß, das am 30. Juli eben 
zu dem Zweck angeordnet wurde, um die Harmonie zwiſchen 
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dem Hof und der Nationalverſammlung zu dokumentiren und 
zu befeſtigen. JE 9; 

Es waren zu dieſem Feſte alle Mitglieder der National: 
verſammlung eingeladen; überhaupt ganz dieſelben Einrich⸗ 
tungen getroffen, wie 1847 für den vereinigten Landtag. 
Aber als die Abgeordneten nach Potsdam kamen, fand zwar 
ein wohlwollendes Entgegenkommen von Seiten des Königs 
und der Prinzen ſtatt, aber eine abſichtlich hervortretende 
Vernachläſſigung von Seiten der Hofbeamten. Man hatte 
für ihren Empfang und für ihre Beförderung nach dem 
Schloß weder in würdiger, noch ausreichender Weiſe Sorge 
getragen. Die Bedienung fand ſich nicht einmal veranlaßt, 
ſich um die Mitglieder der Volksvertretung zu bekümmern; 
und bei ihrer Abreiſe war nicht das Nothwendigſte für ihre 
Beförderung gethan, ſo daß Viele den weiten Weg nach 
dem Eiſenbahnhof zu Fuß zurücklegen mußten. Es war eine 
abſichtliche Vernachläſſigung dieſer Männer von Seiten der 
Hofbeamten erſichtlich; und man konnte nicht verkennen, daß 
in dieſer Sphäre, und zwar in allen Schichten derſelben, der 
Wunſch, ja die Hoffnung vorherrſchte, ſich dieſer Volksver— 
tretung baldmöglichſt zu entledigen, die man als ebenbürtig 
nicht anerkennen wollte, wogegen diejenigen, die mit dem 
Könige ſelbſt in Berührung kamen, ſich überzeugen konnten, 
daß von Seiten der Krone der Wunſch noch keineswegs auf- 
gegeben war, ſich mit der Nationalverſammlung auf fried⸗ 
lichem Wege zu vereinbaren. 

Bevor der Konflikt zwiſchen dem Miniſterium und der 
Nationalverſammlung zum Ausbruch kam, trat in Berlin 
noch eines jener Ereigniſſe ein, das, von der Regierung in ge⸗ 
ſchickter und gemäßigter Weiſe benutzt, ihr eine noch ent⸗ 
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ſchiedenere Majorität in der Nationalverſammlung verſchaffen, 
die Ausführung des Beſchluſſes vom 9. Auguſt noch mehr 
erleichtern mußte, nämlich der Sturm gegen die Mi: 
niſterhotels. 

Am 20. Auguſt hatte in Charlottenburg ein rohes und 
frevelhaftes Attentat gegen eine demokratiſche Verſammlung 
und einzelne Mitglieder derſelben ſtattgefunden, in Folge 
deſſen in Berlin eine allgemeine Indignation und lebhafte 
Aufregung hervorgerufen wurde. Dieſe Aufregung wurde am 
folgenden Tage von einigen Volksführern benutzt, unter denen 
plötzlich der eben aus Amerika zurückgekehrte Dowiat (ehe 
mals Prediger der chriſtkatholiſchen Gemeinde in Danzig) 
hervortrat, und die auf dem Opernplatz verſammelten Maſſen 
durch die Gluth ſeiner Beredſamkeit zu Exeſſen fortriß, wie 
fie ſeit langer Zeit nicht ftattgefunden hatten. Man zog 
vor das Hotel des Miniſter Kühlwetter, um ſeine Abdankung 
zu fordern; man begab ſich, als man dieſen nicht fand, von 
da zum Juſtizminiſter um die Freilaſſung der politiſchen Ge- 
fangenen zu erzielen, und wandte ſich endlich mit roher Ge⸗ 
waltthätigkeit gegen das Hotel des Miniſterpräſidenten, bei 
welchem eben faſt alle fremden Geſandten, viele Mitglieder der 
Nationalverſammlung und zahlreiche Notabilitäten der Stadt 
zu ſeiner gewöhnlichen Soirée verſammelt waren. 

Die Fenſter des Gebäudes wurden durch Steinwürfe 
zertrümmert, und auch im Innern eine gewaltige Verwüſtung 
angerichtet, ſo daß die anweſenden Gäſte endlich zur Flucht 
genöthigt waren. Ein unvorſichtiges Einſchreiten der Schutz— 
mannſchaft ſoll zum Theil zu dieſem brutalen Ausbruch der 
Volkswuth Veranlaſſung gegeben haben. Doch rief dieſes 
Ereigniß mit vollem Rechte die allgemeinſte Entrüſtung hervor. 
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Die Reaktion aber benutzte es natürlich auf's Angelegentlichſte 
in ihrem Intereſſe, indem man beſonders die Unzulänglichkeit 
der Bürgerwehr zum Schutz der Ordnung daraus nachzu⸗ 
weiſen verſuchte; obwohl bei der plötzlichen und überraſchen⸗ 
den Entwicklung dieſes Tumults auch die geordnetſte Mili⸗ 
tärgewalt ihn nicht vollſtändig hätte verhüten können. 

Das Miniſterium benutzte dies Ereigniß mit allzugroßer 
Haſt, indem es unter dem unmittelbaren Eindruck deſſelben 
ſchon am folgenden Tage ein ſehr ſtrenges Tumultgeſetz und 
Prohibitivmaßregeln gegen Volksverſammlungen der Natio⸗ 
nalverſammlung zur ſofortigen Annahme vorlegte. 

Aber dieſe Haſt, den gebotenen Vortheil zu benutzen, 
entzog dem Miniſterium denſelben ganz. Die Verſammlung 
erkannte die Abſicht und beſchloß den Entwurf erſt nach vier 
Tagen zu berathen, ſo daß er im Drange der ſpäteren Ereig⸗ 
niſſe gar nicht mehr zur Beſchlußnahme gelangte. 

Inzwiſchen ſchien das Miniſterium die Ausführung des 
von der Nationalverſammlung angenommenen Stein⸗Schul⸗ 
zeſchen Antrags vom 9. Auguſt ganz vergeſſen zu haben. 
Denn es war der Auguſt bereits verfloſſen und noch war 
von der Regierung Nichts geſchehen, was daran erinnert hätte. 

Die Kammer fühlte ſich über ein ſolches Verfahren 
aufs Tiefſte verletzt. Es wurde eine Frage ans Miniſterium 
gerichtet, wie es mit der Ausführung jenes Beſchluſſes 
ſtände, und am 2. September antwortete daſſelbe: 

Der Miniſter v. Schreckenſtein habe antikonſtitutionelle 
Tendenzen in der Armee niemals aufkommen laſſen, und 
werde auch in Zukunft in jedem einzelnen Falle der Art 
mit ſtrenger Ahndung einſchreiten. Gewiſſen und Ehre wür⸗ 
den ihn dabei ferner wie bisher leiten. Ein allgemeiner 
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Erlaß, wie ihn die Nationalverſammlung wünſche, fer zu 
dieſem Zweck ungeeignet, und für die Disziplin im Heere 
verderblich. Es müßte daher dem Miniſter, in Rückſicht auf 
ſeine perſönliche Verantwortlichkeit die Wahl der Mittel 
überlaffen bleiben, um den von der Nationalver⸗ 
ſammlung angeſtrebten Zweck zu erreichen. 

Auf dieſe Weiſe wurde alſo die Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 9. Auguſt entſchieden abgelehnt. Hier war 
Doppeltes geſchehen. Es war das Recht der Nationalver— 
ſammlung gekränkt, ihre Ehre verletzt, und zugleich der 
Verſuch gemacht, eine der wichtigſten Poſitionen, die ſie ein⸗ 
genommen hatte, ihr zu entreißen. Die Nationalverſamm⸗ 
lung fühlte, daß es jetzt darauf ankam, ihr Recht zu wah⸗ 
ren, ihre Ehre zu retten und nicht nur der Staatsregierung, 
ſondern auch der widerſtrebenden Militairgewalt gegenüber 
ihre Machtvollkommenheit geltend zu machen. 

Dieſe Beweggründe waren es, von denen die National⸗ 
verſammlung bei ihren nun erfolgenden Beſchlüſſen geleitet 
wurde. Am 7. September kam ein Antrag zur Berathung, 
der abermals von Stein in Folge dieſer Weigerung des 
Miniſteriums geſtellt worden war und dahin lautete: 

„daß es dringende Pflicht des Staatsminiſteriums 
ſei, denjenigen Erlaß, welchen die Verſammlung am 9. Au⸗ 
guſt beſchloſſen hat, ohne Weiteres zur Beruhigung 
des Landes und Erhaltung des Vertrauens, ſo wie zur 
Vermeidung eines Bruches mit der Verſamm— 
lung ergehen zu laſſen.“ 

Hiermit war die Frage bereits auf die Spitze geſtellt, 
eine definitive Entſcheidung konnte nicht mehr ausbleiben. 
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Die Nationalverſammlung fühlte, daß jetzt ein Beſchluß ge⸗ 
faßt werden mußte, von dem ihr eigenes Schickſal, und 
das Schickſal des Volkes abhing. Dem Miniſterium hier 
nachzugeben, würde ſie in ihren eigenen Augen und vor dem 
ganzen Lande vernichtet haben. Auch das Volk erkannte, 
daß jetzt endlich die Stunde einer ernſten Entſcheidung ger 
kommen ſei, daß jetzt endlich die Nationalverſammlung im 
Namen des Volkes, der Militärgewalt und der Regierung 
gegenüber, die ihr geziemende Poſition zu nehmen im Begriff 
ſtehe, und daß es daher auch die Pflicht des Volkes ſei, ſich 
mit Einmüthigkeit um ſeine freigewählte Vertretung zu 
ſchaaren, und ihr die Kraft zum parlamentiſchen Kampf wider 
die Ueberreſte der Macht zu verleihen, die durch die Revo— 
lution für immer gebrochen zu ſein ſchien. 

In dieſem Sinn fehlte es in jenen Tagen nicht an 
öffentlichen Kundgebungen, die, fo entſchieden und überein: 
ſtimmend ſie in dem Ausdruck des Volkswillens waren, ſich 
doch von jeder Gewaltthätigkeit auf's Sorgfältigſte fernhielten. 
Der Ernſt des Augenblicks drängte jene unvorſichtigen Aus⸗ 
brüche der Leidenſchaft zurück, denn es galt, mit dem Recht 
des Volkes auch die Würde deſſelben zu wahren. 

Von beſonderer Wichtigkeit war es aber daß dieſe 
Uebereinſtimmung des Volkes ſich auch aufs Unzweideutigſte 
in der Bürgerwehr, als der beſonderen Vertreterin des Bür⸗ 
gerthums kundgab, von welcher am 6. September, in allen 
Compagnieen faſt einſtimmig der Beſchluß gefaßt wurde: 

„Die Bürgerwehr von Berlin ſieht in dem durch die 
Majorität ausgeſprochenen Willen der Nationalverſamm⸗ 
lung den Willen des preußiſchen Volkes, und wird dem⸗ 
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gemäß den Beſchluß der Nationalverſammlung mit allen ihr 
zu Gebote ſtehenden Mitteln aufrecht zu erhalten wiſſen.“ 

So ſtellte ſich die Bürgerwehr ſchon vor Faſſung des Be- 
ſchluſſes auf Seiten der Nationalverſammlung. Denn ſie fühlte 
ſich verpflichtet, in dem drohenden Conflikte zwiſchen der Natio⸗ 
verſammlung und der Krone auch ihrerſeits eine beſtimmte 
Stellung einzunehmen. Der Antrag des Abgeordneten Stein 
kam am 7. September zur Debatte. Mehrere Anträge der 
Centren, von Unruh und Tamnau, wurden verworfen; und 
der Steinſche Antrag mit einer ungeheuren Majorität von 
der Verſammlung angenommen. 

Das war eine ſchwere Niederlage, nicht nur für das 
Miniſterium, ſondern für die Regierung; eine entſchiedene 
Verwerfung des Weges, den ſie bisher eingeſchlagen hatte; 
eine Niederlage, die das Miniſterium verſchuldet hat, die 
ſie von ſich und der Krone hätte abwenden können, wenn 
fie nicht mit einer Geringſchätzung dieſe Verſammlung bes 
handelt hätte, wie keine Volksvertretung dulden konnte 
und durfte, nicht ſich ſelbſt vernichten, ihre heiligſten Pflich⸗ 
ten gegen das Volk treulos verrathen wollte. 

Der 7. September iſt der Höhepunkt in der Geſchichte 
der preußiſchen Revolution. Der Tag, an welchem die aus 
der Revolution hervorgegangene Vertretung des Volkes, der 
Regierung und der geſtürzten Militairgewalt gegenüber, ihre 
ſtärkſte Kraft entwickelte, indem ſie in vollkommner Einheit 
mit dem Volk handelte, und ſich auf die volle Kraft des⸗ 
ſelben zu ſtützen vermochte. 

Der 7. September iſt der einzige Tag, an welchem ſich 
die Regierung thatſächlich unter die unwiderſtehliche Kraft 
des Volkswillens beugte, und ſich mit einem ohnmächtigen 
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Proteſt begnügen mußte, weil ſie ſich zu ſchwach fühlte, dem⸗ 
ſelben Widerſtand zu leiſten. Der 7. September hat in 
gleicher Weiſe über den Abſolutismus, wie über die Mili⸗ 
tairhierarchie des alten Preußens den Stab gebrochen, um 
den freien Volksſtaat aus dem Sturz derſelben hervorgehen 
zu laſſen. 

Daß in dieſem Höhepunkt nothwendig zugleich der 
Wendepunkt gegeben ſein mußte, wenn das Volk und die 
Nationalverſammlung ſich nicht auf dieſer Höhe ſicher ſtellte, 
die es ſo mühſam erklommen hatte; daß die Reaktion nun 
für ihre Maßregeln keinen Widerſtand da mehr finden konnte, 
wo er ihr allein noch gefährlich war; daß das Bewußtſein des 
großen moraliſchen Sieges die Nationalverſammlung nicht vor 
einer ſpätern materiellen Niederlage ſchützte, das wird uns 
die Geſchichte der nachfolgenden Ereigniſſe beweiſen. 

Das Miniſterium Auerswald gab ſeine Entlaſſung, 
aber in einer Weiſe, die es ſchwerlich vor der Geſchichte 
wird verantworten können. Das Miniſterium mußte zurück⸗ 
treten, weil es die Majorität der Verſammlung nicht mehr 
für ſich hatte. Aber die Krone mit in den Konflikt zu ziehen, 
der zwiſchen ihm und der Volksvertretung ſich entwickelt hatte, 
war ein Fehler gegen die Formen des Konſtituttonalismus 
den es als verantwortliches Miniſterium nicht verantworten 
kann. Die Erklärung des Miniſter Auerswald bei ſeinem 
Abtreten lautete folgendermaßen: 

„Unſerer Anſicht nach muß das von uns vertretene 
und in der Sitzung der Nationalverſammlung am 7. Sep⸗ 
tember vertheidigte Prinzip, daß derſelben die Feſtſetzung 
von Verwaltungsmaßregeln nicht zuſtehe, aufrecht gehalten 
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werden, weil ohne daſſelbe die konſtitutionelle Monarchie 
nicht beſtehen kann.“ 

Mit dieſen Worten begleitete das Miniſterium ſein 
Entlaſſungsgeſuch an den König und der König erklärte am 
10. September: 

„Ich bin mit der in Ihrem Bericht vom 9. d. M. 
„ausgeſprochenen Anſicht einverſtanden, daß ohne Auf⸗ 
„rechterhaltung des darin aufgeſtellten Prinzips die kon⸗ 
„ſtitutionelle Monarchie nicht beſtehen kann.“ 

Es iſt ſchwer zu begreifen, von welchen Motiven das 
abtretende Miniſterium bewogen wurde, den unverantwort⸗ 
lichen und bleibenden Träger der Krone, und dadurch dieſe 
ſelbſt in einen Konflikt hineinzuziehen, welcher zwiſchen den 
verantwortlichen und wechſelnden Räthen derſelben und einer 
Volksvertretung ausgebrochen war, die ihre Unauflöslichkeit 
ſo eben in ihren Verhandlungen entſchieden und einmüthig 
proklamirt hatte. 

Es mußte nach dieſer Erklärung entweder jeder mögliche 
Weg der Vermittelung und Verſöhnung zwiſchen Volk und Fürſt 
abgeſchnitten ſcheinen, oder die Krone mußte ſich ihrem eigenen 
Willen untreu zeigen, wenn fie, wie es ſpäter geſchah, 
ſich dennoch dem Beſchluſſe der Nationalverſammlung fügte. 
Das Vertrauen aber zwiſchen dem Volk und dem König 
mußte nothwendig vollkommen erſchüttert werden, und man 
konnte die nachfolgende Zeit der Ruhe nur als einen vor⸗ 
übergehenden Waffenſtillſtand anſehen, dem der entſcheidende 
Kampf mit Nothwendigkeit folgen mußte. 


Achter Vortrag. 


Die Kataſtrophen. 


Loth it. 


Am 12. Juli 1848 hatte der Erzherzog Johann, von 
der Nationalverſamlung zum Reichsverweſer erwählt, aus 
den Händen des Bundestages die Machtvollkommenheit der 
neu begründendeten deutſchen Centralgewalt übernommen, 
und die Nationalverſammlung gab ſich dem täuſchenden 
Wahne hin, daß durch dieſe Schöpfung die Revolution 
eben ſowohl ihren Zweck als ihren Abſchluß erreicht habe. — 
Sie glaubte, daß die Einheit der deutſchen Nation, für 
welche ſich das Volk in Frühling dieſes Jahres erhoben 
hatte, in dieſer einheitlichen Centralgewalt ihren thatſäch⸗ 
lichen Ausdruck finde, und daß dieſe, aus dem Geſammtwillen 
der Nation hervorgegangene Macht ſtark genug ſein werde, 
um ſich ſowohl die einzelnen Regierungen Deutſchlands un⸗ 
terzuordnen, wie der Fortdauer der revolutionairen Bewe⸗ 
gung eine Grenze zu ſetzen, durch welche die Revolution 
ſelbſt über ihr urſprüngliſches Ziel hinausgedrängt zu wer⸗ 
den ſchien. 

In dieſer Ueberzeugung glaubte die Nationalverſamm⸗ 
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lung ihrerſeits ſich nun unbeſorgt und ausſchließlich der 
Aufgabe widmen zu dürfen, zu deren Löſung ſie berufen 
war, nämlich der Feſtſtellung der Verfaſſung, nach deren 
Formen die nun thatſächlich geſichert ſcheinende Einheit 
Deutſchlands ſich geſtalten und ins Leben treten ſollte. 

Sie ahnte nicht, daß die Regierungen, insbeſondere der 
Großmächte und der Mittelſtaaten Deutſchlands, die Cen⸗ 
tralgewalt nur in dem einen Sinne anerkannten und unters 
ſtützten, als fie in derſelben einen Stützpunkt gegen die Re— 
solution, beſonders für die kleineren Staaten, zu finden glaubs 
ten; daß ſie aber andererſeits die Nationalverſammlung in 
ihrer Berathung nur deshalb ungeſtört gewähren ließen, 
weil ſie für den Augenblick von ihren Beſchlüſſen mit Recht 
eher eine Förderung als eine Hemmung ihrer eignen Abſich⸗ 
ten erwarteten. f 
Dagegen waren dieſelben ſchon damals weit davon 
entfernt, die Einheit der deutſchen Nation inſofern als eine 
vollendete Thatſache anzuerkennen, als ſie ſelbſt damit das 
weſentlichſte Recht ihrer Souveränität aufgegeben und an 
die neugeſtaltete Geſammtheit abgetreten hätten. Sie über⸗ 
ließen vielmehr die Vertreter des deutſchen Volkes wohl⸗ 
bedächtig ihrem Souveränitätsbewußtſein, mit dem ſie ſich 
berufen und berechtigt glaubten, die Verfaſſung des deutſchen 
Reiches endgiltig feſtzuſtellen, weil fie überzeugt waren, bis 
zu dem Zeitpunkt, wo dieſe ihre Berathungen vollendet ha⸗ 
ben würde, eben durch ihre gegenwärtige Fügſamkeit wieder 
hinreichende Macht gewonnen zu haben, um den endlichen 
Beſchlüſſen der Nationalverſammlung ihre eigenen Abſichten 
und Entſchließungen mit Erfolg entgegenſtellen zu können. 

Vollkommen den Hoffnungen entſprechend, welche die 
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Regierungen von der Nationalverſammlung hegten, war der 
höchſtwichtige und folgenreiche Beſchluß, welchen dieſelbe 
am 15. Juli, alſo 3 Tage nach Einſetzung der proviſori⸗ 
ſchen Centralgewalt faßte, nämlich die Heeresmacht Deutſch⸗ 
lands von 1 Prozent der Bevölkerung, auf welches die⸗ 
ſelbe bisher beſchränkt war, auf das Doppelte, alſo auf 
2 Prozent zu erhöhen, und ſo dem deutſchen Reiche, wie es 
hieß, eine Heeresmacht von nahe einer Million zu geben, um 
dasſelbe gegen jede Eventualität von Außen oder von In: 
nen zu ſichern. Bei dieſem Beſchluſſe wirkte zum erſten Mal 
der geheimnißvolle und ſpäter ſo einflußreiche Herr v. Ra⸗ 
dowitz mit, der durch ſeine kalte und leidenſchaftloſe 
Beredſamkeit die Verſammlung vornehmlich zur Annahme 
dieſes Antrages beſtimmte. 

Durch dieſen Beſchluß aber, welchen die Regierungen 
auszuführen nicht einen Augenblick zögerten, während 
ſie für die Begründung einer deutſchen Flotte, durch 
welche das Recht, die Ehre und die Wohlfahrt Deutſchlands 
nach Außen hin geſchützt werden ſollte, keine Mittel fanden, 
gelangten dieſelben zu derjenigen materiellen Macht, durch 
welche eine jede in ihrem eigenen Gebiete der Revolution 
wieder entgegenzutreten vermochte, von deren gewaltiger 
Bewegung ſie bis jetzt alle unwiderſtehlich fortgeriſſen wor⸗ 
den waren. Und nachdem man dieſen Beſchluß, zu dem 
ſich die Vertretungen der einzelnen Staaten ſchwerlich vers 
ſtanden hätten, von der deutſchen Nationalverſammlung er⸗ 
wirkt, und ſich bereitwillig dem durch die Geſammtvertre— 
lung der deutſchen Nation ausgeſprochenen Willen unter⸗ 
worfen hatte, überließ man es derſelben gern, ſich alsbald 
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an die weitläufige und, man muß geſtehen, äußerſt gründ⸗ 
Achs melkung der deutſchen Grundrechte zu begeben. 

Nach mehrmonatlicher Berathung war dies Werk voll⸗ 
enden Aber als es vollendet war und am 28. December 
ſogar in dem Reichs-Geſetzblatt als bindendes Geſetz für 
alle deutſchen Völker und Staaten verkündigt wurde, da 
war es in Wahrheit ſchon nicht mehr als ein Produkt der 
deutſchen Literatur, als ein Zeugniß deutſchen Fleißes und 
deutſcher Gründlichkeit, deutſchen Rechtsſinns und deutſchen 
Vertrauens. Denn damals waren die meiſten Regierungen 
in der Ausführung ihrer Pläne bereits ſo weit vorgeſchrit⸗ 
ten, um auf dies Werk der deutſchen Nationalverſammlung, 
als auf den Willensausdruck der deutſchen Nation, keinen 
Werth mehr zu legen. Die Grundrechte wurden in den 
größeren Staaten nicht einmal verkündet, in den meiſten mit 
Vorbehalt eingeführt, in keinem einzigen ſind ſie zur Wahr⸗ 
heit geworden. Denn fie find der Ausdruck und das Pro- 
dukt der Ideen, von denen die Erhebung des Jahres 1848 
getragen wurde, und dieſe Ideen ſind mit den Beſtrebungen 
nicht mehr verträglich, welche die wieder erſtarkten Regie⸗ 
rungen Deutſchlands zu verfolgen ſich entſchloſſen zeigen. 

Die Centralgewalt begann ihre Wirkſamkeit mit der Bil⸗ 
dung eines Miniſteriums, an deſſen Spitze der öſtreichiſche 
Staatsmann von Schmerling geſtellt wurde, nachdem 
Camphauſen, wie es hieß, die Annahme dieſer Stellan 
abgelehnt hatte. 

Schmerling if, eine — einflußreichſten Perſönlich⸗ 
keiten in der Geſchichte des deutſchen Volkes vom Jahre 
1848; und die Worte, die ihm Ludwig Simon bei ſeinem 
endlichen Austritt aus der Nationalverſammlung nachrief: 
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„Der Fluch der deutſchen Nation wird ihm folgen“, ſie 
haben einen mächtigen Nachhall in den ee nen Mil⸗ 
lionen Deutſchen gefunden. st 
' Schmerling hatte bis zur Revolution ein unterge⸗ 
ordnetes Amt im öſtreichiſchen Staatsdienſt bekleidet, und, 
ſoweit es hier zuläſſig war, eine oppoſitionelle Stellung gegen 
das Metternichſche Syſtem eingenommen. Aber er war deſ⸗ 
ſenungeachtet der gelehrigſte Schüler der Metternich'ſchen 
Staatskunſt und Diplomatie, wenn es galt die Rechte und 
Freiheiin des Volkes zu unterdrücken und die öffentliche 
Meinung über die Abſichten der Regierung irre zu führen. 

Er erhob ſich nach den Märzereigniſſen in Wien in 
raſchem Fluge zu hohem Anſehen, und trat ſchon im Mai 
als Präſidialgeſandter in den Bundestag, wo er es war, 
der, durch Erfindung von zweideutigen Formeln, den Re⸗ 
gierungen für alle Eventualitäten das Recht der endlichen 
Entſcheidungen zu ſichern ſuchte, und endlich dem Reichsver⸗ 
weſer im Namen der Regierungen ire ak u 
des Bundestages übertrug. 4 gun 11 

Von dieſem zum Meniſerprsſtdenten erhoben, ie 85 
eine zweifache Aufgabe, die er ſich ſtellte: 1) die Macht der 
Revolution zu brechen und zu dieſem Zweck durch die Natio⸗ 
nalverſammlung und die Centralgewalt die Macht der Ein⸗ 
zelregierungen wieder aufzurichten, und 2) bei der Neugeſtal⸗ 
tung Deutſchlands vor Allem die gefährdeten Intereſſen Oeſt⸗ 
reichs zu wahren und zu vertreten. Und zu dieſem Zwecke, 
den er auch nicht aufzugeben entſchloſſen war, wenn die Ein- 
heitsbeſtrebungen Deutſchlands dadurch gefährdet und ver⸗ 
kümmert werden Kt A er die eee des 
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öſtreichſchen Erzherzog⸗Reichsverweſers zu gewinnen und 
die deutſche Nationalverſammlung irre zu führen. 

Wir ſtehen nicht an, dieſes ſchwer anklagende Urtheil 
vor dem Forum der Geſchichte über ihn auszuſprechen. 
Denn er hat es mit eigner Hand unterzeichnet, als er nach 
Oeſtreich zurückgekehrt, nachdem er 6 Monate das Präfidium 
des deutſchen Reichsminiſteriums geführt hatte, erklärte, er 
ſei jederzeit, und alſo auch in ſeiner Stellung als erſter 
Vertreter der deutſchen Intereſſen, vor Allem Oeſtreicher 
geweſen. 

Er beherrſchte die Nationalverſammlung wie die Mit⸗ 
glieder ſeines Miniſteriums durch ſein entſchiedenes Ueber⸗ 
gewicht an Erfahrung und an Gewandtheit auf dem Gebiet 
jener niedern, auf die nächſten Zwecke gerichteten Staats⸗ 
kunſt und Diplomatie, für welche Oeſtreich die glänzendſte 
Schule iſt, während England und auch Rußland die Män⸗ 
ner der großen, von weitreichenden Ideen getragenen Staats⸗ 
kunſt erzieht, und Preußen jeder Schule auf dieſem Gebiet 
entbehrt und den rechten Weg ſeiner Entwickelung nur fin⸗ 
det, wenn es von Volksgeiſt getragen oder von einem Ge: 
nius geführt wird. 

Er ſchätzte die Majorität der Nationalverſammlung 
gering, weil ſie ſich willenlos ſeiner Leitung hingab, und 
verachtete die Linke wie das Volk, weil er die Begeiſterung 
für eine Idee nicht zu begreifen vermochte. Mit ſicherem 
Blick wußte er die augenblicklichen Verhältniſſe zu über⸗ 
ſchauen und für ſeine Zwecke zu benutzen; und mit kalter 
Ruhe die leidenſchaftlichen Angriffe ſeiner Gegner auf der 
Tribüne abzuwehren. 

Er hat, wie dieſe klugen aber kleinen Geiſter in unſerer 
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Zeit alle, viel Gutes zu verhindern, viel Großes zu ver⸗ 
kümmern, oder doch in eine ſpätere Zukunft zurückzu⸗ 
drängen, nicht aber ſeinen eignen Zweck zu erreichen 
vermocht. 

Neben dieſem Staatsmann waren die übrigen Mit⸗ 
glieder des Miniſteriums ohne allen Einfluß auf die allge⸗ 
meine Entwickelung der deutſchen Angelegenheiten. 

Zunächſt wurden neben ihm nur ernannt, der durch 
ſeine Eitelkeit leicht zu lenkende Heckſcher und der in der 
Staatskunſt bis jetzt wenig erfahrene preußiſche General⸗ 
major v. Peucker. Später traten in das Miniſterium 
Beckerath, der ſtets Vertrauensvolle Mohl, Duckwitz 
und der Fürſt v. Leiningen als nomineller Präſident. 

Die erſte That dieſes Miniſteriums und der Central⸗ 
gewalt war ein Rundſchreiben, nicht an die Völker, ſondern 
an die einzelnen Regierungen Deutſchlands, in welchem der 
Reichsverweſer die Zuſicherung giebt, daß er nur, in ſo 
fern es dringend nothwendig ſein werde, in die Regierung 
und in die Verwaltung der einzelnen Staaten eingreifen 
werde, und dieſelben auffordert, Bevollmächtigte an den Sitz 
der Centralgewalt zu ſenden, und alſo in dieſer Weiſe, nur 
in etwas veränderter Form, den alten Bundestag wieder 
herzuſtellen. 

Ein zweiter Alt des neuen Miniſteriums war das be⸗ 
reits erwähnte Rundſchreiben des General v. Peucker, vom 
16. Juli, welches einen weniger glücklichen Eindruck auf die 
einzelnen Regierungen hervorbrachte; und die Centralgewalt 
gab ſchon jetzt zu erkennen, wie wenig ſie dieſen gegenüber 
ihre Macht geltend zu machen Willens und im Stande ſei. 
Denn die auf Grund des Geſetzes von 28. Juni angeord⸗ 
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nete Huldigungsparade aller deutſchen Truppen fand nur 
in den kleineren Staaten ſtatt, während die größeren die 
Anordnung dieſes Rundſchreibens theils ganz unbeachtet 
ließen, theils in ſehr beſchränkender Weiſe ausführten. 
Nach dieſen beiden erſten Akten ſeiner Wirkſamkeit als 
Reichsverweſer legte der Erzherzog Johann ſeine Macht 
als Träger der deutſchen Centralgewalt für einige Zeit in 
die Hand ſeines Miniſteriums nieder, um ſich ſeiner Pflicht als 
öſtreichiſcher Prinz zu entledigen, und begab ſich nach Wien 
zurück, wo ihm die Stellvertretung des Kaiſers übertragen 
worden war. Er eröffnete am 22. Juli daſelbſt den öſtrei⸗ 
chiſchen konſtituirenden Reichstag, und ſcheint in Wien 
ſich mit den übrigen Mitgliedern des dortigen Hofes über 
die Richtung verſtändigt zu haben, die er bei der Leitung 
der deutſchen Angelegenheiten einzuſchlagen habe. Erſt am 
4. Auguſt kehrte er nach Frankfurt zurück, und am 14. 
Auguſt hatte er bei dem Domfeſt zu Cöln, zur 600 jährigen 
Feier der Grundſteinlegung, Gelegenheit, durch die Zuſam⸗ 
menkunft mit dem Könige v. Preußen von der innigen Ein⸗ 
tracht zwiſchen dieſen beiden Fürften vor 5 — —— Bang: 
niß abzulegen. f 
Inzwiſchen war die Sense Path in oben Be⸗ 
rathung der Grundrechte bereits ziemlich vorgeſchritten, und 
hatte hierbei den Grundſätzen der inviduellen Freiheit in 
ihren weſentlichſten Forderungen meiſt Rechnung getragen. 
Ingleichen hatte ſie durch Beſchluß vom 19. Juli die 
Rechte der deutſchen Provinz Limburg der holländiſchen 
Regierung gegenüber zu wahren geſucht, und am 27. Juli 
die von der preußiſchen Regierung angeordnete Demarkation 
in der Provinz Poſen, mit Vorbehalt ihrer definitiven Ent⸗ 
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ſcheidung vorläuſig anerkannt und 12 Abgeordnete aus dem 
zu Deutſchland nem Theil der Provinz in ihre Mitte 
aufgenommen. 

Und ſo glaubte man in Frankfurt für die Neugeſtal⸗ 
tung Deutſchlands Alles in der Weiſe eingeleitet zu haben, 
daß keine Beſorgniß für den glücklichen Fortgang der Ent⸗ 
wickelung mehr gehegt werden dürfe, als ſich plötzlich vom 
äußerſten Norden her eine drohende Wolke über Frankfurt 
und Deutſchland zuſammenzog, und den heitern Himmel ver⸗ 
finſterte. Die Schleswig-Holſteinſchen Angelegenheiten waren 
es, welche dieſe erſte Verwickelung herbeiführten. lor 
Nachdem dieſe Herzogthümer ſich im März einmüthig für 
ihre politiſche Selbſtſtändigkeit und für ihre nationale Einheit 
mit Deutſchland erhoben hatten, war der König von Preußen 
es geweſen, welcher zuerſt dieſe Rechte der beiden Herzogthü⸗ 
mer anerkannt und dieſelben wahren zu wollen erklärt hatte. 
Am 31. März hatte das Vorparlament ſich für die Auf⸗ 
nahme Schleswigs in den deutſchen Bund erklärt, und 
am 4. April war dieſelbe von Seiten des Bundestages ber 
ſchloſſen worden. Der Bundestag beauftragte zugleich die 
preußiſche Regierung, dieſen Beſchluß durchzuführen, und er⸗ 
mächtigte dieſelbe, auf der Baſis der unverkürzten Rechte 
Holſteins und der ſtaatsrechtlichen Einheit beider Provin⸗ 
zen Unterhandlungen mit Dänemark einzuleiten, und endlich 
ſollte das 10. deutſche Armeekorps zur Bee hend rn 
— für dieſe Zwecke verwendet werden. 

An demſelben Tage rückten preußiſche Gaiden; dleſel⸗ 
Bi welche am 19. März in Berlin gekämpft hatten, und 
zur Sühne für die erfahrene Demüthigung für den erſten 
Kampf beſtimmt worden waren, in das Holſte inſche Ger 
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biet ein. Am 12. April ordnete der Bundestag in Folge 
der von Dänemark begonnenen Feindſeligkeiten das Einrücken 
der deutſchen Truppen in Schleswig an, um das Recht 
der Union mit Holſtein zu wahren und ſprach die Anerken⸗ 
nung der proviſoriſchen Regierung von Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein aus. 

Die Schleswig⸗Holſteinſchen Freikorps 3 inzwiſchen 
muthig, aber nicht immer mit Glück gegen die Uebermacht 
Dänemarks gekämpft. Als aber die preußiſchen Truppen 
unter General Wrangel und die hannöverſchen unter Gene- 
ral Halket in Schleswig einrückten, konnten ihnen die Dänen 
keinen daurenden Widerſtand leiſten. Manch ernſter Kampf 
fand in dieſem Kriege ſtatt; die deutſchen ſo wie die ſchleswig⸗ 
holſteinſchen Truppen bewährten den Ruf ihrer Tapferkeit 
und wenige Wochen, nachdem der Kampf begonnen, war 
das geſammte Gebiet von Holſtein und Schleswig in der 
Hand der deutſchen Truppen, wogegen die Freikorps, die 
aus verſchiedenen Theilen Deutſchlands ſich zum Kampfe 
für dieſe wahrhaft deutſche Sache gebildet hatten, am 5. Mai 
in ihre Heimat entlaſſen wurden, weil man, wie es hieß, 
ihrer Dienſte nicht mehr bedurfte, vielleicht aber auch weil 
man ihren demokratiſirenden Einfluß auf die übrigen Trup⸗ 
pen fürchtete, und jedenfalls die Entſcheidung lediglich in 
der Hand der Regierung wiſſen wollte. 

Dagegen hatte Dänemark inzwiſchen die deutſchen Hä⸗ 
fen in der Nord» und Oſtſee mit feiner Flotte blodirt, und 
beſonders eine große Anzahl preußiſcher Schiffe genommen, 
wodurch dem preußiſchen Handel ſehr empfindliche Nachtheile 
zugefügt wurden. Es zeigte ſich hier auf eine ſehr empfind⸗ 
liche Weiſe, daß eine Großmacht wie Deutſchland auf dieſem 
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Gebiete nicht im Stande war, den geringſten Widerſtand 
gegen eine Macht dritten Ranges, wie Dänemark zu leiſten; 
und die Nothwendigkeit zur Begründung einer achtunggebie⸗ 
tenden Flotte trat für Deutſchland und Preußen mehr denn 
je hervor, wenn Deutſchland überhaupt wieder in die Reihe 
der mächtigen und entſcheidenden Völker eintreten wollte. 
Dieſem Verfahren Dänemarks gegenüber erließ General 
Wrangel, der inzwiſchen zum deutſchen Oberfeldherrn im 
Schleswig-Holſteinſchen Kriege von der Centralgewalt er⸗ 
nannt, und alſo unter deren Befehl geſtellt worden war, bei 
ſeinem Einrücken in Jütland, am 18. Mai eine energiſche 
Proklamation, in welcher er für einen auf jenem Gebiet 
fo leichten Kampf etwas großredneriſch erklärte, daß für je⸗ 
des deutſche Schiff, welches durch Dänemark genommen 
werde, ein Dorf in Jütland brennen ſolle. Zugleich ſchrieb er 
eine Contribution von 3 Millionen Thalern aus, die zum 
Pfand für die genommenen Schiffe und Waaren dienen fol 
ten. So ſchien der Feldherr entſchloſſen, mit Energie dieſen 
Krieg durchzuführen. Aber ſeine herausfordernde Sprache 
ſollte bald eine ſchwere Demüthigung erfahren. Denn an⸗ 
ders war es bereits im preußiſchen Cabinet beſchloſſen. 
Unerwartet nämlich erhielt Wrangel von Berlin aus 
den Befehl, Jütland zu räumen und ſich auf Schleswig 
zurück zu ziehen. Unerwartet für ihn ſelbſt, für die Trup⸗ 
pen, wie für das deutſche Volk. Die Nachricht von dieſem 
plötzlichen Rückzug der ſiegreichen Truppen vom Kriegs— 
ſchauplatze, von dem Aufgeben der Vortheile die durch 
einen erſten Kampf errungen waren, brachte überall einen 
peinlichen Eindruck hervor. Die Frage, nach der Urſache 
dieſer Maßregel ging durch ganz Deutſchland, und man 
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konnte keine andere Antwort finden, als den Einfluß, den das 
ruſſiſche Kabinet bereits auf die preußiſche Regierung gewonnen 
hatte. Und ſelbſt als der Miniſter-Präſident von Auers⸗ 
wald am 30. Mal in der Nationalverſammlung dieſes Ge— 
rücht ausdrücklich für unwahr erklärt hatte, hielt die öffent⸗ 
liche Meinung an demſelben feſt. | 
Das Mißtrauen, welches dadurch gegen die ernſten 
Abſichten der preußiſchen Regierung, die gerechten und 
anerkannten Forderungen der Herzogthümer gegen Däne⸗ 
mark mit Entſchiedenheit durchzuführen, rege gemacht wurde, 
fand noch reichere Nahrung durch ein um dieſelbe Zeit be⸗ 
kannt gewordenes Schreiben, das ſchon früher durch den 
Major von Wildenbruch an den König von Dä⸗ 
nemark überbracht worden war, und aus welchem er⸗ 
ſichtlich war, daß Preußen den Kampf begonnen habe, 
nicht ſo ſehr, um für die Landesrechte und Privilegien der 
Herzögthümer zu ſtreiten, als damit die radikalen Tenden⸗ 
zen ſich dieſe Angelegenheit nicht zu Nutze machen ſollten. 
Dieſen wohlbegründeten Zweifeln gegenüber, welche über 
die ernſten Abſichten der preußiſchen Regierung zur Durch- 
führung der deutſchen Sache in Schleswig: Holſtein laut 
wurden, verlangte ſchon der Bundestag am 5 Juni die 
Wiederbeſetzung Jütland's und das ſchnelle Einrücken des 
10. Armeekorps; und am 9. Juni trat auch die National⸗ 
verſammlung zu Frankfurt mit Entſchiedenheit für die Schles⸗ 
wig⸗Holſteinſche Sache ein, und forderte energiſche Maßre⸗ 
geln um den Krieg mit Dänemark zu Ende zu führen. 
Der Kampf wurde in Folge deſſen wieder aufgenommen, 
aber deſſen ungeachtet nicht mit der nöthigen Energie fort⸗ 
geführt. Inzwiſchen waren Friedensunterhandlungen an⸗ 
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geknüpft worden, mit deren Führung die preußiſche Regie 
rung bereits vom Bundestage unter den erwähnten Bedin⸗ 
gungen beauftragt worden war; und auch das neueingetre⸗ 
tene Reichsminiſterium ſetzte dieſe Unterhandlungen fort 
und ertheilte dem preußiſchen Kabinet ae Ren 
nen zum Abſchluß derſelben. f 

Als aber Dänemark ſich weigerte, auf einen Friedensab⸗ 
ſchluß mit der Centralgewalt überhaupt einzugehen, erklärte 
das Reichs miniſterium am 31. Juli die Unterhandlungen 
für abgebrochen, und es wurden vom Süden aus Verſtär⸗ 
kungstruppen nach Schleswig geſchickt, um den Krieg nu 
voller Energie durchführen zu können. 

In demſelben Moment aber, als man endlich die ener⸗ 
giſche Beendigung des Kampfes erwartete, gelangte plötz⸗ 
lich die Nachricht nach Deutſchland und nach Frankfurt, 
daß am 26. Auguſt zu Malmoe ein Waffenſtillſtand mit 
Dänemark von Preußen im Namen des deutſchen 
Bundes abgeſchloſſen fi, ur hp unter folgenden 
Hauptbedingungen. Id n 

Die Feindſeligkeiten werten BR 7 een alſo gerade 
über die dem Kriege deutſcher Seits günſtige Winterzeit 
mit einmonatlicher Kündigung eingeſtellt; beide Theile ziehen 
ihre Truppen aus den Herzogthümern zurück; die Blockade 
der deutſchen Hafen wird von Seiten Dänemarks aufgehoben 
und die aufgebrachten Schiffe mit ihren Ladungen freige⸗ 
geben. Die Schleswig⸗Holſteinſchen Truppen werden unter 
den Befehl der neueinzuſetzenden Regierung geſtellt, alle 
Geſetze, Verordnungen und Verwaltungsmaßregeln, die ſeit 
dem 17. März erlaſſen worden ſind, mit dem Eintritt 
der neuen Regierung für ungiltig erklärt, und die Ge⸗ 
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ſetzgebung ruht während des Waffenſtillſtandes. An die 
Stelle der von dem Bundestage und von der National- 
verſammlung anerkannten proviſoriſchen Regierung endlich 
tritt eine gemiſchte Regierung von 5 aus den Notabelen 
beider Herzogthümer zu wählenden Mitgliedern, welche im 
Namen des Königs von Dänemark, als Herzogs von Holſtein 
und Schleswig, die Regierung zu führen haben. Zwei derfel- 
ben werden von Preußen, zwei von Dänemark und der 5., der 
das Präſidium zu führen hat, durch gemeinſame Wahl der kon⸗ 
trahtrenden Mächte beſtimmt. Als dieſer fünfte war der 
Graf Moltke⸗Nützſchau erwählt; derſelbe, der den offenen 
Brief Chriſtian des Achten unterzeichnet hatte. 

Dieſer Waffenſtillſtand, ſowohl der einſeitige Abſchluß 
deſſelben durch die preußiſche Regierung, wie die Beſtim⸗ 
mungen, welche er enthielt, erregte durch ganz Deutſchland 
einen unerhörten Sturm des Unwillens. Die Preußiſche 
Regierung mußte darauf gefaßt geweſen ſein; aber ſie ſchien 
auch entſchoſſen dieſen Unwillen entgegenzutreten. 

In allen Theilen Deutſchlands ſprach ſich einmüthig 
die Ueberzeugung aus, daß mit dieſem Waffenſtillſtand die 
Ehre Deutſchlands, das hier zum erſten Mal als einheit⸗ 
liche Macht auftreten wollte, gekränkt und preisgegeben ſei 
durch eine der Großmächte Deutſchlands. 

Ein Staat dritten Ranges, wie Dänemark, hatte es 
einer Großmacht, wie Deutſchland, gegenüber wagen dürfen, 
zu erklären: er kenne kein deutſches Reich, keine deutſche 
Centralgewalt, keinen deutſchen Reichsverweſer; er werde 
mit keinen von dieſen Mächten und Perſonen unterhandeln, 
er kenne nur einen deutſchen Bund und einen König von 
Preußen. Die preußiſche Regierung hatte eingewilligt, 
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unter dieſer Form mit dem König von Dänemark zu unter⸗ 
handeln, hatte unter dieſer Form den Waffenflillſtand abge⸗ 
ſchloſſen, und ſomit alle Thatſachen der Revolution vom 
Jahre 1848 geleugnet, oder doch von dem König v. Däne⸗ 
mark leugnen laſſen. 

Die Intereſſen der Herzogthümer, für die ſich ganz 
Deutſchland einmüthig erhoben hatte, waren auf's Tiefſte 
verletzt, ihre Selbſtändigkeit, ihre Einheit, das Recht ihrer 
Erhebung in Frage geſtellt. Die proviſoriſche Regierung, 
welche das Vorparlament, der Bundestag und die Centralge⸗ 
walt anerkannt, war ohne Weiteres entſetzt und ihrer Macht⸗ 
vollkomm enheit entkleidet, und eine andere an ihre Stelle ge— 
ſetzt, an deren Wahl die Herzogthümer keinen Antheil hatten, 
die zur Hälfte vom König von Dänemark gewählt war, und 
an deren Spitze der erklärteſte Feind der Schleswig-Hol⸗ 
ſteinſchen Selbſtſtändigkeit ſtand. Eine Geſetzgebung endlich, 
die auf durchaus legalem Wege zu Stande gekommen war, 
wurde für Null und nichtig erklärt, ihre Fortführung gänz⸗ 
lich gehemmt, und alſo der frühere Zuſtand vollkommen wie⸗ 
der hergeſtellt. Alles das mit Zuſtimmung Preußens und 
im Namen Deuſchlands. 

Aber es war mehr geſchehen. Die preußiſche Regierung 
hatte von dem Bundestage, ſo wie ſpäter von der Central⸗ 
gewalt beſtimmte Inſtruktionen erhalten; das Mandat der 
Friedensunterhandlungen, und die Befugniſſe der preußiſchen 
Regierung beim Abſchluß derſelben waren beſtimmt und ge— 
nau begrenzt worden. Dieſes Mandat hatte das preußi⸗ 
ſche Miniſterium überſchritten, und ſich ſelbſt die Befugniß 
genommen, ohne die Zuſtimmung der Reichsgewalt und ger 
gen die ausdrückliche Willensäußerung derſelben, dieſen 
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Waffenſtill ſtand nicht nur abzuſchließen, ſondern auch ſofort 
zur Ausführung deſſelben zu ſchreiten, ohne auch nur eine 
Erklärung von Frankfurt aus abzuwarten. Und nicht nur 
die Rechte der Centralgewalt und des Reichsverweſers wa⸗ 
ren auf dieſe Weiſe durch ein Glied des neubegründeten 
deutſchen Reichs offenbar verletzt, ſondern auch die National⸗ 
verſammlung hatte eine entſchiedene Mißachtung durch die 
preußiſche Regierung erfahren, da, nach Artikel 4 des Ge⸗ 
ſetzes von 28. Juni, Verträge mit auswärtigen Mächten von 
der Centralgewalt nur im Einverſtändniß mit der n 
verſammlung geſchloſſen werden durften. 

Aus dieſen Urſachen ſteigerte ſich bei der Nachricht 
von dem Abſchluß dieſes Waffenſtillſtandes die Antipathie 
gegen Preußen beſonders im Süden Deutſchlands, der von 
den Laſten dieſes Krieges faſt gar nicht betroffen wurde, auf's 
Höchſte; und auch in Preußen ſelbſt fand das wachſende 
Mißtrauen gegen die Regierung die ergiebigſte Nahrung, in⸗ 
dem man offen erklärte, man habe ſich zum Abſchluß eines 
ſo unehrenhaften Waffenſtillſtandes nur entſchloſſen, um die 
in Schleswig kämpfenden Truppen und ihren Führer für 
die beabſichtigte anne der Revolution . eigenen 
Lande zu verwenden. ; 

Die Herzogthümer felbft aber ſahen durch die Beſim⸗ 
mungen des Waffenſtillſtandes ihre anerkannten Rechte und 
Forderungen ſo vollſtändig aufgegeben, ihre Ehre und In⸗ 
tereſſen ſo ſchwer gekränkt, daß ſie ſich mit Entſchiedenheit 
der Ausführung deſſelben entgegen ſtellten. Am 4. Sept. 
trat die gemeinſame Landesverſammlung von Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein zuſammen und erklärte, daß ſie ihrerſeits den Waffenſtillſtand 
nicht anerkennen, und ſich den Beſtimmungen deſſelben nicht 
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fügen würde. Sie berichtete ſofort über dieſe ihre Be⸗ 
ſchlüſſe an die Centralgewalt und die Nationalverſammlung 
nach Frankfurt, und um einen entſchiedenen Proteſt gegen 
den Inhalt des Waffenſtillſtandes einzulegen, beſchloß fie 
einmüthig, daß ſie ſelbſt ohne ihr Zuſtimmung weder auf⸗ 
gelöſt, noch vertagt werden dürfte, daß die von ihr 
ausgegangene Geſetzgebung, die nach den Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen aufgehoben fein. ſollte, unantaſtbar ſei, und 
daß endlich keine andere, als die vom Volke eingeſetzte und 
von allen Bundesgewalten anerkannte ro wſoriſche Regierung 
anerkannt werden dürfe. 

Um aber endlich dieſe Beſtimmungen vor allen Angriffen 
zu ſichern, beſchloß die Verſammlung am 8. September, die 
Verfaſſung für Schleswig⸗Holſtein anzunehmen und zu ver⸗ 
kündigen; und der erſte Paragraph dieſer Verfaſſung ent⸗ 
hält eben die Beſtimmung: „Die Herzogthümmer Schleswig⸗ 
Holſtein ſind ein einiger, untrenbarer, und untheilbarer 
Staat, und ein Beſtandtheil des deutſchen Bundes.“ 

In dieſer Weiſe glaubte ſich die Bevölkerung der Her⸗ 
zogthümer und ihre Vertretung vor der Aus führung eines Ver⸗ 
trages ſchützen zu können, durch den ſie ihre Rechte preisgege⸗ 
ben, ihre Intereſſen gefährdet ſahen. Die ſpäteren Ereigniſſe 
haben dieſe Hoffnungen bitter getäuſcht. Denn ſchon am 
22. September war der Waffenſtillſtand vollſtändig ausge⸗ 
führt und die neue Regierung, freilich nicht unter dem Vor⸗ 
ſitze des verhaßten Grafen Moltke Nützſchau, ſondern des 
des Grafen Reventlow Jersbeck inſtallirt. | 
Am bedeutſamſten aber und entſcheidend für das Schick⸗ 
ſal Deutſchlands waren diejenige Folgen, welche der Waf⸗ 
fenſtillſtand in Frankfurt hervorrief. Nach den Beſtimmun⸗ 
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gen des Geſetzes über die Centralgewalt vom 28. Juni 
mußte jeder Vertrag mit einer auswärtigen Macht der Natto- 
nalverſammlung zur Beſtätigung und Annahme vorgelegt 
werden. Dies geſchah durch die Centralgewalt und das 
Miniſterium Schmerling am 4. September, indem das 
Miniſterium, trotz der ihm ſelbſt offenbar wiederfahrenen 
Kränkung, die Annahme des Waffenſtillſtandes befürwortete. 

In der Nationalverſammlung aber hatte ſich bereits 
dieſelbe Stimmung geltend gemacht, wie in dem übrigen 
Deutſchland, und ein Mann, wie Dahlmann, der von 
der preußiſchen Regierung ſelbſt als Vertrauensmann zum 
Bundestage entſandt worden war, ſtellte im Hinblick auf 
die Gefahr, welche durch die Ausführung dieſes Vertrages 
der Ehre des deutſchen Volkes zu drohen ſchien, den Antrag: 
„daß der vereinigte Ausſchuß für die auswärtigen Angele— 
genheiten und für die Verfaſſung binnen 24 Stunden über 
den Waffenſtillſtand und die Annahme oder Ablehnung deſ— 
ſelben zu berichten habe.“ Der Antrag wurde genehmigt; 
der Bericht erfolgte am 5. September. Dahlmann 
ſelbſt, ein Mann, dem man gewiß ebenſowenig Mangel an 
Einſicht und Beſonnenheit, wie Mangel an Sympathie für 
Preußen zum Vorwurf machen kann, war Berichterſtatter 
dieſer Commiſſion, und der Antrag ging dahin, daß die 
Verſammlung die Siſtirung der zur Ausführung des Waffen 
ſtillſtandes ergriffenen militäriſchen und ſonſtigen Maßregeln 
beſchließen, und alſo den Waffenſtillſtand vorläufig nicht 
anerkennen möge. 

Die Verſammlung fühlte die entſcheidende Wichtigkeit 
des Augenblicks. Es galt einen der wichtigſten und beveut- 
ſamſten Beſchlüſſe, den ſie während ihres Beſtehens zu faſ— 
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fen hatte. — Auf der einen Seite wurde durch die Anz 
nahme dieſes Antrages auf das Entſchiedenſte der preußi⸗ 
ſchen Regierung entgegen getreten, der Regierung desjenigen 
Staates, der bei dieſem Kampfe die bedeutendſten Opfer ge⸗ 
bracht hatte, nicht nur durch die Stellung der Haupt⸗ 
Waffenmacht, ſondern noch mehr durch die großen Nachtheile, 
welche den Oſtſee-Provinzen deſſelben zugefügt worden wa⸗ 
ren. Ferner war die Ehre der preußiſchen Regierung, nicht 
nur Dänemark, ſondern auch England gegenüber verpfändet, 
das die Garantie für die Ausführung des Waffenſtillſtan⸗ 
des übernommen hatte; und es war die Gefahr vorhanden, 
daß nach Annahme des Kommiſſionsantrages Preußen ſich 
nicht nur von dieſem Kampfe zurückziehen, ſondern vielleicht 
ferner ſeine Mitwirkung für die Durchführung des deut⸗ 
ſchen Verfaſſungswerks überhaupt verſagen könnte — Preu⸗ 
ßen, diejenige Macht, deren man vornehmlich bedurfte und 
auf die man ſich vornehmlich ſtützen zu können vermeinte, 
um die eine wie die andere Aufgabe zu vollenden. 

Auf der anderen Seite aber galt es eben ſo ſehr, die 
Ehre des deutſchen Volkes und des deutſchen Reiches zu 
wahren, welche für die Rechte der Herzogthümer offen und 
entſchieden eingeſetzt worden war. Es galt den Grund⸗ 
ſatz zur Geltung zu bringen, daß das Intereſſe und der 
Wille der Geſammtheit, ſowohl der Centralgewalt wie 
der Nationalverſammlung und des Volkes, welches dieſe zu 
vertreten hatten, über dem Willen jeder einzelnen Regierung 
und über ihren Intereſſen ſtehen müſſe. Es galt vor Allem 
die Frage, ob es nicht allzugefährlich ſei, ein Beiſpiel da⸗ 
von zu geben, daß eine vollendete Thatſache, von einer ein⸗ 
zelnen Regierung ausgegangen, die Nationalverſammlung 
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und die Centralgewalt nöthigen konnte, dieſer Thatſache 
ihre Zuſtimmung zu geben, obgleich dieſelbe ihrer Ueber⸗ 
zeugung offen widerſpreche; und endlich ſchien der entſchie⸗ 
dene und faſt einmüthige Unwille des deutſchen Volkes ge⸗ 
gen dieſen Waffenſtillſtand zu einem energiſchen Beſchluſſe 
dringend aufzufordern. 

So ſtanden bei der Frage über die Annahme oder 
Verwerfung des Kommiſſtonsantrages die weſentlichſten 
Intereſſen auf der einen, die höchſten und heiligſten Prin⸗ 
zipien auf der andern Seite einander gegenüber. Alle dieſe 
bedeutſamen Fragen mußten bei der bevorſtehenden Beſchluß⸗ 
nahme auf die eine oder die andere Weiſe zur Entſcheidung 
kommen, die, wie ſie auch ausfallen mochte, traurige und 
tiefgreifende Folgen haben mußte. Die Zweckmäßigkeits⸗ 
frage, wenigſtens in ihrer äußern Erſcheinung, ſchien ent⸗ 
ſchieden auf die Seite der preußiſchen Regierung zu drängen; 
und es gab in der Verſammlung eine ſehr zahlreiche, ſich 
einer beſonderen ſtaatsmänniſchen Weisheit rühmende Par⸗ 
tei, die ihre Entſcheidung meiſt nur nach Gründen der 
momentanen Zweckmäßigkeit traf. Aber die Rechts⸗ und 
Prinzipienfrage ließ keinen Zweifel, daß man die preußiſche 
Regierung desavouiren müſſe, um Deutſchland zu retten; und 
die Gründe die auf dieſe Seite drängten, waren ſo ſonnen⸗ 
klar und fo gewaltig, daß ſelbſi ein Theil jener Centrumspar⸗ 
tei ſich ihnen nicht entziehen konnte. Der parlamentariſche 
Kampf war ein glühend heißer, anhaltender und mit aller 
Kraft der Beredſamkeit von beiden Seiten geführter. 

Die Wage ſchwankte; aber endlich wurde der Antrag 
Dahlmanns und der Kommiſſtion mit 244 gegen 230 Stim⸗ 
men angenommen. Die Nationalverſammlung hatte der 
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preußiſchen Regierung den Handſchuh hingeworfen, um die 
Ehre Deutſchlands zu retten, und es war hiermit der größte 
und bedeutſamſte Beſchluß gefaßt, der aus der National⸗ 
verſammlung überhaupt hervorgegangen iſt. Es war der 
Grundſatz und das Prinzip der Volksſouveränität über jede 
Gewalt im Gebiet des deutſchen Reiches geſtellt worden; 
und wunderbar genug wurde dieſer Beſchluß von der deutſchen 
Nationalverſammlung nur 2 Tage früher gefaßt, als die 
Nationalveſammlung in Berlin daſſelbe Prinzip derſelben 
Macht gegenüber durch Annahme des Stein'ſchen Antrages 
geltend machte. 

Aber ein Wort, ſelbſt ein Beſchluß der Nationalverſamm⸗ 
lung war noch keine That. Es galt auszuführen, was be⸗ 
ſchloſſen war, und an dieſer Forderung ſollte die Kraft der 
Nationalverſammlung zerſchellen, die ſich eben noch durch 
einen kühnen Beſchluß bewährt zu haben ſchien. Der Mi⸗ 
niſter Schmerling legte ſofort ſein Amt nieder und alle 
übrigen Miniſter gaben mit ihm ihre Entlaſſung. Der 
Reichsverweſer beauftragte Dahlmann mit der Bildung 
eines neuen Miniſteriums, welches die Ausführung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 5. September zu übernehmen hatte. Dahl⸗ 
mann gehörte der ſogenannten Gagernſchen Partei, alſo 
dem rechten Centrum an. Der Verſuch, aus der Mitte die⸗ 
fer Fraktion ein Miniſterium zu bilden, welches auch den 
Muth hatte, im Sinne jenes Beſchluſſes entſchieden der 
preußiſchen Regierung entgegen zu treten, war vergebens; 
und ein Miniſterium aus den Reihen der Linkenu bilden, 
konnte Dahlmann nach ſeinen ſonſtigen politiſchen Prinzipien 
nicht unternehmen. Er legte daher nach dieſem vergeblichen 
Verſuch ſein Mandat in die Hände des Reichsverweſers 
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nieder; und der Beſchluß der Nationalverſammlung war 
nicht ausgeführt, während dagegen die preußiſche Negie- 
rung ihrerſeits in der Ausführung des Waffenſtillſtandes 
insbeſondere in der Zurückziehung ihrer Truppen ohne Wei⸗ 
teres vorwärts gegangen war. Ein ähnliches Schickſal hatte 
noch Herrmann aus München, der nach Dahlmanns 
Rücktritt ebenfalls mit der Bildung eines Miniſteriums 
beauftragt, daſſelbe nicht zu Stande zu bringen vermochte. 

Durch dieſe Umſtände, welche von der Schwäche 
und Unentſchloſſenheit der Majorität des 5. September Zeug⸗ 
niß gaben, wurde die Minorität in der Hoffnung beſtärkt, 
ſich bei der definitiven Entſcheidung über Annahme oder 
Verwerfung des Waffenſtillſtandes zur Majorität zu erhe⸗ 
ben; und während die gemiſchte Kommiſſion ihre Berathun⸗ 
gen mit Eifer fortſetzte, um einen Schlußantrag zu formiren, 
wurden alle Mittel in Bewegung geſetzt, um dieſes Ziel zu 
erreichen; und viele abweſende oder beurlaubte Deputirte wur⸗ 
den ſchleunigſt, theils ſogar durch den Telegraphen herbeigeru— 
fen, um die endliche Entſcheidung für den Waffenſtillſtand aus⸗ 
fallen zu laſſen. Sehr weſentlich aber wirkte für die Zwecke 
dieſer Partei und für die ſcheinbare Veränderung der Mei⸗ 
nung in der Nationalverſammlung die Thatſache, daß Camp⸗ 
hauſen, der Bevollmächtigte Preußens, der Centralgewalt 
erklärte, die däniſche Regierung habe ſich bereit erklärt, we⸗ 
ſentliche Veränderungen in den Bedingungen des Waffen— 
ſtillſtandes eintreten zu laſſen. Dieſe beſtimmte Zuſicherung 
Camphauſens iſt aber ſpäter durch eine offizielle Erklä⸗ 
rung der däniſchen Regierung aufs Entſchiedenſte desavouirt 
und thatſächlich auch keine Veränderung in die Beſtimmun⸗ 
gen des Waffenſtillſtandes aufgenommen worden. Auch hat 
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die preußiſche Regierung niemals verſucht, jene däniſche Er⸗ 
klärung zu widerlegen oder Lügen zu ſtrafen. Und je we⸗ 
niger wir auch nur entfernt vermuthen können, daß ein 
Mann wie Camphauſen, um die Zwecke der preußiſchen 
Regierung zu fördern, die Nalionalverſammlung abſichtlich 
könne getäuſcht haben, um ſo mehr müſſen wir vermuthen, 
daß man von Berlin aus weniger ſtrenge geweſen ſei, und 
eine Hoffnung, zu der man ſich berechtigt glaubte, vielleicht 
bereits als Thatſache nach Frankfurt zu berichten ſich beeilte, 
da es vor Allem eine ſchnelle Benutzung des Momentes galt. 
Am 14. September legte endlich die gemiſchte Kom⸗ 
miſſion ihren definitiven Antrag der Nationalverſammlung 
vor. Die Kommiſſion war in zwei ziemlich gleiche Hälf— 
ten getheilt. Die Majorität aber ſtellte trotz aller jener 
Bemühungen den Antrag: den Beſchluß vom 5. September 
aufrecht zu halten, den Waffenſtillſtand von Malmos nicht 
zu genehmigen und das Reichsminiſterium aufzufordern, die 
zur Fortſetzung des Kriegs erforderlichen Maßregeln zu er— 
greifen, ſofern die däniſche Regierung ſich nicht bereitwillig 
finden ſollte die Friedensunterhandlungen mit der Central⸗ 
gewalt des deutſchen Bundes ſogleich zu eröffnen. Die 
Minorität hingegen beantragte zwar, die Genehmigung des 
Waffenſtillſtandes nicht weiter zu beanſtanden, aber unter 
der ausdrücklichen Vorausſetzung, daß Dänemark auf die 
durch Camphauſen verheißene Modiſikation deſſelben eins 
gehe und denſelben ſofort in Erfüllung bringe, und unter 
dem Hinzufügen, daß der Ausſchuß über das von der preu— 
ßiſchen Negierung eingeſchlagene Verfahren der National 
verſammlung noch beſonderen Bericht zu erſtatten habe. 
Die Verhandlungen währten vom 14. bis zum 16. Sep⸗ 
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tember. Noch einmal wurden von beiden Seiten alle Kräfte 
gegen einander in Bewegung geſetzt, noch einmal wurde 
ein heißer Kampf von den Führern aller Parteien geführt. 
Auch diesmal ſtand das Schickſal Deutſchlands auf einer 
ſchwankenden Wage. Aber das Reſultat der Abſtimmung 
war endlich die Verwerfung des Majoritäts- und ſogar des 
Minoritäts⸗Antrages, und vielmehr die einfache Genehmigung 
des Waffenſtillſtandes, ohne das ſelbſt von der Minorität 
geforderte Mißtrauensvotum gegen das preußiſche Miniſte⸗ 
rium. — Mit 258 gegen 237 Stimmen wurde der Antrag 
des Profeſſor Francke aus Kiel angenommen, welcher da⸗ 
hin ging: 

1) die Vollziehung des Waffenſtillſtandes von Malmoe 
vom 26. Auguſt, ſoweit ſolcher nach der gegenwärti⸗ 
gen Sachlage noch ausführbar iſt, nicht länger zu 
hindern. 

2) die prosiforifche Centralgewalt aufzufordern, die geeig- 
neten Schritte zu thun, damit, auf Grund der 
däniſcher Seits amtlich erklärten Bereitwils 
ligkeit über die nothwendige Modifikation des Ver⸗ 
trags vom 26. Auguſt baldigſt eine Verſtändigung 
eintrete. 

3) die proviſoriſche Centralgewalt aufzuforden, wegen 
ſchleuniger Einleitung von Friedensunterhandlungen 
das Erforderliche wahrzunehmen. 

Mit dieſem Beſchluß — obwohl auch hienach die 
amtlich verheißenen, aber niemals in Erfüllung gegangenen 
Modifikationen als unzweifelhaft vorausgeſetzt, und die Cen⸗ 
tralgewalt, als die einzig befugte Macht zum Abſchluß des 
Friedens bezeichnet werden, der durch dieſe niemals zu Stande 
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kommen folte — war das Votum vom 5. September voll⸗ 
ſtändig aufgehoben, das Prinzip, von dem es getragen wurde, 
unrettbar preisgegeben, der Volkswille, der ſich mit wachſen⸗ 
der Entſchiedenheit, und Einmüthigkeit, ſelbſt in Preußen, für 
die Aufrechthaltung jenes Beſchluſſes und gegen die Genehmi— 
gung des Waffenſtillſtandes ausgeſprochen hatte, geringſchätzig 
zurückgeſtoßen worden. Mit dieſem Moment hat aber auch 
die deutſche Nationalverſammlung zu Frankfurt den Boden 
ihrer Kraft und ihres Rechts verloren, auf dem ſie allein 
ſicher zu ſtehen vermochte. — Sie hat den Boden der Volks- 
kraft verloren aus dem ſie hervorgegangen war, weil ſie 
den offen ausgeſprochenen Willen eben dieſes Volkes bei 
ihrem Beſchluſſe nicht geachtet. Der Boden des ſouveränen 
Volksrechts, das in ihr verkörpert ſchien, war verlaſſen, weil 
ſie eben dies Recht, zu deſſen Vertretung ſie berufen war, um 
dem Schein der Zweckmäßigkeit geopfert hatte, weil fie die Auf 
gabe, die ihr geſtellt worden war, Deutſchland zu einem in ſich 
einigen und nach Außen mächtigen Reich zu geſtalten, preis 
gab, und den Willen des deutſchen Volkes dem Willen und 
der That einer einzelnen Regierung unterordnete. 

Die Nationalverſammlung war ſich des ſchroffen Wi— 
derſpruchs vollkommen bewußt, in welchem ihr Be— 
ſchluß mit dem Willen des deutſchen Volkes ſtand. Die 
Majorität, welche denſelben herbeigeführt, konnte es ſich 
nicht verhehlen, daß ihr die Sympathie der öffentlichen 
Meinung dadurch verloren ging. Und gerade die Red— 
licheren unter ihnen, denen dieſer Verluſt ein ſchweres 
Opfer koſtete, die nicht, in Verfolgung gewiſſer Sonderin⸗ 
tereſſen, gegen den Willen des Volks gleichgiltig waren, ſon⸗ 
dern trotz ihrer Achtung vor demſelben, ihn dennoch im In⸗ 
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tereſſe eben dieſes Volks entgegen treten zu müſſen glaub⸗ 
ten — ſie ſuchten ſich, gleichſam in der Flucht vor dieſem nie⸗ 
derdrückenden Bewußtſein auf den haltloſen Boden der 
„höheren ſtaatsmänniſchen Einſicht,“ zu retten, von deſſen 
einſamer Höhe herab ſie ſich allmählig gewöhnten, auf die 
dunklen und unklaren Beſtrebungen, der minder einſichtigen 
Maſſe, wie ſie die Forderungen des Volks nannten, mit 
Geringſchätzung herabzublicken, und ſich für die allein Bes 
rufenen zu halten, um das wahre Heil des deutſchen Vol— 
kes gegen den ausgeſprochenen Willen deſſelben zu ſchaffen. 

Auf dieſe Weiſe iſt die deutſche Nationalverſammlung 
zu Frankfurt in jene unglückliche Iſolirung von dem Volke 
gerathen; durch welche ſie unfähig wurde ihre große Auf— 
gabe zu verwirklichen, und endlich ſelbſt dem Untergang an⸗ 
heim fallen mußte. Sie hatte ſich losgeriſſen von der Wur⸗ 
zel, die ihr allein Kraft und Leben verleihen konnte. Und 
je mehr fie ſich ifolirt fühlte, um fo mehr iſolirte fie ſich 
ſelbſt vom Volke, und gerieth dadurch in diejenige Richtung, 
welche fie immer weiter ihrem urſprünglichen Zweck entge> 
gen trieb. Denn ſie glaubte die Kraft und Stütze, die ſie 
auf der einen Seite verloren hatte, in der Zuſtimmung 
und Mitwirkung der Regierungen ſuchen zu müſſen, und 
lehnte ſich mit allem ihren Wirken an die Centralge- 
walt und beſonders an die mächtigen Einzel-Regierungen 
an, bis fie unvermerkt zur Dienerin derſelben herabgeſun— 
ken war. Und als ſie endlich ihre ganze Thatkraft in dem 
hingebenden Wirken für eine einzige Regierung konzentrirte 
und das Gelingen ihres ganzes Werkes von der Zuſtimmung 
derſelben abhängig machte — da wurde ſie von eben dieſer 
Regierung ſchmählich zurückgewieſen, und ſie ſah ſich plötzlich 
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machtlos dem Willen dieſer Regierung gegenüber, die eine 
trügeriſche Selbſttäuſchung allmählig zu ihrem einzigen Stütz— 
punkt gemacht hatte. — Zu ſpät verſuchte ſie es jetzt, ſich 
als Vertreterin des deutſchen Volks in ihrer vollen Kraft 
wieder zu erheben. Das deutſche Volk ſtand nicht mehr 
hinter ihr, fie büßte dieſe letzte Kraftanſtrenguug mit ihrer 
Eriftenz. 

Der Riß, der auf dieſe Weiſe zwiſchen der National- 
verſammlung und dem Volk ſich gebildet hatte, ſollte leider 
ſchon durch die Ereigniſſe der nächſten Tage zu einer unaus⸗ 
füllbaren Kluft werden. Die Aufregung, welche der Be— 
ſchluß der Nationalverſammlung in ganz Deutſchland, zunächſt 
aber natürlich in Frankfurt und in der nächſten Umgebung 
hervorrief, war eine ungeheure, unerhörte. Die Leidenſchaf— 
ten waren aufs Höchſte geſteigert. Man glaubte die Rechte 
und die Ehre des deutſchen Volkes verrathen zu ſehen 
durch diejenigen, die ſeinen Willen vertreten ſollten. Das 
Mandat, das ſie vom Volk empfangen, ſchien freventlich 
verletzt und das Volk glaubte ſich aufs Neue berufen, ſeine 
Sache mit eigner Hand zu führen. Unmittelbar nachdem das 
Reſultat der Abſtimmung bekannt geworden, gab ſich der 
Unwille der Bevölkerung in drohenden und lärmenden De— 
monſtrationen kund. Am folgenden Tage aber wurde auf 
der Pfingſtweide in der Nähe von Frankfurt eine Verſamm⸗ 
lung abgehalten, zu der ſich auch aus der Umgegend zahl— 
reiche Theilnehmer einfanden und in welcher dieſe Leiden 
ſchaft zur drohenden Höhe anwuchs. Es wurde der Be— 
ſchluß gefaßt, daß die 258 Mitglieder der Majorität der 
Rationalverſammlung des Hochverrathes an der deutſchen 
Nation und an der deutſchen Ehre ſchnldig ſeien, und in 
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einer großen Anzahl von Anweſenden gab ſich der unzwei⸗ 
felhafte Entſchluß zu erkennen, dieſe Achtserklärung des 
Volkes gegen die Nationalverſammlung durch die That zu 
vollziehen und ihr die Vertretung der Nation nicht länger 
zu geſtatten. Immer neue Zuzüge, größtentheils von 
Bewaffneten, kamen nach Frankfurt; das Miniſterium 
Schmerling, das natürlich jetzt noch in Wirkſamkeit war, 
ergriff energiſche Maßregeln gegen die offenbar drohende 
Gefahr; und am 18. September kam es endlich zu jenem 
unglückſeligen Kampf in den Straßen Frankfurts, durch 
welchen das nächſte Schickſal Deutſchlands auf das Traurigſte 
entſchieden werden ſollte. 

Der Kampf des 18. September war ein mißlungenes 
Attentat gegen die Nationalverſammlung, das kein Freund 
der Freiheit zu billigen vermag, wie ſehr er auch den Be— 
ſchluß vom 16. mißbilligen und beklagen möge; ein At: 
tentat gegen die Vertreter des deutſchen Volkes, in welchem 
ein kleiner Theil dieſes Volkes ſich aufwarf zu Richtern und 
Vollſtreckern des Urtheils über die Majorität einer Verſamm⸗ 
lung, die berufen war, die ganze Nation zu vertreten; 
ein Attentat, das, wenn es glücklich endete, nothwendig zügel⸗ 
loſe Anarchie hervorgerufen hätte, und da es unglücklich ge⸗ 
endet, der Reaktion die gefährlichſte Waffe gegen die Re⸗ 
solution in die Hand geben, und die Nationalverſammlung 
für lange Zeit unfähig machen mußte, den Regierungen gegen— 
über kräftig und entſchieden die Rechte des Volks zu ver 
treten. 

Die Einzelheiten dieſes Kampfes zu beſchreiben, iſt nicht 
Aufgabe dieſer Vorträge, und nur des traurigen Ereigniſſes 
haben wir noch zu erwähnen, durch welches die beiden Ab— 
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geordneten Auerswald und Lichnowski in die Gewalt 
eines mörderiſchen Haufens fielen, und unter der Hand des⸗ 
ſelben einen grauſamen Tod fanden. 

Wir dürfen dieſe rohe und frevelhafte That, die ihre 
Strafe durch das Urtheil der Geſchworenen bereits gefunden 
hat, nicht den Kämpfern jenes Tages überhaupt zur Laſt 
legen, deren That wir nicht billigen, aber doch aus der Leiden— 
ſchaft eines gerechten Unwillens wohl erklären können. Aber 
die geſchäftige Reaktion wußte auch dieſes vereinzelte Vers 
brechen ſehr wohl zu benutzen, um den Rückſchlag der öffent⸗ 
lichen Meinung, den dieſes Ereigniß überhaupt hervorge- 
bracht hatte, noch zu erhöhen, und nicht nur die Kämpfer 
in Frankfurt, ſondern die geſammte Demokratie Deutſchlands 
konnte jetzt ohne Scheu als ein Haufen von Mördern dar- 
geſtellt werden, denen auch die unantaſtbare Perſon der 
Volksvertreter nicht heilig ſei. 

Die Mißbilligung des deutſchen Volkes gegen den Auf— 
ſtand vom 18. September war eben ſo entſchieden, wie der 
Unwille der Nation über den Beſchluß der Nationalverſamm⸗ 
lung. Die ungeheuren Folgen, welche jener Kampf hervor- 
rief, hat wohl kaum jener kleine Bruchtheil des Volkes ges 
ahnt, als er ſich ohne Mandat zum Vertreter der geſamm⸗ 
ten deutſchen Nation aufzuwerfen verſuchte, und zu Richtern 
über diejenigen, die das Mandat des ganzen Volkes hatten. 
Das Miniſterium Schmerling, dem es durch Energie 
und Beſonnenheit gelungen war, den Aufſtand zu unters 
drücken, hatte jetzt natürlich durchaus keinen Grund mehr, auf 
das in Folge des Beſchluſſes vom 5. September von dem- 
ſelben eingereichte Entlaſſungsgeſuch zurückzukommen, und 
ſah vielmehr ſeine Stellung mehr denn je befeſtigt, indem 
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es von nun an für feine Maßregeln auf die größte Willfährig⸗ 
keit in der Nationalverſammlung rechnen durfte. Schmerling 
wußte auch dieſe momentane Stimmung im Volke und ſeiner 
Vertretung ſchnell und geſchickt zu benutzen, und überall die 
Macht der Revolution zu brechen und diejenige Herrſchaft 
der Einzelregierungen wieder herzuſtellen, deren er vor Allem 
für Verfolgung der Zwecke bedurfte, die er jetzt noch ſehr 
wohl zu verbergen verſtand. 

Zunächſt nun wurde der Belagerungszuſtand über Frank— 
furt verhängt und das Standrecht für Jeden, der mit Waf— 
fen in der Hand gefunden wurde, verkündet. Hierauf ers 
ließ das Miniſterinm ein Rundſchreiben, in welchem die 
einzelnen Regierungen auf das Dringendſte aufgefordert 
wurden, jedem ähnlichen Aufſtande oder Verſuche zu einer 
neuen Revolution mit entſchiedener Kraft entgegen zu tres 
ten, indem ihnen für dieſen Zweck die kräftigſte Unterſtützung 
der Reichsgewalt zugeſichert wurde. Ein zweites Rund— 
ſchreiben von dem Juſtizminiſter v. Mohl ging ſchon etwas 
weiter, indem die einzelnen Regierungen darauf aufmerkſam 
gemacht wurden, wie dringend nothwendig es ſei, den Ueber— 
griffen der freien Preſſe ſo wie des Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrechts entgegenzutreten. „Zwar ſolle der volle 
Genuß dieſer Rechte dem Volke nicht verkümmert oder ge— 
fährdet werden; aber es müſſe auch da, wo offenbarer Miß⸗ 
brauch derſelben Statt finde, den Regierungen zur Pflicht 
gemacht werden, jedes Vergehen und Verbrechen, das durch 
die Preſſe, oder in Verſammlungen begangen würde, nach 
Maßgabe der beſtehenden Geſetze zur Unterſuchung und Bes 
ſtrafung zu bringen.“ 

Die Nationalverſammlung folgte dem Miniſterium unbe⸗ 
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denklich auf der von demſelben eingeſchlagenen Bahn und 
beſchloß in ähnlichem Sinne ein Geſetz zu ihrem eigenen 
Schutz, nach welchem ein gewaltſamer Angriff auf die Bers 
ſammlung für Hochverrath erklärt, jeder Verſuch, ein Mit⸗ 
glied derſelben nicht nur thätlich anzugreifen, ſondern auch 
durch die Preſſe zu beleidigen, mit ſchweren Strafen belegt 
fo wie endlich während der Dauer der Nationalver- 
ſammlung auf 5 Meilen in die Runde um Frankfurt am 
Main jede Volksverſammlung unterſagt wurde. 

Auf dieſem Wege der gewaltſamen Unterdrückung und 
der vorſorglichen Verhinderung jeder revolutionären Bewe⸗ 
gung, den die Nationalverſammlung in voller Uebereinſtim— 
mung mit dem Reichsminiſterium eingeſchlagen hatte, wurde 
dieſelbe noch entſchiedener vorzuſchreiten, beſtimmt durch einen 
neuen republikaniſchen Aufſtand, welcher in Baden ausbrach. 
Wenige Tage nach dem Frankfurter Attentat brach nämlich da= 
ſelbſt ein von Blind und Struve geführter Haufen aus der 
Schweiz ein und proflamirte ſofort die Republik. Dieſer 
Anfangs geringe Haufe hatte freilich bald einige Verſtär⸗ 
kung gewonnen, war aber doch viel zu unbedeutend, und 
fand viel zu geringen Anklang für ſeine Zwecke, um auch 
nur den geringſten Erfolg zu gewinnen, und den gegen ihn 
aufgebotenen Truppen auch nur einen kurzen Widerſtand 
leiſten zu können. Der Aufſtand wurde in einigen Tagen 
gedämpft, Struve und Blind verhaftet. Aber die wer 
ſentlichſte Folge dieſes Ereigniſſes war, daß die Reichsge— 
walt und die einzelnen Regierungen von Nenem Veranlaſſung 
fanden, nicht nur gegen jede revolutionäre Erhebung auf's 
Strengſte einzuſchreiten, ſondern auch überall die Gefahr 
einer Revolntion zu ſehen, wo eine demokratiſche Bewegung 
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auch in geſetzlicher Weiſe ſich geltend machte, und unter dem Na⸗ 
men der Wahrung und Wiederherſtellung der Ruhe das bereits 
errungen Recht durch Maßregeln der Gewalt zu verkümmern. 

So hatte ſowohl in Hohenzollern-Sigmaringen wie 
in den Thüringſchen Herzogthümern das Volk ohne gewalt⸗ 
ſamen Aufſtand, zum Theil unter geordneter Mitwirkung 
ſeiner Vertreter gewiſſe Conceſſionen im Sinne der Demo⸗ 
kratie errungen. Und von dieſer Thatſache nahm das Reichs⸗ 
miniſterium Veranlaſſung, ſofort ſogenannte Reichskommiſſa⸗ 
rien nach den bezeichneten Gegenden zu ſenden, um Unruhen, 
die nicht ausgebrochen waren, zu unterdrücken. Und dieſe 
Reichskommiſſäre wurden nicht nur mit umfaſſender Voll⸗ 
macht bekleidet, ſondern auch Reichstruppen zu ihrer Dis⸗ 
poſition geſtellt, die in den bedrohten Gebieten zufammenge- 
zogen waren. So entwickelte die Centralgewalt ihre volle 
Kraft den kleinen deutſchen Staaten gegenüber, in welchen 
der Volkswille ſich noch zur vollen Geltung bringen konnte, 
weil man Ausſchreitungen deſſelben fürchten zu dürfen glaubte. 
Als aber die Regierungen der großen Staaten die offen⸗ 
barſten Gewaltmaßregeln gegen die Rechte des Volks aus⸗ 
übten, fühlte ſich dieſe Centralgewalt nicht veranlaßt, gegen 
dieſelben einzuſchreiten. 

Inzwiſchen hatte die Nationalverſammlung ku Thä⸗ 
tigkeit eifrig fortgeſetzt; und wie fie im Gebiet der Geſetz⸗ 
gebung ihre Aufgabe beſtimmter feſtzuhalten wußte, während 
ſie auf dem Gebiet der Thatſachen ſich den Boden für die Ver⸗ 
wirklichung derſelben immer mehr entziehen ließ, ſo iſt auch 
in jener Zeit manches Geſetz von derſelben ausgegangen, 
in welchem ihre urſprüngliche Tendenz aufrechterhalten zu 
ſein ſchien. So wurde am 30. September das bekannte Geſetz 
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über die Unverletzlichkeit der Abgeordneten auch den Regie⸗ 
rungen gegenüber erlaſſen, nach welchem kein Mitglied der 
Nationalverſammlung ohne deren Zuftimmnng verhaftet und 
über ſeine Aeußerung oder Abſtimmung zur Verantwortung 
gezogen werden ſollte. Nicht minder bedeutend war in die⸗ 
ſem Sinne das Geſetz vom 27. September über die Ver⸗ 
kündigung der Reichsgeſetze, durch welches die oberſte geſetz— 
gebende Gewalt der Natioualverſammlung für ganz Deutſch⸗ 
land in der Weiſe zur Geltung gebracht werden ſollte, daß 
die durch den Reichsverweſer erfolgte Verkündigung eines 
jeden von der Nationalverſammlung beſchloſſenen Geſetzes 
im Reichsgeſetzblatt vollkommen genügte, um es (binnen 20 
Tagen) in allen Staaten Deutſchlands als vollgiltiges Geſetz 
in Kraft treten zu laſſen. — Aus demſelben Prinzip ging 
endlich noch ein in jener Zeit erlaſſenes Cireularſchreiben 
der Centralgewalt hervor, durch welches die Regierungen 
der einzelnen Staaten aufgefordert wurden, ſich bei den aus- 
wärtigen Mächten nicht mehr durch beſondere Geſandtſchaf— 
ten vertreten zu laſſen, indem die Vertretung aller deutſchen 
Intereſſen ausſchließlich der Centralgewalt zuſtehe. 

Das alles waren Beſtimmungen, die den urſprüng⸗ 
lichen Grundſätzen der deutſchen Revolution entſprachen; aber 
ſie fanden keine Geltung mehr bei den Regierungen. Die 
Geſandtſchaften der einzelnen Staaten blieben, wo fie akkre⸗ 
ditirt worden waren, die Geſetze, die ſpäter im Reichsge— 
ſetzblatt veröffentlicht worden ſind, traten in den meiſten 
Staaten nicht in Kraft, und trotz der zugeſicherten Unver⸗ 
letzlichkeit der Abgeordneten find dieſelben wegen ihrer Ab— 
ſtimmungen in Stuttgart theils des Hochverraths angeklagt, 
theils ſogar ſchuldig befunden worden. Am 20. Oktober 
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endlich, nachdem mit Ausnahme Oeſtreichs überall die äußere 
Ruhe wieder hergeſtellt ſchien, ging die Nationalverſamm⸗ 
lung an die Berathung der Verfaſſung ſelbſt, um nun end⸗ 
lich die Geſtaltung des großen Werkes zu beginnen, für das 
ſie berufen war, und das, als es mit einem unendlichen 
Aufwand von geiſtigen Kräften vollendet war, für den Mo⸗ 
ment wenigſtens ein vollkommen vergebliches ſein ſollte. 


Neunter Vortrag. 


— — 


Die Kataſtrophen. 


2. Wien. 


Wir haben Wien verlaſſen, als durch die Ereig- 
niſſe des 15. und 26. Mai die Herrſchaft des Volkes einc 
vollkommen geſicherte zu ſein ſchien: Der Kaiſer geflohen, 
die oktroyirte Verfaſſung zurückgenommen und die Berufung 
eines konſtituirenden Reichstages geſichert; die Studenten⸗ 
legion in ihrer vollen Kraft wiederhergeſtellt und endlich 
aus Männern des Volkes der Sicherheitsausſchuß gebildet, 
in dem ſich die Kraft der Revolution konzentrirte, der überall 
neben oder wohl auch über dem Miniſterium ſtand und ohne 
deſſen Zuſtimmung die Verwendung von Militair in keiner 
Weiſe zuläſſig war. 

Dagegen hatten wir in Oeſterreich auch ſchon den Be⸗ 
ginn der inneren Auflöſung beobachtet, von welcher die 
Revolution durch den Gegenſatz und den Zwieſpalt der 
Nationalitäten bedroht werden mußte. Wir haben eines 
dieſer nationalen Glieder des öſterreichiſchen Staats, die 
Zſchechen, bereits im Kampf gegen die herrſchende Re⸗ 
gierungsgewalt unterliegen ſehen, ohne daß der übrige 
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Theil des Volkes für die nationalen Rechte dieſes Stam⸗ 
mes in die Schranke getreten wäre. Wir haben in 
dem Siege, den Windiſchgrätz über die Böhmen erkämpfte. 
in Deutſchland das erſte Beiſpiel von der Unterdrückung 
eines für ſeine Freiheit ſich erhebenden Volkes durch die 
Militairgewalt kennen gelernt; wir mußten aber in dieſem 
Ereigniß auch die erſte und erfolgreiche Beſchreitung des 
Weges erkennen, den in Oeſtreich die Regierung, oder viel⸗ 
mehr der Hof, zur Unterdrückung der Revolution zu verfol⸗ 
gen entſchloſſen war, nämlich die Iſolirung der Nationali⸗ 
täten durch Aufſtachlung des Nationalhaſſes und die Be— 
kämpfung jeder einzelnen unter Mitwirkung oder doch ſtill⸗ 
ſchweigender Duldung aller übrigen. 

Noch bedeutſamer und entſcheidender für dieſe Zwecke 
der Regierung war der Sieg der öſtreichiſchen Waffen in 
Italien. — Die italieniſche Erhebung vom Jahre 1848 glich 
in jeder Beziehung der gleichzeitigen Erhebung des deut⸗ 
ſchen Volkes. Sie war gleich dieſer eben ſo ſehr eine 
nationale, wie eine politiſche; ſie war wie in Deutſchland 
eine durch den geſchichtlichen Gang der Ereigniſſe längſt 
vorbereitete, und durch die franzöſiſche Revolution nicht her⸗ 
vorgerufen, ſondern nur erkräftigt und gezeitigt; das ita⸗ 
lieniſche Volk hatte wie das deutſche nach einer langen 
ſcheinbaren Ruhe den erſten Anſtoß zu einer lebendigen Be⸗ 
wegung erhalten durch den Regierungsantritt eines Fürſten, 
der, offenbar ſelbſt ein Freund der Freiheit, doch vor den 
Erſcheinungen derſelben erſchrak, als er ſie durch ſein Wort 
aus langem Schlummer wach gerufen. In Italien ver⸗ 
breitete ſich die Revolution wie in Deutſchland mit Blitzes⸗ 
ſchnelle durch alle einzelnen Staaten und ſiegte, mit oder 
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ohne Kampf, durch die unwiderſtehliche Kraft des Volks⸗ 
geiſtes. In Italien wie in Deutſchland erkannten die ein⸗ 
zelnen Stämme ſehr bald, daß nur durch die innigſte Ver⸗ 
brüderung die Kraft und die Freiheit der geſammten Nation 
gewahrt werden könne; in Italien wie in Deutſchland 
hatte die Erhebung des Volkes und ſeine nationale Wieder⸗ 
geburt nur einen gefährlichen Feind — das Haus Oeſtreich. 

Dem erſten Sturm der Revolution hatte die öſtreichi⸗ 
ſche Militairgewalt auch in den italieniſchen Beſitzungen Oeſt⸗ 
reichs nicht Widerſtand zu leiſten vermocht. Aus Mailand 
war dieſelbe durch einen äußerſt blutigen Kampf verdrängt 
worden, aus Venedig war ſie ohne Schwertſtreich gewichen; 
und als die Truppen allmälig Italien vollſtändig verlaſſen 
hatten, ſchien das lombardiſch- venetianiſche Königreich für 
Oeſtreich verloren, und ſowohl Mailand wie Venedig glaub⸗ 
ten ſich endlich von der unglückſeligen Fremdherrſchaft be⸗ 
freit, und ſchloſſen ſich an Sardinien an, in dem ſich die 
Macht des freigewordenen italieniſchen Volkes vornehmlich zu 
konzentriren ſchien. 

Aber Oeſtreich giebt Nichts auf, was es einmal ſein 
eigen nannte. Man unterhandelte, es gelang Frankreich 
durch die Ausſicht auf eine vollſtändige Selbſtſtändigkeit 
Italiens und auf die Bildung eines mächtigen Königreichs 
Piemont von einer offenen Betheiligung an dem italieni⸗ 
ſchen Kampf zurückzuhalten, die definitive Entſcheidung aber 
fo lange zu verzögern, bis in Neapel durch die Ereigniſſe 
vom 15. Mai der Abſolutismus ſich wieder befeſtigt und in 
Frankreich ſelbſt durch den Junikampf ein Umſchwung der 
öffentlichen Meinung eingetreten war. Man wußte in der 
deutſchen Nationalverſammlung nicht nur jede Sympathie 
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für Italien zurückzudrängen, ſondern dieſelbe ſogar aus⸗ 
drücklich für die öſtreichiſchen Intereſſen zu gewinnen. Vor 
Allem aber war man darauf bedacht, vor dem öſtreichiſchen 
Volke ſelbſt die Erneuerung des Kampfes gegen die Unab⸗ 
hängigkeit Italtens nicht als einen Bürgerkrieg, als einen 
Kampf der Krone und der ihr gegebenen Militärgewalt 
gegen die Freiheit des Volkes, ſondern als einen auswär⸗ 
tigen Krieg, zunächſt nur gegen den König von Sardinien, 
erſcheinen zu laſſen, der ſich das Hoheitsrecht über die öſt⸗ 
reichiſchen Beſitzungen in Italien angemaßt habe. 

Je weniger man für den Augenblick Ausſicht hatte, in 
Deutſchland oder auch in Ungarn der Revolution Meiſter 
werden zu können, um ſo mehr ſuchte man die ganze Kraft 
zunächſt im Kampfe gegen die Lombardei zu konzentriren; 
nicht nur um den Boden des öſteeiichiſchen Einfluſſes in 
Italien zu retten, ſondern auch um in den Siegen des Heeres 
eine Kräftigung der Krone überhaupt, und in dem von ihr 
wieder eroberten Gebiet gleichſam den erſten ſichern Punkt 
für die Operationen gegen die Revolution zu gewinnen. 
Das war die vom öſtreichiſchen Volke nur zu wenig er⸗ 
kannte Bedeutung des Unterdrückungs-Kampfes in Italien. 

Jeder Sieg Radetzky's über die Italiener und Carl 
Albert von Sardinien war eine Schwächung der Revolution, 
nicht nur in Oeſtreich ſondern in Deutſchland. Und als 
endlich Radetzty am 6. Auguſt ruhmgekrönt und ſiegreich 
wieder in Mailand einzog; als Carl Albert ſchon am 9ten 
Auguſt zum Abſchluß eines Waffenſtillſtandes ſich genöthigt 
ſah, durch welchen, obwohl Venedig noch unangegriffen da⸗ 
ſtand und Frankreich mit einer Intervention drohte, die 
Herrſchaft Oeſtreichs in Italien wieder geſichert war; als 
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in Mailand wie in Prag Belagerungszuſtand erklärt und 
das Militairregiment in der ganzen Lombardei eingeführt 
wurde — da faßte man am kaiſerlichen Hofe wieder Muth, 
die zerſtreuten und aufgelöſten Glieder des öſtreichiſchen 
Staats wieder zu ſammeln und zur neuen Einheit zu ver⸗ 
binden. Man fühlte ſich wieder ſtark genug, um zur Aus⸗ 
führung der lange vorbereiteten Pläne gegen die übrigen 
Kronländer und gegen Deutſchland zu ſchreiten; und wie 
der Kaiſer ſich ſeit dem 27. Mai ſtets in der Nähe und 
gewiſſermaßen unter dem Schutz der italieniſchen Armee be⸗ 
funden hatte, ſo begab er ſich jetzt nach Entſcheidung des 
fiegreichen Kampfes wieder nach Wien zurück, um, geſtützt 
auf die Macht, die jene Siege der Krone wiedergegeben 
hatten, den Kampf gegen die bisher unbeſchränkte Volks⸗ 
herrſchaft zu beginnen. 

In Wien hatte man inzwiſchen die Revolution ſich 
ſelbſt überlaſſen. Seit man ſich durch die Maiereigniſſe 
überzeugt hatte, daß man die Herrſchaft des Volkes für den 
Augenblick nicht durch Maßregeln der Gewalt zu bekämpfen 
vermöge, hoffte man auf dem umgekehrten Wege die Reaktion 
hervorzurufen, indem man der Volksherrſchaft kaum noch 
eine Schranke entgegenſtellte und auf Uebergriffe derſelben 
rechnete, durch welche beſonders der wohlhabendere Theil 
der Bevölkerung, der ſich ohnehin durch die Verhältniſſe 
und durch die Abweſenheit des Hofs in ſeinen Intereſſen 
gefährdet ſah, derſelben entfremdet, und ſo die Saat des 
Zwieſpalts unter das Volk ſelbſt geſtreut werden ſollte. 

Doch ſchien dieſer Plan, Anfangs wenigſtens, keines⸗ 
weges zu gelingen. Es kamen nach der Entfernung des 
Kaiſers und nach der entſchiedenen Zurückweiſung des letzten 
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Verſuchs gegen die Studentenlegion keine Exceſſe, keine irgend 
erhebliche Ausſchreitungen des Volks vorz und der neueingeſetzte 
Sicherheitsausſchuß ſchien die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ordnung und Ruhe beſſer zu wahren, als es bisher das Mi⸗ 
niſterium vermocht hatte. Die Abweſenheit des Kaiſers übte 
weder einen hemmenden Einfluß auf den Gang der Regie⸗ 
rungsgeſchäfte aus, noch brachte dieſelbe eine fühlbare Ver⸗ 
änderung des Verkehrs hervor; und da man auf die in Ins⸗ 
bruck aufgeſtellten Bedingungen für die Rückkehr des Kaiſers, 
ſelbſt in Wien nicht eingehen wollte, ſo entſchloß man ſich am 
kaiſerlichen Hofe, dem Erzherzog Johann unterm 16. Juni die 
Stellvertretung des Kaiſers zu übertragen, womit man natür⸗ 
lich in Wien wie im ganzen Lande ſebr zufrieden war. 
Doch ſchien durch dieſe Veränderung in der Perſon des 
Regierenden keine Veränderung in den Prinzipien der Re⸗ 
gierung einzutreten, und man ſah noch immer vergebens 
denjenigen Maßregeln des Miniſteriums Pillersdorf ent⸗ 
gegen, durch welche den Bedürfniſſen des Volkes und den 
Forderungen der Revolution entſchieden Rechnung getragen, 
alten Uebelſtänden energiſch abgeholfen werden ſollte. Der 
Sicherheitsausſchuß gab dieſer allgemeinen Stimmung im 
Volke ihren Ausdruck durch eine offene Mißtrauenserklärung, 
die er am 8. Juli gegen das Miniſterium ausſprach, und 
der Erzherzog Stellvertreter ſah ſich in Folge deſſen ges 
nöthigt, daſſelbe kurz vor dem Zuſammentritt des verfaſſung⸗ 
gebenden Reichstages am 19. Juli zu entlaſſen, und bildete 
ein neues Miniſterium unter dem Präſidium Weſſen⸗ 
berg's, in welches Männer wie Dobblhof, Hornboftl 
und Schwarzer als entſchiedene Vertreter der Demokratie 
eintraten. Auch Bach und Kraus, beide aus der Revolution 
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hervorgegangen, wurden damals als Stützen der Volks⸗ 
freiheit angeſehen, haben aber durch ihren Eintritt in das 
Miniſterium Schwarzenberg und durch Mitwirkung bei 
den ſpätern Maaßregeln der öſtreichiſchen Regierung bekundet, 
daß es ihnen entweder mit dieſer Volksfreiheit niemals Ernſt 
war, oder daß ſie mit den veränderten Verhältniſſen auch 
ihre politiſche Ueberzeugung geändert haben. Am wenigſten 
aber war das Vertrauen des Volkes dem Miniſterpräſidenten 
und beſonders dem Kriegsminiſter Latour zugewendet, deſſen 
falſches Spiel ſpäter offenbar an den Tag kam, und der 
ſeinen Verrath an der Sache des Volks am 6. Oktober 
mit dem Leben büßen mußte. g 

Am 22. Juli trat nun der Reichstag zuſammen und 
wurde vom Erzherzog Johann dem deutſchen Reichs verweſer 
und Stellvertreter des öſtreichiſchen Kaiſers eröffnet. Mit 
dem Zuſammentritt dieſes Reichstages mußte es für alle 
Theile in gleicher Weiſe klar werden, daß der ſchroffe Ge⸗ 
genſatz der Nationalitäten, wie er auf der einen Seite den 
Fortbeſtand des öſtreichiſchen Staats bedrohte, fo auch die 
größte Gefahr für den dauernden Sieg der Revolution und 
für die Erreichung ihres Zieles in ſich trage. — Ungarn, 
das als ſelbſtſtändiger Staat ſeine eigenen geſetzgebenden 
Gewalten hatte, und Italien, das ſich noch im Kampf um 
ſeine Unabhängigkeit befand, konnten natürlich in dieſer Ver⸗ 
ſammlung nicht vertreten fein, und daher mußten die wider 
ſtrebenden Tendenzen der deutſchen und der ſlaviſchen Na⸗ 
tionalität um ſo entſchiedener hervortreten. Und obwohl 
die nächſten Verhandlungen die beſonderen nationalen Inter- 
eſſen überhaupt nicht berührten, ſo zeigte es ſich doch ſehr 
bald in der perſönlichen und Partei⸗Stellung der Abgeord⸗ 
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neten und Vertreter der beiden Nationen, daß in dieſer 
Verſammlung ſchwerlich von einer innigen Gemeinſamkeit 
des Wirkens zur Erreichung der letzten Zwecke der Revolu⸗ 
tion die Rede ſein werde, ſondern vielmehr von einem hef— 
tigen und erbitterten Kampf um die Suprematie in dem 
neuzubegründenden oder zu löſenden Staatsverbande. 

Denn während die Suprematie Oeſtreichs ſich bis jetzt 
unzweifelhaft in der Hand der Deutſchen befand, die in gei⸗ 
ſtiger Bildung den offenbar höheren Standpunkt einnah⸗ 
men, denen die Dynaſtie mit ihren urſprünglichen Erblän⸗ 
dern angehörte, und in deren Mitte ſich die Hauptſtadt des 
Reichs, und der Sitz der Regierung befand; während die⸗ 
ſelben jetzt um ſo mehr glaubten, auf dieſe Stellung Anſpruch 
machen zu dürfen, als die Erhebung des Volks und die 
Neugeſtaltung des Staates offenbar ausſchließlich ihr Werk 
war, glaubten die Slaven endlich den Moment gekommen, 
um die ihnen lange gewaltſam vorenthaltenen Rechte geltend 
machen und wiedergewinnen zu können. Und je entſchiede⸗ 
dener ſie der Zahl nach in dem öſtreichiſchen Staat und im 
Reichstage den Deutſchen gegenüber das Uebergewicht bil- 
deten, um ſo mehr glaubten ſie, nach dem gegenwärtig 
überall geltend gemachten Prinzip der Majoritätsentſchei⸗ 
dung das Uebergewicht der Entſcheidung über das Schick— 
ſal des öſtreichiſchen Staats auf ihre Seite bringen zu können. 

Und gerade weil ſie bisher die Bedrückten waren, und 
ſich von den Deutſchen gewiſſermaßen als ein unterworfenes 
Volk angeſehen und behandelt glaubten, wollten ſie ſich nun 
den Grundſatz der Gleichberechtigung in umfaſſendſter Weiſe 
ſichern; weil die Deutſchen das vermeintliche Uebergewicht 
ihrer geiſtigen Bildung in mißachtender Weiſe gegen ſie 
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geltend gemacht hatten, wollten ſie jetzt die ganze Kraft ihres 
nationalen Elements demſelben gegenüber hervortreten laſſen 
und ihm durch das Uebergewicht der Zahl den äußeren 
Nachdruck geben; und weil endlich die öſtreichiſche Revolu— 
tion von den Deutſchen ausgegangen war, und ſich als ein 
Glied der allgemeinen Erhebung der deutſchen Nation kund⸗ 
gab, erkannten fie die Gefahr die der Selbſtſtändigkeit Oeſt— 
reichs und insbeſondere der flaviſchen Länder durch dieſen 
Anſchluß an ein neu zu begründendes deutſches Reich drohte, 
und entſchloſſen ſich im Hinblick auf dieſe Gefahr lieber zu 
einem Kampf gegen die auf dieſem Wege der Entwicklung 
fortſchreitende Revolution ſelbſt, als daß ſie dieſelbe mit 
ihrer Kraft unterſtützen, und von dem zum vollen Beſitz ſei— 
ner Rechte gelangten Volke auch die freiwillige Anerken— 
nung des ihrigen erwarten ſollten. 

Dieſes allgemeine Mißtrauen der Slaven gegen die 
Deutſchen trat am entſchiedenſten und ſchroffſten bei den 
Tſchechen aus Böhmen und Mähren hervor, da dieſe ihren 
Wohnſitz auf deutſchem Gebiet hatten, und ſich alſo natür— 
lich in der Gefahr befanden, bei der beabſichtigten Neuge— 
ſtaltung Deutſchlands dem Intereſſe der deutſchen Nation 
vollſtändig geopfert zu werden; und dieſes nicht unbegrün⸗ 
dete Mißtrauen hatte ſich zum bitterſten Haß geſteigert, ſeit— 
dem die Tſchechen die Juni-Ereigniſſe in Prag als die Folge 
eines offenbaren Verraths der Deutſchen gegen ſie an— 
ſahen. Wer die Geſtaltung und Bedeutung des öſtreichiſchen 
Reichstages lediglich nach den zur Oeffentlichkeit gelangten 
Verhandlungen deſſelben beurtheilt, wird kaum die Spuren 
dieſer tiefgreifenden inneren Zerriſſenheit, ſowie der Ge— 
fahr erkennen, die aus feiner Mitte der Revolution ſelbſt 
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drohte. Beſonders ſchien es bei der Berathung des Kud— 
lich'ſchen Antrags, der die Aufhebung der Leibeigenſchaft, 
des Robots und der gutsherrlichen Laſten vorſchlug, und der 
ganz beſonders zur Hebung des flaviſchen Bauernſtandes 
beſtimmt ſchien, als ob ohne alle Rückſicht auf beſondere natio⸗ 
nale Intereſſen, eine große Uebereinſtimmung für eine voll⸗ 
ſtändige Durchführung der Grundſätze der Revolution auf 
dieſem Gebiet Statt finde; und gewiß konnten ſich bei dieſen 
äußerſt weitläufigen und gründlichen Debatten die Slaven 
nicht über einen Mangel an Theilnahme für ihre Intereſſen 
von Seiten der Deutſchen beklagen. Wer aber in näherer 
Beziehung zu den einzelnen Vertretern aus beiden Natio- 
nen ſtand, oder wer auch nur die Schriften lieſt, in denen 
das gegenſeitige Urtheil derſelben ſeinen Ausdruck findet, der 
kann nicht zweifeln, daß eine Einigkeit unter dieſen wider⸗ 
ſtrebenden Elementen nur ſo lange beſtehen konnte, als es 
die Durchführung ganz allgemeiner Intereſſen galt, daß aber 
der Zwieſpalt nicht ausbleiben konnte, ſobald es galt, be⸗ 
ſtimmte Normen für die Neubildung des Staates und für 
die Stellung ſeiner einzelnen Glieder gegen einander feſtzu— 
ſtellen. 

Vor Allem aber war es die Regierung, oder vielmehr 
der Hof, welcher dieſe Stellung und Stimmung der natio— 
nalen Parteien gegeneinander im Lande und im Reichstage 
ins Auge faßte, und in derſelben die mächtigſte Handhabe 
für den Kampf gegen die Revolution ſelbſt erkannte, zu 
dem man in dieſen Kreiſen längſt entſchloſſen war. Das 
alte und vielfach erprobte Prinzip der öſtreichiſchen Regie⸗ 
rung, die Nationalitäten in ſtetem Mißtrauen und Zwieſpalt 
gegen einander zu erhalten, um auf dieſe Weiſe immer den 
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Einen zur Unterdrückung des Andern benutzen zu können, 
mußte jetzt unter geſchickter Benutzung der wechſelnden Ver⸗ 
hältniſſe in der Weiſe zur Anwendung kommen, daß nach⸗ 
einander jeder einzelne Volksſtamm dem Haß und der Miß⸗ 
achtung der übrigen ſo lange ausgeſetzt wurde, bis er mit Hülfe 
derſelben überwunden war, und dann zum willenloſen Werk— 
zeug der Regierung für die Unterwerfung der übrigen die— 
nen mußte. Auf dieſe Weiſe war zuvörderſt die italieniſche 
Erhebung durch die aus allen Kronländern gebildete Hee— 
resmacht unterdrückt worden, und in gleicher Weiſe hatte 
man die panſlaviſtiſche Bewegung in Böhmen niedergewor— 
fen, indem man die Eiferſucht der Deutſchen gegen dieſelbe 
anzuregen wußte. 

Jetzt aber ſchien der Regierung der Moment gekommen, 
um den Angriff auf die deutſche Bevölkerung und insbeſon— 
dere auf Wien als den Ausgangspunkt und den Sitz der Re— 
volution zu richten. Nachdem bis zum Mai alle Verſuche 
hier der Revolution auf dem Wege der Gewalt wieder 
Meiſter zu werden, ſich als vergeblich gezeigt hatten, faßte 
man offenbar den Plan, durch den überwiegenden Einfluß 
des deutſchen Elements auf die Regierung die nationalen 
Antipathieen der übrigen Stämme gegen dieſe aufs Höchſte 
zu ſteigern. Und vielleicht war die plötzliche und ſchonungs— 
loſe Bekämpfung der bisher begünſtigten flaviſchen Bewe— 
gung vornehmlich nur ein Mittel zur ſicheren Erreichung 
dieſes Zwecks. Denn die nachfolgenden Ereigniſſe haben 
hinreichend gezeigt, daß man die Slaven nur bekämpft hatte, 
um ſie zu lenkſameren Werkzeugen für die Zwecke des Ho— 
fes und für den Kampf gegen die noch unbeſiegten deut— 
ſchen und magyariſchen Glieder des Staates zu machen. 
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Vielleicht hatte auch die Camarilla noch geſchwankt, 
welcher von den beiden Nationalitäten ſie die gefährliche 
und verderbliche Wohlthat ihrer ausſchließlichen Begünſti⸗ 
gung zuwenden ſolle. Als ſich aber nach Eröffnung des 
Reichstages die feſt zuſammengeſchloſſene ſlaviſche Partei, 
mit dem entſcheidenden Uebergewicht ihrer Stimmenzahl, zu⸗ 
nächſt nicht gegen die Regierung, von der ſie offen bekämpft 
worden war, ſondern gegen die Deutſchen wendete, von 
denen ſie ſich verrathen glaubten; als ſie mit der ganzen 
Bitterkeit des nationalen Haſſes und Hochmuths ſich ihren 
deutſchen Kollegen im Reichstage gegenüber ſtellten, und mit 
ſlaviſcher Geſchmeidigkeit ſich der Regierung, die ſie ſo eben 
im blutigen Kampfe niedergeworfen hatte, willig zeigten, ſich 
zur Bekämpfung dieſes gemeinſamen Feindes mit ihr zu 
verbinden — da konnte man am Hof zu Insbruck und Wien 
nicht mehr zweifelhaft ſein über den Weg, den man einzu— 
ſchlagen habe. 

Die Slaven, die ſich fo offen der Regierung näherten, 
mußten vollſtändig gewonnen und feſtgehalten werden, um 
ſie zum Stützpunkt für den unvermeidlichen Kampf gegen 
die Deutſchen und Magyaren zu gewinnen. Und man nahm 
keinen Anſtand, zu dieſem Zweck die Hoffnung in ihnen zu 
nähren, daß man die ſlaviſche Nationalität zum Schwerpunkt 
des neuſichgeſtaltenden öſtreichiſchen Staats machen wolle, 
ſobald jene feindlichen Stämme mit ihrer Hülfe überwun⸗ 
den ſeien. Man konnte die Slaven ſtark machen zum Kampfe 
gegen den Feind der Regierungsgewalt, der in ſeinem Rin⸗ 
gen nach politiſcher Freiheit und nationalen Einheit ſich zu— 
gleich auf die geſammte Kraft der deutſchen Nation ſtützte; 
man durfte aber dieſe Kraft, die man den Slaven verlieh, 
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nicht fürchten, wenn fie der Krone zum Siege verholfen 
hätten, weil ſie für politiſche Freiheit weniger reif und we— 
niger empfänglich waren, und für ihre nationale Selbſtſtän⸗ 
digkeit in dem großen Nachbarſtaat gleichen Stammes nicht 
nur keine Stütze, ſondern den entſchiedenſten Gegner finden 
mußten. Man machte die flaviſchen Stämme des öſtreichi— 
ſchen Staats zu feſten Bundesgenoſſen für den Vernichtungs⸗ 
kampf gegen deutſche Freiheit und Selbſtſtändigkeit, mit dem 
feſten Entſchluß, ihnen den Preis des errungenen Sieges, 
auf den man ihnen die Ausſicht eröffnete, nimmermehr zu 
gewähren. 

Inzwiſchen hatte auch in Wien ſelbſt, die Reaktion be— 
reits ihre ganze Thätigkeit entfaltet und nicht geringen Bo- 
den gewonnen. Die andauernde Stockung des Verkehrs 
und der Gewerbe, das Verſiegen mancher Erwerbsquellen, 
welche die Anweſenheit eines glänzenden Hofs geboten, und 
die häufig wiederkehrende Beſorgniß vor Unruhen und Erz 
ceſſen hatten in der ſelbſtſüchtigen und engherzigen Bour— 
geoiſie das Verlangen nach Ruhe und Ordnung und nach 
der friedlichen Behaglichkeit früherer Zuſtände wieder wach 
gerufen, die ihnen durch die Revolution geraubt war. Man 
klagte über die Tyrannei der Maſſen, über die Maßloſigkeit 
der Volksführer, über die Anmaßungen der Aula, über die 
Gewaltherrſchaft des Sicherheitsausſchuſſes. Unter dem 
Namen des konſtitutionellen Vereins ſchaarte ſich die Partei 
der Ruhe und Ordnung zuſammen, und ſtellte ſich den ra— 
dikalen Volksführern offen gegenüber, und neben den ſchwarz⸗ 
roth⸗goldenen Kokarden und Bändern, die das Wahrzeichen 
der Revolution geworden waren, traten jetzt, wie in Preußen 
die ſchwarz⸗weißen, die ſchwarz⸗gelben Farben Oeſterreichs 
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immer offener und häufiger hervor. Auch in der Bürger- 
wehr gab ſich eine entſchiedene Spaltung zu erkennen, und 
große Abtheilungen derſelben, beſonders aus dem wohlhaben⸗ 
den Theil der Stadt, ſtellten ſich offen den bisherigen Füh⸗ 
rern und Stützen der Revolution, den Studenten und Ar⸗ 
beitern gegenüber, auf Seiten der Regierung; und der Ge— 
meinderath von Wien ſtand dem Magiſtrat von Berlin nicht 
nach in dem Streben, dieſe Richtung zu fördern und zu un⸗ 
terſtützen, und die demſelben zunächſt untergeordnete Sicher 
heitswache gab ſich bald als eine der kräftigſten Stützen der 
Reaktion zu erkennen. 

Auch durch den Zuſammentritt des allgemeinen Reichs⸗ 
tages war die Kraft der Revolution in Wien offenbar ge— 
ſchwächt worden. Denn dieſem Organ des Volkswillens 
gegenüber, das zur Vertretung des geſammten Volkes berufen 
war, konnte die Bevölkerung von Wien nicht mehr ihren 
Willen im Namen des Volkes zur Geltung bringen, und 
ſelbſt das aus der Revolutton hervorgegangene Organ des 
Sicherheits ausſchuſſes mußte ſich durch den Druck dieſes 
gewaltigern Volksorgans geſchwächt fühlen; und es gewann 
ſogar die Reaktion inmitten dieſes bisher ſo gefürchteten 
Ausſchuſſes nicht geringen Boden. 

Auf dieſe veränderte Stimmung der Hauptſtadt und 
auf den vollendeten Sieg des Heeres in Italien geſtützt 
kehrte der Kaiſer und der Hof am 12. Auguſt, alſo nach 
faſt dreimonatlicher Abweſenheit nach Wien zurück. Doch 
war der Empfang keinesweges ſo glänzend und ſo warm, 
wie man es wohl in Insbruck gehofft haben mochte. Die 
große Mehrzahl des Volkes, die noch immer unerſchütterlich 
an den Forderungen der Nevolution feſthielt, mochte ahnen, 
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wie dieſe Rückkehr zugleich ein Zeichen ſei, daß man die 
Zeit für gekommen glaube, um mit dem ernſten Kampfe ge⸗ 
gen dieſelbe vorzuſchreiten; und dieſe Anſicht wurde nicht 
wenig beſtärkt, als man die Erzherzogin Sophie, bekannt⸗ 
lich die ſtärkſte Säule der Reaktion, im Wagen des Kaiſers 
erblickte. Dagegen galt die Ankunft des Kaiſers für alle 
Träger der Reaktion als ein Aufruf, mit ihren Beſtrebun⸗ 
gen offen hervorzutreten. Der konſtitutionelle Verein wuchs 
an Zahl und Zuverſicht, die Denunziationen begannen, die 
Preßprozeſſe häuften ſich, und beſonders zeigte ſich im Mi⸗ 
litär wieder jener feindliche Geiſt gegen die Revolution und 
das Volk, indem von Italien und Prag aus der Gedanke 
in ihnen wieder erweckt wurde, daß ſie bald berufen ſein 
würden, um auch in Wien den Kaiſer für die Schmach zu 
rächen, die ihm das empörte Volk zugefügt habe. 

Allen dieſen Erſcheinungen gegenüber mußte natürlich 
in den bisherigen Trägern der Revolution, insbeſondere bei 
der Studentenlegion und unter den Arbeitern, ſo wie unter 
einem großen Theil der Handwerker und Kleinbürger die 
Beſorgniß vor einem gewaltſamen Angriff und die damit 
verbundene Aufregung immer lebhafter werden; und auch 
von dieſer Seite ſuchte man durch verſchiedene Demonſtra⸗ 
tionen dem Streben der Gegenpartei die Spitze zu bieten. 
So hatten die Arbeiter ſchon am 30. Juli einen feierlichen 
Gottesdienſt zum Dank für die errungeue Freiheit öffentlich 
abgehalten und bei einer großen Parade der Nationalgarde, 
welche am 16. Juli vor dem Kaiſer Statt fand, ſpielte das 
Muſikcorps der Studentenlegion ſtatt der öſtreichiſchen Natio⸗ 
nalhymne den ſogenannten „Fuchsmarſch.“ 

Dieſe Spannung der Parteien führte endlich zu einem 
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blutigen Conflikt, als am 21. Auguſt der Miniſter Schwar— 
zer entſchieden gegen die Arbeiter auftrat und, in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Gemeinderath, für die öffentlichen Bauten 
eine Reduktion des bis jetzt freilich ſehr hohen Tagelohns 
um 5 Kreuzer täglich anordnete, die wie es hieß zu einem 
Reſervefond für die arbeitsloſe Winterzeit angewendet wer— 
den ſollten. Die heftigſte Aufregung unter den Arbeitern, 
war die unmittelbare Folge dieſer Maßregel. Zuſammen⸗ 
rottungen fanden Statt, Verhaftungen wurden vorgenom— 
men, Verhandlungen wurden gepflogen. Doch konnte eine Zu⸗ 
rücknahme dieſer Maßregel vom Miniſterium nicht erwirkt 
werden. Am 23. ſammelten ſich die Arbeiter, die vorzüglich 
aufgeregten Frauen an ihrer Spitze, in großer Zahl im 
Prater und trugen eine Puppe, den Miniſter Schwarzer 
darſtellend, mit einem Kreuzer im Munde, auf ihren Schul⸗ 
tern, um denſelben öffentlich als Leiche zu beſtatten. Ex⸗ 
ceſſe, Angriffe auf Perſonen und Eigenthum waren von die— 
ſem Zuge nicht ausgegangen, als derſelbe plötzlich von der 
Sicherheitswache in Verbindung mit der Nationalgarde der 
Leopoldſtadt und der Bergſtraße angegriffen, und ein furcht— 
bares Blutbad unter den Wehrloſen angerichtet, ſelbſt Frauen 
und Kinder nicht geſchont wurden. 

Das war das erſte Mal, daß das Volk im bewaffne⸗ 
ten Kampfe dem Volke gegenüber ſtand, und der tiefe Riß 
inmitten des Volkes ſelbſt, der offene Kampf der Reaktion 
gegen die Revolution, war zur großen Befriedigung der 
Hofpartei proklamirt. Der leichte Sieg, den man über die 
Arbeiter errungen, ermuthigte die Sieger zu größern Unter⸗ 
nehmungen; und noch an demſelben Abend wurde ein Anz 
griff auf die Studentenlegion verſucht, aber von dieſer voll⸗ 
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ſtändig zurückgeworfen, und der Ruhm des Sieges ging 
den Tapferen durch dieſe Niederlage verloren. 

Die Folge dieſes Ereigniſſes war auf der einen Seite 
der Rücktritt des Miniſter Schwarzer, auf der anderen 
die Selbſtauflöſung des Sicherheitsausſchuſſes. Das mäch— 
tige Organ der Revolution hatte nicht nur durch den Zu— 
ſammentritt des Reichstages, ſondern noch mehr durch den 
offenen Zwieſpalt, der im Volke ſelbſt ausgebrochen war, und 
der auch unter ſeinen eignen Mitgliedern Wurzel gefaßt 
hatte, ſeine Kraft und ſeine Bedeutung verloren, und gab im 
Gefühl ſeiner Schwäche eine Stellung auf, die es in wür⸗ 
diger Weiſe nicht mehr zu behaupten vermochte. Die Auf- 
löſung des Sicherheitsausſchuſſes war ein Vorbote der furcht— 
baren Kataſtrophe, die nun ſchon immer ſichtbarer us un⸗ 
vermeidlicher herannahte. 

Noch bedenklicher als die Ereigniſſe vom 23. Auguſt 
drohte eine Bewegung zu werden, die am 13. September 
durch den Swobodaſchen Aktienverein hervorgerufen wurde. 
Dieſer hatte nämlich nach dem Muſter franzöſiſcher Vorbil⸗ 
der eine Art Volksbank zu begründen verſucht, an der ſich 
beſonders die arbeitenden Klaſſen durch Aktien betheiligten. 
Da ſich aber ſehr bald die Werthloſigkeit dieſer Papiere 
zeigte, und die Betheiligten ſich von dem größten Nachtheile 
bedroht ſahen, ſo ſtellten ſie an das Miniſterlum die drin⸗ 
gende Forderung, daß der Staat die Garantie für dieſelben 
übernehme, und glaubten ſich zu dieſer Forderung um ſo 
mehr berechtigt, als die Miniſter ſelbſt und ſogar der Hof 
das Unternehmen durch Zeichnung von Aktien unterſtützt, 
und dadurch in der großen Maſſe der weniger bemittelten 
Bevölkerung das Vertrauen zu demſelben hervorgerufen hatten. 
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Das Minifterium weigerte ſich aber entſchieden, dem 
Staate die Garantie für dieſe ganz werthloſen Papiere auf⸗ 
zubürden, und auch der Gemeinderath wollte in keiner Weiſe 
die Gewähr für dieſelben übernehmen. Die Zahl der Be⸗ 
theiligten aber war ſehr groß und umfaßte den größten Theil 
der Nationalgarde, und man verſuchte daher mit Gewalt 
zu erreichen, was man freiwillig nicht gewähren wollte. 
Große Haufen drangen in das Hofkanzleigebäude, in dem 
das Miniſterium ſeine Verſammlungen hielt; die in dem Hof 
aufgeſtellte Nationalgarde wurde vertrieben, und ſchon war 
manche Gewaltthätigkeit verübt, und auch die Perſon der Mi⸗ 
niſter bedroht, als es einem Theil der Studentenlegion gelang, 
die Ordnung wieder herzuſtellen; der Gemeinderath aber, 
der ſich gegen den Swobodaſchen Antrag erklärt hatte, 
wurde von der verſammelten Menge auseinander geſprengt 
und hat ſich ſeitdem nicht wieder verſammelt, da eine Neu⸗ 
wahl nach einem liberaleren Wahlgeſetz bereits nahe bevorſtand. 

Die aufgeregte Maſſe forderte nun auch die Wieder⸗ 
herſtellung des Sicherheitsausſchuſſes, und ein großer Zug 
bewegte ſich um die Forderung zu unterſtützen gegen die 
Hofkanzlei. Inzwiſchen hatte auch die Regierung ernſte Maß⸗ 
regeln getroffen. Der Kriegsminiſter Latour legte in dem 
verſammelten Reichstage, (in welchem an demſelben Tage 
der Antrag auf ein Dankesvotum an die italieniſche Armee 
verhandelt und verworfen wurde) eine anonyme Denun⸗ 
ziation vor, nach welcher man auf der Aula die Republik 
zu proklamiren beabſichtige; und auf dieſes werthloſe Akten⸗ 
ſtück geſtützt, hatte derſelbe gegen die früheren Verheißungen 
Militär in die Stadt gerufen, mit welchem ein Theil der 
Nationalgarde ſofort fraterniſirte. Es wäre an dieſem Tage 
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vielleicht zu einem ſehr ernſten Kampfe gekommen, da man 
in der Nähe der Univerſität bereits mit dem Bau von Bar⸗ 
rikaden begann, wenn nicht gerade von der Aula die größ⸗ 
ten Anſtrengungen gemacht worden wären, den Kampf zu 
vermeiden. Als aber von der andern Seite der Verſuch ge⸗ 
macht werden ſollte, die Univerſität und die Legion ſelbſt an⸗ 
zugreifen, wurde derſelbe von dieſer mit ſolcher Energie und 
Entſchloſſenheit zurückgewieſen, daß man ſehr bald von die⸗ 
ſem Vorhaben abſtand, fo daß der Tag ohne blutigen Fol— 
gen endete. 

Deſſen ungeachtet war auch der 13. September ein 
Tag des Sieges für die Regierung und die Reaktion. Denn 
die ſtürmiſchen Forderungen des Volkes waren nicht bewil— 
ligt, das Militär war wieder in der Stadt, ein Theil 
der Bürgerwehr hatte ſich offen für dieſes erklärt und ſich 
dem demokratiſchen Theil derſelben entſchieden gegenüber ge⸗ 
ſtellt, und die Regierung durfte nun unbedenklicher an die 
Ausführung ihrer großen Pläne gegen die Revolution über⸗ 
haupt gehen. Aber nicht auf Wien, fo wollte es die all⸗ 
mächtige Kamarilla, ſollte der nächſte Angriff gerichtet ſein, 
ſondern auf Ungarn, in dem man die mächtigſte Stütze der deut⸗ 
Shen Revolution erkannte, und das man zunächſt im vereinzel⸗ 
ten Kampfe niederzuwerfen gedachte, um Wien vollſtändig zu 
iſoliren und mit um ſo größerer Sicherheit zuletzt dieſen 
Heerd der Revolution nicht nur für Oeſtreich, ſondern auch 
für Deutſchland zu vernichten. Wir müſſen daher für einen 
Augenblick unſere Aufmerkſamkeit den Verhältniſſen von 
Ungarn zuwenden, weil dieſelben auf die nächſte Entwicklung 
der deutſchen Revolution den weſentlichſten und entſcheidendſten 
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Ungarn war von jeher ein ſelbſtſtändiges Reich gewe⸗ 
ſen, das ſeit ſeiner Verbindung mit Oeſtreich immer nur 
in dem Verhältniß der Perſonal-Union zur öſtreichiſchen 
Krone geſtanden hat. Die Ungarn haben in früherer Zeit 
über die Aufrechthaltung dieſes Verhäliniſſes auf das Strengſte 
gewacht; aber ſeit der Metternichſchen Zeit war es der öſt— 
reichiſchen Regierung gelungen, ihnen eines ihrer Rechte nach 
dem andern zu nehmen, oder doch zu verkümmern, und auch 
in Ungarn die abſolute Gewalt mehr und mehr geltend zu 
machen. Erſt ſeit den dreißiger Jahren hatte ſich hier wieder 
eine entſchiedene und kräftige Oppofition gegen dieſe Be— 
ſtrebungen ber öſtreichiſchen Regierung geltend gemacht, die 
ſich jedoch zunächſt ausſchließlich in der Ständetafel (der 
zweiten Kammer), entwickelt. Erſt im Jahre 1847 gelang es, 
auch die Magnatentafel für gleiche Zwecke zu gewinnen, und 
die gemeinſamen Beſtrebungen waren nun dahin gerichtet, 
die magyariſche Nationalität, ſowie die Selbſtſtändigkeit 
Ungarns gegen die Uebergriffe der öſtreichiſchen Regierung 
zu ſchützen, und ſie nicht nur gegen dieſe, ſondern auch den 
Nebenländern Ungarns gegenüber aufrecht zu erhalten, welche 
nicht der magyariſchen, ſondern der ſlaviſchen und zum Theil, 
wie in Siebenbürgen, der deutſchen Nationalität angehören. 
So war es dieſer ſtarken und immer mehr wachſenden Op- 
poſition gelungen, weſentliche Rechte wieder zu erringen. 
Als aber im Jahre 1848 ſich alle Völker Europas mit voller 
Kraft für ihre Nationalität und Freiheit erhoben, blieben 
natürlich auch die Magyaren nicht zurück, und es gelang 
ihnen, in den Märztagen vom Kaiſer Ferdinand die Zus 
ſtimmung dafür zu erhalten, daß der Erzherzog Palatin von 
nun an in Peſth ſelbſt als Vizekönig von Ungarn reſidiren, 


2 


daß nach Peſth ſelbſt ein eignes ungariſches Miniſterium 
vom Kaiſer berufen werden ſollte, ohne deſſen Contraſigna⸗ 
tur keine Verfügung des Kaiſers Gültigkeit haben konnte, 
daß endlich ungariſche Truppen ohne Zuſtimmung der ges 
ſetzgebenden Gewalten Ungarns niemals außerhalb des Lan⸗ 
des verwendet werden und ebenſo wenig nicht- ungariſche 
Truppen in Ungarn einrücken dürften. 

Dieſe Rechte waren im März 48 den Ungarn nicht 
nur verheißen, ſondern gewährt worden. Sie waren bereits 
zur Ausführung gekommen, und das ungariſche Miniſterium 
wie die ungariſchen Stände wußten von denſelben ange- 
meſſenen Gebrauch zu machen. 

Vor allen Dingen aber hatte der Kaiſer die Bewilli⸗ 
gung ausgeſprochen, daß ſowohl die deutſchen oder ſächſi⸗ 
ſchen Nebenländer, wie das flaviſche Serbien, Kroatien 
u. ſ. w. vollſtändig zum Kronland Ungarn, zu dem unga— 
riſchen Reich geſchlagen würden; daß fie der ungariſchen Ge⸗ 
ſetzgebung, dem ungariſchen Miniſterium unbedingt unters 
worfen ſein und einen integrirenden Theil dieſes Neben— 
landes bilden ſollten. Dieſe Beſtimmungen waren zum Theil 
bereits durchgeführt. Die Sachſen in Siebenbürgen hat— 
ten ſich, wenn auch Anfangs unwillig, demſelben unterwor— 
fen, aber die Südflaven in Serbien und Kroatien wider— 
ſetzten ſich entſchieden dieſen Verfügungen des Kaiſers und 
erklärten ihre Rechte für beeinträchtigt, wenn fie jetzt unbe⸗ 
dingt der magyariſchen Nationalität untergeordnet würden. 

Insbeſondere war es hier ein Mann, der dieſen Wi— 
derſtand der Slaven gegen die ungariſche Suprematie, und 
wie es ſchien gegen den Willen des Kaiſers anregte und 
zum offnen Kampfe anfachte, nämlich Jellachich der Ba— 
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nus von Kroatien, der ſpäter auch auf das Schickſal Deutſch⸗ 
lands und Oeſtreichs einen ſo entſcheidenden Einfluß aus⸗ 
übte. Dieſer kriegeriſche Befehlshaber einer kriegeriſchen 
Nation, ein Mann der ſich eben ſo ſehr durch diplomatiſche 
Verſchlagenheit, wie durch Muth und Feldherrnkunſt aus: 
zeichnet, der das unbedingte Vertrauen derer beſaß, an deren 
Spitze er geſtellt war, und mit zäher Konſequenz die Pläne 
zu verfolgen weiß, die er einmal gefaßt hat, ſchien jetzt den 
offenen Uugehorſam gegen des Kaiſers Befehl zu wagen. 
Doch mochte er wohl guten Grund haben zu glauben, daß 
dieſer Ungehorſam nicht eben ungern geſehen werde von dem, 
gegen den er gerichtet ſchien; denn es iſt keinem Zweifel 
unterworfen, daß Jellachich von Beginn ſeiner ſcheinbar 
revolutionären Thätigkeit ab in ununterbrochener direkter und 
geheimer Verbindung mit dem kaiſerlichen Hofe ſtand. 

Man hatte in Wien ſich Ungarn gegenüber für den Augen 
blick der Nothwendigkeit fügen müſſen, wünſchte aber Schwie⸗ 
rigkeiten für die Ausführung des gefaßten Beſchluſſes. Iella- 
chich folgte alſo den Befehlen des ungariſchen Miniſteriums in 
keiner Weiſe, und ſammelte vielmehr ein Heer um dieſen Wider— 
ſtand thatſächlich durchzuführen. Als aber das ungariſche Mi⸗ 
niſterium ſah, daß die kaiſerliche Regierung keine Maßregeln 
hiergegen ergriff, wandte es ſich an den Kaiſer ſelbſt, for— 
derte energiſche Schritte gegen den ungehorſamen Banus, 
und der Kaiſer ſah ſich endlich am 10. Juli zu dem Ent⸗ 
ſchluſſe gedrängt, den Banus Jellachich für einrn Hoch— 
verräther zu erklären, und ihn aller ſeiner Aemter und 
Würden zu entſetzen' 

Jellachich hatte nun keine Wahl mehr, er konnte für 
den Augenblick den Kampf nicht fortſetzen, doch war er feſt 
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entſchloſſen, ihn zu günſtigerer Zeit wieder zu beginnen, und 
dieſe Zeit ſollte bald kommen. Als nämlich die Umſtände 
in Wien ſich verändert hatten, als das öſtreichiſche Mini⸗ 
ſterium ſich wieder kräftig fühlte, der ungariſchen Nationa⸗ 
lität gegenüber einzuſchreiten; als auf der andern Seite die 
ungariſche Nation von den ihr verliehenen Rechten den 
vollſten Gebrauch machte, da ſchien es an der Zeit auch 
gegen Ungarn mit Entſchiedenheit aufzutreten. Der Vor⸗ 
wand war nicht ſchwer zu finden, und Jellachich war bereit 
denſelben zu bieten. Am 14. September erfolgte nämlich 
ganz unerwarteter Weiſe ein kaiſerlicher Befehl, durch wel⸗ 
chen Jellachich, weil man ſich, wie es hieß, von ſeiner Treue 
überzeugt habe, wiederum in alle ſeine Aemter eingeſetzt, 
und omit ſtillſchweigend darauf hingewieſen wurde, die Stel- 
lung wieder einzunehmen, in welcher er ſchon einmal der uns 
gariſchen Nation ſo gefährlich geworden war. Jellachich 
hatte ſich längere Zeit am kaiſerlichen Hofe aufgehalten, 
und wußte, worauf er ſich ſtützte, als er ſofort das frühere 
Verfahren wieder einſchlug, neue Truppen ſammelte und 
erklärte, er würde in keiner Weiſe ſich und ſein Volk als 
Unterthanen der ungariſchen Regierung anſehen, und den 
Befehlen derſelben daher keine Folge leiſten. 

Die Bedeutung dieſer Thatſachen konnte in Ungarn 
nicht verkannt werden. Die Stände und die Regierung er⸗ 
hoben ſofort den entſchiedenſten Einſpruch gegen dies Ver— 
fahren Jellachichs und des öſtreichiſchen Miniſteriums, und 
ſchickten, als dies nicht fruchtete, endlich eine Deputation an 
den Kaiſer, welche ein Ultimatum zu übergeben hatte. Aber 
auch dieſe wurde zurückgewieſen, und nun folgten in der 
ungariſchen Ständeverſammlung kräftige Beſchlüſſe auf die 
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Verfügungen der kaiſerlichen Regierung, wogegen von Sei⸗ 
ten Oeſtreichs neue Maßregeln ergriffen, und ſomit die 
Spannnng immer höher geſteigert wurde. Am 24. Sep⸗ 
tember legte der Erzherzog Palatin ſein Amt nieder, man 
weiß nicht, ob durch die öſtreichiſche oder durch die ungariſche 
Regierung dazu genöthigt, und öſtreichiſcher Seits wurden 
nun ſofort Maßregeln getroffen, um die Regierungsgewalt 
Ungarns unmittelbar in die Hände zu nehmen. 

Am 25. September erſchien ein kaiſerliches Manifeſt, 
in welchem Ungarn als in Kriegszuſtand befindlich erklärt 
wurde, weil — ein Hochverräther, wie Jellachich ſelbſt ge— 
nannt worden, ſich nicht unterwerfen wollte. Es wurde nicht 
etwa beſtimmt, daß ſtrenge, geſetz- und verfaſſungsmäßige Maß⸗ 
regeln gegen dieſen ins Werk geſetzt werden ſollten, ſondern 
ein von der öſtreichiſchen Regierung gewählter Reichskom- 
miſſar, Graf Lamberg, ward mi tunbeſchränkter Machtvoll⸗ 
kommenheit verſehen, um die Angelegenheiten Ungarns ohne 
Rückſicht auf die verfaſſungsmäßigen Rechte und Freiheiten 
des Volkes, nach ſeinem ſelbſtſtändigen Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden, und dieſem Reichskommiſſär ſollten alle ungariſchen 
Behörden ſowie das ungariſche Heer unbedingte Folge 
leiſten. 

Dieſem Manifeſt des Kaiſers gegenüber konnte man in 
Ungarn nicht mehr zweifeln, was man zu thun habe. Es 
erfolgte am 26. September die erſte von jenen wunderbaren 
Proklamationen der ungariſchen Landſtände, die eben ſo ſehr 
von dem unerſchüttlichen Bewußtſein eines ſonnenklaren Rechts, 
wie von der tiefſten Verletzung des edelſten Nationalgefühls 
zeugten, und durch welche die Sympathie für dieſes hochher— 
zige Volk in ganz Europa erweckt und befeſtigt wurde. In 
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dieſer Proklamation wird nun zunächſt darauf hingewieſen, 
daß das kaiſerliche Manifeſt von keinem ungariſchen Mi⸗ 
niſter gegengezeichnet, alſo für Ungarn rechtlich nicht vor⸗ 
handen ſei. Demgemäß wurden alle jene kaiſerlichen Anz 
ordnungen für null und nichtig, und jeder für einen Hoch⸗ 
verräther erklärt, welcher den Befehlen des Grafen Lamberg 
Gehorſam leiſten würde. Zu gleicher Zeit wurde in Folge 
des Rücktritts des Palatin für Ungarn eine Regierungs- 
Kommiſſion von 6 Männern eingeſetzt, an deren Spitze 
Graf Batthyani der bisherige Miniſterpräſident ſtand. 
Deſſen ungeachtet erſchien am 28. Lamberg ſelbſt in 
Peſth. Die Aufregung war auf's Höchſte geſtiegen und 
Lamberg fiel als Opfer dieſer Volksaufregung, als er auf 
der Peſther Brücke ſeinen Einzug in die Stadt halten wollte. 
Jetzt hatte Oeſtreich genügende Veranlaſſung den Verfaſ— 
ſungsbruch offen zu erklären. Am 3. Oktober erſchien eine 
Proklamation des Kaiſers, durch welche die Landſtände für 
aufgelöſt, alle Geſetze, die ohne Zuſtimmung des Kaiſers er— 
laſſen ſeien, für ungültig erklärt, das Recht der Ungarn 
Waffen zu tragen beſchränkt, und, was mehr als Alles war 
der Banus Jellachich, derſelbe der früher als Hochverräther 
verfolgt worden war, zum unumſchränkten Bevollmächtigten 
des Kaiſers zu deſſen Alter-Ego für alle ungariſchen Anz 
gelegenheiten ernannt wurde. a 
Die ungariſche Nation rüſtete ſich zum Kampf; denn 
ein anderer Weg war nicht mehr vorhanden, und ſich ohne 
Widerſtand der geſetzwidrigen Gewalt zu unterwerfen, konnte 
eine Nation wie die magyarifche fi nimmermehr entſchlie— 
ßen. Indeſſen hatte man auch in Wien ſich überzeugt, daß 
der bevorſtehende Vernichtungskampf gegen die ungariſche 
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Freiheit in gleicher Weiſe gegen die deutſche gerichtet ſei. 
Nur zu ſpät war man zu der Erkenntniß gelangt, daß die Un⸗ 
terwerfung und gewaltſame Unterdrückung einer Nationali⸗ 
tät der Anfang und das Mittel, für die Unterdrückung 
aller, und zur Wiederaufrichtung des alten Regierungsab⸗ 
ſolutismus, wenn auch in neuer Form ſein müſſe. Es 
mußte erſt die allgemeine Sympathie des deutſchen Volkes 
für die magyariſche Natien, die gemeinſame Antipathie ges 
gen die ſlaviſche Nationalität hinzukommen, um die Deut⸗ 
ſchen in Oeſtreich zu überzeugen, daß es hier nicht einen 
Kampf gelte gegen eine einzelne Nation, ſondern gegen das 
ganze Volk, gegen die Freiheit ſelbſt, die im März erobert 
worden war. — 

Schon ſeit mehreren Tagen hatte ſich in der Bevölke⸗ 
rung Wiens der lebhafteſte Unwille über die Maßregeln der 
Regierung gegen Ungarn kund gegeben. Als aber am 5. 
und 6. Oktober neue Truppen aus Wien nach Peſth kom— 
mandirt wurden, und durch die Eiſenbahn transportirt wer: 
den ſollten; als es nun erſichtlich war, daß man ernſtlich 
daran denke, auch die magyariſche Nationalität mit Hülfe 
der Deutſchen zu unterdrücken; als jetzt die deutſchen Regi⸗ 
menter ſelbſt fühlten, daß fie zu Zwecken verwendet werden 
ſollten, welche mit ihrer urſprünglichen Aufgabe nicht ver— 
einbar ſeien, und daher eine Meuterei unter dieſen Truppen 
ausbrach, da war der Moment gekommen, wo auch Wien 
nicht mehr zurückhalten konnte. 

Es brach am 6. Oktober jener furchtbare Aufſtand aus, 
der zunächſt das Volk zu Siegern über die Truppenmaſſen 
machte, dem aber alsbald jener blutige Vernichtungskampf ge— 
gen die Freiheit des deutſchen Volks folgte, welcher in Wien mit 
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dem 31. Oktober endigte und in Berlin den 2. November 
zur Folge hatte. 

Den Kampf des 6. Oktober im Einzelnen Ihnen zu 
ſchildern, iſt nicht meine Aufgabe. Nur die Thatſachen 
mögen angeführt fein, daß bereits an dieſem Tage die Be⸗ 
völkerung Wiens und insbeſondere die Nationalgarde gegen 
einander kämpfte, indem ein Theil derſelben auf Seiten des 
Volkes und ein Theil auf Seiten der Regierung ſtand 
daß der Kriegsminiſter Latour, gegen den begründeter 
Verdacht des Verraths an der Sache des Volkes vorlag, 
von einem wilden Haufen grauſam ermordet ward, obwohl 
er von den Deputirten Fiſchhof und Borroſch mit Ges 
fahr ihres Lebens geſchützt wurde; daß nach einem heftigen 
Blutbade endlich das Volk den Sieg errang und der da— 
malige Kommandeur von Wien, General v. Auersperg 
genöthigt war, ſich vom Kampfplatze zurückzuziehen. 

Dieſer ſtellte jedoch ſeine Truppen im Belvedere in 
einer ziemlich feſten Poſition auf, und das Volk griff ihn 
dort nicht mehr an, bis er ſich fpäter mit den Belagerungs- 
truppen von Jellachich und Windiſchgrätz vereinigte. 

Der nächſte Erfolg des Kampfes war alſo abermals ein 
Sieg des Volkes geweſen; aber die Verhältniſſe waren bereits 
andere geworden, als ſie nach den Siegen im Mai und im 
März obgewaltet hatten. Es konnte jetzt nicht mehr unmit⸗ 
telbar aus der Mitte der ſiegreichen Bevölkerung Wiens die 
leitende Gewalt hervorgehen, die mit entſchloſſener Jugend 
kraft den errungenen Sieg im Geiſte der Revolution 
benutzte. Denn jetzt ſtand bereits eine Autorität da, die 
aus der Wahl des geſammten Volkes herovrgegangen war, 
und die nun nicht mehr übergangen werden konnte, wenn 
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es galt, eine entſcheidende Macht an die Stelle der geſtürz⸗ 
ten Regierung zu ſetzen. Die am 22. Juli zuſammengetre— 
tene National⸗Verſammlung mußte nun vor Allem die Auf- 
gabe haben, die momentane Leitung der Regierung und der 
öffentlichen Angelegenheiten zu übernehmen, und ſie konnte 
und wollte nicht den Boden der Nevolution betreten, auf 
den ſich ohne Bedenken der Sicherheitsausſchuß geſtellt hatte, 
und mußte ſo durch vergebliche Vermittelungsverſuche die 
Früchte des Sieges bald wieder verlieren, den das Volk 
durch ſeine Anſtrengungen errungen hatte. 

Der Kaiſer war ſchon am 7. Oktober entflohen, ohne 
daß man ſeine Flucht verhindert hätte, und hatte ein dro— 
hendes Manifeſt gegen die revolutionaire und „undankbare“ 
Bevölkerung Wiens hinterlaſſen. Mit dem Kaiſer hatte ſich 
auch ein Theil des Miniſteriums entfernt, während ein ande- 
rer, Bach, Kraus und Hornboſtl zurückblieb. Auch ein 
Theil der National-Verſammlung, insbeſondere die ſlaviſchen 
Mitglieder mit dem zſchechiſchen Präſidenten Strohbach, 
verließ Wien. Aber die Majorität, freilich nur eine geringe, 
mit dem Vicepräſidenten S molka blieb zurück. Dieſe ftellte 
ſich an die Spitze des Volkes, theils um Anarchie zurück— 
zuhalten, theils um das Recht der Revolution gegen Ueber— 
griffe der Gewalt zu wahren und zu ſchützen, und wählte 
aus ihrer Mitte einen permanenten Ausſchuß, der etwa die 
Stelle des früheren Sicherheits-Ausſchuſſes vertreten ſollte. 

Die Natienal-Verſammlung nahm nun fofort Veran⸗ 
laſſung, Unterhandlungen einzuleiten mit dem Hofe, der 
nach Ollmütz gegangen war, mit dem Miniſterium, das ſich 
in ſeiner Mehrzahl ebenfalls dorthin begeben hatte. Sie 
verſuchte, den Rechtsboden feſtzuhalten, die Revolution auf 
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geſetzliche Wege zu leiten, damit Geſetz und Ordnung 
nicht geſtört würden. Und in der That, ſelbſt bei den furcht— 
baren Ereigniſſen, welche in wenig Wochen Wien der Vers 
nichtung preisgaben, ſo verſichern Augenzeugen, iſt daſelbſt 
keine Gewaltthat von Seiten des Volks vorgekommnn, kein 
Eingriff in Beſitz und Eigenthum, während nicht geleugnet 
werden kann, daß in den Tagen des März und Mai manche 
Thaten der Art verübt worden ſind. Aber die Bemühungen 
der National⸗-Verſammlung waren vergebens. Der ſchwache 
und willenloſe Kaiſer war in Ollmütz von der Kamarilla 
der Erzherzoge und der Erzherzogin Sophie wie von einer 
eiſernen Mauer umgeben und den Deputationen nicht zus 
gänglich; die Miniſter, mit Weſſenberg an der Spiße, 
hatten nichts als leere Worte, während ſie im Stillen die 
Maßregeln der Gewalt vorbereiteten. 

Der Mann, der ſich durch Ungehorſam gegen die aus— 
drücklichen Befehle der Regierung und durch offenen Verrath 
die höchſte Gunſt des kaiſerlichen Hofes erworben hatte, 
Jellachich, trat auch jetzt wieder, wie es ſchien aus freiem 
Antriebe, zuerſt zum Kampfe gegen das ſiegreiche Volk auf. 
Er war mit ſeinen Truppen bereits früher aufgebrochen, 
um die Ungarn zu bekämpfen. Aber ohne einen Befehl des 
Kaiſers abzuwarten, rückte er mit ſeinen Kroaten von Raab 
nicht weiter gegen Ungarn, ſondern gegen Wien, und erließ 
ſofort eine Proklamation, in welcher er im Namen des Kai⸗ 
ſers der aufrühreriſchen Bevölkerung Wiens den Krieg er— 
klärte. Die National⸗Verſammlung wollte für ſolches eigen- 
mächtige Verfahren die Zuſtimmung des Kaiſers nicht vor— 
ausſetzen, und wendete ſich an dieſen mit der dringenden 
Aufforderung, ſich gegen dieſe Maßregeln Jellachichs zu ers 
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klären, um ein Blutbad zu verhüten, das nun vermeidlich 
ſei, wenn nicht vom Kaiſer ſelbſt eingeſchritten würde. Man 
zog in Olmütz zunächſt die Verhandlungen hin, um Zeit 
zu gewinnen. Aber einige Tage ſpäter erſchien ſtattt der 
Antwort eine Proklamation des Kaiſers, durch welche Win⸗ 
diſchgrätz zum Oberbefehlshaber der Kaiſerlichen Truppen, 
zum Alter-Ego des Kaiſers ernannt wurde, mit dem Auf⸗ 
trage, das aufſtändiſche Wien mit voller Gewalt der Waf- 
fen zu unterwerfen und zum unbedingten Gehorſam zu 
zwingen. Alsbald rückte der gefürchtete Sieger von Prag 
mit einer großen Heeresmacht gegen Wien, und verkündete 
in einer drohenden Proklamation ſeinen unbeugſamen Willen, 
die aufrühreriſche Stadt mit allen Mitteln der Militärgewalt 
für ihren Gehorſam gegen den kaiſerlichen Willen zu ſtrafen. 

Man konnte nun in Wien nicht mehr in Zweifel ſein 
über das Schickſal, das der Stadt bevorſtand. Die Ereig- 
niſſe hatten ſchnell eine andere Wendung genommen; es 
war nicht mehr ein Sieg, der bereits errungen war, ſondern 
ein unendlich ſchwererer Kampf, der noch bevorſtand, und 
man bereitete ſich in einer Weiſe zu demſelben vor, wie 
man es wohl kaum von Wien erwartet hatte. Neben der 
National-Verſammlung und ihrem permanenten Ausſchuß 
entwickelte auch die Aula, die Nationalgarde und der demo⸗ 
kratiſche Klub eine unausgeſetzte energiſche Thätigkeit, wäh— 
rend der Gemeinderath, zwar nothgedrungen ſich der allge— 
meinen Bewegung anſchloß, aber durch Furcht und Halb— 
heit die Maßregeln der übrigen Komités hemmte. 

Es wurden militairiſche Einrichtungen durch die ganze 
Stadt getroffen, um dieſelbe zu vertheidigen. Meſſen⸗ 
hauſer wurde zum Kommandanten gewählt und der der ſpä⸗ 
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ter ſo berühmt gewordene Pole Bem ihm als Adjutant zur 
Seite geſtellt, da man einem Fremden den Oberbefehl nicht 
übertragen mochte. Aus der National-Verſammlung war 
ein beſonderer militairiſcher Ausſchuß gewählt worden, der 
mit dem Permanenz⸗Ausſchuß in Verbindung ſtand, und die 
ganze Bevölkerung ſammelte ſich zur Vertheidigung Wiens 
in ein Heerlager. Je größer die Zahl der durch Auers- 
perg verſtärkten Truppen um Wien wurde, je mehr die 
Hoffnung ſchwand, dieſer Heeresmacht gegenüber den Kampf 
ſiegreich beſtehen zu können, um fo mehr wuchs der Kampfes⸗ 
muth der Bevölkerung, welche zur Vertheidigung der Stadt 
bis auf den letzten Mann entſchloſſen war. 

Nun erſchienen auf dem Schauplatze der großen Ent- 
ſcheidung auch noch andere Perſonen, welche auf das 
Schickſal Wiens von Einfluß ſein konnten und ſollten. Es 
erſchienen von Frankfurt aus zwei verſchiedene Deputatio⸗ 
nen, die eine als Abgeordnete der Linken aus der Frank⸗ 
furter Verſammlung, 4 Männer, an deren Spitze Robert 
Blum und Fröbel ſtanden. Auf der andern Seite 2 von der 
Centralgewalt den entſendeten Reichskommiſſarien, Welker und 
Mosle mit dem Auftrage, „alle zur Beendigung des Bürger⸗ 
krieges, zur Herſtellung der Geſetze und des öffentlichen Frie— 
dens erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.“ Es war dies ein 
ſehr unbeſtimmter, ſehr zweideutiger Auftrag, den das Mi⸗ 
niſterium Schmerling ihnen am 13. Oktober gegeben 
hatte, um ſo unbeſtimmter und bedeutungsloſer, als nicht 
zugleich die Truppen angewieſen waren, mit welchen ſie das 
Recht des deutſchen Volkes der öſterreichiſchen Regierung 
gegenüber geltend machen konnten. 

Blum und Fröbel wurden mit Jubel aufgenommen, 
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die Abgeordneten der Centralgewalt flogen durch Wien und 
ließen eine bedeutungsloſe Proklamation zurück, in welcher 
ſie das Volk aufforderten, ſich ruhig zu verhalten, und in 
unbeſtimmten Phraſen ihm die Wahrung feiner Rechte verhie⸗ 
ßen. Sie flogen zum öſtreichiſchen Kaiſerhof, um ven dort 
aus abermals eine Proklamation zu erlaſſen, in welcher ſie 
die Ueberzeugung ausſprachen, daß es nur Unruhſtifter ge⸗ 
weſen ſeien, welche die Bevölkerung Wiens zum Kampf ge⸗ 
gen ihre rechtmäßige Regierung aufgeſtört hätten. Sie wa— 
ren von Windiſchgrätz eben ſo wie in Olmütz mit einer 
Nichtachtung behandelt worden, welche dem deutſchen Reiche 
und der Stellung Oeſtreichs zu Deutſchland keinesweges 
angemeſſen ſchien, die aber ſehr erklärlich erſcheint, weil 
man gegen die öſtreichiſche Regierung nicht mit der 
nöthigen Entſchiedenheit aufgetreten war, als es noch Zeit 
geweſen wäre. Die Sendung der Reichskommiſſarien war 
vollkommen geſcheitert, fie hatten weder den Kampf zu ver- 
meiden, noch die unzweifelhaften Rechte des Volks zu ſchützen 
vermocht, der einzige Erfolg ihrer Bemühungen war, die 
Ohnmacht der Centralgewalt offen an den Tag zu legen, und 
es vor aller Welt zu befanten, wie wenig die öſtreichiſche 
Regierung geſonnen war, eine deutſche Centralgewalt anzuer— 
kennen, und zur Begründung einer einheitlichen deutſchen Macht 
die Hand zu bieten. 

Inzwiſchen erſchien eine zweite Proklamation von Win⸗ 
diſchgrätz, durch welche Wien in Belagerungszuſtand, Alle, 
die mit Waffen ergriffen würden, für Hochverräther erklärt, 
und der Magiſtrat aufgefordert wurde, die Stadt zu über 
geben. Die Bedingungen, die Windiſchgrätz für dieſe Ueber⸗ 
gabe ſtellte, waren der Art, daß ſie von der belagerten Stadt 
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und ſelbſt von dem erſchreckten Magiſtrat nicht angenommen 
werden konnten, wie ſehr man auch überzeugt ſein mochte, 
daß der bewaffnete Widerſtand die endliche gewaltſame . Er- 
oberung Wiens herbeiführen müſſe. Denn Windiſchgrätz 
forderte nicht nur die Auslieferung einer Zahl der namhaf— 
teſten Führer als Geißeln für die unbedingte Unterwerfung, 
ſondern behielt ſich auch noch das Recht vor, jederzeit eine be— 
liebige Zahl anderer Perſonen zu dieſem Zweck in Haft zu 
nehmen, und ſtellte ſo jeden Einzelnen unter das Demokles⸗ 
Schwert einer unbeſchränkten Confeription. 

Solche Bedingungen anzunehmen konnte Niemand wa— 
gen, und die Bevölkerung rüſtete fich mit dem Muth der 
Verzweiflung zum Kampf, der am 23. Oktober begann, und 
am 31. endete. 

In den erſten Tagen fanden freilich nur einzelne 
Scharmützel und Vorpoſten-Gefechte ſtatt, in welchen jedoch 
ſchon fo Mancher feinen Tod fand, ohne daß eine Entſchei⸗ 
dung herbeigeführt wurde. Aber das Belagerungsheer wuchs 
zu immer größerer Zahl an, die Stadt wurde immer enger 
eingeſchloſſen, die erwartete Hülfe kam weder aus den nahen 
Provinzen, wo man verſprochen hatte, den Landſturm aufs 
zubieten, noch von den Ungarn, in deren Intereſſe die Er⸗ 
hebung vom 6. Oktober ſtattgefunden und auf deren Bei⸗ 
ſtand man mit Sicherheit gezählt hatte. Die Hoffnung 
auf einen endlichen Sieg wurde immer geringer. Aber der 
Muth der Bevölkerung ſtieg mit der Gefahr. 

Am 28. Oktober ſchritt Windiſchgrätz zum ernſten 
und allgemeinen Angriff. Die Vertheidigung war eine eben 
ſo tapfere und entſchloſſene, als der Angriff ein energiſcher 
und ſchonungsloſer war. An allen Punkten der Vertheidi⸗ 
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gungslinie wurde der blutige Kampf theils durch unmittel⸗ 
baren Angriff der Infanterie, theils durch ein heftiges Ka⸗ 
nonenfeuer der Belagerer eröffnet, und alle Klaſſen der 
Bevölkerung Wiens führten dieſen ungleichen Kampf mit 
einem Muth und einer Hingebung, der eines ſchöneren Er⸗ 
folges werth geweſen wäre. Zahlreiche Kämpfer, edle Jün⸗ 
ger der Wiſſenſchaft und der Kunſt und Väter zahlreicher 
Familien fanden dabei ihren Tod, und an vielen Orten 
der Stadt, ſelbſt in der kaiſerlichen Burg hatten die Bom⸗ 
ben aus den Geſchoſſen der Kaiſerlichen bereits gezündet. 
Aber die Uebermacht war zu groß und wie tapfer auch den 
vordringenden Truppen jeder Fußbreit des Einganges in 
die Stadt ſtreitig gemacht wurde, ſo rückten ſie doch unauf⸗ 
haltſam, wenn auch langſam, immer näher und näher, und 
nahmen allmählig die verſchiedenen Vorſtädte in Beſitz. 

Es war kein Zweifel mehr, daß die von aller Hilfe 
verlaſſene Bevölkerung endlich unterliegen mußte. Aber 
man hielt den ſinkenden Muth immer noch aufrecht in der 
Hoffnung auf den Beiſtand der ungariſchen Armee. Sie 
konnten die Stadt nicht ganz im Stiche laſſen, die um ihret⸗ 
willen ſo Schweres duldete. Immer auf's Neue verbreitete 
ſich die Nachricht, ein großes ungariſches Heer eile herbei, 
um die kaiſerlichen Truppen im Rücken anzugreifen und die 
Stadt zu entſetzen, von der man im entſcheidenden Moment 
einen Ausfall auf den gemeinſamen Feind beabſichtigte. 
Aber immer wieder wurde dieſe Hoffnung getäuſcht, die 
Ungarn kamen nicht und immer weiter rückten die Bela⸗ 
gerungstruppen ins Innere der Stadt vor. 

Die Ungarn kamen nicht, vielleicht weil ſie ſelbſt noch 
zu ſchwach waren, um einen Kampf zu wagen, durch deſſen 
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unglücklichen Ausgang ihre Sache für immer verloren war; 
vielleicht weil ſie ihr gutes Recht preis zu geben fürchteten, 
wenn ſie, ſtatt den Angriff zu erwarten, ſelbſt zu den An⸗ 
greifenden würden. 

Am 29. waren die kaiſerlichen Truppen bereits ſo weit 
vorgerückt, daß ein fernerer Widerſtand unmöglich ſchien und 
der Gemeinderath ſich unter der ſchmerzlichen Zuſtimmung 
von Meſſenhauſer veranlaßt fand, die Kapitulation mit 
Windiſchgrätz abzuſchließen. Die Bedingungen wurden feſt⸗ 
geſtellt und am 30. Morgens waren die Truppen eben 
im Begriff in Wien einzuziehen, als plötzlich vom Stephans⸗ 
thurm verkündigt wurde, daß ein ungariſches Heer im Ge⸗ 
ſicht ſei. Die Bevölkerung Wiens, die ohnehin um keinen 
Preis in die Kapitulation hatte willigen wollen, war von 
dieſer Nachricht wie von einem elektriſchen Funken getroffen. 
Ohne Befehl, faſt ohne Führung und unbekümmert um die 
abgeſchloſſene Kapitulation, griff Alles auf's Neue zu den 
Waffen und ftellte ſich todesmuthig den einrückenden Heeres⸗ 
maſſen entgegen. Die Ungarn waren wirklich gekommen 
aber nur in geringer Zahl, und Windiſchgrätz ſchlug mit 
ſeiner überlegenen Truppenmacht nach einem kurzen Kampfe bei 
Schwechat ihren Angriff zurück, ſo daß ſie in die Grenzen 
ihres Landes zurückkehrten. In Wien aber wo man dieſen 
Ausgang der Schlacht außerhalb der Mauern nicht kannte, 
wurde inzwiſchen der bitterſte und blutigſte Kampf geführt, 
der während des Revolutionjahrs in Deutſchland überhaupt 
ſtattgefunden hat. Die Truppen, über den ſcheinbaren Ver⸗ 
rath erbittert, das Volk von dem Todesmuth der Ver⸗ 
zweiflung erfüllt, kämpften Mann gegen Mann ohne Scho⸗ 
nung gegen ſich ſelbſt und gegeneinander. Die Zahl der 
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Opfer die dieſer letzte und furchtbarſte Kampf forderte, wird 
auf 2 — 3000 angegeben. Aber alle Anftrengungen waren 
vergebens. Der Uebermacht der Truppen konnte der aus⸗ 
dauerndſte Muth nicht Widerſtand leiſten, und am 31. Okto⸗ 
ber zog Windiſchgrätz in die eroberte Stadt Wien ein, 
nachdem man ihm den Einzug in die übergebene Stadt noch 
einmal umſonſt ſtreitig gemacht hatte. 

Der 31. Oktober iſt das blutige und ſchauerliche Ende 
der deutſchen Revolution in Oeſtreich. Wir mögen hier nicht 
ein Bild der Gräuel und Gewaltthaten geben, die von den 
flasifchen und beſonders den kroatiſchen Soldatenhorden in 
der eroberten Hauptſtadt Deutſchlands verübt wurden. Win⸗ 
diſchgrätz war als Eroberer an eine Kapitulation nicht mehr 
gebunden, deren Bedingungen von der Stadt ſelbſt gebrochen 
waren. Unbeſchränkte Willkühr der Militairherrſchaft, Kriegs- 
recht, Belagerungszuſtand der bis heut (12. November 1850) 
noch nicht aufgehoben iſt, Verfolgungen, Verhaftungen, Aug» 
weiſungen und Hinrichtungen ließen die Beſiegten die ganze 
Schwere der Niederlage fühlen, die ſie erlitten. Wien war 
gedemüthigt, vernichtet, die öſtreichiſch-deutſche Revolution 
war zu Boden geworfen, wie die ſlaviſche in Prag und die 
italieniſche in Mailand unterdrückt worden war. 

Aber der Sieg der öſtreichiſchen Militärherrſchaft über die 
deutſche Bevölkerung in Wien und Oeſtreich war zugleich ein 
vernichtender Schlag, von dem die deutſche Nation überhaupt 
in ihren Beſtrebungen für die Wiedergeburt Deutſchlands ges 
troffen wurde — nicht nur weil durch dieſen Sieg die Reak— 
tion in ganz Deutſchland und zunächſt in Preußen ermuthigt 
wurde, den offenen Kampf gegen die Errungenſchaften und 
Forderungen der Revolution zu führen, ſondern weil die 
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öſtreichiſche Regierung, durch die zweifelhaften Maßregeln der 
Centralgewalt und des Frankfurter Parlaments zu neuer 
Macht erſtarkt, dieſe nun ohne Rückhalt anwendete, um die 
Einheitsbeſtrebungen der deutſchen Nation zu vernichten. 
Dass einige Deutſchland hatte feine Ohnmacht bekundet, 
eine deutſche Stadt und deutſches Land vor der Gewaltherr— 
ſchaft fremder Soldateska zu ſchützen; die erſte deutſche Stadt 
war der Raub ſlaviſcher Truppen, Deutſchland in einem 
feiner ſchönſten Theile, zur Beute ſlaviſcher Herrſchaft gez 
worden. Die ſlaviſch⸗öſtreichiſche Regierung, Windiſchgrätz an 
der Spitze, durfte ſich mit Recht der Ueberzeugung hingeben, 
daß dieſer Sieg Oeſtreichs über die Revolution in Wien 
der Todesſtoß für die deutſche Nation und für das deutſche 
Verfaſſungswerk fein werde, und um es für Niemandem 
zweifelhaft zu laſſen, wie wenig die Machthaber Oeſtreichs 
geſonnen ſeien, ſich um die deutſche Centralgewalt, um ein 
deutſches Parlament und ſeine Geſetze zu kümmern, ließ 
Windiſchgrätz am 9. November die geheiligte Perſon des Abs 
geordneten der deutſchen Nationalverſammlung Robert 
Blum auf der Brigittenau öffentlich hinrichten. 

Die beiden Abgeordneten Blum und Fröbel hatten 
beide in der Bürgerwehr an der Vertheidigung der Stadt 
Theil genommen, und muthig in den Reihen des tapfern 
Volks ausgeharrt. Sie verſchmähten es, vor dem Einzuge der 
Truppen zu entfliehen, wurden verhaftet und durch ein 
Kriegsgericht zum Tode verurtheilt. Fröbel fand Begna— 
digung wegen eines Werkes, das er im öſtreichiſchen Sinne 
früher geſchrieben hatte; Robert Blnm, obwohl geſichert 
durch das im Reichsgeſetzblatt verkündete, und alſo in ganz 
Deutſchland gültige Geſetz über die Unantaſtbarkeit der 
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Volksvertreter vor erfolgter Zuſtimmung der Nationalver⸗ 
ſammlung, wurde erſchoſſen. Die Kugel, die Robert Blum 
den Tod gab, brachte auch den Tod der deutſchen Einheit 
und Freiheit. Es war die Kundgebung Oeſtreichs, daß es 
die deutſche Rationalverſammlung, die deutſche Centralge⸗ 
walt nicht anerkenne, daß es der dentſchen Nation den Krieg 
erkläre, daß es entſchloſſen ſei, die deutſche Einheit zu ver⸗ 
nichten und die Macht Oeſtreichs wieder zur unbedingten 
Geltung in Deutſchland zu bringen. 

Am 31. Oktober war das Schickſal Deutschlands ent⸗ 
ſchieden, und der 9. November, der Todestag Robert 
Blum's in Wien, und der Geburtstag des Miniſteriums 
Brandenburg in Berlin ließ keinen Zweifel mehr über 
das Schickſal, das der deutſchen Nation bevorſtand. 


Zehnter Vortrag. 


— 


Die Kataſtrophen. 


III. Berlin. 


Durch den Rücktritt des Miniſteriums Auerswald 
unmittelbar nach dem Votum der preußiſchen National- 
Verſammlung vom 7. September, noch mehr aber durch die 
Kabinets⸗Ordre, in welcher die von dem ſcheidenden Mini⸗ 
ſterium gegen die National⸗Verſammlung geltend gemachten 
Grundſätze von der Krone ausdrücklich auch als die ihrigen 
anerkannt wurden, ſchien der Bruch nicht nur zwiſchen der Na⸗ 
tionalverſammlung und der Regierung, ſondern auch zwiſchen 
dem Volke und der Krone unvermeidlich, ja bereits konſtatirt 
zu ſein. Denn ſo wie die Krone ſich mit Entſchiedenheit 
gegen die Competenz der National-Verſammlung zu dem 
von ihr gefaßten Beſchluß erklärt hatte, ſo hatte das Volk 
mit Einmüthigkeit das Recht der National-Verſammlung 
anerkannt und ſich entſchloſſen gezeigt, daſſelbe zur Geltung 
zu bringen. 

Es ſchien in der That, daß gegenwärtig der Boden 
der Vereinbarung, auf welchem das Verfaſſungswerk des 
verjüngten Preußens aufger ichtet werden ſollte, zu gewaltig 
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erſchüttert ſei, um daſſelbe darauf zu begründen. Es 
ſchien, als ob man von nun an auf's Neue der Zeit 
entgegenginge, in welcher nicht mehr die parlamentariſche 
Debatte, ſondern nur die materielle Gewalt über das 
Schickſal Preußens entſcheiden könne. 

Das Votum vom 7. September und die Ereigniſſe, 
welche unmittelbar demſelben folgten, hatten zugleich den 
noch ungelöſten Zwieſpalt wieder offen an den Tag gelegt, 
der ſchon am 18. März die wahre Urſache der damaligen 
Revolution geweſen war, den Zwieſpalt zwiſchen dem Volke 
und der Armee; und auch dieſer ſchien nur durch einen 
neuen gewaltſamen Zuſammenſtoß feine endliche Löſung fin⸗ 
den zu können. N 

So wurden unmittelbar nach dem 7. September all⸗ 
gemein die Verhältniſſe angeſehen, und mit Recht war man 
auf die Ereigniſſe geſpannt, die nun folgen ſollten. Deſſen⸗ 
ungeachter gewann es zunächſt den Anſchein, als ob von 
beiden Seiten verſöhnliche Maaßregeln verſucht werden 
ſollten. Faſt unerwartet erſchien ſchon am 13. September 
vom Kriegsminiſter v. Schreckenſtein ein Rundſchreiben 
an die kommandirenden Generale, in welchem ausdrücklich 
gegen jede reaktionäre und antikonſtitutionelle Tendenz der 
Unwille der Regierung ausgeſprochen und die kommandi⸗ 
renden Generale mit Beſtimmtheit angewieſen wurden, ſolche 
Beſtrebung im Gebiet ihrer Wirkſamkeit nicht zu dulden. 

Noch mehr aber hob ſich die Hoffnung des Volks auf 
eine friedliche Löſung, als Beckerath, der damalige Fi⸗ 
nanz⸗Miniſter in Frankfurt, berufen wurde, um mit der 
Krone wegen der Bildung eines neuen Miniſteriums zu 
unterhandeln. Beckerath genoß damals noch allgemeines 
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Vertrauen in der Bevölkerung, man konnte von ihm ges 
wiß fein, daß er den konſtitutionellen, den von der Revo— 
lution vorgeſchriebenen Weg nicht verlaſſen würde, wenn er 
in das Miniſterium eintreten oder ein ſolches bilden ſollte. 
Noch mehr wurde man in dieſer Ueberzeugung beſtärkt, als 
das Programm bekannt wurde, welches die Bedingungen 
aufſtellte, unter denen Beckerath die Bildung eines Mir 
niſteriums unternehmen wollte. Denn es enthielt die For— 
derung, den Verfaſſungs-Entwurf, wie er aus den Be— 
rathungen der Verfaſſungs-Kommiſſion unter dem Vorfig 
Waldeck's hervorgegangen war, alſo mit allgemeinem Wahl— 
recht, ſuspenſivem Veto u. ſ. w. anzunehmen; es forderte 
eine radikale Reorganiſation des Heeres: Auflöſung der 
Garden und Kadettenhäuſer u. ſ. w.; die Ausführung des 
Beſchluſſes vom 7. September, Abſchaffung von Orden und 
Titeln und endlich die Anerkennung der Souverainität der 
deutſchen National-Verſammlung. 

Aber die ſo genährten Hoffnungen ſollten bald wieder 
ſchwinden, als bekannt wurde, daß dieſes Programm ent— 
ſchieden verworfen worden, und Beckerath, ohne zum Ziel 
gelangt zu ſein, abgereiſt ſei. Die Ereigniſſe, die jetzt ein— 
traten, ließen vielmehr das baldige Eintreten einer Kriſis 
mit Sicherheit vorausſehen. 

Am 15. September nämlich erfolgte unerwartet durch Ka— 
binetsordre die Ernennung des General Wrangel zu der 
neuen Würde eines Oberbefehlhabers in den Marken, wie es 
ſchien, mit umfaſſender Machtvollkommenheit und ohne be— 
ſtimmten miniſteriellen Befehlen untergeordnet zu ſein. Die 
bereits ſeit längerer Zeit begonnene Zuſammenziehung be— 
deutender Truppenmaſſen um Berlin gewann dadurch an 
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Bedeutung. Die Aufregung, welche dieſe Maaßregel her⸗ 
vorrufen mußle, ſteigerte ſich, als bald darauf ein Armee⸗ 
befebl des General Wrangel veröffentlicht wurde, der eine 
drohende Haltung der Bevölkerung gegenüber annahm, und 
als derſelbe nach einer in Berlin ſelbſt abgehaltenen Pa⸗ 
rade ſich ſeinen Truppen und den Bürgern gegenüber in 
einer Weiſe ausſprach, die zu den gerechteſten Beſorgniſſen 
über ſeine Abſichten Anlaß gab. Der Oberbefehlshaber in 
den Marken hatte ſich in dieſen beiden Manifeſten berufen 
erklärt, Ruhe und Ordnung aufrecht zu halten, hatte die 
guten Bürger zur Mitwirkung mit ihm aufgefordert, und 
den Aufwieglern mit dem haarſcharfgeſchliffenen Schwert 
ſeiner Truppen und mit den Kugeln im Lauf ihrer Ge— 
wehre gedroht, und wie es ſchien, ganz vergeſſen, daß für 
Aufrechthaltung von Geſetz und Ordnung die Civilbehörden 
und insbeſondere die Bürgerwehr Sorge zu tragen habe, 
die militäriſche Mitwirkung aber ohne ihre ausdrückliche 
Aufforderung nicht zuläſſig ſei. 

Um dieſelbe Zeit hatte der Graf Brandenburg, als 
kommandirender General des ſchleſiſchen Armeecorps, einen 
ähnlichen Armeebefehl erlaſſen, der noch unverhüllter das 
ſelbſtſtändige Einſchreiten des Militärs bei Gefährdung der 
öffentlichen Ruhe ankündigte, und nach allen dieſen Erſchei⸗ 
nungen könnte es nicht zweifelhaft ſein, daß ernſte und ent⸗ 
ſchiedene Maaßregeln von Seiten der Regierung vorbereitet 
wurden. 

Dieſe Beſorgniß konnte nur erhöht werden, als am 
22. September das neue Miniſterium ernannt wurde, deſſen 
Mitglieder keinesweges geeignet waren, das tief erſchütterte 
Vertrauen wieder herzuſtellen. 
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Bezeichnend war es ſchon für die Lage der Dinge, daß ein 
General an der Spitze deſſelben ſtand, der General von 
Pfuel, der bekanntlich am 18. März, freilich nur bis zum 
entſcheidenden Moment, in Berlin kommandirt hatte, und 
dem fpäter] die Unterdrückung des Aufſtandes in der Pros 
vinz Poſen übertragen worden war. Neben dieſem waren 
zu Mitgliedern des Miniſteriums ernannt Eichmann, 
Bonin und Dönhof, die alle der ariſtokratiſch-militäriſchen 
Büreaukratie des vormärzlichen Syſtems angehörten. Eich 
mann, bisher Oberpräſident der Rheinprovinz, war als 
eine der kräftigſten und einflußreichſten Stützen der Eich— 
horn⸗Thile'ſchen Beſtrebungen bekannt; Dönhof hatte als 
Bundestagsgeſandter an den gehäſſigſten Beſchlüſſen deſſel— 
ben Theil genommen und Bonin, Oberpräſident der Pro 
vinz Sachſen, gehörte ebenfalls zur vorrevolutionären Bü— 
reaukratie, wenn er auch ſeit der Revolution ſich öffentlich 
zu liberalen Grundſätzen bekannt hatte. 

Das ſo zuſammengeſetzte nicht einmal vollſtändige Mi⸗ 
niſterium konnte unmöglich von der Bevölkerung und noch 
weniger von der National-Verſammlung mit Vertrauen 
empfangen werden. Denn es war nicht nur nicht aus der 
National⸗Verſammlung, noch weniger aus der Majorität 
derſelben gebildet, ſondern es ſchien im entſchiedenen Gegen— 
ſatz gegen die Abſichten und Forderungen derſelben auftreten 
zu wollen, und in faſt zweifelloſer Gewißheit, aber auch mit 
ruhiger Entſchloſſenheit ſah man dem Ausbruch des Kon— 
flikts zwiſchen Volk und Krone entgegen, der nun ein un> 
vermeidlicher geworden zu ſein ſchien. 

Dieſe in Berlin und im ganzen Lande allgemein vers 
breitete Beſorgniß ſollte jedoch plötzlich zerſtreut werden, als 
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das neue Miniſterium am 22. September der zum ernften 
Kampfe vorbereiteten National-Verſammlung in der ver— 
ſöhnlichſten Weiſe gegenübertrat. Der Miniſterpräſident 
legte nämlich ein Programm vor, in welchem das Miniſte⸗ 
rium den feſten Entſchluß kund gab, „auf dem betretenen 
konſtitutionellen Wege zu verharren, die erworbenen Freie 
heiten zu wahren, alle reaktionären Beſtrebungen zurüdzus 
weiſen und in allen Zweigen des öffentlichen Dienſtes, im 
Civil wie im Militair, für Befolgung der konſtitutionellen 
Grundſätze Sorge zu tragen; die Rechte und Freiheiten des 
Volkes heilig zu halten wie die Rechte und Würde der 
Krone.“ 

Das Programm war kurz und entſchieden und, wie es 
ſchien, offen und ehrlich; aber es war keineswegs die erwartete 
Kriegserklärung gegen die Nationalverſammlung. Noch aber 
durfte man ſich nicht dem Vertrauen hingeben; denn es galt 
nicht Worte, ſondern Thaten. Das Miniſterium mußte ſich 
vor Allem über die Ausführung des Beſchluſſes vom 7ten 
September, über die Zuſammenziehung der Truppen um 
Berlin und über den Armeebefehl Wrangel's ausſprechen, 
und der Abgeordnete von Kirchmann richtete ſofort eine 
dahin zielende Interpellation an den Miniſter-Präſidenten. 
Die Antwort deſſelben ſuchte die Beſorgniß vor der großen 
Truppenmacht um Berlin durch die freilich nicht ſehr glaub— 
würdige Verſicherung zu zerſtreuen, daß ihre Zuſammen⸗ 
ziehung um die Hauptſtadt keinen andern Grund habe, als 
weil dieſe der Knotenpunkt der Eiſenbahnen ſei, von dem 
aus ſie mit Leichtigkeit in den verſchiedenen Theilen des 
Sta ates verwendet werden könnten. Den Militairbefehl 
Wrangel's ſuchte er mit der Bitte zu entſchuldigen, daß 
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man die Worte eines alten Generals nicht auf die Gold— 
wage legen möge, und erklärte ſeinerſeits mit Entſchieden— 
heit an dem Grundſatze feſthalten zu wollen, daß das Mi— 
litär die Inſtanz ſei, die erſt nach der Bürgerwehr käme. 
In Bezug auf den Beſchluß vom 7. September aber behielt 
er ſich zum Erſtaunen der Verſammlung ſeine Erklärung 
bis zum 25ſten vor; denn man hatte mit Zuverſicht erwartet, 
daß die Ausführung dieſes Beſchluſſes unbedingt zurückge⸗ 
wieſen werde, und man konnte es ſich noch weniger erklären, 
daß ein Miniſterium gebildet worden ſei, ohne über dieſe 
wichtigſte Frage im Voraus einen Beſchluß gefaßt zu haben. 

Der 25. September war daher ein Tag der höchſten 
Spannung, nicht nur in Berlin ſondern unzweifelhaft in 
ganz Preußen. Man konnte nicht erwarten, daß dieſes Mi⸗ 
niſterium den Beſchluß vom 7. September ausführen werde; 
man konnte nicht glauben, daß das, was am 7. September 
von den damaligen Miniſtern für prinzipwidrig erklärt, und 
was als ſolches von der Krone anerkannt worden war, von 
dem neuen Miniſterium dennoch würde ausgeführt werden. 
Man war aber andererſeits gefaßt auf einen offnen Kampf, 
wenn das Miniſterium den Beſchluß der Nationalverſamm⸗ 
lung zurückweiſen würde, und nicht wenige Anzeichen deu— 
teten an dieſem Tage in Berlin auf den Ausbruch einer 
neuen blutigen Erhebung des Volks hin. 

Aber das Miniſterium täuſchte alle Vorausſicht und 
legte der Nationalverſammlung ein zweites Rundſchreiben 
an die einzelnen kommandirenden Generale vor, in welchem 
in weit entſchiedenerer Form, als dies durch das Schrecken— 
ſteinſche Rundſchreiben geſchehen war, das von der Na— 
tionalverſammlung am 9. Auguſt und 7. September prokla⸗ 
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mirte Prinzip anerkannt und deſſen Durchführung den kom⸗ 
mandirenden Generalen zur dringenden Pflicht gemacht 
wurde. Und ſo entſchieden war dieſes Rundſchreiben im 
Sinn und Geiſt der von der Nationalverſammlung gefaß- 
ten Beſchlüſſe, daß der Urheber des Antrags vom 9. Auguſt 
der Abgeordnete Stein ſich ſofort dadurch für zufrieden ger 
ſtellt erklärte und die ganze Verſammlung ſich einmüthig er⸗ 
hob, um ihre freudige Zuſtimmung zu dieſer Erklärung zu 
erkennen zu geben. 8 

Je unerwarteter dieſe plötzliche Wendung der Ereig- 
niſſe war, um ſo größer war der Umſchwung der dadurch 
momentan in der Stimmung des Volks und der National⸗ 
verſammlung hervorgebracht wurde. Denn während man 
vor wenigen Stunden noch dem Ausbruch eines neuen 
Kampfes mit Gewißheit entgegenſah, verbreitete ſich jetzt 
allgemein das Bewußtſein von dem glänzenden Siege, den 
das Prinzip der Revolution über die widerſtrebende und 
zum Kampf gerüſtete Reaktion davon getragen habe. 

An die Stelle des tiefſten Mißtrauens ſchien daher 
jetzt überall Vertrauen und Verſöhnlichkeit zu treten; und wer 
vom 25. September bis etwa in die Mitte, ja ſogar bis zu 
Ende des Oktober die Zuſtände in Berlin und Preußen 
nur nach den ſtenographiſchen Berichten der Nationalver⸗ 
ſammlung beurtheilen wollte, der könnte glauben, daß nie 
ein friedlicheres und befriedigenderes Verhältniß zwiſchen Re⸗ 
gierung und Volksvertretung, zwiſchen Volk und Krone 
ſtattgefunden habe, als in jener Zeit. Es ſchien, als ob 
ſowohl das Miniſterium, wie die Nationalverſammlung 
plötzlich von einem ganz andern Geiſt beſeelt wären, als 
früher. Kaum ein Widerſpruch, kaum ein Zwieſpalt! Die 
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Interpellationen, von denen die bisherigen Miniſterien fort 
und fort gedrängt wurden, waren plötzlich von der Tages- 
ordnung verſchwunden. Die Verſammlung ging mit 
Energie an die Berathung und endliche Feſtſtellung der 
Verfaſſung, und auch viele wichtige Geſetze, die zunächſt zum 
Beſchluß vorlagen, kamen in jener Zeit zur Erledigung. 
Das umfaſſende Bürgerwehrgeſetz ward, trotz der lebhaften 
Demonſtrationen von einem Theil der Bevölkerung, am 
13. Oktober beſchloſſen, und am 17. von der Regierung 
proflamirt, und ſpäter iſt auch das damals beſchloſſene Jagd⸗ 
geſetz verkündigt worden. Sehr ernſtlich beſchäftigte ſich die 
Nationalverſammlung ferner mit der Berathung des Ge⸗ 
ſetzes über die Ablöſung verſchiedener Laſten, und war in 
der Beſchlußnahme über daſſelbe am Ende Oktober bereits 
weit vorgeſchritten. Als das ſicherſte Zeugniß von der fried⸗ 
lichen Stimmung zwiſchen der Nationalverſammlung und 
der Krone durfte es aber angeſehen werden, als, das ſchon ſeit 
langer Zeit beſchloſſene Geſetz über die Abſchaffung der To 
desſtrafe jetzt durch eine königliche Botſchaft, mit Bemer⸗ 
kungen und Amendements an die Nationalverſammlung zu⸗ 
rückgeſandt wurde, und dieſe die betreffende Botſchaft ohne 
irgend einen Widerſpruch annahm. Denn ſie wollte den Bo⸗ 
den der Vereinbarung nicht überſchreiten und der Krone das 
Recht nicht entziehen, gegen die Beſchlüſſe der National⸗ 
verſammlung auf ordnungs mäßigem Wege ihr Bedenken 
kund zu geben, obwohl es auf der andern Seite bedeutſam 
genug erſcheinen mußte, daß dieſer Einſpruch vornehm⸗ 
lich gegen die Aufhebung der Todesſtrafe im Kriegs⸗ und Be⸗ 
lagerungszuſtande ſich richtete. 

In dieſer Weiſe hatte ſich das äußere Verhältniß zwi⸗ 
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ſchen der Nationalverſammlung und der Regierung geſtal— 
tet; es ſchien als ob beſonders der Miniſterpräſident feſt 
entſchloſſen ſei, die Grundſätze, die er im Programm aus— 
geſprochen hatte, zur Wahrheit zu machen, und dieſem Stre— 
ben kam die Nationalverſammlung durch ihr Verhalten aufs 
Unzweideutigſte entgegen, obwohl in ihren Beſchlüſſen die 
demokratiſchen Prinzipien zu immer entſchiedenerer Geltung 
kamen. 

Aber Alles dies ſchien nur und war nicht alſo. Das 
Verhältniß war nicht friedlicher Natur. Man hielt vielmehr 
von beiden Seiten nur zurück, weil man von beiden Seiten 
fühlte, daß der Sturm unabwendbar herannahte, und doch 
nicht als derjenige Theil erſcheinen wollte, der ihn herauf— 
beſchworen. Die Geſtaltung der Nationalverſammlung in 
ſich war bereits eine ganz andere geworden. Die Parteien 
hatten ſich anders gruppirt, als im Anfang ihrer Wirkſam— 
keit. Da die einzelnen Miniſterien die Verſammlung ganz 
iſolirt gelaſſen, und ſich wenig um die Bildung einer feſten 
Majorität in derſelben bemüht hatten, waren die einzelnen 
Elemente mehr und mehr dem natürlichen Strom der Zeit 
gefolgt, der gegen die Regierung gewendet war. Weil ſich 
der Einzelne häufig genöthigt ſah wider feinen Wunſch Op— 
poſition gegen die Regiernng zu machen, hatte ſich die Op— 
poſition bei jedem neuen Votum geſtärkt. Die äußerſte Linke, 
mit Waldeck und Jacoby an ihrer Spitze, zu der Anfangs 
40 Mitglieder gehörten, zählte deren bereits 113; ſie bildeten 
mit dem linken Centrum, unter der Führung von Rodber— 
tus und Berg faſt die Majorität der Nationalverſammlung 
und ſobald das eigentliche Centrum (die Partei Unruh) 
ſich dieſer Seite beigeſellte, war die Majorität auf derſelben 
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geſichert, während früher die Rechte allein, und mit dem 
rechten Centrum unter Harkort überwiegend in der Ma⸗ 
jorität geweſen war. 

Hierzu kam daß die Sympathie des Volkes, welche ſich 
ſeit dem Beſchluß vom 16. September von der Frank⸗ 
furter Nationalverſammlung abgewendet, ſich ſeit dem 
7. Sep tember mit gleicher Entſchiedenheit der preußiſchen 
Nationalverſammlung zuwandte. Dieſelbe bildete ſeit jener 
Zeit den unzweifelhaften Mittelpunkt der deutſchen Ent⸗ 
wicklung. Das deutſche Volk, beſonders die Demokratie 
innerhalb deſſelben, blickte jetzt allein auf dieſe, und die⸗ 
ſes ſichtbare Vertrauen, dieſe Hoffnung, die das Volk auf 
die Vertreter des preußiſchen Volks für die Wahrung ſei⸗ 
ner Rechte ſetzte, trug nicht wenig dazu bei, der preußiſchen 
Nationalverſammlung die entſchiedene Richtung zu geben, 
der ſie gegenwärtig in ihren Beſchlußnahmen folgte. Das 
Volk ſtand hinter der Verſammlung und drängte fie vor⸗ 
wärts, indem es zugleich ihr Selbſtvertrauen erkräftigte. 
Die erſten Beſchlüſſe, welche aus den Berathungen der Na- 
tionalverſammlung über die Verfaſſung hervorgingen, ſo wie 
der Inhalt der Beſchlüſſe, welche über Aufhebung des Jagdrechts 
ohne Entſchädigung und über die Ablöſung bäuerlicher Laſten 
gefaßt wurden, gaben von dieſer Richtung unzweifelhaftes 
Zeugniß. Schon bei der Berathung der einleitenden Ver— 
kündigungsformel für die Verfaſſung beſchloß die Natio⸗ 
nalverſammlung die Worte: „von Gottes Gnaden“ 
aus dem Titel des Königs zu ſtreichen, unzweifelhaft einer 
der wichtigſten und folgenreichſten Beſchlüſſe, die in der 
Nationalverſammlung gefaßt wurden, da kein anderer Be⸗ 
ſchluß mit der Vorſtellungsweiſe des Königs ia der ihm 
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anvertrauten Machtvollkonmenheit in ſo ſchroffem Wider⸗ 
ſpruch ſtand, wie dieſer. Es folgten bald darauf die Be⸗ 
ſchlüſſe wegen Aufhebung des Adels und wegen Abſchaffung 
der Orden und Titel, und auch dieſe wandten einen, wenn 
auch nicht großen, doch einflußreichen Theil des Volkes ent⸗ 
ſchieden von der Nationalverſammlung ab, und machten ſie 
zu unverſöhnlichen Feinden derſelben. 

Je entſchiedener und entſchloſſener jetzt aber die Na⸗ 
tionalverſammlung in ihren Beſchlußnahmen, und beſonders 
in Feſtſtellung der Verfaſſung vorſchritt, um ſo mehr be⸗ 
feſtigte ſich allgemein die Ueberzeugung, daß dieſen Beſchlüſſen 
die freiwillige Zuſtimmung der Krone nimmermehr werde 
ertheilt werden, und daß die Verfaſſung des preußiſchen 
Staats wohl ſchwerlich auf dem Wege der Vereinbarung 
zu Stande kommen dürfte; und es mochte von vielen Sei⸗ 
ten nicht ohne Grund behauptet werden, daß die National⸗ 
verſammlung von der Reaktion mit Abſicht auf dieſen Weg 
gedrängt worden, und ſogar die Mitwirkung eines Theils der 
Rechten dafür gewonnen ſei, um die freie Vereinbarung un⸗ 
möglich zu machen, und die letzte Entſcheidung auf dem Wege 
der Gewalt herbeizuführen. 

Der 15. Oktober war es endlich, der über die Stellung 
der Krone zur Nationalverſammlung neues Licht warf. 
Es war der Geburtstag des Königs, an welchem er die 
glückwünſchenden Deputationen der Nationalverſammlung, der 
Bürgerwehr u. ſ. w. im Schloß Bellevue empfing. Die 
Antworten, die dieſen Deputationen auf ihre Anreden ertheilt 
wurden, konnten über die Mißſtimmung des Königs, über 
den inneren Zwieſpalt deſſelben mit der Nationalverſamm⸗ 
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lung und über die Richtung ſeiner Entſchließungen keinen 
Zweifel laſſen. 

Am 12. Oktober hatte die Nationalverſammlung die 
Streichung der Worte „von Gottes Gnaden“ aus dem Ti⸗ 
tel des Königs beſchloſſen und am 15. ſagte derſelbe zu der 
von dieſer abgeſandten Deputation: 

„Vergeſſen Sie nicht, meine Herren, daß wir etwas 
vor Andern voraus haben; eine Macht, die man dort 
nicht mehr zu kennen ſcheint, eine angeſtammte Obrigkeit, 
ja eine angeſtammte Obrigkeit von Gottes Gnaden 
Danken Sie Gott, daß Sie noch eine Obrigkeit von 
Gottes Gnaden haben!“ 

Die Bürgerwehr hatte am 6. September bei dem dro⸗ 
henden Konflikt zwiſchen der Nationalverſammlung und der 
Krone ſich entſchieden für die Rechte der Erſteren erklärt; 
und in dem heutigen Glückwunſch ihres Kommandeurs 
Rimpler hieß es unter Anderm: „Gehoben durch die er— 
rungene Freiheit iſt es der größte Stolz der Berliner Bür- 
gerwehr die Feſtſtellung der zugeſagten Verfaſſung zu ſchir⸗ 
men.“ In der Antwort des Königs hingegen, wurden 
folgende Worte mit entſchiedenem Nachdruck hervorgehoben: 
„Vergeſſen Sie es nicht, meine Herren, daß Ich es bin, 
der Ihnen die Waffen in die Hände gegeben hat.“ 

Die Beſtürzung, welche durch dieſe königlichen Ant⸗ 
worten verbreitet wurde, war allgemein, und konnte durch 
die mildernde und modifizirende Erklärung nicht beſeitigt 
werden, die das Miniſterium, wie es ſchien, ſelbſt durch den 
Inhalt dieſer Antworten überraſcht, im Staatsanzeiger 
veröffentlicht hatte. Denn die Bedeutung der ausgeſproche⸗ 
nen Worte und der Stelle, an der ſie ausgeſprochen waren, 
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konnte für Niemandem zweifelhaft ſein. Außerdem war die 
Meinung bereits allgemein verbreitet, daß das verantwort- 
liche Miniſterium nicht mehr die allein entſcheidende Stimme 
habe in Bezug auf die wichtigſten Angelegenheiten des 
Staats, daß vielmehr ganz andere, außer der Verant- 
wortlichkeit ſtehende Perſonen den weſentlichſten Einfluß auf 
die letzten Entſcheidungen ausübten, und ſelbſt im Miniſte⸗ 
rium, hieß es, finde der Präſident offenen und geheimen 
Widerſtand gegen die Durchführung der ernſten und redli⸗ 
chen Abſichten, mit denen er ſein Amt übernommen hatte. 

Als ein außerordentliches Ereigniß, das die endliche 
Entſcheidung beſchleunigte, ſind die am 16. Oktober in Ber⸗ 
lin ansgebrochenen Arbeiterunruhen zu erwähnen, die, ohne 
politiſche Motive, nur dadurch hervorgerufen wurden, daß 
das gegenwärtige Miniſterium zum erſten Mal mit Ernſt und 
Entſchiedenheit den Anmaßungen der Arbeiter gegenübertrat. 
Die Aufregung der betheiligten Bauarbeiter gab ſich in ro— 
hen Exceſſen, in Demolirung von Maſchinen u. ſ. w. kund, 
und es kam zwiſchen denſelben und der gegen ſie aufgebo⸗ 
tenen Bürgerwehr zu einem blutigen Zuſammenſtoß, der auf 
beiden Seiten einige Menſchenleben koſtete und einen Augen⸗ 
blick einen ſehr ernſten Charakter anzunehmen ſchien. Je⸗ 
doch gelang es einem ernſten Angriff der Bürgerwehr der 
Unruhen vollſtändig Meiſter zu werden. 

Am 17. Oktober aber forderten die Arbeiter in einer 
Sturmpetition von der Nationalverſammlung, daß die Lei⸗ 
chen der aus ihrer Mttte Gefallenen von der Nationalver⸗ 
ſammlung auf Koften des Staats zu Grabe gebracht werz 
den ſollten. Dieſer Antrag wurde zwar von der National⸗ 
serfammlung zurückgewieſen, aber deſſen ungeachtet fand 
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eine feierliche Leichenbeſtattung der am 16. Oktober ge⸗ 
fallenen Arbeiter ſtatt, an welcher zum Zeichen der Ver⸗ 
ſöhnung ein großer Theil der Bürgerwehr und Mitglie⸗ 
der der Nationalverſammlung Theil nahmen. 

Dieſe Ereigniſſe, obwohl ohne unmittelbare Folgen, 
waren dadurch von Wichtigkeit, daß zum erſten Male ein 
ernſthafter Kampf zwiſchen der Bürgerwehr und einem Theil 
des Volks ſtattgefunden, und daß der Muth der Reaktion 
für die baldige Ausführung ihrer Pläne weſentlich erhöht 
wurde durch die großen Schwächen und Mängel, welche 
die Bürgerwehr trotz ihres leichten Sieges auch diesmal 
offen an den Tag gelegt hatte. Das Dankſchreiben des 
Königs, das derſelben einige Tage ſpäter für ihre hinge- 
bende Aufopferung zuging, konnte in der That faſt als bittre 
Ironie erſcheinen. — Ein zweites Ereigniß, das hier nicht 
unerwähnt bleiben darf, iſt die am 26. Oktober erfolgte, 
und wie es ſchien, wenig motivirte Amtsniederlegung des 
Präſidenten der Nationalverſammlung Grabow, dem der 
Abgeordnete v. Unruh auf dem Präſidentenſtuhl folgte. 
Der entſcheidende Tag aber für das, was der Nationale 
verſammlung unvermeidlich bevorſtand, war der 31. Okto⸗ 
ber. Die Ereigniſſe in Wien ſcheinen noch bis auf dieſe 
Stunde die bedeutendſte Quelle für die großen Entwicklun⸗ 
gen in Preußen zu ſein. Ohne den 13. März in Wien, 
würde vielleicht der Kampf in Berlin am 18. März nicht 
ſtattgefunden haben. Ebenſo waren die Oktoberereigniſſe 
in Wien die unheilverkündenden Vorboten der Oktober⸗ 
und Novemberereigniſſe in Berlin. Die drohende Kata— 
ſtrophe in Wien hatte in ganz Deutſchland, die lebhafteſten 
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Sympathieen für die ſchwerbedrängte Bevölkerung hervorge⸗ 
rufen, und ganz beſonders ſteigerte ſich in Berlin dieſe 
Sympathie zu einer fieberhaften Spannung, weil man ſich 
nicht verhehlen konnte, daß auch hier zu ähnlichen Beſorgniſſen 
hinreichende Veranlaſſung war, und daß von dem endlichen 
Schickſale Wiens auch das der preußiſchen Hauptſtadt ab⸗ 
hänge. Von Frankfurt aus war Wenig oder Nichts für die 
bedrohten Rechte des Volks geſchehen. Der matte und herzloſe 
Verſuch der Centralgewalt war von der öſtreichiſchen Re⸗ 
gierung mit Kälte und Geringſchätzung zurückgewieſen wor⸗ 
den. Auf Preußens Volk, auf ſeine Hauptſtadt, auf ſeine 
Nationalverſammlung konnte das Auge Deutſchlands allein 
gerichtet ſein, wenn man noch auf Rettung des gefährdeten 
Bruderſtammes hoffen ſollte. Hierzu kam, daß am 26. Ok⸗ 
tober ſich in Berlin der demokratiſche Kongreß verſammelt 
hatte, der leider nur allzuſehr Gelegenheit geboten, die außer⸗ 
ordentliche Schwäche und Haltloſigkeit der ultrademokratiſchen 
Partei an den Tag zu legen, die in entſchiedener Majori⸗ 
tät in dieſer Verſammlung vertreten war. Aber dieſe Par⸗ 
tei fühlte ſelbſt, wie große Blößen ſie ſich gegeben, wie ſehr 
ſie ihren Einfluß auf das Volks geſchwächt hatte. Sie 
glaubte daher nun in der Sympathie für die Wiener Er⸗ 
hebung einen Anhaltspunkt für ihre eigene Kräftigung finden 
zu können, und ſetzte ihren ganzen Einfluß und das volks— 
redneriſche Talent ihrer Mitglieder in Bewegung um die 
bereits allgemeine Sympathie für Wien zu einer leiden⸗ 
ſchaftlichen Aufregung zu ſteigern. 

Aber auch die Nationalverſammlung konnte es nicht 
zurückweiſen, für das größte Brudervolk in Deutſchland, 
deſſen Freiheit und deſſen Zuſammenhang mit dem gemein⸗ 
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ſamen Vaterlande ſo offenbar bedroht war, mit voller Kraft 
in die Schranken zu treten. Am 31. Oktober wurden in der 
Nationalverſammlug 2 darauf bezügliche Anträge geſtellt; der 
eine von Waldeck ging dahin: 

„das Staatsminiſterium aufzufordern, zum Schutze der 
in Wien gefährdeten Volksfreiheit alle dem Staate zu 
Gebote ſtehenden Kräfte und Mittel ſchleunigſt aufzubieten.“ 

Der zweite Antrag war von Wannen ausgegangen, 
und lautete: 

„Sr. Majeſtät Regierung Ae er bei der Cen⸗ 
tralgewalt ſchleunige und energiſche Schritte zu thun, da⸗ 
mit die in den deutſchen Ländern Oeſtreichs gefährdete 
Volksfreiheit und die bedrohte Exiſtenz des Reichstages, 
in Wahrheit und mit Erfolg in Schutz genommen, und 
der Friede hergeſtellt werde.“ 

Am Morgen des 31. Oktober waren dieſe beiden An⸗ 
träge zur Berathung geſtellt worden, und die große Aufre⸗ 
gung, die nach dieſer Richtung hin bereits in Berlin flatt- 
fand, mehrte ſich ſichtbar, als man erfuhr, daß dieſe Be⸗ 
rathung in der Nationalverſammlung bevorſtehe. Schon 
Vormittags hatte ih um das Sitzungslokal der National- 
verſammlung ein großer Haufe verſammelt, welcher eine 
Sturmpetition für die Annahme des Waldeckſchen An⸗ 
trags überreichen wollte, der mit Uebergehung der Cen— 
tralgewalt ein ſofortiges Einſchreiten Preußens forderte. Als 
man ihnen mitgetheilt hatte, daß die Berathung erſt am 
Abend ſtattfinden würde, erklärte die verſammelte Maſſe, ſie 
würde am Abend wiederkommen, und ſie kam wieder. Die 
Ereigniſſe vom Abend des 31. Oktober möchten lieber in 
Stillſchweigen verhüllt werden, wenn es uns darauf ankäme, 
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Ereigniſſe zu verſchweigen, die eben nicht ehrenvoll für Ber⸗ 
lin geweſen ſind. Denn wir ſtehen nicht an, ſie als den 
größten Flecken zu bezeichnen, den die Ehre der Berliner 
Bevölkerung ſich in der Geſchichte der Revolution aufgebür⸗ 
det hat. Wer Urheber dieſer Ereigniſſe geweſen iſt, (man 
hat darüber geſtritten, ob ſie von einer wahnſinnigen demo⸗ 
kratiſchen, oder ob ſie von einer heimlich wühlenden Reak⸗ 
tionspartei ausgegangen ſeien) iſt gleichgültig. Daß das 
was geſchehen iſt, geſchehen durfte und konnte; daß ſolche 
Exceſſe mehrere Stunden hindurch geduldet werden konnten; 
daß die Bürgerwehr, daß das Volk von Berlin, wenn es 
auch nicht bewaffnet war, nicht früher und entſchiedener ge— 
gen ſolche Abſcheulichkeiten einſchritt, das iſt und bleibt ein 
häßlicher Flecken in der Geſchichte dieſer Revolution. Daß 
an jenem Abende ein nicht eben zahlreicher unbewaffneter 
Haufe mit Fackeln und Stricken ſich um den Sitz der Na⸗ 
tionalverſammlung ſchaarte, daß erbärmliche und frevelhafte 
Drohungen gegen die Volksvertretung ausgeſtoßen wurden, 
iſt Thatſache. Mehrere Stunden vergingen, ohne daß bier 
ſem Unweſen ein Ziel geſetzt wurde. Warum es geſchehen, 
und wie es geſchehen konnte, iſt noch nicht in allen Beziehun⸗ 
gen aufgeklärt worden. Aber es haftet die Schuld und die 
Schmach dieſer Ereigniſſe auf der ganzen Bevölkerung, weil 
ſie nicht ſtark, nicht entſchloſſen und entſchieden genug war, 
ſolchem Gebahren ſofort entgegen zu treten. Es wird auch 
der Regierung ewig zum Vorwurf gereichen, daß fie, die wer 
nige Tage vorher es erklärt hatte, einſchreiten zu wollen, 
wo die Bürgerwehr nicht ausreiche, hier in keiner Weiſe 
ihre Pflicht erfällte, als ſie ſah, daß Stunden vergingen, 
ohne daß die dazu verpflichtete Bürgerwehr in angemeſſener 
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und ausreichender Weiſe eingeſchritten wäre. Sie würde 
hierzu wohlberechtigt geweſen ſein, und ſelbſt wenn ihr Recht 
zweifelhaft war, ihre Rechtfertigung vor der Nationalverſamm⸗ 
lung, vor dem Volk, vor ihrem Gewiſſen gefunden haben. 
Aber es geſchah Nichts von der Bürgerwehr, Nichts von der 
Regierung, nichts von dem Volke unmittelbar. Die Erceffe der 
tobenden Maſſe gewannen einen immer widerlicheren Charak⸗ 
ter, und erſt in ſpäter Nacht und nach einem unglücklichen 
Konflikt mit den Maſchinenbauern wurde demſelben durch 
das ernſte Einſchreiten der Bürgerwehr ein Ende gemacht. 

Einzig unantaſtbar ſteht an jenem Tage die National- 
Verſammlung da. In derſelben Zeit, wo die Bürgerwehr 
von Berlin ſich nicht ſtark genug fühlte, um dieſem rohen 
Haufen zu wehren, wo die Militärgewalt nicht wagte, ge— 
gen denſelben aufzutreten, wo das Volk von Berlin ſich nicht 
erhob, um dieſe unwürdigen Genoſſen von der heiligen 
Stätte zu verjagen, in der feine Vertreter tagten, in der⸗ 
ſelben Zeit berieth die Nationalverſammlung ruhig und ent⸗ 
ſchloſſen, und unbeirrt von dem wilden Toben in ihrer un⸗ 
mittelbaren Nähe, was ihr vorlag, und verwarf mit allen 
Stimmen gegen 113 den Antrag, für welchen das Volk 
draußen wüthete. Nicht ein Einziger hatte ſich durch das 
Drohen der Maſſen bewegen laſſen, den 113 Mitgliedern 
von welchen der Antrag ausgegangen war, beizutreten. Da- 
gegen nahm fie mit großer Majorität den Antrag des Ab- 
geordneten Rodbertus an, durch welchen der Centralge⸗ 
walt die angemeſſene Stellung gewahrt blieb, wenn auch im 
Augenblick die Hülfe nicht ſo ſchnell den Stammesgenoſſen in 
Wien gebracht werden konnte, die ihrer auch damals ſich 
nicht mehr erfreuen konnten, da an demſelben Tage Windiſch⸗ 
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grätz bereits in die eroberte Hauptſtadt eingezogen war. 
261 Mitglieder gegen 51 ſtimmten für den Rodbertus⸗ 
ſchen Antrag und unter dieſen 261 Stimmen, war auch die 
des Miniſter-Präſidenten General Pfuel. Es war das 
letzte Votum dieſes würdigen Greiſes, der durch daſſelbe auf 
ehrenvolle Weiſe ſeine politiſche Laufbahn beendete. Am 
31. Oktober hatte er mit der Majorität der Nattonalver⸗ 
ſammlung für die Rechte und Freiheiten des öſtreichiſchen Bru— 
derſtammes geſtimmt, und am 1. November nahm und er⸗ 
hielt er feine Entlaſſung, — eins der wenigen Beiſpiele in 
der Geſchichte konſtitutieneller Staaten, daß ein Miniſter 
ſeine Entlaſſung nimmt nach einem Votum, durch das er 
ſeine Uebereinſtimmung mit der ungeheuren Majorität der 
Volksvertretung kundgab. Mit der Entlaſſung Pfuels bes 
ginnt die entſchiedene Wendung in der Entwicklung der Ge— 
ſchichte Preußens oder vielmehr der preußiſchen Regierung, 
die ſich jetzt von der Revolution ab, und einem neuen Pfade 
zuwendet, deſſen Ziel bis zu dieſem Augenblick (13. Novem⸗ 
ber 1850) noch nicht bekannt iſt. 

Am 1. November wurde das Miniſterium Pfuel ent⸗ 
laſſen und am 2. November ward der Nationalverſamm— 
lung durch ein Schreiben des Grafen Brandenburg mit— 
getheilt, daß er zur Bildung eines neuen Miniſteriums be⸗ 
rufen worden ſei. 

Die Nationalverſammlung konnte nicht mehr zweifeln, daß 
die Stunde des entſcheidenden Kampfes gekommen ſei. Nach— 
dem dieſelbe ſeit dem Zuſammentritt des Miniſteriums Pfuel 
mit großer Zurückhaltung verfahren, und dieſes Miniſterium, 
das keineswegs aus ihrer Mitte hervorgegangen war, nicht 
nur geduldet, ſondern ſogar in ſeiner Wirkſamkeit unterſtützt 
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hatte, konnte dieſe neue Ernennung ſie nicht mehr verkennen 
laſſen, daß auf dem Wege der friedlichen Vereinbarung, den 
das Miniſterium Pfuel eingeſchlagen hatte, nicht ferner 
vorgeſchritten werden ſollte. Der Armeebefehl, den der Graf 
Brandenburg kurz vorher erlaſſen hatte, gab der Na— 
tionalverſammlung einen unzweideutigen Fingerzeig über 
dasjenige, was ſie nun zu erwarten habe. 

Die Vertreter des preußiſchen Volkes erkannten die 
ganze Größe der Gefahr, die ihnen ſelbſt, die dem Volk und 
der Krone drohte. Sie fühlte den Muth, dieſer Gefahr die 
Stirn zu bieten, aber ſie wies den Verſuch nicht ab, ſie noch 
einmal durch friedliche, und verſöhnliche Mittel abzuwenden. 
Der Antrag Jacobys auf Einſetzung einer Kommiſſion, 
welche der Verſammlung die in der bedrohlichen Lage des 
Vaterlandes zu ergreifenden Mittel vorſchlagen ſollte, wurde 
abgelehnt. Dagegen wurde mit faſt vollſtändiger Einmüthig⸗ 
keit die nachſtehende Adreſſe an den König beſchloſſen: 

Majeſtät. 

„In Folge der Benachrichtigung, daß der Graf Bran— 
denburg mit der Bildung eines neuen Kabinets beauftragt 
iſt, hat die Nationalverſammlung in ihrer heutigen Sitzung 
den Beſchluß gefaßt, aus ihrer Mitte eine Deputation an 
Ew. Majeſtät zu entſenden, um Sie davon in Kenntniß zu 
ſetzen, daß dieſer Schritt Ew. Majeſtät die größten Beſorg⸗ 
niſſe im Volk erregt und unabſehbares Unglück über das 
Land zu bringen droht. Schon ſeit Wochen haben unheil— 
volle Gerüchte Ew. Majeſtät treues Volk über die Abſichten 
der Reaktion erſchreckt, und die Ernennung des jetzt abge— 
tretenen Miniſteriums hatte dieſe nicht zu ſchwächen vermocht. 
Eine Regierung unter den Auspicien des Grafen Bran⸗ 
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denburg, welche wiederum ohne Ausſicht iſt, eine Majo⸗ 
rität in der Verſammlung und Vertrauen im Lande zu ge⸗ 
winnen, würde die Aufregung unzweifelhaft zum Ausbruch 
ſteigern und unendlich traurige, an das Schickſal eines Nach⸗ 
barſtaates erinnernde Folgen für Ew. Majeſtät Hauptſtadt 
und Land nach ſich ziehen.“ 

„Ew. Majeſtät ſind von ihren bisherigen Räthen über 
den Zuſtand des Landes nicht wohl unterrichtet worden, 
wenn man Ihnen dieſe Gefahr für Thron und Land ver⸗ 
ſchwiegen hat. Wir legen daher die eben ſo ehrfurchtsvolle 
als dringende Bitte an Ew. Majeſtät Herz, ein Herz, das 
ſtets für die Wohlfahrt des Landes geſchlagen hat, dem 
Lande durch ein volksthümliches Miniſterium eine neue Bürg⸗ 
ſchaft dafür zu geben, daß Ew. Majeſtät Abſichten, und die 
Wünſche des Volks im Einklang ſtehen.“ 

Am 2. November begab ſich die von der Nationalver— 
ſammlung erwählte Deputation von 21 Mitgliedern aus 
allen Fraktionen der Kammer, an ihrer Spitze der Präſt— 
dent v. Unruh, nach Potsdam, um dieſe Adreſſe dem Kö⸗ 
nige zu überreichen und ihn über die Lage des Landes zu 
unterrichten. 

Die Deputation konnte in Potsdam nur mit Schwie⸗ 
rigkeit zu einer Audienz gelangen, da der König es nicht 
für konſtitutionell hielt, ſie ohne Beiſein ſeiner Miniſter zu 
empfangen. Indeſſen wurden ſie als einzelne Mitglieder 
der Nationalverſammlung angenommen. Der König empfing 
ſie ſchweigend. Der Präſident v. Unruh las die Adreſſe. 
Nachdem er ſie gehört, das Blatt entgegengenommen und in 
der Hand zuſammengefaltet hatte, war der König im Be— 
griff, ſich ohne Antwort zu entfernen. Die Abgeordneten 
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des preußischen Volks waren ſtumm vor Beſtürzung, als der 
Abgeordnete Jacoby einen Schritt hervortrat und den 
König mit den Worten anredete: 

„Wir ſind nicht allein geſendet um Ew. Majeſtät dieſe 
Adreſſe zu überbringen, ſondern auch um Ihnen im Namen 
der Nationalverſammlung Aufklärung zu geben über die 
Lage des Landes. Wollen Ew. Majeſtät uns dazu Ge⸗ 
hör geben?“ 

Der König antwortete mit einem ſtrengen und entſchie⸗ 
denen „Nein“ und ging; und hier war es, wo Jacoby 
ſeine vielfach beſprochenen Worte dem König zugerufen hat: 
„Es iſt das Unglück der Könige, daß ſie die Wahrheit nicht 
hören wollen“ Worte, die ihm auf der einen Seite ſo viel 
Verehrung, wie auf der andern Seite Haß und Feindſchaft 
erworben haben, Worte, die, meiner Ueberzeugung nach, mehr 
von bewundernswerthem perſönlichen Muth, als von tie⸗ 
fer ſtaatsmänniſcher Erkenntniß zeugen. 

Die Deputation hatte ihr Ziel nicht erreicht. Auch der 
Verſuch den die Abgeordneten Gierke, Kühlwetter 
und Mätzke noch machten, einen günſtigeren Beſcheid vom 
König zu erzielen, mißlang gänzlich. Aber die Antwort, die 
denſelben ertheilt wurde, und die keine Hoffnung auf eine 
friedliche Ausgleichung darbot, blieb Geheimniß; und am 
folgenden Tage gelangte eine königliche Botſchaft, an die 
Nationalverſammlung, welche mit Beſtimmtheit erklärte, daß 
die in der Adreſſe ausgeſprochenen Anſichten und Beſorgniſſe 
den König nicht bewegen könnten, das Mandat zurückzuzie⸗ 
hen, welches dem Grafen Brandenburg ertheilt worden. Es 
war indeſſen in dieſer königlichen Botſchaft zugleich der feſte 
Entſchluß ausgeſprochen, den in Uebereinſtimmung mit den 
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Wünſchen des Volks betretenen konſtitutionellen Weg un⸗ 
verrückt zu verfolgen, und mit der Hoffnung geſchloſſen, ſich 
auch fernerhin ſtets im Einklange mit den Wünſchen des 
Volks zu befinden. Mit Rückſicht auf dieſe Worte glaubte 
man immer noch die Hoffnung nicht aufgeben zu dürfen, 
daß, trotz der im Weſentlichen ablehnenden Antwort, der 
Wunſch der Nationalverſammlung, die das Volk zu vertre⸗ 
ten hatte, in Bezug auf die Bildung eines neuen Miniſte⸗ 
riums erfüllt werden würde. Man hatte um ſo mehr Grund 
das zu glauben, als man ſich des Wortes erinnerte, wel— 
ches der König am 28. März der Deputation Rheiniſcher 
Städte gegeben hatte, als fie forderte, daß der Graf Ar- 
nim, der damals auch nicht das Vertrauen des Landes zu 
beſitzen ſchien, aus dem Miniſterium ſcheiden ſollte: 

„Je beſtimmter mein Entſchluß, je feſter meine Ueber— 
zeugung von der unerläßlichen Nothwendigkeit iſt, mich 
nur mit Räthen zu umgeben, welche von der Volksver— 
tretung namentlich, das volle Vertrauen derſelben genie⸗ 
ßen, deſto mehr liegt es mir ob, auch hierüber die Stimme 
der geſetzlichen Organe entſcheiden zu laſſen, welche in 
kürzeſter Friſt, zunächſt noch auf dem Vereinigten Land⸗ 
tage, ſodann aber unverkennbar durch die neu zu bildende 
Volksvertretung zu vernehmen ſein wird.“ 

Der hier ſo beſtimmt ausgeſprochene Grundſatz ließ 
immer noch hoffen, daß das einmüthige Votum der Natio⸗ 
nalperſammlung hinreichen werde, um das Mandat, welches 
bisher dem Grafen Brandenburg gegeben war, zurückzuzie⸗ 
hen, oder doch einen Vermittlungsweg aufzuſuchen, um den 
Wünſchen der Volksvertretung zu entſprechen, ohne gerade 
der, formell vielleicht nicht ganz gerechtfertigten Adreſſe direkte 
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Folge zu geben. Man erwartete, daß der Graf Branden⸗ 
burg freiwillig zurücktreten würde, und man wurde in dieſer 
Erwartung um fo mehr beſtärkt, als man von einem Ger 
ſpräch hörte, das zwiſchen dieſem und dem Präſidenten von 
Unruh ſtattgefunden und eine Verſtändigung herbeigeführt 
haben ſollte. Es war aber dem nicht alfo, denn dieſe Be- 
ſprechung hatte vielmehr mit der Erklärung des Grafen 
Brandenburg geendet, daß er lediglich die Befehle des Kö— 
nigs auszuführen habe, und als konſtitutioneller Miniſter 
die Regierung zu führen, entſchloſſen ſei. Zu gleicher Zeit 
hatte Grabow den Verſuch gemacht eine Vermittelung 
zwiſchen der Krone und der Nationalverſammlung herbeizus 
führen. Er war vor Allem zu dieſem Verſuch geeignet, nicht 
nur wegen des unbedingten Vertrauens, das von allen Sei⸗ 
ten in ſeine Ehrenhaftigkeit und in ſeine beſonnene Mäßi⸗ 
gung geſetzt wurde, ſondern auch weil er wenige Tage vor— 
her Urlaub genommen, und daher an dem Beſchluß vom 
2. November keinen Antheil hatte. Aber auch dieſe Vermitte⸗ 
lungsverſuche waren vergebens, und am 8. November erſchien 
eine Kabinetsordre durch welche der Graf Brandenburg 
zum Miniſter⸗Präſidenten, Freiherr von Manteuffel zum 
Miniſter des Innern, von Ladenberg zum Kultusminiſter 
und von Strotha zum Kriegsminiſter ernannt wurden, wäh⸗ 
rend die übrigen Minifterien nur interimiſtiſch beſetzt waren. 

Die Stunde der Entſcheidung war gekommen. Die 
letzten ſchwachen Hoffnungen der Nationalverſammlung 
und des Volks, nicht blos von Berlin, ſondern von 
ganz Preußen, das ſich bis dahin ſchon mit Entſchie⸗ 
denheit im Sinne der Nationalverſammlung ausgeſpro— 
chen hatte, waren nicht erfüllt, und ſtatt deſſen ſollten 
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die bangen Ahnungen ſich verwirklichen, die gleich finſtern 
Geſpenſtergeſtalten als drohende Gerüchte von Mund zu 
Mund getragen wurden. 

Am 9. November präſentirte ſich das neu gebildete 
Miniſterium der Nationalverſammlung, und verkündete zu⸗ 
gleich die königliche Botſchaft, daß die Nationalverſammlung 
nach Brandenburg verlegt werden ſollte, um ihre Berathun⸗ 
gen vor anarchiſchen Auftritten zu ſchützen, und daß ſie zum 
Zweck der Verlegung bis zum 27. November vertagt wer⸗ 
den müſſe, da die Baulichkeiten in Brandenburg bis jetzt 
nicht hinreichend vorbereitet ſeien, um die Verſammlung auf⸗ 
zunehmen. Es folgte zum Schluß die Aufforderung, die Be⸗ 
rathung der Nationalverſammluug nach geſchehener Verle— 
ſung der königlichen Botſchaft ſofort abzubrechen. 

Schweigen folgte dieſer Botſchaft, die der Schriftfüh— 
rer der Nationalverſammlung verleſen hatte. Der Graf 
Brandenburg ergriff das Wort, wurde aber vom Präſiden⸗ 
ten von Unruh darauf aufmerkſam gemacht, daß ihm das 
Wort nicht ertheilt ſei; und zugleich wandte ſich dieſer an 
die Verſammlung mit der Frage, ob ſie beſchließen wolle die 
Sitzung abzubrechen. Der Miniſterpräſident forderte nun 
und erhielt das Wort, um zu erklären, daß die Botſchaft 
des Königs den ſofortigen Schluß der Berathungen bes 
fehle. Jede Fortſetzung derſelben ſei ungeſetzlich und er pro— 
teſtire dagegen im Namen der Krone. Aber der Präſident 
der Nationalverſammlung entgegnete: „Die eben verleſene 
Botſchaft iſt ein miniſterieller Akt, und Niemand kann zwei⸗ 
feln, daß die Vertreter eines Volks von 16 Millionen das 
Recht haben einen miniſteriellen Akt zu beurtheilen.“ So 
vertrat v. Unruh die Rechte der Nationalverſammlung ges 
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gen das Miniſterium Brandenburg. Die Miniſter aber 
entfernten ſich aus dem Sitzungsſaal und ihnen folgten 78 
Mitglieder der Nationalverſammlung, die noch ſo eben das 
Mißtrauensvotum gegen das Miniſterium votirt hatten. 

Die Zahl der Zurückbleibenden aber war 282, alſo die 
Nationalverſammlung in ihrer weit überwiegenden Majori⸗ 
tät; und dieſe, geſtützt auf die wohlbegründete Vorausſetzung, 
daß die Nationalverſammlung eine vereinbarende, alſo gleiche 
berechtigte Gewalt mit der Krone ſei, faßten nach kurzer 
Berathung faſt mit Einſtimmgkeit folgende Beſchlüſſe: 

1) die Nationalverſammlung hat für jetzt keine Veran⸗ 
laſſung den Sitz ihrer Berathungen zu verlegen, ſon⸗ 
dern wird ſie in Berlin fortſetzen. 

2) Sie kann der Krone nicht das Recht zugeſtehen, die 
Nationalverſammlung wider ihren Willen zu verlegen, 
zu vertagen oder aufzulöſen. gl 

3) Sie erachtet Diejenigen verantwortlichen Beamten, 
welche der Krone zur Erlaſſung der eben verlefenen 
Botſchaft gerathen haben, nicht für fähig, die Regie⸗ 
rung des Landes zu führen. Vielmehr hält ſie da⸗ 
für, daß dieſelben ſchwerer Pflichtverletzung gegen das 
Land und gegen die Verſammlung ſich ſchuldig ge⸗ 
macht haben.“ 

Dies waren die Beſchlüſſe, welche am 9. November von 
der Nationalverſammlung, gegenüber der königlichen Bot⸗ 
ſchaft und dem Miniſterium Brandenburg, gefaßt wurden, und 
es darf nicht hinzugefügt werden, daß der Bruch nun offen⸗ 
bar und unzweifelhaft war; daß nun kein Zweifel mehr 
darüber obwalten konnte, daß ein Kampf, wenn auch nicht 
offner Gewalt, aber doch ein Kampf einer Macht gegen die 
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andere, zwiſchen der Nationalverſammlung und der Krone 
zu führen ſei, und daß auf dem Wege der Vereinbarung 
die Verfaſſung nicht zu Stande kommen werde, welche für 
Preußens Wiedergeburt beſtimmt war. 

Die Maßregeln, welche von Seiten der Regierung, dem 
Beſchluſſe der Nationalverſammlung gegenüber, ergriffen 
wurden, zeigten bald, daß dieſe ihrerſeits feſt entſchloſſen ſei, 
auf dem Wege der Gewalt dasjenige durchzuführen, was 
ſie für Recht zu halten erklärt hatte. Am 10. November 
rückten große Truppenmaſſen unter dem Oberbefehl Wran⸗ 
gel's von verſchiedenen Seiten auf Berlin an. Die Na⸗ 
tionalverſammlung hatte ſich bereits des Morgens um 5 Uhr 
in ihrem Sitzungslokale eingefunden, die erwarteten Truppen 
marſchirten erſt in den Nachmittagsſtunden in Berlin ein. Mit 
klingendem Spiel zogen ſie durch dieſelben Straßen hin, in 
denen die verſchiedenen Kompagnieen der Bürgerwehr auf- 
geſtellt waren, und ſalutirten dieſelben mit militäriſchem 
Gruß. Kein Konflikt irgend einer Art kam bei dieſem Ein⸗ 
zug der Truppen vor. Die Bürgerwehr und die Militär⸗ 
gewalt ſchauten ſchweigend und ſtumm einander ins Auge, 
die Einen, als Vertreter des Volks und der Nationalver⸗ 
ſammlung die Andern, als das Or gan der Krone und des 
Miniſteriums. Wer zweifelte noch, daß dieſe widerſtreben⸗ 
den Mächte nicht länger würden nebeneinander beſtehen 
können? Vor dem Sitzungshauſe der Nationalverſammlung 
hatten ſich auf Verlangen derſelben mehrere Bataillone der 
Bürgerwehr aufgeſtellt, eine zahlreiche, aber ruhige und 
ernſte Volksmenge bewegte ſich auf dem großen Platze. 
Eine Proklamation des Miniſteriums hatte die Beſchlüſſe 
der Nationalverſammlung für ungiltig, ihre ferneren Be⸗ 
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rathungen für ungeſetzlich erklärt. An die Bürgerwehr war 
die Aufforderung gerichtet worden, daß ſie dieſe Verſamm⸗ 
lung nicht mehr als Nationalverſammlung anerkennen, und 
ihren Zuſammentritt verhindern möge. Aber dieſe hatte 
eine ſolche Anfforderung mit Entſchiedenheit zurückgewieſen, 
und vielmehr den von der Nationalverſammlung geforder⸗ 
ten Schutz freudig derſelben gewährt. 

Bedeutende Truppenmaſſen zu Fuß und zu Pferde rückten 
nun mit vielen Kanonen auf dem Gensdarmsmarkt auf, und 
ſtellten ſich der dort verſammelten und keinesweges ſehr zahlrei⸗ 
chen Bürgerwehr gegenüber. Es fand zwiſchen den beiden Kom⸗ 
mandirenden, Wrangel und Rimpler, ein eigenthümliches 
Zwiegeſpräch ſtatt, in welchem jeder dem andern verſicherte, daß 
er zum Schutz der Nationalverſammlung hier ſei und des⸗ 
halb den Platz nicht verlaſſen werde. Als aber von dem 
Präſidenten der Nationalverſammlung an den General 
Wrangel die ausdrückliche Verſicherung erfolgte, daß 
dieſelbe neben der Bürgerwehr keines anderen Schutzes 
bedürfe, da erklärte der Befehlshaber der Truppen, daß 
er von keiner Nationalverſammlung und von keinem 
Präſidenten derſelben etwas wiſſe, da dieſelbe vertagt 
ſei; er kenne nur den Regierungsrath von Unruh, 
und werde von dieſem keine Befehle annehmen, viel⸗ 
mehr werde er in das Gebäude der Nationalverſammlung 
von nun an Niemanden mehr hinein, Jeden aber, der 
hinaus wolle, hinaus laſſen. In Folge dieſer Erklärung 
entſchloß ſich die Nationalverſammlung der offenbar gegen 
fie gerichteten Gewalt zu weichen, und ihren Sitzungsſaal 
zu verlaſſen, ohne daß freilich ein thatſächlicher Angriff erfolgt 
wäre. Sie verließ das Haus, in welchem ſie zuletzt getagt 
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hatte, in feierlichem Zuge. Die Bürgerwehr und das ver⸗ 
ſammelte Volk, das nicht vom Platze gewichen war, ſchloß 
ſich an, und führte fie, ernſt aber unzweideutig feine Sym⸗ 
pathie bezeugend, nach dem Verſammlungsorte, den ſie für 
ſich beſtimmte. 

Mit dieſem Moment war das Maaß und die Weiſe des 
Kampfes entſchieden, der zwiſchen der National-Verſammlung 
und der Krone ſtattfinden ſollte, es war dies der Kampf des 
paſſiven Widerſtandes. Die Nationalverſammlung war 
im Stande, den aktiven Widerſtand hervorzurufen. Sie hätte 
ſich mit Gewalt ſprengen laſſen, und den aktiven Wider⸗ 
ſtand derer provoziren können, die herbeigekommen waren, 
um fie vor einen ſolchen Attentat zu ſchützen; fie hätte 
durch einen Aufruf ans Volk in jener Stunde der höchſten 
Aufregung einen blutigen Kampf herbeizuführen vermocht. 
Aber die National-Verſammlung hat dieſen Kampf nicht 
gewollt, ſie hat ihn einige Tage ſpäter ſogar gewaltſam 
zurückgehalten. Denn ſie hatte ſich für paſſiven Widerſtand 
entſchieden; ſie begnügte ſich durch Beſchlüſſe ihr Recht zu 
wahren, Proteſt einzulegen, und diejenigen negativen Schritte 
zu thun, durch welche ſie der Regierung die Durchführung 
ihrer Maaßregeln unmöglich machen zu können glaubte. 

Es kann hier nicht der Ort fein, über die Zweck⸗ 
mäßigkeit dieſer Wahl zu entſcheiden, die von der National⸗ 
Verſammlung getroffen wurde. Daß der paſſive Widerſtand, 
von einem Volke mit Einmüthigkeit und Konſequenz durch⸗ 
geführt, jede Willkührherrſchaft zu brechen im Stande iſt, 
das iſt eine geſchichtliche Wahrheit. Ob ſich aber die 
National⸗Verſammlung darin getäuſcht hat, daß ſie dem 
Preußiſchen Volk dieſe Einmüthigkeit, dieſen Muth der Ne⸗ 
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gation zutraute, darüber wird die Geſchichte ſpäter urtheilen. 
Die Thatſache muß aber feſtgeſtellt werden, daß die National⸗ 
Verſammlung jeden offenen Kampf vermieden hat, daß ſie 
ihn nicht wollte, obwohl ſie ihn herbeizuführen unzweifel⸗ 
haft die Macht hatte. 

Die nächſten Tage führten Ereigniſſe herbei, die immer 
tiefer und tiefer in die Löſung der bisher beſtandenen Ver⸗ 
hältniſſe eingriffen. Traurig iſt es zu erzählen, wie die 
National-Verſammlung ſelbſt, von einem öffentlichen Lokal 
nach dem andern gedrängt, bald hier, bald dort ſich ver 
ſammelte, wie ſie vom 10. bis zum 12. im Schützenhauſe 
tagte, und dort die von der Regierung ausgehenden Maaß⸗ 
regeln für ungeſetzlich, diejenigen, die ſich an der Ausfüh⸗ 
rung derſelben betheiligten, für Hochverräther gegen das 
Vaterland erklärte, wie ſie dann endlich hier gewaltſam ver⸗ 
trieben und die anweſenden Vicepräſidenten und Schriftfüh⸗ 
rer mit bewaffneter Hand aus dem Saale entfernt wurden. 

Es iſt traurig, dieſe Thatſachen zu erzählen, durch welche 
die National⸗Verſammlung von der idealen Höhe, auf der 
ſie bisher geſtanden hatte, ſich auf das Gebiet eines materiel⸗ 
len Kampfes herabdrängen ließ, dem ſie bei der Poſition, 
die ſie einmal eingenommen hatte, und bei dem rückſichtslo⸗ 
ſen Verfahren der Regierung nicht gewachſen ſein konnte. 

Am 11. November trat in Berlin eine zweite Maaßregel 
von Seiten der Regierung ins Leben, welche wiederum eine 
tiefe Wunde ſchnitt in das Herz des Volks — die Auflöſung der 
Bürgerwehr. — Die Bürgerwehr, dieſe erſte thatſächliche Er⸗ 
rungenſchaft, die der 19. März dem Volke gebracht hatte; 
die Berliner Bürgerwehr, von welcher der König ſelbſt, 
wenig Tage nach der Revolution geſagt hatte, daß er ſich 
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niemals ſicherer gefühlt habe, als unter dem Schutze der⸗ 

ſelben; dieſelbe Bürgerwehr, an welche noch am 20. October 

folgende Königliche Kabinets⸗Ordre gerichtet worden war: 
„Die Bürgerwehr meiner Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Ber⸗ 
„lin hat bei den beklagenswerthen Ereigniſſen des geſtri⸗ 
„gen Tages ſich würdig gezeigt ihres Berufs, meines 
„Vertrauens und der Ehre, die ich ihr erzeigte, als ich 
„ihr im März die Waffen in die Hand gab, zur Ver⸗ 
„theidigung des Throns, unſres Geſetzes und der geſtör⸗ 
„ten Ordnung. Ich gebe Ihnen auf, der Bürgerwehr 
„meinen vollkommenen Dank dafür in meinem Namen 
„auszuſprechen. Ich ſpreche ihn aus mit dem ſchönen 
„Gefühl einer erfüllten Hoffnung, eines gerechtfertigten 
„Vertrauens und einer troſtreichen Ausſicht für die Zu⸗ 
„kunft.“ — 

Dieſe Bürgerwehr wurde am 11. November aufgelöſt, 
weil — fie es verweigert hatte, die National⸗Verſammlung zu 
ſprengen. Und dieſe Zumuthung war an dieſelbe geſtellt 
worden, nachdem am 17. Oktober der von der National⸗ 
Verſammlung gefaßte Beſchluß die königliche Zuſtimmung 
erhalten, daß die Bürgerwehr zum Schutz der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Freiheit und der geſetzlichen Ordnung berufen ſei; 
nachdem dieſelbe ihrerſeits ſchon am 9. Auguſt und noch 
entſchiedener am 6. September es ausgeſprochen hatte, daß 
fie die von der National-Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe 
als endgiltig anſehe, und ſich berufen fühle, dieſelbe gegen 
jede Gewalt zu ſchützen, die etwa gegen ſie angewendet wer⸗ 
den ſollte. 

Cs war ein tief in das Gemüth der Bevölkerung ein⸗ 
greifender Schnitt, als dieſe Maaßregel der Regierung be⸗ 
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kannt gemacht wurde. Die Ehre der Bevölkerung war ver⸗ 
letzt, das Ehrgefühl jedes Einzelnen tief gekränkt. Wenn 
auch die Waffen, welche die Bürgerwehr führte, nicht mit 
großer Würde, nicht mit beſonderem Muth und hervorra⸗ 
gender Tapferkeit geführt worden waren, ſo waren ſie doch 
mit Hingebung geführt worden; und freudig hatte man die 
ſchweren Opfer gebracht, welche die Führung dieſer Waf⸗ 
fen von dem Bürger forderte. Die Bürgerwehr hatte end⸗ 
lich das ſchwerſte Opfer gebracht, ſich mit dieſen Waffen gegen 
die eigenen Mitbürger zu wenden, als es die Aufrechthaltung 
des Geſetzes und die Herſtellung der Ruhe forderte. Der 
Dank des Königs war dieſer letzten Aufopferung auf dem 
Fuße gefolgt — und nun ſollten die ſo gewonnenen und ſo 
geführten Waffen aus einem Grunde ihnen genommen wer⸗ 
den, den wohl Keiner aus der Bürgerwehr für die wahre 
Urſache dieſer Schmach halten konnte. 

Wer die Nacht vom 11. zum 12. November in Berlin 
anweſend war, wer ſelbſt mit zu Denen gehört hat, die 
Waffen getragen haben, der wird wiſſen, welche bedenkliche 
Aufregung in jener Nacht allgemein geherrſcht hat; und 
ſie iſt ſchon oft genug Gegenſtand öffentlicher Beſprechung 
geweſen. In jener Nacht waren alle Bataillone verſam⸗ 
melt; in allen Bataillonen wurde unter gleicher Aufregung die 
Frage verhandelt, ob die Waffen zurückgegeben werden ſoll⸗ 
ten, oder nicht; ob man die Forderung ihrer Abgabe mit 
Gewalt zurückweiſen ſolle, oder nicht. Ueberall wurde der⸗ 
ſelbe Beſchluß gefaßt, die Waffen nicht abzugeben, ſondern 
ſie zurückzuhalten, bis ſie gewaltſam genommen würden. 
Das war der Beſchluß, jener Nacht in allen Straßen und 
an allen öffentlichen Orten Berlins. — Zwei bis drei 
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Tage iſt er ausgeführt worden. Als aber wenige Tage 
darauf ein Militair-Picket mit der Trommel an feiner Spitze 
durch die Straßen zog und einen Wagen hinter ſich führte, 
auf dem die Waffen aufgeladen werden ſollten, da wurden 
dieſe Waffen von allen Seiten herbei gebracht. Wie viele 
von denen, die vor wenigen Tagen mit ſo todesmuthiger 
Entſchloſſenheit geſprochen, jetzt mit ſo unmännlicher Feig⸗ 
heit handelten, welche Gründe ſie zu einem ſo auffallenden 
Wechſel ihrer Anſichten und Entſchließungen bewogen, wol⸗ 
len wir nicht unterſuchen. Aber die Thatſache kann nicht 
geleugnet werden, es war die Bürgerwehr ſchnell ent⸗ 
waffnet, und die Regierung befand ſich ohne Kampf 
wieder im Beſitz der Waffen, die von der Bevöl⸗ 
kerung Berlins ehrenvoll gewonnen und ehrenvoll geführt, 
aber nichts weniger als ehrenvoll verloren waren. 

Am 12. wurde zugleich der Belagerungszuſtand über Ber⸗ 
lin verhängt, obgleich auch nicht die geringſte Störung der 
öffentlichen Ordnung ſtattgefunden — Belagerungszuſtand im 
mildeſter Form; allein die Freiheiten und Garantieen, die 
bis jetzt bereits durch das Geſetz vom 6. April feſtgeſtellt 
und dem Volke geſichert ſchienen, waren vernichtet. Die 
Preßfreiheit, und das Verſammlungsrecht wurden ſuspendirt, 
und die bereits zum Geſetz erhobene Habeas-Corpus⸗Acte, 
obgleich thatſächlich nicht aufgehoben, wurde in keiner Weiſe 
beobachtet. Denn es herrſchte der unbeſchränkte Wille der 
Militärgewalt. 

Die Beſchlüſſe der Nationalverſammlung, die in ihren 
inproviſirten faſt überall gewaltſam geſtörten Berathungen 
den Maßregeln der Regierung mit ihren proteſtirenden und 
anklagenden Erklärungen folgte, wurden von dieſer nicht 
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beachtet. Aktiver Widerſtand, der von der National⸗Ver⸗ 
ſammlung entſchieden zurückgewieſen worden, war nach Ab⸗ 
lieferung der Waffen natürlich nicht mehr möglich. Eine 
Anklage gegen die Miniſter war von dem Oberſtaatsanwalt 
Sethe zurückgewieſen worden; und ſo glaubte die National⸗ 
Verſammluug endlich nach langem Zögern, diejenige Maß⸗ 
regel des paſſiven Widerſtandes beſchließen zu müſſen, durch 
deren Ausführung das Miniſterium entweder von weiterem 
Vorgehen auf ſeinem Wege zurück, der zu den Maßregeln 
der äußerſten Gewalt vorgedrängt werden mußte. 

Am 15. November trat die Nationalverſammlung im 
Mielentzſchen Saal zuſammen, um die Steuerverweige— 
rung zu berathen. Noch ſchwankte die Entſcheidung, ob 
man zu dieſer äußerſten und nach beiden Seiten hin gefährli⸗ 
chen Maßregel ſchreiten ſollte, als ein Militär⸗Piket im Saale 
erſchien, um die Verſammlung zu ſprengen. Auf eine noch 
nicht vollkommen erklärte Weiſe fand ſich das Militär, wie 
es ſchien um Inſtruktion zu holen, veranlaßt, den Saal 
wieder zu verlaſſen, und in dieſer kurzen Pauſe einer freien 
aber aufgeregten Berathung wurde in jener letzten Sitzung 
der National⸗Verſammlung der Steuerverweigerungsbeſchluß 
gefaßt, welcher dahin lautete: 

daß das Miniſterium nicht berechtigt ſei, über 
die Staatsgelder zu verfügen, und die Steuern 
zu erheben, ſo lange die National-Verſamm⸗ 
lung nicht ungeſtört in Berlin ihre Berathun⸗ 
gen fortzuſetzen vermöge. 

Das iſt der berühmte, viel beſprochene, eben fo vielfach 
angefeindete, als vertheidigte Steuerverweigerungsbeſchluß, 
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über den wir in Berlin endlich das entſcheidende und frei⸗ 
ſprechende Urtheil, der Geſchwornen gehört haben. 

Dieſer Beſchluß iſt zugleich das Ende der Wirkſamkeit 
der National⸗Verſammlung. Wäre er vom Volk zur That 
erhoben worden, ſo konnte von da ab das Miniſterium 
Brandenburg nicht weiter regieren. Er iſt nicht zur That 
geworden, daher mußte die National⸗Verſammlung fallen; 
denn das Volk ſtand nicht mehr mit entſchiedenem Willen 
hinter derſelben. Wenn auch Tauſende von Adreſſen aus 
allen Theilen des Landes der National⸗Verſammlung zuge⸗ 
ſtrömt waren, wenn auch Tauſende von ermuthigenden und 
drängenden Aufforderungen an dieſelbe gelangten, kräftigere 
Maßregeln gegen die Regierung ins Werk zu ſetzen; wenn auch 
nicht gezweifelt werden kann, daß im Allgemeinen die Stim⸗ 
mung des Volkes mit höchſt überwiegender Majorität für 
die Nationalverſammlung war, fo hatten doch ſchon die da⸗ 
zwiſchen liegenden Tage des Zögerns, des Hin- und Her⸗ 
wanderns, wenn auch nicht die Sympathie, ſo doch die Be⸗ 
geiſterung für dieſelbe weſentlich vermindert. Um aber einen 
negativen Beſchluß wie den der Steuerverweigerung durchzu— 
führen, bedarf es nicht ſo ſehr der Aufregung des Augenblicks, 
des thatkräftigen Muths zum Kampf im Moment, als viel⸗ 
mehr des feſten und beharrlichen Entſchluſſes, allen Widerwär⸗ 
tigkeiten, Beläſtigungen und Gefahren ſich auszuſetzen, denen 
man bei einer durchgeführten Steuerverweigerung entgegen⸗ 
geht, und denen man überhaupt preisgegeben iſt, wenn man 
einer Ausnahmeregierung gegenüber mit Konſequenz nur das 
thut, was geſetzlich iſt, oder vielmehr das verweigert, was 
als ungeſetzlich erkannt iſt. 

Es gehört zu ſolch einem paſſiven Widerſtand ein ein⸗ 
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müthiges Zuſammenwirken des ganzen Volkes, ein muthiges 
Vorangehen Einzelner, überhaupt ein politiſch durchgebildetes 
Volk, wie das engliſche. Das preußiſche Volk iſt ein poli⸗ 
tiſch reifes, aber eine ſo vorgeſchrittene praktiſche Durchbildung 
auf dem Gebiet des politiſchen Lebens, wie ſie die Durch⸗ 
führung einer Steuerverweigerung fordert, beſaß das preu⸗ 
ßiſche Volk damals noch nicht. Es verließ die National⸗ 
verſammlung, führte ihren Beſchluß nicht aus, und mit die⸗ 
ſem Moment war dieſelbe gefallen. Die Regierung hatte einen 
vollſtändigen Sieg errungen, nachdem dieſe letzte und ent⸗ 
ſcheidende Maßregel der ihr allein noch widerſtrebenden Na⸗ 
tionalverſammlung verunglückt war. 

Die Regierung hatte indeſſen nur negativ geſiegt; ſie 
hatte die Nationalverſammlung vernichtet; ſie hatte aber auch 
ihrerſeits nicht erreicht, was ſie ſich vorgeſetzt hatte, und 
das iſt bis jetzt überhaupt das Schickſal der Contrerevolu⸗ 
tion, die in den Oktober⸗ und Novembertagen ihre Fahnen 
entfaltete. Es iſt ihr gelungen die Revolution und das 
Volk aus allen Poſitionen allmählig zu verdrängen, die es 
im Frühling dieſes großen Jahres erobert hatte. Aber es 
iſt ihr nicht gelungen die alten Zuſtände wieder herzuſtellen, 
oder auch nur eine irgend feſte Poſition für die Ausführung 
ihrer Pläne zu gewinnen. Die Contrerevolution hat in dieſen 
zwei Jahren Nichts geſchaffen, was fie mit einiger Hoffnung als 
ihren bleibenden Beſitz bezeichnen könnte; und die Zuſtände ſind 
heute (21. November 1850) auf einen Punkt gelangt, wo alle 
ihre ſcheinbaren Errungenſchaften wieder in Frage ſtehen. 

Die Verſammlung in Brandenburg kam nicht zu 
Stande. Der 27. November war der Tag, auf den der 
Zuſammentritt derſelben angeſetzt war, und es hatten ſich 
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ungefähr 150 Mitglieder, alſo keine beſchlußfähige Zahl ver⸗ 
ſammelt. Freilich war unter ihnen nun ſchon Mancher, 
der mit Entſchiedenheit gegen das Miniſterium Brandenburg 
geſtimmt hatte, ja es war ein Mitglied der Adreß-Deputa⸗ 
tion Rinteln als Juſtizminiſter ins Miniſterium Brandenburg 
eingetreten. Man wartete von einem Tage zum andern 
auf neue Ankömmlinge und berieth bereits über die Einbe⸗ 
rufung der Stellvertreter, aber zu einem Beſchluß konnte 
man nicht gelangen. Inzwiſchen waren von Frankfurt aus 
Vermittelungsvorſchläge verſucht worden. Der durch feine Bi: 
ſionen ſo berühmt gewordene Baſſermann hatte am 18. No⸗ 
vember der deutſchen Nationalverſammlung feinen Schreckens⸗ 
bericht über die Zuſtände in Berlin abgeſtattet, und dieſe 
erklärte in Folge deſſen den Steuerverweigerungsbeſchluß 
für null und nichtig, zugleich aber hatte fie ſich dahin aus⸗ 
geſprochen, daß es dringend wünſchenswerth ſei, ein anderes 
Miniſterium zu ernennen, welches das Vertrauen des Vol— 
kes genieße. Hergenhahn und Simſon waren zu die— 
ſem Zwecke von der Centralgewalt als Reichskommiſſarien 
nach Berlin geſendet, auch Gagern ſelbſt war hier anwe— 
ſend, um mit der Krone zu verhandeln. Aber die Regie— 
rung wies alle dieſe Anträge mit Entſchiedenheit zurück. 
Die in Berlin zurückgebliebenen Deputirten aber be⸗ 
gannen nun ebenfalls zu ſchwanken; denn ſie waren hier 
ohne alle Wirkſamkeit und das Volk verlangte nach Ent⸗ 
ſcheidung. Endlich entſchloß ſich ein Theil derſelben von der 
Linken, und beſonders vom linken Eentrum, nach Branden- 
burg hinüberzugehen, und unter gewiſſen Bedingungen an 
den dortigen Berathungen Theil zu nehmen. Etwa 100 Mit⸗ 
glieder fanden ſich am 2. Dezember daſelbſt ein, und for⸗ 
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derten von der Verſammlung, da nicht alle Mitglieder ein⸗ 
geladen waren, daß die Bildung des neuen Präſidiums auf 
2 Tage, alſo bis zum 4. Dezember, verſchoben werden möge. 
Die Majorität, oder der jetzt zun Majorität gewordene Theil 
der Berfammlung, zeigte ſich aber fo nnwillig gegen dies 
Verlangen der neu eingetretenen Mitglieder, daß die aus 
Berlin herübergekommenen Abgeordneten, noch ehe ein Be— 
ſchluß gefaßt werden konnte, die Verſammlung verließen, 
und dieſe ſo wieder beſchlußunfähig wurde. 

Dirfe Thatſache war es, auf die ſich das Miniſterium 
ſtützte, um endlich den geſetzlich vorgeſchriebenen Weg der 
Vereinbarung gänzlich zu erlaſſen und ſtatt deſſen den Weg 
der einſeitigen Oktroyirung zu betreten. 

Während die Reichskommiſſarien noch immer auf Grund 
des ihnen gewordenen Auftrags unterhandelten, erſchien am 
5. Dezember ein königliches Patent, durch das die Natio⸗ 
nalverſammlung mit welcher jede fernere Verhandlung un— 
möglich gemacht worden ſei, für aufgelöſt erklärt, und eine 
Verfaſſung als Grundgeſetz des preußiſchen Staats prokla— 
mirt wurde. Der Weg der Vereinbarung war verlaſſen, 
und mit Recht, weil er auf dem Boden der Revolution in 
der That ein unmöglicher iſt. Die Krone aber hatte ſich 
der mit der Nationalverſammlung getheilten Gewalt wieder 
allein bemächtigt, weil dieſe vom Volke verlaſſen worden 
war, während jene einen ſtarken Schutz in der Militärge⸗ 
walt gefunden hatte. 

Indeſſen war auch bei dieſem äußerſten Schritte noch 
der Schein einer Aufrechthaltung des Vereinbarungsprinzips 
gewahrt worden, einmal indem die Vorarbeiten und Be— 
ſchlüſſe der Nationalverſammlung, freilich nicht ohne die we⸗ 
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ſentlichſten Veränderungen, zur Grundlage für die Berfaf- 
ſung vom 5. Dezember gemacht waren, und dann indem eine 
Reviſion dieſer Verfaſſung durch die Volksvertretung ver⸗ 
heißen wuede, die aber freilich in zwei Kammern und unter 
Geltung des abſoluten königlichen Veto vollzogen werden 
ſollte. — 

Es iſt bekannt, daß bis zur Reviſion dieſer freiſinnigen 
Verfaſſung faſt nur der Oktroyirungsartikel 105 und der 
Belagerungsartikel 108 zur vollen Anwendung kamen, und 
daß die Reviſion mit der nachträglichen königlichen Botſchaft 
nur dazu diente, um alle freiſinnigen Beſtimmungen daraus 
zu entfernen, die irgendwie an die Nationalverſammlung von 
1848 zu erinnern vermochten. 

Mit der Auflöſung der Nationalverſammlung und der 
Proklamation der oktroyirten Verfaſſung vom 5. Dezember 
iſt der erſte Abſchnitt in der Geſchichte der preußiſchen Re⸗ 
volution geſchloſſen. 

Wir gehen zur Darſtellung der Ereigniſſe über, mit 
denen dieſer Abſchnitt in der Geſchichte der deutſchen Revo⸗ 
lution überhaupt abſchließt. 


Eilfter Vortrag. 


Die deutſche Nationalverſammlung 
und die Einzelregierungen. 


Wie im Frühjahr 1848 die Erhebung des deutſchen 
Volkes erſt dann zu ihrer vollen Kraftentwickelung gelan⸗ 
gen konnte, als in den Hauptſtädten der beiden mächtigſten 
Einzelſtaaten, in Wien und in Berlin, der Sieg der Revolu⸗ 

tion geſichert, die abſolutiſtiſchen Regierungen geſtürzt und 
der Volkswille zur Geltung gekommen war — ſo war auch 
im Herbſt deſſelben Jahres die Kraft der deutſchen Revolu⸗ 
tion und des einigen Volkswillens gebrochen, als in eben 
dieſen Städten und Staaten die Contrerevolution zum Siege 
gelangt und es den Regierungen, obwohl unter konſtitu⸗ 
tionellen Formen, gelungen war, den Volkswillen abermals 
zum Schweigen zu bringen und die Vertretungen deſſelben 
zu zerſprengen. 

Freilich ſtand jetzt die Vertretung des geſammten deut⸗ 
ſchen Volkes, die National⸗Verſammlung, zu Frankfurt und 
die von ihr geſchaffene Centralgewalt, als einheitlicher Aus⸗ 


u 


druck deſſen, was die Revolution gewollt und verkündigt 
hatte, wie es ſchien, noch unangetaſtet und unantaſtbar da. 
Aber dieſe National-Verſammlung zu Frankfurt hatte ſich 
ſelbſt auf eine einſame und verlaſſene Höhe geſtellt, auf der 
ſie dem Sturm der Zeiten keinen Widerſtand leiſten konnte. 
Der Boden, aus dem ſie entſproſſen war, aus dem ſie allein 
ihre Lebenskraft zu ſchöpfen vermochte, war der Wille und 
die Kraft des Volkes. Weil ſie es aber nicht vermocht hatte 
in dieſem Boden feſt und tief Wurzel zu ſchlagen, um als ein 
kräftiger ſelbſtſtändiger Stamm aus ihm empor zu wachſen, 
mußte ſie der Schlingpflanze gleich fremde Stütze ſuchen, 
und ſtreckte daher verlangend ihre Hand nach der ſchwachen 
und täuſchenden Stütze aus, die ihr von den Regierungen 
gereicht wurde. 

Sie hatte ſich von den Regierungen abhängig gemacht, 
weil ſie nicht das Organ des Volkswillens ſein wollte. 
Und als ſie ſich von dieſer Abhängigkeit frei machen wollte 
fehlte ihr die Kraft des Volkswillens, deſſen ſie zur entſchei⸗ 
denden That bedurfte. 

Wir wollen es heute verſuchen, die Lage und die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſer National⸗Verſammlung nach den September⸗ 
tagen darzuſtellen. Wir werden aber hier nicht eines jener 
lebensvollen Bilder vor uns ſehen, in welchen das Volk 
ſelbſthandelnd und kämpfend auftritt, und, ſelbſt beſiegt, ſich 
noch in ſeiner Großartigkeit darſtellt, ſondern wir werden 
uns auf die Irrwege der diplomatiſchen Verhandlungen be⸗ 
geben müſſen, welche von nun an einen entſcheidenden Ein⸗ 
fluß auf das Schickſal des deutſchen Volks ausüben, und 
von denen jetzt leider auch die Verhandlungen der deutſchen 
National⸗Verſammlung faſt ausſchließlich abhängig waren. 
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Die Stellung, welche die National-Verſammlung ein⸗ 
nahm, war gegeben durch die Ereigniſſe und Beſchlüſſe des 
September. Nachdem ſie es kund gethan hatte, daß ſie 
ſich nicht auf das Volk, ſondern allein auf die Regierungen 
ſtützen wolle, daß ſie es zunächſt für ihre vornehmliche, ja 
einzige Aufgabe anſehe, das, was ſie Anarchie nannte, und 
was in Wahrheit die Revolution war zu bekämpfen, da 
konnte es nicht mehr zweifelhaft ſein, daß ſie jetzt allein 
ſtand, und die Sympathie des Volkes nicht mehr für ſich 
gewinnen konnte. 

Der Oeſtreichiſche Präſident des deutſchen Reichsmini⸗ 
ſteriums, Schmerling, der, vor den Märztagen in Oppo⸗ 
ſition gegen das Metternichſche Syſtem, doch die diplomati⸗ 
ſchen Künſte ſeiner Schule vollſtändig ſich angeeignet hatte, 
und dem es durch die Revolution gelungen war, ſich aus 
einer untergeordneten Stelluug zum Präſidialgeſandten des 
Bundestages zu erheben; Schmerling, welcher am 12. Juni 
die Machtvollkommenheit dieſes Bundestages im Namen 
der Regierungen in die Hände des Reichsverweſers nieder⸗ 
gelegt hatte, und von dieſem zum Präſidenten ſeines Mini⸗ 
ſteriums erhoben worden war, Schmerling, der, nachdem 
er das Reichs-Miniſterium niedergelegt, es ſelbſt aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen hat, daß er auch als Präſident im 
deutſchen Reichsminiſterium immer zuerſt Oeſtreicher und 
dann Deutſcher geweſen iſt — er wußte für ſeine Zwecke dieſe 
Stellung der National-Verſammlung, und dieſe Lage der 
Verhältniſſe vortreffllich zu benutzen. Er wußte die National⸗ 
Verſammlung zu veranlaſſen, daß ſie ihm die Mittel lieh, 
um die erſtarkende Revolution, beſonders in den kleineren 
Staaten Deutſchlands niederzuhalten und zu unterdrücken. 

25 
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Er fand die National⸗Verſammlung um ſo bereitwilliger, 
ihn in dieſem Streben zu unterſtützen, als er den Anſchein 
nahm, auch den größeren Regierungen gegenüber die Cen⸗ 
tralgewalt mit Entſchiedenheit zu vertreten, und die Be⸗ 
ſchlüſſe, welche dieſen gegenüber von der National⸗Verſamm⸗ 
lung gefaßt wurden, jederzeit ſofort ausführte. Aber wohl⸗ 
bedacht wendete er niemals diejenigen Mittel an, durch welche 
er hier dieſen Beſchlüſſen Nachdruck zu geben vermochte. 
Schmerling, ſage ich, verſtand es vortrefflich die National⸗ 
Verſammlung für ſeine Pläne und Zwecke zu benutzen. Die 
Verſammlung ſelbſt aber hatte ſich ſo ſehr von der klaren 
Erkenntniß der beſtehenden Verhältniſſe entfernt, hatte ſo 
ſehr das richtige Urtheil über ihre eigne Stellung und die 
Lage Deutſchlands verloren, daß ſie nicht ahnte, welche Ge⸗ 
fahr für ſie ſelbſt und für ihre Aufgabe hereingebrochen ſei, 
nachdem in Oeſtreich und in Preußen die Volksvertretungen 
und mit denſelben das Volk ſelbſt von den Regierungen 
unterdrückt worden war. Ja, ſo weit war ſie entfernt von 
der richtigen Beurtheilung der Verhältniſſe, daß ſie vielmehr 
dieſe Unterdrückung der National-Verſammlungen in den 
Einzelſtaaten mit einer gewiſſen Genugthuung begrüßte, in⸗ 
dem ſie darin die Beſeitigung eines Hemmniſſes zu erkennen 
glaubte das ihrer eigenen unbeſchränkten Wirkſamkeit bisher 
entgegengetreten war. Denn je mehr in der letzten Zeit 
die Sympathie des Volks der Frankfurter National-Ver⸗ 
ſammlung ſich entzogen und beſonders der preußiſchen zu⸗ 
gewandt hatte, je ſichtbarer eine gewiſſe Rivalität zwiſchen 
beiden eingetreten war, um ſo weniger ſah man die Demüthi⸗ 
gung der preußiſchen National⸗Verſammlung als einen be⸗ 
ſondern Nachtheil für die Geſtaltung der allgemeinen deut⸗ 
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ſchen Verhältniſſe an, in der man nun um ſo unbehin⸗ 
derter glaubte den eignen Weg gehen zu können. 

Aber wenn wir es auch nicht leugnen und nicht billi⸗ 
gen können, daß beſonders von der Linken der preußi⸗ 
ſchen National⸗Verſammlung nicht ſelten Anträge geſtellt 
wurden, die, wie der Jacobyſche über die Wahl des 
Reichsverweſers, der D'Eſter-Waldeckſche über die Gültig⸗ 
keit der Reichsgeſetze, der Waldeckſche über die Unterſtützung 
Wiens und der Philippsſche über die Rechte der Provinz 
Poſen, das Souverainitätsrecht der deutſchen Natlonal⸗Ver⸗ 
ſammlung in Zweifel ſtellten, und daher ihre Machtvoll⸗ 
kommenheit erſchüttern mußten, ſo durften doch dieſe verein⸗ 
zelten Erſcheinungen jene allgemeine Vertretung des deut⸗ 
ſchen Volks nicht verkennen laſſen, daß ihre eigene Wirk⸗ 
ſamkeit von dem Moment an eine bedeutungsloſe fein müſſe, 
in dem es den Einzelregierungen gelungen war, dem Willen 
des Volks und feiner Vertreter ſich mit Erfolg entgegenzu⸗ 
ſtellen. Dies ſchien aber die deutſche Nationalverſammlung 
nicht zu erkennen, da ſie, ohne den kräftigſten und rechtzeiti⸗ 
gen Widerſtand zu leiſten, die Wiener Revolution durch öſtrei⸗ 
chiſche und ſlaviſche Kriegsheere unterdrücken, und es dahin 
kommen ließ, daß ein Abgeordneter der deutſchen National⸗ 
verſammlung, Robert Blum, durch Windiſchgrätz er⸗ 
ſchoſſen wurde. Und ſie hat ihre Stellung nnd ihre Pflich⸗ 
ten in noch höherem Maaße verkannt, als ſie es ferner ge⸗ 
ſchehen ließ, daß in Preußen die bekannten Maaßregeln er⸗ 
griffen wurden, durch welche die Revolution in ihren Grund⸗ 
lagen erſchüttert werden mußte. 

Nachträglich freilich verſuchte ſie ſich zu ermannen; 
nachträglich faßte ſie Beſchlüſſe, durch welche ſie alles Ge⸗ 
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ſchehene wieder gut zu machen glaubte. Denn auch den Re⸗ 
gierungen gegenüber befand ſie ſich in dem ſonderbaren Wahn, 
zu glauben, daß ohne Weiteres mit ihren Beſchlüſſen auch 
die Ausführung derſelben geſichert wäre. So wurde am 
3. November in Bezug auf die öſtreichiſchen Wirren von der 
Frankfurter Nationalverſammlung beſchloſſen: „daß die 
Reichsregierung das Anſehen und die Anerkennung der deut⸗ 
ſchen Centralgewalt überall zur vollen Geltung zu bringen, 
die Intereſſen Deutſchlands in Oeſtreich überall zu ſchützen 
und ihren vollen Einfluß aufzubieten habe, um die fernere 
Entwicklung der öſtreichiſchen Wirren auf unblutigem und 
friedlichem Wege herbeizuführen, in jedem Falle aber die in 
den Monaten März und Mai dem öſtreichiſchen Volke zu⸗ 
geſtandenen Rechte und Freiheiten gegen alle Angriffe in 
Schutz zu nehmen.“ Es wurde gefordert, daß zu dieſem 
Zweck ſofort ein neuer Reichs kommiſſar mit ausreichen⸗ 
der Vollmacht nach Wien entſendet werde; und Schmerling 
ernannte auch bereitwillig einen ſolchen in dem Fürſten von 
Leiningen. Aber wir haben niemals gehört, daß der Fürſt 
von Leiningen als Reichskommiſſarius nach Wien gekommen 
wäre, daß er die Rechte und Freiheiten des öſtreichiſchen 
Volks geſchützt, die Intereſſen Deutſchlands und das An⸗ 
ſehen der Centralgewalt in Oeſtreich gewahrt hätte. Die 
Nationalverſammlung aber glaubte mit dem Beſchluſſe das 
Ihrige gethan zu haben, und überließ das Uebrige den Re⸗ 
gierungen. 

Ein noch viel energiſcher Beſchluß wurde am 16. No⸗ 
vember gefaßt, als die Nachricht von der mörderiſchen Hin⸗ 
richtung Robert Blum's nach Frankfurt gelangt war. 
Die Entrüſtung der Nationalverſammlung war eine außer⸗ 
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ordentliche; ſie ſchleuderte der öſtreichiſchen Regierung einen 
energiſchen Proteſt entgegen und forderte, daß die mittelbar 
oder unmittelbar Schuldigen von der Centralgewalt ſofort 
zur Unterſuchung und zur Strafe gezogen würden. Wir 
haben ebenfalls nicht gehört, daß von der Centralgewalt 
Schritte geſchehen wären, um Windiſchgrätz, den unmittelba⸗ 
ren Urheber jener Hinrichtung, zur Unterſuchnng und zur 
Strafe zu ziehen. Die Nationalverſammlung aber hat ſich 
auch hierbei mit ihrem Beſchluſſe begnügt, und auf die Aus⸗ 
führung deſſelben ſtillſchweigend verzichtet. In ähnlicher 
Weiſe verſuchte ſie der preußiſchen Novemberregierung 
durch ihre Beſchlüſſe gegenüber zu treten. Freilich, ſo lange 
der Kampf zwiſchen Nationalverſammlung und Regierung 
noch unentſchieden war, nahm man ſich wohl in Acht, Etwas 
gegen dieſe zu beſchließen, denn die Regierung mußte vor 
Allem ſtark ſein, ihre Zwecke durchzuſetzen. Als aber die 
Nationalverſammlung geſprengt, der Belagerungszuſtand 
proklamirt, die Ruhe in jeder Weiſe geſichert war, da be⸗ 
ſchloß man am 14. November die preußiſche Regierung auf⸗ 
zufordern, „daß ſie die Verlegung der Nationalverſammlung 
zurücknehme, ſobald ausreichende Maßregeln getroffen ſeien, 
um die Würde und Freiheit der Verſammlung ſicher zu 
ſtellen“ und erachtete es zugleich für nothwendig, daß die Krone 
ſich mit einem Miniſterium umgebe, welches das Vertrauen 
des Volkes genieße und die Beſorgniſſe vor reaktionären 
Beſtrebungen und Beeinträchtigung der Volksfreiheiten zu be⸗ 
ſeitigen im Stande ſei. Ein ähnlicher Antrag wurde etwa 
8 Tage ſpäter wiederholt, aber zu gleicher Zeit die Steuer⸗ 
verweigerung als null und nichtig erklärt. Dieſe Beſchlüſſe 
wurden natürlich von der preußiſchen Regierung voll⸗ 
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kommen gleichgültig aufgenommen. Die Reichs kommiſſarien, 
die nach Berlin entſendet waren, wurden kaum gehört, und 
die Regierung hielt es nicht einmal der Mühe werth, ſie 
von ihren Beſchlüſſen und Abſichten in Kenntniß zu ſetzen, 
ſo daß ſie die Verfaſſung vom 5. Dezember aus den Zei⸗ 
tungen kennen lernten, obgleich ſie noch am Abend vorher 
mit dem Miniſterium verhandelt hatten. Die deutſche Na⸗ 
tionalverſammlung zu Frankfurt ſchien aber deſſen ungeach—⸗ 
tet nicht zu erkennen, daß ſie bereits zu einem Schatten⸗ 
daſein herabgeſunken war, dem keine Bedeutung und keine 
Macht mehr innewohnte 

Nachdem nun durch die erfolgreiche Thätigkeit der Re⸗ 
gierungen die äußere Ruhe hergeſtellt, die Beſorgniß vor 
der vielgefürchteten Anarchie beſeitigt war, glaubte die Na⸗ 
tionalverſammlung nun ihre Thätigkeit ungeſtört auf die 
Neugeſtaltung Deutſchlands durch Begründung des Ver— 
faſſungswerkes wenden zu können, indem ſie auch hier ſich 
dem Wahne hingab, ſie dürfe nur Beſchlüſſe faſſen, die mit 
Majorität gefaßten Beſchlüſſe proklamiren, und das Werk 
der Neugeſtaltung Deutſchlands ſei vollendet. Sie ahnte 
nicht, daß man ſie nur Beſchlüſſe faſſen ließ, um den Ver⸗ 
trauenden noch eine Hoffnung zu gewähren, und dieſe gegen 
die geſtürzte Volkspartei zu benutzen, bis man ſtark genug 
ſein würde, ſich auch ihrer zu entledigen, und das vollendete 
Verfaſſungswerk dann ohne Weiteres zu beſeitigen 

Mit außerordentlicher Kraftanſtrengung, mit einem un⸗ 
gewöhnlichen Aufwande von Rednerkunſt und politiſcher 
Wiſſenſchaft hatte die Nationalverſammlung bereits die deut⸗ 
ſchen Grundrechte in der erſten Berathung vollendet. In 
den November⸗ und Dezembertagen fand die zweite Be⸗ 
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rathung derſelben ſtatt, und am 21. Dezember wurden ſie 
definitiv angenommen. Mit großer Entſchiedenheit hatte 
die Nationalverſammlung den Antrag zurückgewieſen, daß 
man dieſe Grundrechte, bevor ſie proklamirt würden, den Re⸗ 
gierungen zu ihrer Beurtheilung vorlegen möge. Denn ſie 
wankte und ſchwankte nicht in der Ueberzeugung, daß ſie 
eine ſouveräne Verſammlung, daß ihre Beſchlüſſe für die 
ganze deutſche Nation Geſetz ſeien. Gagern hatte dies 
verkündigt, als er die Nationalverſammlung eröffnete, und 
in der That am 28. Dezember wurden die Grundrechte ohne 
Weiteres als Grundgeſetz des geſammten deutſchen Volkes 
in dem Reichsgeſetzblatte proklamirt, und nach dem Geſetz 
vom 28. September hatte jedes im Reichsgeſetzblatt prokla⸗ 
mirte Geſetz eo ipso in allen einzelnen Staaten Deutſchlands 
Geſetzeskraft. Dieſe Grundrechte, die vielleicht in der Ge⸗ 
ſchichte Deutſchlands noch einmal eine Rolle zu ſpielen be⸗ 
ſtimmt ſind, geben durch ihren Inhalt den Beweis, daß die 
Verſammlung zu Frankfurt in der Theorie dem angebornen 
Freiheitsrecht des Individuums feine volle Geltung ge⸗ 
währte, während ſie den thatſächlichen momentanen Freiheits⸗ 
beſtrebungen des Volkes überall hemmend entgegentrat. Die 
Grundrechte vom 28. Dezember ſichern ebenſo ſehr die Frei⸗ 
heit jedes Einzelnen, wie die Verfaſſung vom 28. März die 
Einheit und die Selbſtbeſtimmung der Nation ſicherte. Und 
die einfache Proklamirung dieſer Grundrechte, im guten 
Glauben, daß durch dieſelbe das Recht jedes Deutſchen nun 
unwiderruflich gefichert ſei, zeugt von dem ſorgloſen Ver⸗ 
trauen, das die Nationalverſammlung noch immer zu ihrer 
eignen Machtvollkommenheit und zu dem guten Willen der 
Regierungen hegte. Aber dieſe Grundrechte ſind zwar in 
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den kleinern Staaten bis zu Württemberg hinauf, als Landes⸗ 
geſetz proklamirt worden, aber auch da niemals zur wirkli⸗ 
chen Geltung gekommen. Die Regierungen der größeren 
Staaten aber haben unter allerlei Vorwänden dieſe Grund⸗ 
rechte niemals proklamirt, es iſt auch der Gedanke nicht ge⸗ 
faßt worden, daß ſie deſſen ungeachtet in ihrem Gebiet Gil⸗ 
tigkeit haben ſollten, weil ſie von der Nationalverſammlung 
und der Centralgewalt als allgemeine deutſche Geſetze ver⸗ 
kündigt waren. Gegenwärtig ſcheinen dieſelben in ganz 
Deutſchland vergeſſen; doch wir geben die Hoffnung nicht 
auf, daß ſie noch einmal zu einem lebenskräftigen Daſein 
erſtehen werden. 5 

So war die Frankfurter Nationalverſammlung in ihrer 
iſolirten Stellung in einem gewiſſen Rauſche darüber befan⸗ 
gen, was ſie konnte, was ſie ſollte und durfte. Endlich ſollte 
aber die Zeit kommen, wo ſie aus dieſem Wahn auf eine 
etwas unſanfte Weiſe aufgerüttelt wurde. Acht Monate 
waren mit der Bildung der Centralgewalt, mit der Berathung 
über die Grundrechte u. ſ. w. vergangen. Endlich am 
20. Oktober war die Nationalverſammlung dahin gelangt, 
die Berathung über die deutſche Verfaſſung und die Ge- 
ſtaltung des neu zu bildenden deutſchen Reiches zu beginnen. 
Die Vorberathungen, die darüber ſtattgefunden, waren in 
der That auf eine ſehr gründliche und gelehrte Weiſe ge- 
führt worden. Es war von der Theorie ein vollſtändiges 
Gebäude aufgerichtet, das, wenn es mit ſtarker Hand aufge⸗ 
führt worden wäre, in Wahrheit geeignet war, ein ſtarkes, 
in ſich einiges und abgeſchloſſenes Deutſchland in ſich zu 
faſſen. Aber wie geſagt, die Mittel waren nicht vorhanden, 
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um das zur That zu machen, was man in Paragraphen 
neben einander zu ſtellen, wohl verſtanden hatte. 

Gleich die erſten beiden Beſtimmungen gaben Zeugniß 
dafür, daß in der Theorie die Nationalverſammlung feſt 
entſchloſſen war, ein ſtarkes und mächtiges, beſonders aber 
ein in ſich einiges und geſchloſſenes deutſches Reich zu grün⸗ 
den. Es wurde nämlich in dem erſten und zweiten Para⸗ 
graphen über den Umfang und die Geſtaltung des Reiches 
feſtgeſtellt: 

„Kein Theil Deutſchlands darf mit nichtdeutſchen Lan⸗ 
„den zu einem Staate vereinigt ſein. Hat ein deutſches 
„Land mit einem nichtdeutſchen Lande daſſelbe Staats⸗ 
„oberhaupt, ſo iſt das Verhältniß zwiſchen beiden Ländern 
„nach den Grundſätzen der reinen Perſonalunion zu 
„ordnen. 5 

Das war einer der durchgreifendſten Beſchlüſſe für die 
zukünftige Geſtaltung Deutſchlands. Deutſchland; denn der 
deutſche Bund hatte bisher an dem Uebelſtand gelitten, daß 
der bedeutendſte und umfangreichſte Staat deſſelben, Oeſt⸗ 
reich, nur mit dem kleinſten Theile deutſch war und zu 
Deutſchland gehörte, daß dieſer aber ſeine ganze, außerhalb 
Deutſchlands ruhende Macht und ſeine großentheils undeut⸗ 
ſchen Intereſſen in Deutſchland geltend machte. Wenn aber 
das neuzubegründende deutſche Reich eine ſtarke, in ſich feſte 
Einheit bilden ſollte, ſo mußte dahin gewirkt werden, daß 
es vollkommen ſelbſtſtändig, und ohne irgend einen mitwir⸗ 
kenden Einfluß von Außen ſich geſtalten und entwickeln konnte. 

Dieſer Beſchluß war alſo weſentlich gegen Oeſtreich 
gerichtet. Und wenn derſelbe zur Geltung kam, mußte dies 
ſich in der Nothwendigkeit ſehen, entweder ſeinen Hauptſitz in 
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Deutſchland zu behalten und die übrigen ihm angehörigen 
Staatsgebiete nur als mit der Kaiſerlichen Familie verbun⸗ 
dene, aber nicht mit dem Staate vereinte Glieder anzuſe⸗ 
hen, oder es mußte umgekehrt den Schwerpunkt des Staa⸗ 
tes in die außer⸗deutſchen Länder verlegen, und für die 
deutſchen Provinzen nur dieſe loſe Verbindung der Perſo⸗ 
nalunion begründen, während ſie in dem deutſchen Central⸗ 
ſtaat den eigentlichen Mittelpunkt ihres politiſchen Daſeins 
finden ſollten. Der genannte Verfaſſungsparagraph wurde 
angenommen, obwohl Gagern ſelbſt ſchon damals gegen 
denſelben aufgetreten war, und einen beſonderen Zuſatz 
in Bezug auf die Verhältniſſe Oeſtreichs beantragt hatte, 
welcher Oeſtreich gewiſſermaßen von der politiſcher Einheit 
Deutſchlands auszuſchließen und mit ſeinem Geſammtſtaat 
in ein volksrechtliches Verhältniß zu dem neuen deutſchen 
Reich zu bringen beſtimmt war. Am 27. Oktober war die⸗ 
ſer wichtige Beſchluß gefaßt worden, und Oeſtreich befand 
ſich damals nicht in der Lage demſelben gegenüber treten 
zu können. Die öſtreichiſche Regierung hatte aber von der 
früheſten Zeit an ihre Stellung der Nationalverſammlung 
gegenüber mit Beſtimmtheit genommen, und bereits am 
17. April erklärt, daß ſie alle Beſchlüſſe, welche die Natio⸗ 
nalverſammlung faſſen würde, ohne ihre Zuſtimmung für 
Oeſtreich nicht als bindend erachte. Sie hatte dieſe Stellung 
auch ſpäter nicht aufgegeben, und es war wahrlich kein Grund 
vorhanden, zu glauben, daß ſie ſich dieſer Beſtimmung einer 
zukünftigen deutſchen Reichsverfaſſung freiwillig fügen werde. 
Aber die Nationalverſammlung war einmal in dem guten 
Glauben, es bedürfe nur ihrer Beſchlüſſe, um auch ihrer 
Verwirklichung gewiß zu ſein. Und ſo ſorglos gab ſie ſich 
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dieſem täuſchenden Wahne hin, daß ſie es nicht einmal für 
nöthig erachtete, gegen dieſe Erklärung der öſtreichiſchen Re⸗ 
gierung, die ſo offenbar ihrer ganzen Aufgabe Gefahr drohte, 
rechtzeitig irgend eine Maßregel zu ergreifen, oder auch 
nur die Mitwirkung der öſtreichiſchen Deputirten an dem 
Verfaſſungswerk von der Zurücknahme jener Erklärung ab⸗ 
hängig zu machen. 

Als aber die öſtreichiſche Regierung nach Beſiegung 
der Wiener Revolution ſich wieder zur Macht gekommen ſah, 
oder gekommen glaubte, als Kaiſer Ferdinand die Krone 
niedergelegt, und ſie dem, wie es ſchien zu kräftigerem Han⸗ 
deln entſchloſſenen Franz Joſeph übertragen, und dieſer das 
entſchieden unitariſche Miniſterium Schwarzenberg-Bach 
an die Spitze der Staatsgeſchäfte berufen hatte, ſo ſchien 
es in Wien Zeit, auch der Nationalverſammlung zu Frank⸗ 
furt einen Beweis davon zu geben, daß man in Oeſtreich 
keinesweges geſonnen ſei, ſich in dieſer Weiſe Geſetze vor— 
ſchreiben zu laſſen, die der einheitlichen Exiſtenz des öſtrei⸗ 
chiſchen Staates Gefahr drohten. Ein ſehr beſtimmter Be- 
weis von dieſem Beſchluß Oeſtreichs, ſeine volle Selbſtſtän⸗ 
digkeit, der deutſchen Nationalverſammlung und ihren Be⸗ 
ſchlüſſen gegenüber, zu wahren, wurde in dem bekannten Pro⸗ 
gramm des Schwarzenbergeſchen Miniſteriums, gegeben, 
welches am 27. November der zu Kremſier verſammelten 
öſtreichiſchen Nationalverſammlung vorgelegt wurde. 

Der Schluß dieſes Programms, welches von der höch⸗ 
ſten Wichtigkeit für die weitere Entwicklung Deutſchlands 
wurde, lautete folgendermaßen: 

„Das große Werk, welches uns im Einverſtändniß mit 
den Völkern obliegt, iſt die Begründung eines neuen Bun⸗ 


des, der alle Lande und Stämme der Monarchie zu einem 
großen Staatskörper vereinigen ſoll. Dieſer Standpunkt 
zeigt zugleich den Weg, welchen das Miniſterium in der 
deutſchen Frage verfolgen wird. Nicht in dem Zerreißen 
der Monarchie liegt die Größe, nicht in ihrer Schwächung 
die Kräftigung Deutſchlands. Oeſtreichs Fortbeſtand in 
ſtaatlicher Einheit iſt ein deutſches, wie ein europäiſches 
Bedürfniß. Von dieſer Ueberzeugung durchdrungen, ſehen 
wir der natürlichen Entwicklung des noch nicht vollende⸗ 
ten Umgeſtaltungsprozeſſes entgegen. Erſt wenn das ver⸗ 
jüngte Oeſtreich und das verjüngte Deutſchland zu neuen 
und feſten Formen gelangt ſind, wird es möglich ſein, 
ihre gegenſeitigen Beziehungen ſtaatlich zu beſtimmen. 
Bis dahin wird Oeſtreich fortfahren, ſeine Bundespflich⸗ 
ten treulich zu erfüllen. In allen äußeren Beziehungen 
des Reichs werden wir die Würde und die Intereſſen 
Oeſtreichs zu wahren wiſſen, um keinen beirrenden Ein⸗ 
fluß von Außen auf die unabhängige Geſtaltung unſerer 
inneren Verhältniſſe zuzulaſſen.“ 

Mit dieſem Progamm hatte die öſtreichiſche Regierung 
die Bahn genau bezeichnet, die ſie ſeitdem mit anerkennens⸗ 
werther Conſequenz in der deutſchen Frage eingehalten hat. 
Die Aufgabe derſelben war von nun an, vor Allem eine 
ſtarke Einheit des öſtreichiſchen Staatsganzen zu ſchaffen. 
Alle Kraft wurde dahin gerichtet, die Sonderſtellung, die 
Selbſtändigkeit der einzelnen Provinzen und Kronländer 
Oeſtreichs zu beſchränken, und ſie vielmehr alle zu Gliedern 
eines großen eng mit einander verbundenen Ganzen zu ver⸗ 
ſchmelzen; und das war offenbar der abſolute Gegenſatz 
deſſen, was die Frankfurter Nationalverſammlung in Bezug 
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auf das Verhältniß Oeſtreichs zur künftigen Geſtaltung 
Deutſchlands beſchloſſen hatte. Die öſtreichiſche Regie— 
rung glaubte daher mit voller Entſchiedenheit den Abſichten 1 
derſelben entgegentreten zu müſſen, und es konnte über ihre 
Abſichten kein Zweifel mehr obwalten, als ſie erklärte, ſie 
werde keinen beirrenden Einfluß von Außen auf die unab- 
hängige Geſtaltung der inneren Verhältniſſe Oeſtreichs zu— 
laſſen. Eine fernere Beſtätigung dieſer feindſeligen Stellung 
Oeſtreichs gegen die Nationalverſammlung mußte in der 
Verweigerung der dortigen Regierung erkannt werden, die 
ausgeſchriebenen Beiträge zur Reichsmarine zu zahlen und 
die als Reichsgeſetz verkündete deutſche Wechſelordnung für 
Oeſtreich anzuerkennen. 

Der Konflikt zwiſchen der Nationalverſammlung und 
einem der mächtigſten deutſchen Staaten lag offen am Tage; 
die ſouveraine Machtvollkommenheit der allgemeinen deutſchen 
Volksvertretung, über die künftige Geſtaltung Deutſchlands 
zu entſcheiden, war von Oeſtreich offenbar verläugnet worden. 
Die Regierung eines Einzelſtaates nahm für ihr Theil das 
Recht der letzten Entſcheidung in Anſpruch, und das ganze 
Verfaſſungswerk, wie es aus den Berathungen der Natio⸗ 
nalverſammlung hervorgehen ſollte, war in Frage geſtellt. 

In der Nationalverſammlung erkannte man endlich die 
drohende Gefahr; in den Parteiverſammlungen entſtand ſo⸗ 
fort eine höchſt eigenthümliche Bewegung, die auf eine be⸗ 
deutende Kriſis innerhalb der Verſammlung hindeutete. 
Römer, der Miniſterpräſident in Stuttgart, ſtellte am 12. 
Dezember an den Präſidenten des Reichsminiſteriums die 
Frage, wie er ſich denn dem Programm von Kremſier gegen⸗ 
über verhalten wolle, und Schmerling, der ſich zum erſten 
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Male von der Nothwendigkeit überraſcht ſah, zwiſchen Oeſtreich 
und Deutſchland zu wählen, wußte im Augenblick keine beſtimmte 
Erklärung abzugeben. In den Parteiverſammlungen des 
Centrums, an deſſen Spitze Gagern ſtand, wurde die ernſte 
Frage aufgeworfen, welche Stellung die Nationalverſammlung, 
Angeſichts dieſes Progamms, gegen die öſtreichiſche Regie- 
rung einzunehmen habe, und ob Oeſtreich bei der Aufrecht⸗ 
haltung deſſelben überhaupt ein Glied des neu zu geſtaltenden 
Deutſchlands werden könne. Es wurde zu gleicher Zeit 
der Zweifel angeregt, ob es wohl ſtatthaft ſei, daß, während 
man öſtreichiſche und deutſche Intereſſen ſo entſchieden gegen⸗ 
über ſtelle, die deutſche Central-Regierung nicht nur durch 
einen Oeſtreichiſchen Prinzen vertreten, ſondern auch durch 
einen Oeſtreichiſchen Miniſterpräſidenten geleitet werde. 
Schmerling hatte, wie jene Partei meinte, durch Unterdrückung 
der Anarchie ſich um Deutſchland unendliche Verdienſte er⸗ 
worben, aber jetzt, wo es galt, die Neugeſtaltung Deutſchlands 
ins Leben zu rufen, unbekümmert um die Sonderintereſſen 
Oeſtreichs und wenn es ſein mußte, im offenen Kampf gegen 
die Tendenzen ſeiner Regierung, jetzt konnte man einen 
öſtreichiſchen Miniſter⸗-Präſidenten nicht länger an der Spitze 
Deutſchlands fehen. 

Die Centrumspartei, welche die Majorität bildete, agirte 
daher von jetzt ab entſchieden dafür, endlich ihren Meiſter 
und Herrn, Heinrich v. Gagern, von dem Präſidium der 
Nationalverſammlung auf den Präſidentenſtuhl des Reichs⸗ 
miniſteriums zu erheben. Schmerling erkannte die Schwie⸗ 
rigkeit ſeiner Lage, da er das Programm von Kremſier als 
Oeſtreicher nicht verleugnen, als Reichsminiſter nicht aner⸗ 
kennen konnte. Er hoffte Zeit, und damit Alles für Oeſtreich 
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zu gewinnen, wenn es gelang, die Nationalverſammlung zu 
Unterhandlungen mit der öſtreichiſchen Regierung zu bewe⸗ 
gen; durfte aber nicht hoffen, daß man ihm die unmittel⸗ 
bare Leitung dieſer Verhandlungen anvertrauen werde, 
und machte daher den Verſuch, Gagern als Minifter der 
Auswärtigen in ſein Miniſterium zu ziehen, und dieſem, 
natürlich unter ſeinen Einfluß, die Leitung der gewünſchten 
Verhandlungen zu übertragen. Indeſſen ſo verblendet waren 
ſelbſt dieſe immer vertrauenden Mitglieder der Centrums⸗ 
partei nicht, daß ſie nicht jetzt endlich die Intriguen zu 
durchſchauen begannen, mit welchen Schmerling ſeit dem Be⸗ 
ginn ſeiner Wirkſamkeit die Intereſſen Oeſtreichs überall 
vorangeſtellt hatte; und daher ſah ſich dieſer genöthigt, das 
Miniſterium freiwillig niederzulegen, ohne daß eine Abſtim⸗ 
mung in der Nationalverſammlung ihn dazu veranlaßt hätte. 
Die übrigen Miniſter folgten ihrem Präſidenten. 

Am 16. wurde an ſeine Stelle Gagern zum Präſi⸗ 
denten des Reichsminiſteriums erhoben, und ſomit ſchien für 
die Wirkſamkeit der Nationalverſammlung eine neue Epoche 
zu beginnen. Eins der Mitglieder ihrer Centrumspartei 
ſagt ſtolz und befriedigt: Es war unſerer Partei bis jetzt 
gelungen, die Anarchie niederzuhalten; es galt nun den Kampf 
mit diplomatiſchen Unterhandlungen.“ Wir würden das 
anders ausdrücken: Nachdem es der Nationalverſammlung 
gelungen war, die Kraft der Revolution und des Volks 
zu brechen, verſuchte ſie es vergebens ſich gegen die Diplo⸗ 
matie zu richten, der ſie ſehr bald unterliegen mußte. 

Gagern trat ins Miniſterium und am 18. Dezember 
legte er ein Programm vor, mit welchem er nun, den öſtrei⸗ 
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chiſchen Wirren gegenüber, die Leitung der deutſchen Ange— 
legenheiten zu übernehmen gedachte. Die Idee, welche Gagern 
jetzt in Bezug auf Oeſtreich zu verfolgen beabſichtigte, war die⸗ 
ſelbe, die er bei Beſchlußnahme über die erwähnten SS. 1 u. 2 
der Verfaſſung dargelegt hatte. Sein Gedanke war von 
Anbeginn der geweſen, es könne Oeſtreich, vermöge ſeiner 
eigenthümlichen Geſtaltung, unmöglich in gleicher Weiſe wie 
die übrigen deutſchen Staaten als ein organiſches Glied 
in den einheitlichen deutſchen Bundesſtaat eintreten; es müſſe 
vielmehr ein beſonderes Verhältniß zu dieſem neu geſtalte⸗ 
ten Deutſchland eingehen, und dieſer daher zunächſt nur durch 
die übrigen Glieder Deutſchlands dargeſtellt werden. Es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß an der Spitze dieſes Bundes- 
ſtaates, nach Ausſchluß Oeſtreich, nur Preußen treten ſollte. 
Das war Gagerns Abſicht von Anbeginn; aber er wollte 
Oeſtreich nicht ausgeſchloſſen ſehen, in dem Sinne, daß die 
Verbindung dieſes Reiches mit Deutſchland ganz aufhöre, 
ſondern er wollte vielmehr ein engeres ſtaatenbündliches 
Verhältniß zwiſchen dem Geſammtſtaate Oeſtreich und dem 
nun freilich kleineren deutſchen Geſammtſtaate begründen, 
und auf dieſe Weiſe die beiden einheitlich geſtalteten Bun⸗ 
desſtaaten, Deutſchland und Oeſtreich, zu einem mächtigen, 
mitteleuropäiſchen Staatenbund verbinden. 

Das war das Programm Gagerns vom 18. Dezem⸗ 
ber, aus dem wir ſeiner hohen Wichtigkeit wegen, die es für 
die fernere Entwicklung des deutſchen Verfaſſungswerks ge⸗ 
wonnen hat, den wichtigſten Paſſus wörtlich wiedergeben: 

1) Bei der Natur der Verbindung Oeſtreichs mit außer⸗ 
deutſchen Länder beſchränkt ſich für jetzt und während des 
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Proviſoriums die Pflicht der Reichsgewalt darauf, das bes 
ſtehende Bundesverhältniß Oeſtreichs zu Deutſchland im 
Allgemeinen zu erhalten. Es iſt aber das Sonderverhält⸗ 
niß Oeſtreichs anzuerkennen, wonach es anſpricht, in den zu 
errichtenden deutſchen Bundesſtaat unter Bedingungen, welche 
die ſtaatliche Verbindung der deutſchen mit den nichtdeutſchen 
öſtreichiſchen Bundestheilen alteriren, nicht einzutreten. 

2. Oeſtreich wird alſo nach den bis jetzt durch die 
Nationalverſammlung gefaßten Beſchlüſſen, wodurch die Na⸗ 
tur des Bundesſtaats beſtimmt worden iſt, als in den zu 
errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht eintretend zu be⸗ 
trachten ſein. 

3. Oeſtreichs Unionsverhältnitz zu Deutſchland mittelſt 
einer beſondern Unionsakte zu ordnen, und darin alle die 
verwandſchaftlichen, geiſtigen, politiſchen und materiellen Be⸗ 
dürfniſſe nach Möglichkeit zu befriedigen, welche Deutſchland 
und Oeſtreich von jeher verbunden haben und in geſteigertem 
Maße verbinden können, bleibt der nächſten Zukunft vor⸗ 
behalten. 

4. Da Oeſtreich zu dem von der proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt repräſentirten Deutſchland zwar in einem unauflös⸗ 
lichen Bunde ſteht, in den Bundesſtaat aber nicht eintritt, 
ſo iſt die Verſtändigung über alle gegenſeitigen ſowohl be⸗ 
reits beſtehenden als künftigen Bundespflichten und Rechte 
auf geſandtſchaftlichem Wege einzuleiten und zu unterhalten. 

5. Die Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaats, deren 
beſchleunigte Beendigung zwar im beiderſeitigen Intereſſe 
liegt, kann jedoch nicht Gegenſtand der Unterhandlung mit 
Oeſtreich ſein. 

Dieſes Programm, das auch noch dadurch eine beſon⸗ 
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dere Bedeutung gewonnen hat, daß es zugleich das Programm 
der preußiſchen Regierung war und in gewiſſem Sinne wenn 
auch mit verändertem Ausgangspunkte auch an den Unions⸗ 
beſtrebungen derſelben feſtgehalten wurde, ward nach einem 
ernſten Kampfe der Linken gegen daſſelbe in der National⸗ 
verſammlung angenommen. Es iſt nicht durchgeführt worden, 
ja es ſcheint in dieſem Augenblick (13. November 1850) 
faſt als ob das grade Gegentheil deſſelben, das Ausſchließen 
Preußens und die Aufnahme Geſammtöſtreichs, mehr Aus⸗ 
ſicht auf ſeine Verwirklichung hätte. Aber weil das Programm 
auch noch gegenwärtig das Ideal einer großen deutſchen Partei 
iſt, mag es uns geſtattet ſein einen Blick auf die Bedeutung 
deſſelben zu werfen. Wir wenigſtens müſſen es bezweifeln 
ob ſeine Ausführung zum Heil und Glück Deutſchlands und 
der deutſchen Nation hätte führen können; vielmehr war mit 
demſelben ſchon damals nothwendiger Weiſe die Saat der 
Zwietracht und der Zerriſſenheit in die deutſche Nationalver⸗ 
ſammlung und in die fernere Entwickelung des Verfaſſungs⸗ 
werkes und der Neugeſtaltung Deutſchlands hineingeworfen, 
denn es konnte in Wahrheit Niemand durch daſſelbe be⸗ 
friedigt ſein. ö 

Die urſprüngliche Forderung der deutſchen Revolution 
von 1848 war, alle Deutſchen, ſämmtliche Gebiete des deut⸗ 
ſchen Staates, alle Glieder der deutſchen Nation zu einer 
ſtarken und kräftigen Einheit zu verbinden, die politiſche 
Freiheit und die nationale Selbſtſtändigkeit Deutſchlands zu 
begründen und ihm nach Außen die Macht wiederzugeben 
die einer Nation von 40 Millionen gebührt. Konnte dieſe 
Forderung der Revolution ſich erfüllen wenn aus der Mitte 
dieſer deutſchen Nation, man kann ſagen, aus dem Herzen 
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derſelben, ein ſo bedeutendes Glied von mehr als 10 Millionen 
vollſtändig und in der Weiſe herausgeriſſen wurde? daß dieſe 
nicht nur von der Einheit mit dem übrigen Deutſchland gelöſt, 
ſondern zugleich der Einheit mit nichtdeutſchen Staaten und 
Stämmen preis gegeben wurden? Konnte dieſer Verluſt, 
den die deutſche Nation durch eine ſolche Theilung Deutſch⸗ 
lands erleiden mußte, dadurch erſetzt werden, daß dieſes 
halbe und zerriſſene Deutſchland nun zu dieſem ganzen und 
einigen Oeſtreich in ein engeres Bundes⸗Verhältniß trat? 
Es war dadurck keinesweges das deutſche Gebiet und die 
deutſche Bevölkerung Oeſtreichs davor geſichert, daß ſie den 
außerdeutſchen Intereſſen unterliegen müßten, wie ja ſchon 
in der Nationalverſammlung zu Wien und Kremſier ſichere 
Ausſicht dazu vorhanden war. Man gab alſo, um Oeſtreichs 
Einheit zu retten, die Einheit Deutſchlands, um ſich der 
Oeſtreichiſchen Regierung zu fügen, 10 Millionen Deutſche 
als Preis dahin. 

Man that aber mehr. Man kann aus Deutſchland 
dieſe 10 Millionen Deutſche nicht herausreißen, ohne das 
Verhältniß der übrigen Glieder Deutſchlands zu einander 
weſentlich zu alteriren. Man ſchuf ein künſtliches und unna⸗ 
türliches Uebergewicht des deutſchen Nordens über den deut⸗ 
ſchen Süden, denn die öſtreichiſche deutſche Bevölkerung 
bildet den bedeutendſten Theil der ſüddeutſchen Stämme. 
Die organiſche Einheit der deutſchen Nation kann und ſoll 
gegenwärtig nicht dadurch geſchaffen werden, daß ein ein⸗ 
ziges politiſches oder nationales ja ſelbſt religibſes Element 
zum abſolut herrſchenden erhoben wird, ſondern das eben 
muß die Bedeutung an der Theilnahme der geſammten Na⸗ 
tion, an der Geſtaltung ihres politiſchen Lebens ſein, daß 
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die für Deutſchland ſo bedeutungsvolle Mannigfaltigkeit 
ſeiner Elemente zur vollen und naturgemäßen Geltung kommt. 
Die Beſorgniß vor einem übermächtigen und erdrückenden 
Einfluß des Nordens und beſonders Preußens machte ſich 
daher an den ſüddeutſchen Staaten nicht nur bei den Re⸗ 
gierungen ſondern auch bei einem einflußreichen Theil des 
Volkes geltend, und rief die wie es ſchien ſo glücklich be⸗ 
ſeitigte Eiferſucht der verſchiedenen Stämme wieder wach. 
Die Regierungen wie die bairiſche fanden in dieſer Stim⸗ 
mung der Bevölkerung eine treffliche Stütze, um ihrem 
Widerſtreben gegen die Einheitsbeſtrebungen der deutſchen 
Nationalverſammlung die ihrer Souveränität Gefahr drohte 
einen populären Schein zu geben, und die bairiſche Regie⸗ 
rung entblödete ſich nicht durch ihren Geſandten in London 
bei der engliſchen Regierung gegen die Errichtung eines 
preußiſchen Erbkaiſerthums Proteſt einzulegen. So war 
Zwieſpalt und Zerriſſenheit in das deutſche Volk und ebenſo 
auch in die deutſche Nationalverſammlung hinein geworfen und 
dieſe nahm nun eine andere weſentlich veränderte Geſtalt 
an, indem die Parteien und Fraktionen derſelben ſich gegen⸗ 
wärtig nicht mehr allein nach der Gleichartigkeit und Ver⸗ 
ſchiedenheit ihrer allgemeinen politiſchen Grundſätze, ſondern 
auch nach Maßgabe der beſondern Stammes⸗ und Staaten⸗ 
intereſſen gruppirten denen die Einzelnen angehörten. 

Es bildete ſich zunächſt eine ſogenannte Oeſtreichiſch⸗ 
Bairiſche Fraktion, die, obwohl in ihren Mitgliedern den 
Konſervativen angehörig, ſich doch jetzt in entſchiedenen Ge⸗ 
genſatz zu dieſer Partei ſtellte und ſich mit der Linken in 
Verbindung zu ſetzen ſuchte, um die Pläne der Konſerva⸗ 
tiven, des rechten Centrums zu durchkreuzen und die Durch⸗ 
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führung des Gagernſchen Programms unmöglich zu machen. 
Es entſtand hieraus eine Schwankung in der Majorität, 
wodurch dieſe kleine etwa 40 Perſonen zählende Partei, mit 
Schmerling an ihrer Spitze, eine fortwährende Unſicherheit 
in der Nationalverſammlung hervorrief. 

Daher wurde Gagerns Programm von der deutſchen 
Nationalverſammlung nur mit einer geringen Majorität an⸗ 
genommen, und ſchon die Wahl des nächſten Präſidenten 
der Nationalverſammlung gab den Beweis, daß die bisher 
ſo ſtarke und zuverſichtliche Majorität vollkommen erſchüttert 
war. Simſon, der Kandidat der Kaſino-Partei, wurde erſt 
nach dreimaligem Skrutinium und auch da mit äußerſt ge⸗ 
ringer Majorität zum Präſidenten erwählt. Dieſe Parteige⸗ 
ſtaltung der Nationalverſammlung mußte zugleich den Einfluß 
der einzelnen Regierungen auf dieſelbe noch erhöhen; denn 
da man nun neben dem Geſammtintereſſe der Nation dem 
Partikularintereſſe der Einzelſtaaten einen immer größern 
Einfluß auf die Beſchlüſſe innerhalb der Nationalverſamm⸗ 
lung geſtattete, ſo meinten die Abgeordneten ſich in ſteter 
Verbindung mit ihren Regierungen erhalten zu müſſen und 
nahmen von dieſen gradezu Inſtruktionen an, die ſie über 
die etwa nach der einen oder der andern Seite hin zuläſ⸗ 
ſigen Conceſſionen belehrten. 

Als aber endlich in dieſer Weiſe die Berathungen 
vollendet waren, fand ſich, daß die Beſchlüſſe weſentlich aus 
Konceſſionen hervorgegangen waren, durch welche Niemand 
zu einer wirklichen Befriedigung gelangt war. 

Aber auch die äußere diplomatiſche Stellung ſollte bald 
drohender werden. Am 28. Dezember erſchien die Antwort 
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der öſtreichiſchen Regierung, die wir in ihren wichtigſten 
Momenten wörtlich wiedergeben: 


Antwort Oeſtreichs auf das Gagernſche 
Programm: 

„Es wird in Ihrem Programm von der Anſicht ausge⸗ 

gangen, als ſpreche Oeſtreich an, in den zu errichtenden deut⸗ 
ſchen Bundesſtaat nicht einzutreten, d. h. ſich von demſelben 
auszuſchließen. Die Darlegung der Politik des öſtreichiſchen 
Kabinets, wie ſie am 27. November zu Kremſier geſchehen 
iſt, hat jedoch ausdrücklich die Regelung der deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe einer weitern Vereinbarung vorbehalten, und eine 
Abſicht, wie ſie uns in dem Programm des Herrn v. Ga⸗ 
gern untergelegt wird, keinesweges ausgeſprochen. Oeſtreich 
iſt heute noch eine deutſche Bundesmacht. Dieſe Stellung, 
hervorgegangen aus der Entwicklung tauſendjähriger Ver⸗ 
hältniſſe, gedenkt es nicht aufzugeben. Kann es gelingen, 
wie wir aufrichtig wünſchen und gern erwarten, daß eine 
innigere Verſchmelzung der Intereſſen der verſchiedenen Be⸗ 
ſtandtheile Deutſchlands zu Stande gebracht werde, wird das 
Verfaſſungswerk, an welchem Oeſtreich ſich betheiligt, auf 
eine gedeihliche Weiſe feinem Ziele zugeführt, fo wird Deft- 
reich in dieſem neuen Staatskörper ſeine Stelle zu behaup⸗ 
ten wiſſen. 
Das was wir ſuchen iſt eine gedeihliche Löſung der 
großen Frage. Dieſe wird nur — davon möge der Herr 
Miniſter überzeugt ſein — auf dem Wege der Verſtändigung 
mit den deutſchen Regierungen, unter welchen die kaiſerliche 
den erſten Platz einnimmt, zu erreichen ſein.“ 

Die öſtreichiſche Regierung hielt alſo der Nationalver⸗ 
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ſammlung gegenüber an ihrem Rechte als Bundesmacht und 
an der ihr geſchichtlich in Deutſchland gewordenen Stellung 
feft und ſtellt ſich entſchieden auf den Standpunkt der Ver⸗ 
einbarung. Sie ſpricht in milder aber ſehr verſtändlicher 
Weiſe ihre Zweifel darüber aus ob überhaupt ein Verfaſ⸗ 
ſungswerk zu Stande kommen werde, und belehrt endlich 
den Herrn Miniſterpräſidenten des deutſchen Reichs, daß 
dieſe Verfaſſung jedenfalls nur auf dem Wege der Ver⸗ 
ſtändigung mit den Regierungen, nicht aber auf dem be⸗ 
tretenen Wege der Conſtituirung durch die Nationalverſamm⸗ 
lung zu Stande gebracht werden könne. Gagern ſah ſich 
durch dieſe Antwort der öſtreichiſchen Regierung gendthigt, 
am 5. Januar 1849 eine abermalige Erklärung an die Natio⸗ 
nalverſamlung gelangen zu laſſen, in welcher er von ſeinem 
früheren Programm diejenigen Punkte aufgab, die in Folge 
der öſtreichiſchen Erwiederung nicht ausführbar erſchienen. 
Er konnte nicht mehr von der Vorausſetzung ausgehen, daß 
Oeſtreich ſich von der Theilnahme an der Neugeſtaltung 
Deutſchlands freiwillig ausſchließe, und mochte ebenſowenig 
beantragen daß man ſeine Ausſchließung fordere, ſondern 
wollte es der Entwickelung der Ereigniſſe überlaſſen ob 
Oeſtreich im Stande ſein werde thatſächlich in daſſelbe einzu⸗ 
treten. Die geſandtſchaftlichen Unterhandlungen aber mußten 
natürlich aufgegeben werden, da ſie ſo entſchieden abgelehnt 
waren. Doch nahm er die Gelegenheit wahr um mit Be⸗ 
ſtimmtheit zu erklären, daß er nach wie vor den Grundſatz 
der Vereinbarung, den die Oeſtreichiſche Regierung auf⸗ 
ſtellte, nicht annehmen könne und werde. „So wenig, ſagte 
er, überall der Weg der Verſtändigung zu vernachläſſi⸗ 
gen ſein wird, wo er zum Ziele führen kann, ſo entſchieden 
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wird das mit der von der conſtituirenden Nationalverſamm⸗ 
lung genommenen Stellung unverträgliche allgemeine Ver⸗ 
einbarungsprinzip bezüglich der Verfaſſung zurückgewieſen 
werden müſſen. Die Hoffnung, wo ſie auftauchen möchte, 
daß die Zeit gekommen ſei, den ſtarken Bundesſtaat mit 
dauerhafter einheitlicher oberſter Gewalt in der Geburt zu 
erſticken und durch ein Surrogat zu erſetzen, das dem alten 
Bundestage mehr oder weniger ähnelt — dieſe Hoffnung 
wird zu Schanden werden.“ 

So ſprach ſich Gagern noch einmal mit voller Energie 
für das Souveränitätsrecht der Nationalverſammlung allen 
deutſchen Einzelregierungen gegenüber aus; aber was geſchah 
um die öſtreichiſche Regierung zur Anerkennung dieſes 
Rechts zu zwingen? Was konnten Worte bedeuten denen 
jede Macht fehlte um ſie zur That zu machen? Die Natio⸗ 
nalverſammlung nahm auch dieſe neue Erklärung nach einer 
achttägigen ſehr lebhaften Debatte an, indem man auf der 
einen Seite verlangte, daß man jetzt der öſtreichiſchen Res 
gierung gegenüber Zwangsmaßregeln anwenden, auf der 
andern, daß man ihr Conceſſionen machen, mit ihr über die 
künftige Verfaſſung Deutſchlands unterhandeln ſolle. Beide 
Anträge wurden abgelehnt, und man ließ dieſe Lebensfrage 
vielmehr nach dem Gagernſchen Antrage vorläufig uner⸗ 
ledigt, um für den Augenblick keine Entſcheidung treffen zu 
müſſen, die Thaten erfordert und endlich die Frage über die 
Souverainität der Nationalverſammlung zur faktiſchen Lö⸗ 
ſung gebracht hätte. Die Oeſtreichiſche Regierung konnte 
mit dieſer vorläufigen Beſchlußnahme wohl zufrieden ſein; 
denn ſie hatte von ihren thatſächlichen oder vermeintlichen 
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Rechten Nichts aufgegeben und Zeit gewonnen, deren ſie 
damals zu ihrer innern Erſtarkung noch ſo ſehr bedurfte. 

Die Nationalverfammlung begab ſich hingegen fofort 
an die weitere Berathung der Verfaſſung und nahm nach 
achttägiger Debatte die wichtige Beſtimmung an: 

„die Würde des Reichsoberhauptes wird einem der 
„regierenden deutſchen Fürſten übertragen, welcher den 
„Titel Kaiſer der Deutſchen führt.“ 

Hiermit hatte die Gagernſche Partei einen der wich⸗ 
tigſten Siege errungen, indem durch dieſe Beſtimmung die 
Staats- und Regierungsform des künftigen deutſchen Reichs 
im Weſentlichen nach den Grundſätzen derſelben feſtgeſtellt, 
und eben ſowohl die republikaniſche Staatsform mit einem 
Präſidenten wie das von Baiern und Oeſtreich ganz be⸗ 
ſonders angeſtrebte mehrgliedrige Direktorium beſeitigt war. 

Doch konnte bei der Feſtſtellung dieſer Beſtimmung 
noch keine Majorität darüber erzielt werden, ob die Kaiſer⸗ 
würde eine erbliche oder lebenslängliche, oder wie es andere 
wollten eine zwölf⸗, ſechs⸗ oder dreijährige fein ſolle oder 
endlich ob ein gewiſſer Turnus unter den Regentenhäuſern 
der beiden Hauptſtaaten einzuführen ſei. 

Dem Konflikt mit der öſtreichiſchen Regierung gegen⸗ 
über beeilten ſich jetzt die meiſten Volksvertretungen beſon⸗ 
ders der kleinern Einzelſtaaten das Souverainitätsrecht der 
deutſchen Nationalverſammlung aufs Unzweideutigſte anzu⸗ 
erkennen, und auch von den betreffenden Regierungen gab 
eine nicht geringe Zahl zu dieſen Erklärungen ihre Zuſtim⸗ 
mung zu erkennen, wie auch einzelne ſich bereits offen für 
die Begründung einer erblichen Kaiſerwürde ausſprachen. 

Nur die preußiſche Regierung hatte ſich bis jetzt in 
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ein bedenkliches Schweigen gehüllt und man mußte mit Recht 
darauf geſpannt ſein, welche Stellung ſie den widerſprechen⸗ 
den Erklärungen der öſtreichiſchen Regierung und der 
Nationalverſammlung gegenüber einnehmen würde. 

Endlich erſchien am 23. Januar auch von dieſer Re⸗ 
gierung die bekannte und vielbeſprochene Circularnote, in 
welcher das Novemberminiſterium den Standpunkt bezeichnete, 
den es in Bezug auf das deutſche Verfaſſungswerk feſtzuhalten 
entſchloſſen ſei. In dieſer Note, welche zu gleicher Zeit an 
die Centralgewalt und an alle einzelnen Regierungen geſandt 
wurde, erklärt die Preußiſche Regierung: „wenn die Natio⸗ 
nalverſammlung bis jetzt ohne Einſpruch der Regierungen 
das Verfaſſungswerk allein und ſelbſtſtändig in Angriff ge⸗ 
nommen habe, ſo ſei dadurch natürlich der Schein hervor 
gerufen worden, als ob man ihre Beſchlüſſe im Voraus 
unbedingt anerkennen wolle. Doch habe die Preußiſche Re⸗ 
gierung weder für ſich noch für alle übrigen Regierungen 
jemals auf das Zuſtimmungsrecht zu der beſchloſſenen 
Verfaſſung verzichtet, obwohl ſie die greifbare Schwierigkeit 
einer Vereinbarung mit 37 Einzelregierungen vollkommen 
anerkenne. Bei einem Feſthalten an dieſer Forderung werde 
vielmehr das Verfaſſungswerk vollkommen vernichtet und 
Deutſchland überhaupt den größten Gefahren preisgegeben 
werden. Sie ſchlage daher vor, daß man ſich vielmehr 
vor der letzten Eniſcheidung zu verſtändigen ſuchen möchte. 
Da die Berathung über die Verfaſſung ihrer Vollendung 
entgegen ginge, und da zwiſchen der erſten und zweiten Be⸗ 
rathung derſelben ein hinreichender Zwiſchenraum liege, ſo 
möchten ſich die Regierungen während dieſes Zwiſchenraumes 
über diejenigen Vorſchläge verſtändigen, die man gemein⸗ 
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ſchaftlich der Nationalverſammlung zur Abänderung der bis⸗ 
herigen Beſchlüſſe zu machen habe. Auf ſolche Vorſchläge 
werde die Nationalverſammlung ohne Zweifel geeignete Rüd- 
ſicht nehmen und auf dieſe Weiſe würden ebenſowohl Wünſche 
der Regierungen wie das Recht der Nationalverſammlung zur 
gebührenden Geltung gelangen und das Verfaſſungswerk einer 
glücklichen Vollendung entgegengeführt werden. In Bezug 
auf die öſtreichiſche Frage erklärt ſich die Circularnote dahin, 
daß die preußiſche Regierung in keinem Falle eine Ablöſung 
Oeſtreichs von dem neu zu begründenden deutſchen Bundes» 
ſtaat hätte befürworten können, daß vielmehr bei dem Ver⸗ 
faſſungswerk die beſondern Verhältniſſe Oeſtreichs gebüh— 
rende Berückſichtigung finden müßten. Wenn indeſſen Oeſtreich 
nicht glaube den von der endlich beſchloſſenen Verfaſſung 
feſtgeſtellten Verpflichtungen der einzelnen Bundesglieder 
gegen den Bundesſtaat entſprechen zu können, ſo werde es 
auch nicht die vollen Rechte der Bundesglieder für ſich in 
Anſpruch nehmen, und wird vielmehr für dieſen Fall die 
Idee eines engern der angenommenen Verfaſſung entfpres 
chenden Bundesſtaats und eines weitern etwa den Beſtim— 
mungen der Bundesakte entſprechenden Staatenbundes ans 
geregt, und ſchließlich noch die Verſicherung gegeben, daß 
Preußen nach keiner Machtvergrößerung für ſich ſtrebe und 
die Aufrichtung einer neuen deutſchen Kaiſerwürde nicht für 
wünſchenswerth halte.“ 

Tendenz und Zweck der preußiſchen Regierung giebt ſich 
aus dem Inhalt dieſer Note deutlich zu erkennen. Das Souve— 
ränitätsrecht der Nationalverſammlung wird nicht anerkannt, 
aber auf eine Vereinbarung mit den Regierungen nicht beftan- 
den. Der Weg der Verſtändigung ſollte eingeſchlagen werdenz 
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der Nationalverſammlung die endliche Entſcheidung, den Ein⸗ 
zelſtaaten das Recht des Eintritts in den neuen Bundesſtaat 
oder der Rückkehr zum frühern ſtaatenbundlichen Verhältniß 
zuſtehen. Oeſtreich ſollte nicht ausgeſchloſſen werden, aber 
es mußte in die Nothwendigkeit kommen die letztere Wahl 
zu treffen und Preußen bildete dann mit den übrigen Staaten 
und an der Spitze derſelben, wenn auch ohne Kaiſertitel 
den deutſchen Bundesſtaat. 

Es iſt dieſelbe Tendenz die ſpäter auf anderm Wege 
mit der Union verfolgt aber auf dem einen wie auf dem 
andern nicht erzielt wurde, ſondern in fein grades Gegens 
theil umſchlug, indem Oeſtreich allmählig den überwiegendſten 
Einfluß in Deutſchland gewann während der preußiſche zu 
immer größerer Bedeutungsloſigkeit herabſank. 

Dieſe Circularnote der Preußiſchen Regierung ſtimmte 
vollkommen mit den Plänen Gagerns überein und wurde 
daher von dieſem mit großer Freude aufgenommen. Am 
28. Januar erging demnach eine Aufforderung des Reichs⸗ 
miniſteriums an alle deutſchen Regierungen, jener preußiſchen 
Circularnote entſprechend ſofort Bevollmächtigte nach Frank— 
furt zu ſenden, um womöglich gemeinſchaftlich ihre Anträge 
in Bezug auf die Verfaſſung der Nationalverſammlung zur 
Berückſichtigung bei der zweiten Berathung derſelben vor— 
zulegen. 

Die Vorſchläge, die in Folge deſſen an dieſelbe ge— 
langten, gaben den Beweis wie weit die Forderungen der 
verſchiedenen Regierungen nicht nur von denen des deutſchen 
Volkes, ſondern noch von einander abwichen. Freilich ver— 
einigte ſich mit Preußen ſofort eine große Zahl der klei⸗ 
neren Staaten, und es wurde eine Collectivnote von 29 Re⸗ 


„ 


gierungen an die Centralgewalt gerichtet, in welcher beſtimmte 
Vorſchläge zur Abänderung der von der Nationalverſamm⸗ 
lung in erſter Leſung beſchloſſenen Verfaſſung gemacht wurden. 
Doch nahmen auch dieſe Regierungen zum Theil noch in 
beſonderen Erklärungen Veranlaſſung ihre abweichenden 
Wünſche in Bezug auf einzelne Punkte vorzulegen und zur 
Annahme zu empfehlen. 

Die Tendenz dieſer gemeinſamen Abänderung-Vorſchläge 
Preußens und der kleinen Staaten war vornehmlich auf 
eine große Unabhängigkeit der Einzelſtaaten und Regierungen 
von der Centralgewalt und auf eine größere Machtvollkom⸗ 
menheit der Centralregierung gegen die allgemeine Volks— 
vertretung gerichtet, während in den Grundzügen ihres 
Baues und ihrer Verhältniſſe die Verfaſſung nach den 
Beſchlüſſen der Nationalverſammlung anerkannt und ges 
billigt wurde. 

Von den Mittelſtaaten ſchloſſen ſich Sachſen und Hanno⸗ 
ver zwar nachträglich der preußiſchen Collectivnote an, doch 
ſchon mit weſentlichen Modifikationen in der Richtung auf 
eine noch größere Selſtſtändigkeit der Einzelſtaaten und auf 
eine mögliche Betheiligung derſelben an der Centralgewalt, 
hoben aber aufs Beſtimmteſte hervor, daß der Eintritt 
Oeſtreichs in den Bundesſtaat dringend erforderlich ſei. 
Würtemberg ging in dieſer Richtung noch weiter und ſprach 
feinen Zweifel über die Zweckmäßigkeit einer einheitlichen Cen 
tralregierung noch entſchiedener aus und Baiern endlich wollte 
in keiner Weiſe Etwas von einem neuen Reichsoberhaupt 
wiſſen und ſtellte die beſtimmte Forderung, die Centralre⸗ 
gierung in der Geſtalt eines mehrgliedrigen Direktoriums 
unter gebührender Betheiligung der Hauptſtaaten zu bilden. 
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Oeſtreich blieb trotz aller Aufforderung zu einer Erklä⸗ 
rung ſtumm, und endlich in der letzten Stunde am 8. März 
unmittelbar vor dem Beginn der zweiten Leſung, trat es 
mit einem ganz neuen von allen bisherigen Vorſchlägen und 
Beſchlüſſen weit abweichendem Plan für die Neugeſtaltung 
Deutſchlands hervor. Hiernach ſollte die Centralregierung 
aus 9 Perſonen gebildet werden, von denen zwei von Oeſtreich, 
zwei von Preußen, einer von Baiern und vier von den 
übrigen deutſchen Regierungen zu wählen ſeien, die zu dieſem 
Zwecke in vier Kreiſe vereinigt ſein ſollten. Neben dieſer 
Centralgewalt, in welcher abwechſelnd Oeſtreich und Preußen 
den Vorſitz zu führen hätte, ſollte die Volksvertretung nicht 
wie es die Nationalverſammlung beſchloſſen aus einem 
Volks⸗ und Staatenhauſe, ſondern nur in dem letztern be— 
ſtehen, deſſen Mitglieder zur Hälfte von den Regierungen 
zur Hälfte von den Volksvertretungen der Einzelſtaaten zu 
wählen ſeien. Dies, hieß es, ſei der einzige Plan, dem 
ſich Oeſtreich anſchließen könne, aber auch der einzige dem 
es ſeine Zuſtimmung geben werde. In einem Schrei⸗ 
ben an den öſtreichiſchen Bevollmächtigten der Centralges 
gewalt Schmerling, von welchem dieſer Antrag begleitet 
wurde hieß es ferner: 

„HOeſtreich auf feine eigne Macht und Verfaſſung geftellt 
„kann ſeine Provinzen nicht aus dem innigen Verbande 
„reißen, der die Monarchie zur Einheit geſtaltet. Wenn 
„Deutſchland dies Bedürfniß nicht anerkennt, wird die 
„k. k. Regierung es beklagen, aber deshalb ihre Lebensbe⸗ 
„dingung nicht aufgeben. Wer die Einheit Deutſchlands 
„wirklich will, wird den Weg ſuchen der es Oeſtreich möglich 


Zwölkter Vortrag. 


Die Kaiſerwahl und der letzte Kampf. 


In der Zeit, welche zwiſchen der erſten und zweiten 
Leſung der Verfaſſung liegt, hatte ſich die Phyſiognomie 
der Nationalverſammlung zu Frankfurt weſentlich verändert. 
Wer damals noch die große Zahl von Fraktionen in der⸗ 
ſelben fuchte, die ſich früher nach Maaßgabe der abweichen: 
den politiſchen Ueberzeugungen gebildet hatten, der würde 
ſich getäuſcht haben. Es hatte ſich vielmehr die Geſammt⸗ 
zahl der Abgeordneten vornehmlich in drei von einander 
getrennte Heerlager geſondert, die ſich gegenwärtig weniger 
nach ihren politiſchen Prinzipien als nach den Intereſſen der 
Einzelſtaaten gruppirten. Die größte Zahl bildete die Par⸗ 
tei der Erbkaiſerlichen, die größtentheils aus der urſprüng— 
lichen Centrums-Partei unter der Führung Gagerns be— 
ſtand, aus welcher jedoch die Schmerlingſche Fraktion 
ausgeſchieden war, während ſie ſich andererſeits durch einen 
Theil der Rechten und auch durch mehrere Mitglieder der 
Linken geſtärkt hatte. Ihr Streben war hauptſächlich dahin 
gerichtet, eine Einheit Deutſchlands zu begründen, welche mit 
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„macht, ohne Aufgabe ſeiner ſelbſt im großen Geſammtva⸗ 
„terlande zu verbleiben.“ 

Dieſe Anträge, dieſe Erklärung und vor Allem die 
am 4. März für den öſtreichiſchen Geſammtſtaat oktroyirte 
einheitliche Verfaſſung mußten auch dem Vertrauendſten das 
Auge öffnen über die Gefahr, die von Oeſtreich her dem 
Verfaſſungswerke und der Wiedergeburt Deutſchlands drohte. 
Die Nationalverſammlung erkannte, daß es Zeit ſei zu han⸗ 
deln. Aber ſie verſuchte erſt zur That zu ſchreiten als es 
bereits zu ſpät war. 
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Ausſchließung Oeſtreichs die Suprematie Preußens ſichern 
ſollte, mit anderen Worten, auf ein Erbkaiſerthum der hohen⸗ 
zollernſchen Dynaſtie. Neben dieſen oder vielmehr ihnen 
ſchroff gegenüber ſtand diejenige bedeutend kleinere Fraktion, 
welche ſich ſelbſt den Namen der Großdeutſchen beilegte, die 
aber richtiger als Oeſtreichiſche oder Oeſtreichiſch-Bairiſche be⸗ 
zeichnet werden konnte. Sie ſprachen als Grundgedanken 
ihres Programms die Untheilbarkeit Deutſchlands alſo die 
Nothwendigkeit der Aufnahme Oeſtreichs in die Geſammtheit des 
deutſchen Bundes aus; in Wahrheit aber verfolgten fie vor— 
nehmlich die Sonderintereſſen Oeſtreichs innerhalb des deut⸗ 
ſchen Bundes und ſtrebten dahin, die frühere Suprematie des 
Oeſtreichiſchen Kaiſerhauſes in Deutſchland wieder herzuſtellen. 

Ganz anders und allein noch auf ihre politiſchen Grund⸗ 
ſätze baſirt ſtand die Linke; ſie hatte feſtgehalten an dem 
demokratiſchen Prinzip, von dem ſie von Anfang an aus⸗ 
gegangen war. Sie konnte ſich weder mit der einen noch 
mit der andern Partei vereinigen, die urſprünglich beide der 
konſervativen Richtung angehört hatten. Denn wenn es 
einmal die Suprematie eines Einzelſtaates galt, mußte ſie 
ſich zwar natürlich eher für Preußen als für Oeſtreich ent— 
ſcheiden, ſie konnte aber andererſeits nach ihren Grundſätzen 
eben ſo wenig in die Zerriſſenheit Deutſchlands willigen, 
wie ſie überhaupt nicht viel Sympathie für ein erbliches 
Kaiſerthum hatte. 5 

Sehr bemerkbar iſt es, daß auf dieſe Weiſe in der 
Nationalverſammlung überhaupt keine Majorität vorhanden 
war, da alle drei Parteien nothwendig verſchiedene zum 
Theil widerſtrebende Wege gingen. 

Die bei weitem größere von dieſen dreien war freilich 
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die erbkaiſerliche, die indeſſen doch noch nicht die Hälfte der 
Geſammtzahl umfaßte; ſie war daher eifrig bemüht, ſich zu 
verſtärken, theils aus denen, die hierhin und dorthin ſchwank⸗ 
ten, theils auch aus denjenigen, die, beſonders auf der 
Linken, unter gewiſſen Bedingungen ihrem Plane ſich anzu⸗ 
ſchließen geneigt waren. Die bedeutend kleinere aus 120 
Perſonen beſtehende Oeſtreichiſche Partei hingegen, obwohl 
ſie entſchieden konſervativen Anſichten angehörte, zeigte ſich 
bereit mit der ganzen Fraktion der Linken eine Coalition 
gegen die Erbkaiſerlichen einzugehen, und hoffte ſo wenigſtens 
das Werk zu vernichten, welches dieſe anſtrebten, wenn ſie 
auch ihr eignes Ziel nicht erreichen konnte. Von einem 
Mitgliede der erbkaiſerlichen Partei wird behauptet, daß die 
Linke ſich zu dieſer Coalition geneigt gezeigt habe, daß Voigt 
von Gießen in ſeiner bekannten Weiſe geäußert habe: „Für 
jedes neu errungene Volksrecht ein Zoll vom Oberhaupt.“ 
Inzwiſchen war außer der in der erften Leſung bereits vollen⸗ 
deten Verfaſſung das Wahlgeſetz zur Berathung und An⸗ 
nahme gelangt und durch dieſe Hinneigung der Großdeutſchen 
Partei zu den Beſtrebungen der Linken war es gelungen, 
bei der Beſchlußnahme über daſſelbe entſchieden demokratiſche 
Grundſätze zur Geltung zu bringen. Für die Bildung des 
Volkshauſes war das allgemeine Wahlrecht jedes Mündigen, 
der direkte Wahlmodus und die geheime Abſtimmung ange⸗ 
nommen worden, während die Mitglieder des Staatenhauſes 
zur Hälfte von den Regierungen zur Hälfte von den Volks⸗ 
vertretungen der Einzelſtaaten gewählt werden ſollten. Wäh⸗ 
rend dieſer Zeit waren auch die Abänderungsvorſchläge der 
preußiſchen und der mit ihr übereinſtimmenden kleineren Re⸗ 
gierungen eingegangen, die im Allgemeinen die Grundzüge 
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der von der Nationalverſammlung in erſter Leſung ange⸗ 
nommenen Verfaſſung anerkannten. Es gelangten auch die 
weniger zuſtimmenden Erklärungen der Mittelſtaaten und 
Baierns an die Nationalverſammlung, und endlich nachdem 
von den Großdeutſchen eine Deputation mit Welcker an der 
Spitze nach Wien geſandt worden war, trat auch die öſtrei⸗ 
chiſche Regierung mit den bereits erwähnten Anträgen 
und Erklärungen in Bezug auf die künftige Geſtaltung 
Deutſchlands hervor. Dieſe Erkärungen der Oeſtreichiſchen 
Regierung, nur zu ſehr im Einklange mit der von der⸗ 
ſelben oktroyirten Geſammtverfaſſung Oeſtreichs, drohten 
den Beſtrebungen für die Wiedergeburt des einheitlichen 
Deutſchlands mit vollkommener Vernichtung, ſie mußten für 
Alle, denen es mit dieſer Wiedergeburt ernſt war, faſt wie ein 
Aufruf zur entſchiedenen That ſein, ſie mußten den Muth 
der Großdeutſchen niederbeugen und die Erbkaiſerlichen mit 
der Hoffnung auf ihren endlichen Sieg erfüllen. Dieſe er⸗ 
kannten, daß jetzt der günſtige Moment gekommen ſei, in 
welchem es galt, den Beſtrebungen Oeſtreichs gegenüber eine 
unwiederrufliche Entſcheidung herbeizuführen. Sie ſtrengten 
alle Kräfte an ſich zu verſtärken, und es gelang ihnen nicht 
nur aus der Linken ſondern ſelbſt unter den ehrlichen 
Großdeutſchen Anhänger zu gewinnen, da dieſe ſich über⸗ 
zeugt hatten, daß ſie nicht hoffen konnten die Zuſtimmung 
des deutſchen Volkes und der Nationalverſammlung für die 
Abſichten Oeſtreichs zu gewinnen. 

Der entſcheidende Schritt aber ſollte grade von einem 
Manne ausgehen, der bis jetzt mit der größten Entſchieden⸗ 
heit und Beharrlichkeit die Pläne der Erbfafferlichen bes 
kämpft und in ehrlich großdeutſcher Geſinnung für den 
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Anſchluß Oeſtreichs an die Neugeſtaltung Deutſchlands ge⸗ 
wirkt hatte. Welcker, der langjährige Führer der Oppoſition, 
in der Badiſchen Kammer, der Theilnehmer an der Heidel⸗ 
berger Verſammlung und am Vorparlament und ſpäter 
Vertrauensmann beim reorganiſirten Bundestag; Welcker 
der bis jetzt mit aller Energie deren er fähig war gegen 
die Loslöſung Oeſtreichs von Deutſchland und gegen die 
unbedingte Suprematie Preußens und ſeines Regentenhauſes 
gekämpft hatte — er hatte ſich jetzt überzeugt, daß im fried⸗ 
lichen Einverſtändniß mit der öſtreichiſchen Regierung das 
Werk der Neugeſtaltung Deutſchlands unmöglich ſei, er 
hielt es vor Allem für Pflicht mit einer vollendeten That⸗ 
ſache dieſen Prätenſionen und Intriguen der öſtreichiſchen 
Regierung gegenüber zu treten, und im Hinblick auf die 
große Frage deren Löſung es galt, war er bereit ſeine 
Sympathien und Antipathien aufzugeben um das im Augen⸗ 
blick allein mögliche Reſultat zu erreichen. Der Ausdruck 
dieſer Entſchließung war der berühmte Antrag Welckers, 
der am 12. März in der Nationalverſammlung zu Frankfurt 
Allen unerwartet von dieſem Vorkämpfer Oeſtreichs geſtellt 
wurde und der in ſeinem weſentlichſten Theile folgender⸗ 
maßen lautet: 

„1. Angeſichts der wiederholten öffentlichen Nachrichten 
von fremder Einſprache gegen die von der deutſchen Natio⸗ 
nalverſammlung zu beſchließende Verfaſſung beſchließt die 
Nationalverſammlung gegen ſolche Eingriffe Auswärtiger in 
das heilige Urrecht freier Völker ihre Entrüſtung, gegen 
jeden Deutſchen aber ſei er Fürſt oder Bürger, welcher 
landesverrätheriſch ſolche Eingriffe hervorrufen möchte, den 
tiefſten Abſcheu und zugleich die feſte Erwartung auszu⸗ 
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ſprechen, daß die deutſche Nation wie Ein Mann ihre Ehre 
vertheidigen und deren Verletzung zurückweiſen werde. 

2. Die geſammte deutſche Reichsverfaſſung wie ſie jetzt 
nach der erſten Leſung und mit Berückſichtigung der Wünſche 
der Regierungen vom Verfaſſungs⸗Ausſchuſſe redigirt vor⸗ 
liegt, wird durch einen einzigen Geſammtbeſchluß der Na⸗ 
tionalverſammlung angenommen, und jede etwa heilſame 
Verbeſſerung den nächſten verfaſſungsmäßigen Reichstagen 
vorbehalten. 

3. Die in der Verfaſſung feſtgeſtellte erbliche Kaiſer⸗ 
würde wird Sr. Mäjeſtät dem Könige von Preußen übertragen. 

4. Die ſämmtlichen deutſchen Fürſten werden einge⸗ 
laden großherzig und patriotiſch mit dieſem Beſchluſſe über⸗ 
einzuſtimmen und ſeine Verwirklichung nach Kräften zu 
fördern. 

5. Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſtreich als Fürſt 
der deutſch⸗öſtreichiſchen Lande und ſämmtliche Bruder⸗ 
ſtämme in dieſen Landen ſind zum Eintritt in den deutſchen 
Bund und ſeine Verfaſſung jetzt und zu aller Zeit einge⸗ 
laden und aufgefordert. 

6. Die deutſche Nationalverſammlung legt gegen ein 
von der Regierung der deutſch⸗öſtreichiſchen Lande oder von 
dieſen Landen ſelbſt beanſpruchtes Recht, von dem deutſchen 
Vaterlande und aus der von ſeinem Geſammtwillen be⸗ 
ſchloſſenen Verfaſſung auszuſcheiden, feierlichen Wider⸗ 
ſpruch ein. 

7. Sie iſt aber bereit, ſo lange einer definitiven Ver⸗ 
wirklichung des völligen Eintritts der deutſch⸗öſtreichiſchen 
Lande in die deutſche Reichsverfaſſung noch Schwierigkeiten 
im Wege ſtehen ſollten, die beſtehenden nationalen brüder⸗ 
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lichen Verhältniſſe, jedoch unbeſchadet der Selbſiſtändigkeit 
der deutſchen Reichsverfaſſung, zu erhalten.“ 

Je unerwarteter dieſer Antrag war um ſo mehr war er 
geeignet einen außerordentlichen Eindruck auf die Verſamm⸗ 
lung in Frankfurt hervorzubringen. In der That, es war 
als ob ein elektriſcher Funke in dieſer Verſammlung ge⸗ 
ſchlagen hätte, der Alles zu neuem Leben zu neuer Kraft 
erweckte. Es war in dem Moment Allen zum Bewußtſein 
gekommen, daß es jetzt eine That gelte, und Niemand ſchien 
zu zweifeln, daß nun endlich wenigſtens durch die National⸗ 
verſammlung das Werk der Neugeſtaltung Deutſchlands zu 
ſeiner Vollendung gelangen werde. 

Wäre damals in Preußen ein Miniſterium am Ruder 
geweſen, welches im eignen Lande Vertrauen genoſſen hätte, 
zu dem auch die Linke der Frankfurter Nationalverſammlung 
im Intereſſe des Deutſchen Volkes hätte Vertrauen faſſen 
können, der Welcker ſche Antrag wäre an jenem Tage an⸗ 
genommen und dann auch ſchwerlich von der Krone Preußens 
zurückgewieſen worden. Denn es iſt wohl zu beachten, daß 
Welcker die Annahme der Verfaſſung in der Weiſe bean⸗ 
tragte, wie dieſe vom Verfaſſungs-Ausſchuß zur zweiten 
Leſung vorgelegt worden war, und dieſer hatte unter dem 
Vorſitz Rießers die von der preußiſchen Regierung ausge- 
ſprochenen Wünſche weſentlich berückſichtigt. Er hatte das 
früher beſchloſſene ſuspenſive Veto in ein abſolutes, hatte 
die geheime Abſtimmung bei der Wahl der Abgeordneten 
in die öffentliche umgewandelt und auch in Bezug auf viele 
andere Punkte die von Preußen ausgegangenen Vorſchläge 
meiſt angenommen. Ich ſage, hätte damals auch in dieſem 
Theile der Verſammlung das Vertrauen Wurzel faſſen können, 
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daß die ſo an die Spitze Deutſchlands geſtellte Regierung 
auch die Rechte des Deutſchen Volkes zu wahren entſchloſſen 
ſei, es wäre im Momente der Begeiſterung der Welcker ſche 
Antrag angenommen und damit vielleicht ſchweres unbe⸗ 
rechenbares Unheil von Deutſchland abgewendet worden. 

Und in der That ſchien die Annahme dieſes Antrages 
im erſten Augenblick Allen ſo gewiß, daß ſofort die Nach⸗ 
richt nach Berlin gelangte und in einer hieſigen Zeitung 
bekannt gemacht wurde, es habe die Frankfurter Verſammlung 
die Erwählung des Königs zum erblichen Kaiſer von Deutſch⸗ 
land beſchloſſen. Dem aber war nicht alſo. Es wurde 
vielmehr der Antrag zunächſt als dringlich anerkannt, und 
dem Verfaſſungs⸗Ausſchuß zur ſchleunigen Berichterſtattung 
überwieſen. Als er aber von dieſem einige Tage ſpäter 
mit nicht ganz unweſentlichen Abänderungsvorſchlägen der 
Verſammlung wieder vorgelegt wurde, war die berauſchende 
Begeiſterung der erſten Ueberraſchung wieder einer beſon⸗ 
nenen Haltung gewichen und die öſtreichiſche Partei hatte 
die Zeit trefflich benutzt um das Mißtrauen gegen die 
preußiſche Regierung in der Linken lebendiger anzuregen. 
Dieſe aber konnte ſich nicht entſchließen, in der vorge— 
ſchlagenen Weiſe dem Antrag ihre Zuſtimmung zu geben, 
ohne zuvor feſtere Garantien für die Wahrung und Si⸗ 
cherung der Volksrechte gewonnen zu haben, als die Ver⸗ 
faſſung in ihrer gegenwärtigen Geſtalt ihnen darzubieten ſchien. 

Die Verhandlungen über den Welckerſchen Antrag 
dauerten bis zum 21. März. In glänzender Rede erſuchte 
Rießer die Verſammlung zur Annahme deſſelben zu bes 
ſtimmen, aber trotz des gewaltigen Eindrucks den dieſe Rede 
hervorrief wurde der Welckerſche Antrag, ſowie die darauf 


geſtützten Anträge des Verfaſſungs⸗Ausſchuſſes verworfen, 
und ſtatt deſſen von der Verſammlung beſchloſſen: über die 
Verfaſſung, wie ſie aus den Beſchlüſſen der Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion hervorgegangen ſei, in der Weiſe zu beſchließen, 
daß über jeden einzelnen Paragraph ohne Debatte nur die 
einfache Abſtimmung ſtattfinden, Amendements aber nur 
zugelaſſen werden ſollten, wenn mindeſtens 50 Mitglieder 
dieſelben unterſtützten. Der Abſchnitt über das Reichsober⸗ 
haupt aber ſollte zuletzt nach erfolgter Beſchlußnahme über 
alle übrigen Abſchnitte der Verfaſſung und des Wahlgeſetzes 
zur Berathung kommen. 

Auf dieſe Weiſe hatte man zunächſt zwar die Sicher⸗ 
heit gewonnen, daß man ohne Zögern zur endlichen Ent⸗ 
ſcheidung gelangen würde. Aber die Linke, von welcher ein 
großer Theil entſchloſſen war, den Erbkaiſerlichen ſich anzu⸗ 
ſchließen, wenn dieſe ihnen in Berückſichtigung ihrer Prin⸗ 
zipien und Wünſche irgend entgegenkommen würden, wollte 
nicht anders in die Begründung eines erblichen Kaiſer⸗ 
thums willigen als wenn ſie dieſes von Inſtitutionen um⸗ 
geben wußten, die eine hinreichende Gewähr für die Rechte 
des Volkes und für die gebührende Theilnahme deſſelben 
an der Leitung ſeiner Geſchicke darboten. 

Der Moment war von der Linken günſtig gewählt und 
die Verhältniſſe vortheilhaft benutzt um von den Erbkaiſer⸗ 
lichen die möglichſten Conceſſionen für das demokratiſche 
Prinzip zu erzielen. Aber ſo wenig glaubte man auf dieſer 
Seite in die Zuverläſſigkeit und Conſequenz dieſer Partei, 
wenn fie einmal ihr Ziel erreicht ſähe, Vertrauen ſetzen zu 
dürfen, daß man es für nothwendig hielt ſich in bündigſter 
Weiſe ihres unverbrüchlichen Feſthaltens an den Be⸗ 
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ſchlüſſen der Nationalverſammlung zu verſichern, die auf dieſe 
Weiſe zu Stande kommen würden. Die Partei der Erb⸗ 
kaiſerlichen, jetzt mehr als je auf die Erfüllung ihrer Hoff⸗ 
nungen, die ſie ſchon ſo nahe geglaubt hatten, geſpannt, 
fügte ſich noch in dieſe Forderung und 80 Mitglieder des 
Centrums mit Gagern an der Spitze unterzeichneten ein 
ihnen von Heinrich Simon vorgelegtes Kompromiß, in 
welchem es hieß: 
„Zur Beſeitigung möglicher Zweifel erklären die unter⸗ 
„zeichneten Mitglieder der Nationalverſammlung, daß ſie 
„die Verfaſſung, wie ſolche von der Nationalverſammlung 
„beſchloſſen werden wird, für dergeſtalt endgültig aner⸗ 
„kennen, daß ſie für irgend eine weſentliche Abänderung 
„derſelben, oder irgend erhebliche weitere Zugeſtändniſſe, 
„von welcher Seite dieſelben auch verlangt werden ſollten, 
„nicht ſtimmen werden.“ 

Es iſt bekannt wie die Herren, die damals unterzeichnet 
haben, dieſem ſchriftlich gegebenen Worte treu geblieben ſind. 
Die Linke glaubte ſich aber durch dieſe Erklärung geſichert, 
und die Beſchlußnahme über die Verfaſſung erfolgte in der 
angeführten Weiſe. Aber in der Berathung ſelbſt erlitt die 
konſervative, erbkaiſerliche Partei, erhebliche Niederlagen. 
Die Großdeutſchen verfolgten jetzt mit eiſerner Konſequenz, 
wir können nicht ſagen, mit eben ſo viel ſittlichem Recht, 
den Plan, wenn ſie ihre eigenen Zwecke nicht zu erreichen 
vermögen, wenigſtens die Zwecke der Gegenpartei zu ver⸗ 
nichten. Sie hofften und dieſe Hoffnung hat fie nicht ges 
täuſcht, ſobald es gelungen ſei, der Verfaſſung einen entſchie⸗ 
den demokratiſchen Charakter zu geben, ſo würden die 
Regierungen Bedenken tragen dieſelbe anzunehmen, und es 
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würde die eben beſchloſſene Verfaſſung und mit ihr das 
gefürchtete Erbkaiſerthum der preußiſchen Dynaſtie dennoch 
nicht zur Wirklichkeit werden. In dieſer nicht eben ehren⸗ 
werthen Abſicht ſah man äußerſt konſervative Mitglieder der 
großdeutſchen Partei jetzt konſequent mit der äußerſten Linken 
ſtimmen, als es den definitiven Abſchluß der Verfaſſung 
galt. Und ſo wurden die bereits vielfach beſprochenen erſten 
Paragraphen „über das Reich“ in demſelben entſchiedenen 
und einheitlichen Sinne wenn auch nicht mit denſelben 
Worten angenommen wie in der erſten Leſung. Das fus- 
penſive Veto wurde trotz des entgegenſtehenden Antrags der 
Verfaſſungskommiſſion nicht nur aufrecht erhalten ſondern 
ſogar auch auf Verfaſſungs-Veränderungen ausgedehnt. 
Das Inſtitut des Reichsraths, der zum Schutz der Einzel» 
regierung und des Staatsoberhauptes gegen die geſetzgeberiſche 
Alleinherrſchaft des Reichsparlaments in der erſten Leſung 
beſchloſſen war, wurde in der zweiten verworfen, das Wahl- 
geſetz hingegen in allen ſeinen demokratiſchen Beſtimmungen un⸗ 
verändert angenommen. Von den Veränderungs-Vorſchlägen 
aber, welche die Verfaſſungskommiſſion im Sinne der preußi⸗ 
ſchen Circularnote beantragte, fand ein großer Theil nicht die 
Billigung der Verſammlung. Und auf dieſe Weiſe ging die 
Verfaſſung aus der Berathung in einer Geſtalt hervor, die 
nicht nur den Prinzipien der Demokratie, ſondern auch einer 
ſtraffen Einheit des Staats weit entſchiedener entſprach als 
das Reſultat der erſten Leſung. 

Am 27. März war man endlich bis zur Oberhaupts- 
frage gekommen. Jetzt galt es die wichtigſte Entſcheidungz 
es galt für die Erbkaiſerlichen den Preis der vielen Opfer, 
die ſie bei dem Inhalt der Verfaſſung ſchon gebracht hatten. 
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Die Männer des linken Centrums hielten Wort und ſtimm⸗ 
ten mit ihnen. Dennoch ſchwankte die Wage der Entſchei⸗ 
dung, aber endlich ergab das Reſultat der Abſtimmung 267 
für und nur 263 gegen die Erblichkeit der Kaiſerwürde. 
Der Sieg war errungen, denn mit der Erblichkeit der Kai⸗ 
ſerwürde war natürlich auch die Wahl des Königs von 
Preußen zu dieſer Würde geſichert. Und in der That war 
darüber am 28. März dem Tage der Wahl durch die Na⸗ 
tionalverſammlung in fo fern Einſtimmigkeit vorhanden, als 
294, die überhaupt an der Abſtimmung Theil nahmen, 
ihre Wahl auf den König von Preußen lenkten, während 
freilich 240 ſich an der Wahl überhaupt nicht betheiligten. 

So war denn das große Werk vollendet, das Ziel 
unendlicher Geiſtesanſtrengungen erreicht, das Reſultat be⸗ 
harrlicher Kämpfe gewonnen. Die deutſche Nationalvers 
ſammlung hatte die Verfaſſung des neuerſtandenen deutſchen 
Reichs beſchloſſen. 

Am 28. März 1849 verkündigte die Nationalverſamm⸗ 
lung, kraft der ihr vom deutſchen Volke übertragenen Souve⸗ 
rainität, die Verfaſſung des deutſchen Reiches als endgül⸗ 
tiges Grundgeſetz für die geſammte deutſche Nation. Das 
deutſche Volk hatte die Aufgabe gelöſt für die es ſich in 
der Revolution von 1848 einmüthig erhoben hatte. Wer 
konnte ahnen, daß der Moment, in dem das langerſehnte 
Ziel endlich gewonnen ſchien, die theuerſten Hoffnungen der 
Nation für lange Zeit, wir hoffen nicht für immer, ver⸗ 
nichten ſollte. Mit dem Momente, in welchem die National- 
verſammlung dieſe ſeine Verfaſſung dem deutſchen Volke 
verkündigte, trat innerhalb der ganzen Nation eine ſichtbare 
Veränderung, eine weſentliche Neugeſtaltung des politiſchen 
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Lebens ein. Es war, als ob dieſe Verkündigung nicht nur 
in der Nationalverſammlung, ſondern in dem ganzen Volke 
alle Partei⸗Unterſchiede plötzlich verlöſcht hätte. Selbſt die 
heftigſten Gegner der Nationalverſammlung erkannten das 
von ihr im Namen des deutſchen Volkes geſchaffene und 
vollendete Grundgeſetz deſſelben freudig als eine heilige 
Errungenſchaft an; und die demokratiſche Partei, die der 
Aufrichtung eines neuen Kaiſerthums aufs Aeußerſte wider⸗ 
ſtrebt hatte, beeilte ſich ihre Anerkennung für daſſelbe laut 
auszuſprechen, nachdem dieſe Würde kraft der Souverainität 
des Volkes von ſeinen freigewählten Vertretern geſchaffen war. 
Die in Parteiungen und Fraktionen geſpaltene Nation 
fand ſich plötzlich von dem erhebenden Bewußtſein wieder 
vereint, daß das große Werk der Wiedergeburt Deutſch⸗ 
lands durch den Willen und die Kraft des Volkes, durch 
die vereinte Kraft aller ſeiner Glieder und aller Parteien 
vollbracht ſei. Niemand konnte zweifeln und zögern ſich 
dieſem unzweideutigen Ausdruck des Geſammtwillens der 
Nation zu unterwerfen. 

Eine große Deputation von 33 Mitgliedern der Na⸗ 
tionalverſammlung, an ihrer Spitze der Präſident Simſon, 
wurde nun nach Berlin entſendet, um dem Könige von 
Preußen die freudige Botſchaft zu überbringen und ihn zur 
Annahme der Kaiſerwürde aufzufordern, zu der ihn das 
deutſche Volk durch den Mund ſeiner Vertreter erhoben hatte. 
Die Reife, die fie durch einen großen Theil von Nord⸗ 
Deutſchland machten, gab ihnen Zeugniß von der völlig 
veränderten Stimmung des Volks, von dem völligen Er⸗ 
löſchen der Parteikämpfe in denen daſſelbe bis zu dieſem 
Augenblick geſpalten war. In Berlin war die freudige 
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Einmüthigkeit über dieſe endliche Entſcheidung um ſo größer 
als der Sieg für Berlin, für Preußen ein doppelter zu 
ſein ſchien. Wenn gleich damals noch der Belagerungszu⸗ 
ſtand auf dieſer Stadt laſtete, ſo konnte das doch nicht hin⸗ 
dern, daß die Bevölkerung in der freudigſten Stimmung 
der Deputation entgegenging, die am 2. April daſelbſt an⸗ 
kam, daß man überall ihnen kund gab, wie gern man in 
anderer Weiſe ſie in der Reſidenzſtadt des neuen Kaiſers 
empfangen haben würde, wenn nicht die eiſernen Verhält⸗ 
niſſe dem entgegengetreten wären. Doch mußte es einen 
eigenthümlichen Eindruck nicht nur auf die Bevölkerung 
Berlins hervorrufen, ſondern es konnte auch für die Trä⸗ 
ger einer ſo großen und freudigen Botſchaft kein erfreuliches 
Vorzeichen ſein, daß man ihr Erſcheinen nicht benutzte um 
die Feſſeln eines Ausnahmezuſtandes zu löſen, der für die 
Erhaltung der Ruhe und Ordnung längſt nicht mehr noth⸗ 
wendig erſchien. Auch die hier bereits wieder zuſammen⸗ 
getretenen Kammern erklärten ſofort in einer an den König 
gerichteten Adreſſe ihre freudige Zuſtimmung zu den Be⸗ 
ſchlüſſen der deutſchen Nationalverſammlung und ſprachen 
den dringenden Wunſch aus, daß der König von Preußen 
die Krone, die ihm das deutſche Volk angetragen habe, an⸗ 
nehmen möchte. 

In der That glaubte Niemand an der Annahme dieſer 
Wahl zweifeln zu dürfen, und nur hier und da wurde der 
Zweifel ausgeſprochen ob die Annahme eine unbedingte ſein, 
oder ob ſie vielleicht nur unter der Vorausſetzung erfolgen 
würde, daß die übrigen Fürſten Deutſchlands ihre freie Zu⸗ 
ſtimmung zu derſelben nicht verſagten. 

Dieſe Vorausſetzung war keinesweges nur aus den 
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Wünſchen und Hoffnungen des Volkes hervorgegangen, ſon⸗ 
dern ſie war eine vollkommen berechtigte, weil man wußte, 
daß die bedeutendſten Mitglieder der erbkaiſerlichen Partei 
bis zum letzten Augenblick in naher Beziehung zur preußi⸗ 
ſchen Regierung geſtanden und gewiſſermaßen im Sinne und 
mit Zuſtimmung derſelben gehandelt hatten. Auch direkte 
Mittheilungen, die ſich durch wohlunterrichtete Perſonen an 
dieſem Tage verbreiteten, beſtätigten dieſe Erwartungen der 
Bevölkerung und der Deputation, und ſo erſchien der 30. April, 
dieſer geſchichtlich denkwürdige Tag, an welchem ein Wort 
die Hoffnungen und vielleicht die Zukunft einer großen Na⸗ 
tion vernichtete als ſie nach unſäglichen Kämpfen und Opfern 
endlich ihrer Erfüllung gewiß zu ſein glaubte. 

Am 2. war der König nicht in Berlin anweſend; man 
ſagte, er befinde ſich in Freienwalde. In den Frühſtunden 
des 3. wurde die Deputation empfangen. Sie erledigte ſich 
in einfacher und würdiger Weiſe ihres ehrenvollen Auftra⸗ 
ges, indem ſie dem König im Namen des deutſchen Volkes 
die Krone des deutſchen Reiches, wie es durch den Willen 
der Nation neu begründet war, antrug und ihre Anrede 
mit den Worten ſchloß: 

„In der Vollziehung dieſes Auftrages ſtehen wir Ew. 
Majeſtät der Präſident der Reichsverſammlung und 32 ihrer 
Mitglieder in der ehrfurchtsvollen Zuverſicht, daß Ew. Maj. 
geruhen werden, die begeiſterten Erwartungen des Vater⸗ 
landes, welches Ew. Majeſtät als den Schirm und Schutz 
ſeiner Einheit, Freiheit und Macht zum Oberhaupt des Reichs 
erkoren hat, durch einen geſegneten Entſchluß zur glücklichen 
Erfüllung zu führen.“ Der König erwiederte dieſe Anrede 
mit folgenden Worten: 
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„Meine Herren. 

Die Botſchaft, als deren Träger Sie zu mir en 
find, hat mich tief ergriffen. Sie hat meinen Blick auf 
den König der Könige gelenkt und auf die heiligen und 
unantaſtbaren Pflichten, welche mir als dem Könige meines 
Volkes und als einem der mächtigſten deutſchen Fürſten 
obliegen. Solch ein Blick meine Herren macht das Auge 
klar und das Herz gewiß.“ 

„In dem Beſchluß der deutſchen Nationalverſammlung, 
welchen Sie meine Herren mir überbringen, erkenne ich 
die Stimme der Vertreter des deutſchen Volkes. Dieſer 
Ruf giebt mir ein Anrecht deſſen Werth ich zu ſchätzen 
weiß. Er fordert, wenn ich ihm folge, unermeßliche Opfer 
von mir. Er legt mir die ſchwerſten Pflichten auf.“ 

„Die deutſche Nationalverſammlung hat auf mich vor 
Allem gezählt wo es gilt Deutſchlands Einheit und 
Kraft zu gründen. Ich ehre ihr Vertrauen, ſprechen Sie 
ihr meinen Dank dafür aus. Ich bin bereit, durch die 
That zu beweiſen, daß die Männer ſich nicht geirrt haben, 
welche ihre Zuverſicht auf meine Hingebung auf meine 
Treue auf meine Liebe zum gemeinſamen deutſchen Vater⸗ 
lande ſtützen.“ 

„Aber meine Herren ich würde Ihr Vertrauen nicht 
rechtfertigen, ich würde dem Vertrauen des deutſchen 
Volkes nicht entſprechen, ich würde die Einheit Deutſch⸗ 
lands nicht aufrichten, wollte ich mit Verletzung heiliger 
Rechte und meiner früheren ausdrücklichen und feierlichen 
Verſicherungen ohne das freie Einverſtändniß der gekrön⸗ 
ten Häupter der Fürſten und der freien Städte Deutſch— 
lands eine Entſchließung faſſen, welche für ſie und für 
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die von ihnen regierten deutſchen Stämme die entſchei⸗ 
dendſten Folgen haben muß.“ 

„An den Regierungen der einzelnen deutſchen Staaten 
wird es daher jetzt ſein, in gemeinſamer Berathung zu 
prüfen, ob die Verfaſſung den Einzelnen wie dem Ganzen 
frommt, ob die mir zugedachten Rechte mich in den Stand 
ſetzen würden, mit ſtarker Hand, wie ein ſolcher Beruf 
es von mir fordert, die Geſchicke des großen deutſchen 
Vaterlandes zu leiten und die Hoffnungen des deutſchen 
Volkes zu erfüllen.“ 

„Deſſen aber möge Deutſchland gewiß ſein, und das 
meine Herren verkünden Sie in allen Gauen, bedarf 

es des preußiſchen Schildes und Schwertes gegen äußere 
und innere Feinde, ſo werde ich auch ohne Ruf nicht 

fehlen. Ich werde dann getroſt den Weg meines Hauſes 
und meines Volkes gehen, den Weg der deutſchen Ehre 
und Treue.“ — 

Das waren die Worte, mit welchen der König von 
Preußen die ihm angetragene Krone Deutſchlands ablehnte, 
die Worte mit welchen plötzlich uns Allen unerwartet Hoff⸗ 
nungen zurückgedrängt und vernichtet wurden, deren Er⸗ 
füllung man in dieſen Tagen nicht nur nahe, ſondern bereits 
gekommen glaubte. Dieſe Worte mußten nicht nur denen 
unerwartet und erſchütternd ſein, die an den König mit der 
großen Botſchaft der Nation abgeſendet waren, ſondern auch 
eine gleich tiefe Erſchütterung in der Bevölkerung Berlins 
und Deutſchlands hervorrufen. Jetzt endlich hatte man ge⸗ 
glaubt, daß für Deutſchland und Preußen der Moment ge 
kommen ſei, wo beide in Gemeinſchaft und in einander 
aufgehend die große Aufgabe der Deutſchen Nation und des 
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Preußiſchen Staates zu löſen im Stande ſein würde. Jetzt 
endlich, hatte man geglaubt, werde die lange vergeblich ge⸗ 
hegte Hoffnung des deutſchen Volkes ſich erfüllen, und Deutſch⸗ 
land wieder einig und groß ſein unter der neuen Verfaſſung, 
die es ſich ſelbſt gegeben; unter der Führung des Fürſten, den 
es ſelbſt auf den Thron berufen hatte. Die Worte, die am 
3. April zur Deputation der Nationalverſammlung geſprochen 
worden waren, vernichteten dieſe Hoffnung für lange Zeit. 
Wer weiß, welche Stürme über Deutſchland hinweggehen, ehe 
jene wohlbegründete Hoffnung des preußiſchen des deutſchen 
Volks ſich einſt erfüllen wird! 

Ich will der Gerüchte nicht erwähnen, die damals in 
Berlin und auch in weitern Kreiſen verbreitet waren: es 
habe ſich ein fremder Einfluß in den Stunden, die zwiſchen 
der Ankunft jener Deputation und der Antwort verfloſſen 
waren, geltend gemacht; ja man ging ſo weit zu behaupten, 
daß Metternich in der Nähe von Berlin geweſen ſei, und 
Einfluß auf dieſen verhängnißvollen Entſchluß geübt habe. 
Ich gehe darüber hinweg. Die Thatſache iſt gewiß, wenn 
Oeſtreich in Wahrheit in Frankfurt eine Niederlage erlitten 
hatte, ſo ſind die Oeſtreichiſchen Wünſche, vielleicht wider 
Erwarten in Berlin vollkommen erfüllt worden. Es gelang 
das, was Oeſtreich wollte, und für verloren halten mußte, 
zu erreichen. Es wurde die Verfaſſung, es wurden die 
Frankfurter Beſchlüſſe nicht zur Wirklichkeit, und die Preußiſche 
Suprematie in Deutſchland kann jetzt nur durch einen neuen 
blutigen Kampf erreicht werden. 

Wie das deutſche Volk, nachdem dieſe Nachricht in 
weitern Kreiſen bekannt geworden, darüber dachte, kann nicht 
zweifelhaft ſein. Der erſte Eindruck war überall wie hier 
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ein erſchüttender; aber ſehr bald fühlte die Nation, daß jetzt 
noch einmal die unabweisliche Forderung an ſie geſtellt ſei, 
durch die That zu beweiſen, daß ſie das, was ſie ſelbſt 
geſchaffen habe, auch mit vollem Bewußtſein und mit voller 
Kraft zu wahren entſchloſſen ſei. Das deutſche Volk, in dieſem 
Moment einiger denn je, erhob ſich einmüthig, laut und ver⸗ 
nehmlich für die Verfaſſung und die Aufrechthaltung derſel⸗ 
ben, wie ſie in Frankfurt beſchloſſen worden war. Kein 
Unterſchied, kein Gegenſatz der bisher obgewaltet hatte! eine 
Einmüthigkeit, wie nie zuvor und auch ſeitdem nie wieder, 
beherrſchte die Gemüther der ganzen Nation, und dennoch, 
wir müſſen es mit tiefer Beſchämung ausſprechen, iſt es ihr 
nicht gelungen, das von ihr angeſtrebte Ziel zu erreichen. 

Die Nationalverſammlung in Frankfurt aber ſah ſich 
nun plötzlich in derſelben Lage, in der ſich vor Kurzem die 
Verſammlungen in Wien und Berlin befunden hatten, ohne 
daß es den Vertretern der geſammten deutſchen Nation 
angemeſſen erſchienen wäre, ihnen den Schutz und Beiſtand 
gegen die Willkührmaßregeln der Regierungen zu gewähren, 
deſſen ſie damals ſo dringend bedurften. Als die deutſche 
Nationalverſammlung der Contrerevolution in Oeſtreich und 
Preußen keinen Widerſtand leiſtete, glaubte ſie nicht, oder 
wollte ſie nicht glauben, daß die Regierungen, die ſie gegen 
das Volk ſtark machte, die wiedergewonnene Kraft benutzen 
würden, um gemeinſam auch die Vertretung der geſammten 
Nation zu vernichten. Jetzt aber ſah ſie ſich nicht nur von 
Oeſtreich, ſondern eben ſo ſehr von der preußiſchen Regie⸗ 
rung verlaſſen und verleugnet, für deren Erhebung fie alle 
ihre Kraft verwendet hatte, und auf die ſie ſich mit voller 
Kraft ſtützen zu können glaubte. 
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Der Weg, den die deutſche Nationalverſammlung ein⸗ 
zuſchlagen hatte konnte jetzt nicht mehr zweifelhaft ſein, 
wenn ſie nicht freiwillig ſich ſelbſt und die Einheit und 
Freiheit Deutſchlands aufgeben wollte. Es war derſelbe, 
den die preußiſche Nationalverſammlung betreten hatte, aber 
auf dem ſie von ihrer Schweſterverſammlung zu Frankfurt 
verlaſſen worden war; der Weg des entſchiedenen Wider⸗ 
ſtandes gegen die Regierung, von der die Revolution und 
ihre Errungenſchaft, von der das heiligſte Recht der deut⸗ 
ſchen Nation verleugnet wurde; der Weg, auf dem dieſen 
Beſtrebungen der Regierungen gegenüber der Wille und 
die Kraft des Volkes zur Geltung gebracht werden mußte. 

Die Kaiſer⸗Deputation hatte ſchon in Berlin erklärt, 
daß die Antwort des Königs als eine Ablehnung der ihm 
angetragenen Kaiſerwürde angeſehen werden müſſe. Das 
Peußiſche Miniſterium hatte jedoch dieſe Erklärung der De⸗ 
putation nicht angenommen. 

Am 11. April aber gab die Nationalverſammlung ſelbſt 
vor der geſammten Deutſchen Nation die feierliche Erklä⸗ 
rung ab: ſie werde an der in der zweiten Leſung beſchloſſe⸗ 
nen und verkündigten Reichs verfaſſung ſowie an dem in zweiter 
Leſung beſchloſſenen Wahlgeſetz umwandelbar feſthalten. Zu⸗ 
gleich wurde ein Ausſchuß von 30 Mitgliedern erwählt, 
welcher weitere Maaßregeln vorzuſchlagen habe und auf An⸗ 
trag dieſes Ausſchuſſes beſchloß die Nationalverſammlung 
am 25. April, daß die Annahme der Kaiſerwürde die An⸗ 
erkennung der Reichsverfaſſung vorausſetze; daß alle Regie⸗ 
rungen zur Anerkennung dieſer Verfaſſung und der Kaiſer⸗ 
wahl aufzufordern ſeien; daß dieſe Regierungen aber zugleich 
aufgefordert werden ſollten, ſich aller Anordnungen zu ent⸗ 
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halten, durch welche dem Volke und ſeinen Vertretern die 
verfaſſungsmäßigen und geſetzlichen Mittel, ſeinen Willen 
kund zu geben, in dieſem entſcheidenden Augenblick geſchmä⸗ 
lert oder entzogen würden. Endlich aber, da bereits am 
5. April die Oeſtreichiſche Regierung ihre Abgeordneten aus 
Frankfurt abberufen, ihre Anweſenheit jetzt für unnöthig 
und ungeſetzlich erklärt hatte, und ein Theil derſelben 
dieſer Aufforderung bereits Folge geleiſtet hatte, beſchloß die 
Nationalverſammlung, daß von nun an der Präſident der 
Verſammlung ermächtigt ſein ſolle, zu jeder Zeit und an 
jedem Ort die Nationalverſammlung zu berufen, und daß für 
eine beſchlußfähige Verſammlung 150 Mitglieder ausrei⸗ 
chend ſeien. 

Dagegen hatte die preußiſche Regierung, um die Folgen 
der königlichen Antwort ſofort unwiderruflich und von jedem 
Einſpruch der eignen und der allgemeinen deutſchen Volks⸗ 
vertretung unabhängig zu machen, ſchon am 3. April eine 
Circularnote an ſämmtliche deutſche Regierungen erlaſſen, 
in welcher die Antwort des Königs mitgetheilt wird, und 
in der es, im offenbaren Widerſpruch mit der Note vom 
23. Januar und mit gänzlicher Verlängerung der zu Frank⸗ 
furt beſchloſſenen Verfaſſung heißt: 

„Der König habe daran feſtgehalten, daß die Ders 
faſſung Deutſchlands nur im Wege der Vereinbarung 
feſtgeſtellt werden könne. Doch ſei der König bereit, auf An⸗ 
trag der deutſchen Regierungen und unter Zuſtimmung der 
Nationalverſammlung, die proviſoriſche Leitung der Deutſchen 
Angelegenheiten zu übernehmen, und überdies ſei derſelbe 
entſchloſſen, an die Spitze eines Bundesſtaats zu treten, 
der aus den freiwillig ſich anſchließenden Staaten und 
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unter näher feſtzuſtellenden Formen jetzt erſt ſich bilden ſollte; 
und um die Bildung eines ſolchen Bundesſtaats herbeizu⸗ 
führen ſollten ſofort Geſandte von allen bealſchen Staaten in 
Frankfurt zuſammentreten.“ 

Die proviſoriſche Centralgewalt iſt trotz der unſäglichſten 
Anſtrengungen der preußiſchen Regierung niemals in die 
Hand des Königs von Preußen gekommen, die aufgefor⸗ 
derten Geſandten ſind nicht erſchienen, und Preußen hatte 
unmittelbar nach der ihm zugedachten Erhebung die erſte 
Niederlage auf dem diplomatiſchen Gebiete erlitten. Die 
preußiſche Regierung hätte damals ſchon erkennen müſſen, 
welchen Demüthigungen fie den Staat und die Krone Preußens 
durch das von ihr eingeſchlagene Syſtem entgegenführte. 

Dieſer Thatſache gegenüber hatte nicht nur das deutſche 
Volk, ſondern alle ſeine Vertretungen und die Mehrzahl der 
Einzelregierungen ihre Stimme für die Verfaſſung vom 
28. März laut und vernehmlich erhoben. In allen Staaten, in 
welchen noch die Kammern verſammelt waren, hatten dieſe 
die unbedingte Gültigkeit der in Frankfurt beſchloſſenen Reichs⸗ 
verfaſſung ausdrücklich anerkannt. Die Regierungen aller 
kleineren Staaten bis zu Baden hinauf hatten dieſer Erklä⸗ 
rung ihre Zuſtimmung gegeben, und ebenfalls die Reichsver⸗ 
faſſung vom 28. März als gültiges Grundgeſetz der deutſchen 
Nation, den König von Preußen als den erwählten Kaiſer 
des deutſchen Reichs anerkannt. Auch die zweite Preußiſche 
Kammer gab am 21. April die Erklärung, daß ſie die in Frank⸗ 
furt beſchloſſene Verfaſſung des deutſchen Reichs als endgül⸗ 
tiges Grundgeſetz anerkenne, und nur in Würtemberg ſchien 
über dieſe Frage zuerſt ein Konflikt zwiſchen der Regierung 
und dem Volke einzutreten. Auch dort hatten die Kammern 
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die Anerkennung der Verfaſſung vom 28. März ausge⸗ 
ſprochen, man erwarteten die Zuſtimmung des Miniſteriums 
Römer der auch dem Könige das betreffende Zuſtimmungs⸗ 
dekret vorlegte; der König aber verweigerte die Unterzeich⸗ 
nung. Die Kammern erneuten ihren Antrag energiſcher, 
das Volk, die Nationalgarde drängte zur Annahme deſſelben 
von Seiten des Königs. Dieſer aber beharrte bei ſeiner Wei⸗ 
gerung und erklärte offen: er wolle nicht ein Vaſall der 
Hohenzollern ſein. Er glaubte ſich, trotz des allgemeinen 
Verlangens aus der Mitte des Volks, auf ſein Heer ſtützen 
zu können. Aber als er auch dieſem gegenübertrat, und 
auch von dieſem die Erklärung entgegennehmen mußte; es 
würde nicht gegen das Volk kämpfen, das ſich für die deutſche 
Verfaſſung erhoben hätte, da fühlte ſich der König von 
Würtemberg endlich gezwungen, die Verfaſſung des deutſchen 
Reichs und auch das Hohenzollernſche Regentenhaus an der 
Spitze deſſelben anzuerkennen. 

So hatten ſich nun bereits 29 Regierungen entſchieden 
für die Verfaſſung vom 28. März und für die Kaiſerwürde 
Friedrich Wilhelms IV. erklärt, und man durfte erwarten, 
es würde auch endlich von der Preußiſchen Regierung die 
Zurücknahme der Weigerung erfolgen, die ſie der Annahme 
der Verfaſſung und der Kaiſerwürde entgegengeſtellt hatte. 
Sie hatte die Zuſtimmung der deutſchen Regierungen für 
nothwendig gehalten, und ſie war von der überwiegenden Mehr⸗ 
zahl derſelben erfolgt. Nur Oeſtreich hatte, wie zu erwarten 
ſtand, gegen Beides proteſtirt. Sachſen, Hannover und 
Baiern hatten geſchwiegen. 

Um ſo unerwarteter und betrübender mußte daher für 
das deutſche Volk die am 28. April von der Krone und 
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von der Regierung Preußens erfolgte Erklärung fein, daß 
der König mit dem Rath ſeines Miniſteriums ſich 
entſchloſſen habe, die auf Grund der in Frankfurt 
beſchloſſenen Verfaſſung ihm dargebotene Kat 
ſerwürde abzulehnen. 

Das verhängnißvolle dreimalige „Niemals“ mit wel⸗ 
chem der Miniſterpräſident am 21. April in der preußiſchen 
Kammer der hochgehenden öffentlichen Meinung den Krieg er⸗ 
klärt hatte, war in erſchreckender Weiſe in Erfüllung ge⸗ 
gangen. Deutſchlands Einheit war zerriſſen, Preußens Ver⸗ 
gangenheit verleugnet und ſeine Zukunft ſchwer bedroht. 
Der einmüthige und der begeiſterte Wille des preußiſchen 
wie des deutſchen Volks war mit ſchwerer Mißachtung zurück⸗ 
geſtoßen worden. 

Die Geſchichte wird richten über diejenigen, die jenen 
Rath ertheilt haben, ja wir dürfen es ſagen, ſie hat in dieſem 
Augenblick (8. Januar 1851) bereits gerichtet. 

Jetzt erſt fühlten ſich auch die Regierungen von Han⸗ 
nover und Sachſen ermuthigt, zwar nicht gleiche Erklärun⸗ 
gen gegen die Gültigkeit der Reichsverfaſſung abzugeben, 
aber ſofort ihre Volksvertretungen aufzulöſen, damit ſie ſich 
nicht in der Nothwendigkeit ſähen, eine ſolche Erklärung 
gegen den Willen der Kammern abzugeben. 

Auch in Preußen war die Volksvertetung mit dieſem 
Beſchluſſe der Regierung ſofort aufgelöſt worden, und der 
König von Baiern endlich erklärte nun offen und entſchie⸗ 
den, daß er die in Frankfurt beſchloſſene Verfaſſung auch 
ſeinerſeits nicht anerkennen werde. 

Dieſen Thatſachen gegenüber ſah ſich die Nationalver⸗ 
ſammlung in der Nothwendigkeit, auch ihrerſeits entſchiedene 
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Beſchlüſſe zu faſſen. Sie mußte ſich nun endlich mit voller 
Entſchiedenheit auf das Volk und nur aufs Volk ſtützen, 
wenn ihre faſt Jahrelange Arbeit, dieſe Jahrelange 
Hoffnung der Deutſchen Nation nicht ganz vergeblich 
ſein ſollte. 

Das Reſultat dieſer leider nur zu ſpät gewonnenen 
Ueberzeugung ſind die Beſchlüſſe vom 4. Mai die freilich 
nur noch mit einer Majorität 190 gegen 188 gefaßt wur⸗ 
den. Die weſentlichen Punkte derſelben lauten; 

„Die Nationalverſammlung fordert die Regierungen, die 
geſetzgebenden Körper, die Gemeinden der Einzelſtaaten, 
das geſammte deutſche Volk auf, die Verfaſſung des deutſchen 
Reichs vom 28. März zur Anerkennung und Geltung zu 
bringen.“ 

„Sie verordnet den Zuſammentritt des erſten Reichstag 
auf Grund dieſer Verfaſſung auf den 22. Auguſt, die Wahl 
der Abgeordneten auf den 15. Juli.“ 

„Für den Fall des Nichtvertretenſeins einzelner Staaten 
an dem Reichstage werden darauf bezügliche Verordnungen 
der Verfaſſung auf verfaſſungsmäßigem Wege vorbehalten.“ 

„Bis zur Anerkennung der Verfaſſung durch Preußen 
fungirt das Oberhaupt des größten unter den vertretenen 
Staaten als Reichs oberhaupt.“ 

Die Aufforderung der Nationalverſammlung an das 
deutſche Volk, ſich für die Verfaſſung und für die Verwirk⸗ 
lichung derſelben zu erheben, blieb nicht unbeantwortet. 

Schon am 30. April hatte in der Bairiſchen Pfalz eine 
Erhebung ſtattgefunden, in welcher ſich das ganze Volk für 
die Anerkennung der Deutſchen Verfaſſung vereinigte, und 
im Widerſpruch gegen ſeine Regierung erklärte, daß es ſtehen 
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und fallen würde mit der Reichsverfaſſung. Zu gleicher 
Zeit war in Preußen ſelbſt und in den übrigen kleinen 
Staaten wenn auch nicht im offenen Kampf aber doch in 
entſchiedener und energiſcher Weiſe überall eine gleiche Er⸗ 
klärung abgegeben worden. Nach Kölln wurde eine Verſamm⸗ 
lung der rheiniſchen Gemeindevertretungen berufen, welche 
in einmüthigem Beſchluß die Anerkennung und Durchführung 
der deutſchen Reichsverfaſſung forderte, und ſogar mit 
dem Abfall der Preußiſchen Rheinlande drohte, wenn die 
Regierung nicht nachgeben würde. Entſchiedener aber trat 
der Kampf des Volkes gegen die Regierungen, welche die 
Verfaſſung nicht anerkennen wollten, zunächſt in Dresden 
hervor. ' | 
In den erſten Tagen des Mai hatte ſich hier das Volk 
erhoben, um den noch immer ſchwankenden und zaudernden 
König zur definitiven Beſchlußnahme über die Annahme der 
deutſchen Reichsverfaſſung zu beſtimmen. Der König wei⸗ 
gerte ſich in Folge des Preußiſchen Beſchluſſes mit Ent⸗ 
ſchiedenheit. Das Volk erhob ſich mächtiger und drohender, 
der König mußte entfliehen und das Volk blieb nach einem 
kurzen Kampfe gegen das Militair Herr in Dresden, pro⸗ 
klamirte die Gültigkeit der deutſchen Reichsverfaſſung für 
Sachſen, und ſetzte, nach vergeblicher Aufforderung des Kö— 
nigs zur Rückkehr, eine proviſoriſche Regierung ein. Der 
König von Sachſen würde unzweifelhaft, entweder, wie der 
König von Würtemberg, zur Anerkennung der deutſchen 
Reichsverfaſſung, oder zum Aufgeben ſeines Thrones genöthigt 
worden ſein, wenn nicht die Preußiſche Regierung ſich 
veranlaßt gefunden hätte, ihn in dem von ihm gefaßten 
Entſchluſſe des Widerſtandes gegen die deutſche Reichs⸗ 
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verfaſſung und gegen den Willen ſeines Volkes zu beſtärken 
und aufrecht zu halten; wenn nicht endlich Preußiſches Mi⸗ 
litär dem König von Sachſen zu Hülfe gekommen wäre, 
um ihn nach blutigem Kampfe gegen das Volk wiederum 
auf den Thron zu ſetzen. Freilich, das Wohlwollen, die 
Liebe ſeines Volkes konnten ihm die Preußiſchen Waffen 
nicht wiedergewinnen! Welchen Dank aber die Krone Preußens 
für dies Opfer, das ſie dem ſächſiſchen Regentenhauſe brachte, 
in ſpätern Tagen von demſelben geerntet hat, welchen 
Dank ſie noch gegenwärtig erntet, iſt hinreichend und nur 
zu bekannt, als daß es hier einer näheren Erwähnung bedürfte. 

Dieſe Ereigniſſe ſpornten und drängten die deutſche 
Nationalverſammlung zu immer weiteren, immer entſchie⸗ 
deneren Schritten. Nachdem ſie einmal das Volk aufge⸗ 
rufen, nachdem das Volk ihrem Rufe gefolgt war, konnte 
ſie nicht zurückbleiben hinter der Strömung und Bewegung 
deſſelben. Sie durfte es nicht verlaſſen, wo dieſer Bewegung 
durch übermächtige Gewalt eine Unterdrückung drohte. Und 
ſie fand ſich daher im Hinblicke auf die Ereigniſſe in Dresden 
am 10. Mai veranlaßt zu beſchließen: 

„Dem ſchweren Bruche des Reichsfriedens, den die preuts 
ßiſche Regierung durch unbefugtes Einſchreiten im Königs 
reich Sachſen ſich hat zu Schulden kommen laſſen, iſt durch 
alle zu Gebote ſtehenden Mittel entgegenzutreten.“ 

„Neben Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Si— 
cherheit ſind diejenigen Beſtrebungen des Volkes und ſeiner 
Vertreter, welche zur Durchführung der endgültig beſchloſſe⸗ 
nen Reichsverfaſſung geſchehen gegen jeden Zwang und Un— 
terdrückung in Schutz zu nehmen.“ 

Dieſe Anträge waren es, welche auch Gagern, in Ueber— 
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einſtimmung mit dem Beſchluſſe der Nationalverſammlung, 
wenn auch in etwas milderer Form dem Reichs verweſer zur 
Annahme und Ausführung vorlegte. Er erklärte, daß er 
zur Verwirklichung und Anerkennung der Verfaſſung Zwangs⸗ 
maaßregln von Seiten der Centralgewalt nicht angewendet 
wiſſen wolle, daß man aber auch um keinen Preis Inter⸗ 
ventionen im entgegengeſetzten Sinne zulaſſen dürfte; daß 
er den Willen des Volkes nur auf geſetzlichem Wege durch 
ſeine moraliſche Kraft und ohne Aufſtand gegen die Regie⸗ 
rungen zur Geltung bringen wolle, wo aber ein offener 
Conflikt eintrete, überall die Vermittelung der Centralgewalt 
wolle eintreten laſſen. 

Der Reichsverweſer aber verwarf dies Programm, und 
Gagern legte am 10. Mai ſein Miniſterium in die Hand 
deſſelben nieder. 

Die Nationalverſammlung ſah nun auch ihre letzte 
Stütze wanken, die Centralgewalt und der Träger derſelben, 
der Reichs verweſer Erzherzog Johann von Oeſtreich hatte 
ſchon am 28. März erklärt, daß er ſeine Würde in die 
Hände des deutſchen Volkes niederzulegen entſchloſſen ſei. 
Nachdem aber der König von Preußen ſich bereit erklärt 
hatte, die proviſoriſche Centralgewalt zu übernehmen, hatte 
er auf den Wunſch Oeſtreichs ſich entſchloſſen, ſein ſchweres 
Amt noch weiter zu führen; und jetzt verſagte er feine Mit⸗ 
wirkung zur Durchführung der Reichsverfaſſung. Eine 
Deputation aus der Mitte der Nationalverſammlung, die 
ihn zur Ausführung ihrer Beſchlüſſe und zur Annahme des 
Gagern'ſchen Programms dringend aufforderte, ward mit 
der Bemerkung zurückgewieſen, daß er nur nach ſeinen Prin⸗ 
zipien handeln und als redlicher Mann ſeine Pflicht thun werde. 
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Je mehr ihr durch dieſe Weigerung des Reisverwe⸗ 
ſers jedes Mittel zur That fehlte, um ſo energiſcher waren 
die Beſchlüſſe zu denen ſich jetzt die Nationalverſammlung 
gedrängt fühlte; und ſo wurde am 12. Mal beſchloſſen: 

„Die geſammte bewaffnete Macht Deutſchlands einſchließ⸗ 
lich der Landwehr und der Bürgerwehr iſt zur Aufrechthal⸗ 
tung der endgültig beſchloſſenen Verfaſſung feierlichſt zu ver⸗ 
pflichten und die proviſoriſche Centralgewalt wird aufgefordert, 
das demgemäß Erforderliche unverzüglich zu veranlaſſen.“ 

Auf dieſen Beſchluß aber antwortete der Reichsver— 
weſer in ſehr bezeichnender und verſtändlicher Weiſe durch 
Ernennung des Miniſteriums Grävell. 

Dieſe Antwort war das letzte und entſcheidendſte Zeugniß, 
daß auch die Centralgewalt, oder der an der Spitze derſelben 
ſtehende Reichsverweſer, nicht beabſichtigte, die Beſchlüſſe der 
Nationalverſammlung durchzuführen, oder überhaupt dafür 
zu wirken, daß die Reichsverfaſſung ausgeführt und ver— 
wirklicht werde. 

Die Ernennung des Miniſteriums Grävell war eine 
mißachtende Herausforderung des Erzherzogs Johann gegen 
die Nationalverſammlung; denn anders konnte es nicht ges 
deutet werden, wenn in einem ſo entſcheidenden und bedeu⸗ 
tungsſchweren Augenblick die Leitung der Centralregierung 
in die Hand eines Mannes gelegt wurde, den man kaum 
dem Namen nach kannte, der den Forderungen dieſes entz 
ſcheidenden Moments in keiner Weiſe gewachſen war. Mit 
dieſer Ernennung trat der Reichsverweſer der Nationalver- 
ſammlung offenbar nicht nur feindlich, ſondern geringſchätzig 
gegenüber, und erklärte ſtillſchweigend, daß er, unbekümmert 
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um ihre Beſchlüſſe, den Weg zu gehen entſchloſſen fei, der 
ihm gefalle, oder der ihm von Wien her vorgezeichnet war. 

Auf dieſe Weiſe ſah ſich die Nationalverſammlung zum 
Aeußerſten gedrängt. Von Oeſtreich bekämpft, von Preußen 
verlaſſen, das nun gleich Oeſtreich auch ſeine Abgeordneten 
zurückrief; von der Centralgewalt verhöhnt, keine Ausſicht 
von ihr unterſtützt zu werden; vom Volke überflügelt, und 
nicht mehr im Stande, die Erhebung deſſelben in die Bahn 
zu lenken, die ſie ihm vorzuſchreiben gewünſcht hatte, mußte 
fie es endlich verſuchen, dem Volke in feinem raſchen Vor— 
ſchreiten zu folgen. Die Linke drängte; die Rechte hatte 
ſich durch den Austritt vieler Oeſtreicher und Preußen vers 
mindert, und ſo wurde am 19. Mai der Veſchluß gefaßt: 
„ſofort — wo möglich aus der Reihe der regierenden Für⸗ 
ſten einen Reichsſtatthalter zu wählen, der die Rechte 
und Pflichten des Reichsoberhaupts nach Maaßgabe der 
Verfaſſung auszuüben, und ſofort die geeigneten Schritte 
zur Berufung des Reichsparlaments zu thun habe, bis zu 
deſſen Zuſammentritt die gegenwärtige Verſammlung in alle 
Rechte deſſelben eintreten ſollte. Mit dem Vollzuge dieſes 
Beſchluſſes endlich ſollte die Thätigkeit des proviſoriſchen 
Reichsverweſers aufhören.“ 

Auf dieſe Weiſe wollte man ſich des gegenwärtigen 
und widerſtrebenden Reichsverweſers entledigen, und ſofort 
eine Geſtaltung der Verhältniſſe ins Leben rufen, mit der 
man den verfaſſungsfeindlichen Regierungen gegenübertreten 
zu können glaubte. Bis dahin war der drängenden und 
raſch vorſchreitenden Linken auch die Gagernſche Partei 
gefolgt. Hier aber hielt ſie inne; und nach dieſen Beſchlüſſen 
gegen deren Annahme ſie ſich vergebens geſträubt hatte, 
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ſchieden etwa 80 Mitglieder dieſer Partei aus; und die 
Verſammlung ſchien nicht mehr beſchlußfähig werden zu 
wollen. 

Es iſt bekannt, daß die Gagernſche Partei von dieſem 
Moment an entſchieden der preußiſchen Regierung ſich an⸗ 
ſchloß, und ſo lange ſich zum willigen Werkzeug derſelben 
machte, bis ſie ſich völlig abgenutzt und rückſichtslos von 
derſelben beſeitigt ſah. Die Nationalverſammlung ſelbſt 
aber ſah ſich nun genöthigt, ihrerſeits noch weiter in ihren 
Maaßregeln vorzugehen. Es wurde die Zahl einer be⸗ 
ſchlußfähigen Verſammlung von 150 Mitgliedern auf 100 
herabgeſetzt, und am 25. Mai wurde beſchloſſen, daß die 
Truppen der verfaſſungsfeindlichen Staaten ſofort auf die 
Reichs verfaſſung zu vereidigen fein. Am 26. erließ die 
Nationalverſammlung in dieſem Sinne einen Aufruf an 
das deutſche Volk, und beauftragte das Präſidium, mit den 
29 verfaſſungstreuen Regierungen gemeinſame Maaßregeln, 
insbeſondere die ſchleunige Ausbildung ihrer Wehrkräfte, zur 
Durchführung der Verfaſſung zu verabreden; und endlich 
wurde der Beſchluß gefaßt, den Sitz der Nationalverſamm⸗ 
lung von Frankfurt, wo man ſich nicht mehr ſicher glaubte, 
nach Stuttgart zu verlegen. 

Inzwiſchen nämlich hatte ſich die Bewegung des deut⸗ 
ſchen Volkes in vielen Gebieten zur entſchiedenen That ge⸗ 
ſtaltet. Beſonders in einem Theile der Rheinprovinz und 
Weſtphalens war es zum Kampf gegen die Regierung ge⸗ 
kommen, der aber nicht bedeutſam genug war, um den 
energiſchen Anſtrengungen derſelben lange Widerſtand leiſten 
zu können. Ein viel ernſterer Kampf aber bereitete ſich in 
Baden vor, wo ſich die Freunde der Verfaſſung und der 
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Volksfreiheit ſammelten, um den entſcheidenden Kampf gegen 
die verfaſſungsfeindlichen Regierungen aufzunehmen. In 
Würtemberg ſchien das Volk ſich entſchieden für Baden er⸗ 
klären zu wollen; die Pfalz hatte ſich bereits in derſelben 
Richtung erhoben und die Nationalverſammlung glaubte 
daher durch ihre Verlegung nach Stuttgart in den Mittel⸗ 
punkt derjenigen Bewegung einzutreten, durch welche die 
Neugeſtaltung Deutſchlands, wenn auch nicht geſichert, doch 
angebahnt werden ſollte. Es war der letzte Verſuch des 
Volks und ſeiner Vertreter. Sie mußten nach einem kurzen 
aber muthvollen Kampfe der feindlichen Uebermacht unter⸗ 
liegen. 

In Stuttgart endlich war es, wo am 6. Juny die 
verhängnißvollen Beſchlüſſe gefaßt wurden, für welche der 
größte Theil derer, die an denſelben Theil genommen, des 
Hochverraths angeklagt, größtentheils aber freigeſprochen 
worden iſt. Am 6. Juny nämlich wurde von der deut⸗ 
ſchen Nationalverſammlung zu Stuttgart die Einſetzung 
einer Reichsregentſchaft beſchloſſen, und zu Mitgliedern der⸗ 
ſelben ſofort gewählt: Raveaux von Cöln, Vogt von 
Gießen, Schüler aus Zweibrücken, Heinrich Simon 
aus Breslau und Becher aus Stuttgart. 

Ob die Mitglieder dieſer Reichsregentſchaft glaubten, 
die Macht gewinnen zu können, deren ſie zur Durchführung 
ihrer Aufgabe bedurften, wir müſſen's faſt bezweifeln; wenn 
ſie aber glaubten, auch mit geringer Hoffnung auf den end⸗ 
lichen Sieg den Kampf für die heiligſten Rechte der deut⸗ 
ſchen Nation nicht zurückweiſen zu dürfen, ſo können wir 
dieſe Ueberzeugung nicht mißbilligen. ö 

Sie erließen am 7. eine Proklamation an das deutſche 
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Bolf, in der fie demſelben die Uebernahme der Reichsgewalt, 
und ſomit auch des Oberbefehls über alle Reichstruppen 
verkündigten; ſie ſtellten in Uebereinſtimmung mit der Natio⸗ 
nalverſammlung die Erhebung Badens und der Pfalz unter 
den Schutz des Reiches, forderten den Befehlshaber in 
Schleswig auf, nur ihren Verfügungen Gehorſam zu leiſten, 
und den Krieg gegen Dänemark mit Energie zu Ende zu 
führen, theilten dem Reichsverweſer das Erlöſchen ſeiner 
Würde mit, und forderten von demſelben die Auslieferung 
des Staatseigenthums; erklärten die Amtsentſetzung des 
würtembergiſchen General-Lieutenants v. Miller; der ſich 
geweigert hatte, ihren Befehlen zu gehorchen, und beſchloſſen 
endlich, zunächſt aus dem Contingent der verfaſſungstreuen 
Staaten ein Reichsheer zum Schutz des Reichsgebiets und 
der Reichsverfaſſung zu bilden, zu welchem Zweck zunächſt die 
würtembergiſche Regierung aufgefordert wurde, etwa 6000 
Mann ihren unmittelbaren Befehlen unterzuordnen. 

Aber alle dieſe Beſchlüſſe, alle dieſe Anordnungen und 
Befehle fanden kein Organ der Ausführung. Die Reichs⸗ 
regentſchaft gewann bei den Trägern der Gewalt nirgends 
die gehoffte Anerkennung. Ihre Aufrufe und Befehle ver⸗ 
hallten machtlos unter dem Donner der Geſchütze, die bereits 
gegen den letzten Reſt der Volkserhebung gerichtet waren. 
Und Römer ſelbſt, der würtembergiſche Miniſter, der, einem 
widerſtrebenden Fürſten gegenüber, vorangegangen war im 
Kampfe für die Anerkennung und Verwirklichung der Reichs- 
verfaſſung, der die Nationalverſammlung nach Stuttgart 
eingeladen hatte, um ihr dort ein ſicheres Aſyl anzubieten 
er glaubte, als die nun noch alleinſtehende Linke rückſichts⸗ 
los in ihren Maaßnahmen immer weiter vorwärts ging, 
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und Würtemberg zum Schauplatz des verzweifelten Kampfes 
erkoren zu haben ſchien, den man ohne Hoffnung auf Sieg 
gegen eine ungeheure Uebermacht beginnen wollte — er glaubte 
ſich endlich in der Nothwendigkeit, das eigene Land, deſſen 
Wohl er vor Allem zu vertreten hatte, vor dieſer furchtbar 
drohenden Gefahr zu ſchützen. Und gewiß nicht ohne das 
Gefühl des bitterſten Schmerzes faßte er den Entſchluß, der 
Nationalverſammlung das fernere Verbleiben in Stuttgart 
und Würtemberg zu verſagen. Als aber dieſe ſich weigerte, 
ſeiner Forderung nachzukommen, ſchreckte er nicht davor 
zurück, die deutſche Nationalverſammlung, die erwählten 
und berufenen Vertreter des geſammten deutſchen Volkes 
gewaltſam aus einanderzuſprengen. 

Die deutſche Nationalverſammlung, die einzige geſetzliche 
Vertretung der deutſchen Nation, der letzte noch übrig ge— 
bliebene und vollberechtigte Ausdruck der Erhebung von 1848; 
die letzte moraliſche Stütze für die Verwirklichung des ein⸗ 
müthigen Strebens nach Einheit und Freiheit des deutſchen 
Volkes — die Verſammlung, die bis jetzt keine der ver⸗ 
faſſungsfeindlichen Regierungen gewaltſam anzugreifen und 
umzuſtürzen gewagt hatte — ſie ſollte durch die Regierung 
eines Volkes vernichtet werden, das ſich mit Hingebung für 
die von ihr ausgegangene Verfaſſung erklärt, und durch einen 
Mann, der bis zum letzten Augenblick an ihrer Wirkſam⸗ 
keit Theil genommen hatte. — Wir wollen nicht allzuſtrenge 
urtheilen aber einen Mann wie Römer, der bis dahin ſich 
große Verdienſte um die Einheit und Freiheit Deutſchlands 
erworben; die Geſchichte wird richten, weniger über ihn, als 
über diejenigen, durch deren freiheitsfeindliche Beſtrebungen 
ein Mann wie Römer in die Lage kommen konnte, mit 
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brutaler Gewalt gegen die geheiligte Verſammlung der Ver: 
treter der deutſchen Nation zu verfahren, um, wie er meinte, 
ſein engeres Vaterland vor Gefahren zu retten, die nicht 


durch ſie, ſondern durch gemeinſame Feinde demſelben drohten. 
Die übrig gebliebenen Mitglieder der Nationalverſamm⸗ 


lung, die letzten und muthvollen Kämpfer für die von Ga⸗ 


gern proklamirte und dann ſo ſchmählich verleugnete Souve⸗ 
rainität der deutſchen Nation, ſie wahrten die Würde der 
Nation, die ſie zu vertreten hatten, auch in dieſem letzten 
Augenblick; und trennten ſich, eingedenk des in Frankfurt 
gefaßten Parlamentsbeſchluſſes, um ſich als die allein be- 
rechtigten Vertreter des deutſchen Volkes wieder zu verſam⸗ 
meln, wenn das Recht deſſelben wieder anerkannt ſein würde. 


Nachdem mit der deutſchen Nationalverſammlung die 
einheitliche Kraft des deutſchen Volkes gebrochen war, konnte 
es den Regierungen nicht ſchwer werden, die vereinzelten 
Erhebungen für dieſe Einheit mit Gewalt der Waffen nie⸗ 
derzuwerfen. Wir können hier den Kampf, der in der 
Pfalz und beſonders in Baden gegen die ungeheure Ueber⸗ 
macht des preußiſchen Heeres für die Verfaſſung des deut⸗ 
ſchen Reichs geführt wurde, nicht im Einzelnen verfolgen. 
Die traurige Thatſache dieſes Bruderkampfes, der mit be⸗ 
wundernswerthem Muth, aber ohne Hoffnung auf den end» 
lichen Sieg geführt ward; der blutige aber ruhmloſe Sieg 
über ein kleines aber edles Volk, das für ganz Deutſchland 
die Fahne ſeiner Einheit und Freiheit führen zu müſſen 
glaubte, die ſtandrechtlichen Hinrichtungen und Verurthei⸗ 
lungen von Männern, die für eine gute Sache zu kämpfen 
überzeugt waren, und endlich der traurige Abſchied den. 
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nach ſechswöchentlichem Kampfe ſo viele deutſche Männer 
von ihrem Vaterlande nehmen mußten, um auf fremdem Bo⸗ 
den eine Zufluchtsſtätte zu ſuchen, fie ſtehen noch zu lebhaft 
vor Aller Gedächtniß, als daß ſie hier einer ausführlichen 
Darſtellung bedürften. 

Und ſo war denn, wie es ſchien, die Revolution des 
Jahres 1848 vernichtet. Die ſouveraine konſtituirende 
deutſche Nationalverſammlung war nicht mehr, wie die kon⸗ 
ſtituirenden und vereinbarenden Nationalverſammlungen 
Oeſtreichs und Preußen nicht mehr waren. Die Erhebung 
in Baden, in der Pfalz, am Rhein und in Weſtphalen 
vollſtändig unterdrückt; die Beſchlüſſe der Städtetage in 
Kölln und in Königsberg blieben ohne Erfolg; und ſelbſt 
die Centralgewalt des Reichsverweſers, dieſe letzte Ruine der 
Revolution führte nur noch ein Schattendaſein. Die Kontre⸗ 
revolution hatte einen fände Sieg errungen. Sie 
konnte nun ungeſtört an den Aufbau des Werkes gehen, 
das ſie auf dem wiedergewonnenen Boden aufrichten zu kön⸗ 
nen meinte. Wir aber aſchlisßen hier unſere Darſtellung 
die wir der Geſchichte »des“ hen Volkes in den 
Jahren 1848 und 1849 gewidmet haben. Denn an den 
Ereigniſſen, die noch den Reſt des Jahres 1849 füllen, 
hat das deutſche Volk keinen Antheil und will an ihnen 
keinen Antheil haben. Die Geſchichte des ſogenannten 
Dreikönigsbündniſſes, die Geſchichte der Regierungspolitik 
in der wachſenden Zerriſſenheit Deutſchlands zu ſchreiben 
iſt nicht unſere Aufgabe. Möge es uns vergönnt ſein die 
Feder wieder zu ergreifen, wenn das deutſche Volk wieder 
handelnd auf die Bühne der Geſchichte getreten iſt. 
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